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1 Einführung 
Die Bundesregierung hat sich seit 2010 mit dem Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit das 

Ziel gesetzt, Nachhaltigkeit im Verwaltungshandeln umzusetzen. Das Programm wurde 

regelmäßig fortgeschrieben. Die im August 2021 vom Bundeskabinett beschlossene 

Weiterentwicklung des Maßnahmenprogramms1 „Nachhaltigkeit konkret im 

Verwaltungshandeln umsetzen“ sieht eine breite Anwendung von Nachhaltigkeitskriterien in 

der unmittelbaren Bundesverwaltung vor. Diese werden in den zehn folgenden 

Anwendungsbereichen zusammengefasst: 

• Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030 

• Bau, Sanierung und Betrieb der Bundesliegenschaften 

• Mobilität 

• Beschaffung 

• Veranstaltungen 

• Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung 

• Fortbildungen für nachhaltige Entwicklung 

• Gesundheit 

• Gleichberechtigte Teilhabe an Führungspositionen und Vereinbarkeit von Familien-

/Pflegeaufgaben und Beruf 

• Diversität 

Der Umsetzungsstand des Maßnahmenprogramms wird jährlich erhoben. Der vorliegende 

Monitoringbericht 2023 bezieht sich auf den Erhebungszeitraum 1. Januar bis 31. Dezember 

2023. 

 

Die Ressorts sind, unter dem Vorbehalt der Verfügbarkeit der notwendigen Haushaltsmittel 

und der vorhandenen Planstellen und Stellen, dafür verantwortlich, dass das 

                                                             
1 Der Inhalt des geltenden Maßnahmenprogramms ist dem Anhang zu entnehmen. Darin wurden für das Monitoring die 

jeweiligen Maßnahmen beziffert (Wiedergabe in eckigen Klammern). 

Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 

Um ihrer Verpflichtung gerecht zu werden, sämtliches Verwaltungshandeln nachhaltig zu 

gestalten, hat sich die Bundesregierung das Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 

auferlegt. Das Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit für die Bundesverwaltung ist dabei 

wichtiger Bestandteil der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie. Für das Jahr 2025 ist eine 

Evaluierung des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit einschließlich einer 

Überprüfung der Berichtspflichten vorgesehen. In diesem Zusammenhang wird ebenfalls 

eine Wirtschaftlichkeitsuntersuchung gemäß § 7 Absatz 2 Bundeshaushaltsverordnung 

(BHO) durchgeführt. 
(Vgl. DNS 2025 S. 119) 
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Maßnahmenprogramm in ihrem Verantwortungsbereich umgesetzt wird und die gesetzten 

Ziele erreicht werden. Die Maßnahmendarstellungen zu den zehn vorgenannten Bereichen 

im dritten Kapitel wurden von den jeweils für das Monitoring der Maßnahme zuständigen 

Ressorts bzw. Stellen erarbeitet und werden von diesen verantwortet. Dies gilt auch für die 

Einschätzung zum Zielerreichungsgrad. 
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2 Umsetzungsstand des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit 
im Jahr 2023 

Zusammenfassung des Kapitels 

• In 2023 wurden 76 Prozent der Maßnahmen mindestens teilweise umgesetzt. 

• Knapp 60 Prozent der Gesamtzahl der Maßnahmen sind in den Bereichen Bau, 

Mobilität und Beschaffung verortet. 

• Die Bereiche Fortbildung und Gesundheit weisen die höchsten 

Zielerreichungsgrade von 100 Prozent, respektive 83 Prozent auf. 

2.1 Auswertung nach Umsetzungsgrad 

Der Monitoringbericht 2023 zeigt weitere Fortschritte in der Umsetzung der beschlossenen 

Maßnahmen. Der Anteil der vollständig umgesetzten Maßnahmen hat sich im Vergleich zum 

Vorjahr (2022) nahezu verdoppelt und macht knapp ein Fünftel der Maßnahmen aus (siehe 

Abb. 1). Bis Ende 2023 wurden zudem 27 Prozent großteils und 31 Prozent der Maßnahmen 

teilweise umgesetzt. 

Umsetzungsstand des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit nach Erreichungsgrad 

Vergleich für die Jahre 2021-2023, in Prozent 

  

Abbildung 1 Umsetzungsstand des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit nach Erreichungsgrad 
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Im Vergleich zu den Vorjahren ist folglich eine Steigerung der Anzahl von Maßnahmen mit 

einem Erreichungsgrad “teilweise”, “großteils” und “vollständig” zu verzeichnen. Machten 

diese noch 50 Prozent in 2021 und 68 Prozent in 2022 aus, wurden Stand 2023 mehr als drei 

Viertel (76 Prozent) der Maßnahmen mindestens teilweise umgesetzt. 

Positiv zu bewerten ist zudem, dass die verantwortlichen Stellen mit dem Großteil der 

Maßnahmen in die Umsetzung gestartet sind. Denn die Anzahl der noch nicht in Umsetzung 

befindlichen Maßnahmen sank weiter von vormals 9 auf nunmehr noch 7. 

Für sechs Maßnahmen wurde kein Umsetzungsbedarf identifiziert, u.a. weil nach Prüfung 

von einem Umsetzungsbedarf abgesehen wurde oder die Realisierung in einem anderen 

Zusammenhang erfolgt. So findet die Umsetzung der Maßnahmen im Bereich 

Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung in Sonderkonstellationen je nach Möglichkeit und 

Machbarkeit statt. Nach Prüfung zweier Maßnahmen im Bereich Vereinbarkeit von 

Familien-/Pflegeaufgaben und Beruf durch BMI in 2022, wird von der Umsetzung abgesehen. 

Zwei weitere Maßnahmen werden seit Oktober 2022 über den Masterplan Ladeinfrastruktur 

II abgedeckt (M III 3. b und M III 4 d Ziff. 3). Bei einer Maßnahme, für die im Jahr 2022 kein 

Umsetzungsbedarf identifiziert wurde, handelt es sich um die Initiierung eines 

Pilotvorhabens für Raumbuchungsanwendungen. Dieses wird im Rahmen der IT-

Konsolidierung Bund berücksichtigt.  

Gegenstand der bevorstehenden Evaluierung wird auch eine Prüfung dahingehend sein, ob 

Maßnahmen bereits in einem anderen Zusammenhang realisiert werden. 

2.2 Auswertung nach Anwendungsbereich 

Anteil der Maßnahmen pro Anwendungsbereich 

Anwendungsbereich Anteil in Prozent 

I. Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030 5% 

II. Bau, Sanierung und Betrieb der Bundesliegenschaften 20% 

III. Mobilität 17% 

IV. Beschaffung 21% 

V. Veranstaltungen 5% 

VI. Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung 10% 

VII. Fortbildungen für nachhaltige Entwicklung 4% 

VIII. Gesundheit 4% 

IX. Gleichberechtigte Teilhabe 11% 

X. Diversität 2% 

B. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 1% 
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Die obenstehende Tabelle zeigt, dass knapp 60 Prozent der Gesamtzahl der Maßnahmen in 

den Bereichen Bau, Mobilität und Beschaffung zu verorten sind. Somit kommt diesen 

Bereichen ein großes Gewicht in der Umsetzung des Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 

zu. 

Abbildung 2 bietet einen Überblick des Fortschritts bei der Umsetzung von Maßnahmen 

nach Anwendungsbereich. Betrachtet man Maßnahmen, die „großteils“ oder „vollständig“ 

umgesetzt sind, ist festzustellen, dass insbesondere die Bereiche Fortbildung und Gesundheit 

einen hohen Zielerreichungsgrad aufweisen. Dahingegen sollte der Schwerpunkt in den 

Bereichen Bau und Kantinen weiterhin darauf liegen, die bereits begonnene Umsetzung 

weiter zu forcieren. 

Anteil der “großteils” bis “vollständig” umgesetzten Maßnahmen nach Bereichen 

Vergleich für die Jahre 2021-2023 nach Anwendungsbereich, in Prozent 

 

Abbildung 2 Anteil der “großteils” bis “vollständig ” umgesetzten Maßnahmen nach Bereichen 

Anmerkung: I: Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030, II: Bau, Sanierung und Betrieb der Bundesliegenschaften, III: 

Mobilität, IV: Beschaffung, V: Veranstaltungen, VI: Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung, VII: Fortbildungen für 

nachhaltige Entwicklung, VIII: Gesundheit, IX: Gleichberechtigte Teilhabe an Führungspositionen und 

Vereinbarkeit von Familien-/Pflegeaufgaben und Beruf, X: Diversität 
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Deutliche Steigerungen im Vergleich zum Vorjahr sind zudem in den Bereichen Diversität (+ 

50 Prozentpunkte), Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030 (+ 33 Prozentpunkte) und 

Veranstaltungen (+ 22 Prozentpunkte) zu verzeichnen. 

Weniger stark fällt die Steigerung in den Bereichen Gleichberechtigte Teilhabe (+ 6 

Prozentpunkte) und Bau (+ 9 Prozentpunkte) aus. Wenngleich festzuhalten ist, dass sich der 

Umsetzungsgrad im Bereich der Gleichberechtigten Teilhabe auf einem – im Vergleich zu 

anderen Bereichen – hohen Niveau befindet. 

Zusammenfassend zeigt der Monitoringbericht 2023 eine positive Entwicklung in der 

Umsetzung des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit im Vergleich zum Vorjahr.  

Trotzdem sollte der Schwerpunkt der Arbeit weiterhin darauf liegen, bereits in Umsetzung 

befindliche Maßnahmen vollständig zu realisieren. Für jene Maßnahmen, bei denen in 2023 

bisher noch keine oder nur ungenügende Erfolge erzielt wurden, sollten zudem von den 

zuständigen Ressorts (soweit nicht in der Zwischenzeit schon wesentliche Fortschritte erzielt 

worden sind) konkrete Zeitpläne und Ziele entwickelt werden. 
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3 Maßnahmendarstellung 
Die jeweils für das Monitoring der Maßnahmen federführenden Institutionen sowie die für 

die Umsetzung zuständigen Stellen sind angegeben. Die Entscheidung über die 

Erforderlichkeit einer Abstimmung der Darstellungen wurde abschließend von den für das 

Monitoring federführenden Stellen getroffen. 

Maßnahme I. Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030 

Maßnahme I. 1. a) - EMAS Konvoi 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB, BeschA Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme 

Die Koordinierungsstelle Klimaneutrale Bundesverwaltung (KKB) unterstützt u.a. mit 

Konvoiverfahren die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung bei der 

Einführung des europäischen Umweltmanagement- und Auditierungssystems EMAS als 

wichtigem Instrument für die Erhebung des Ist-Standes und die Entwicklung von 

Maßnahmen. Das Beschaffungsamt des BMI schließt in enger fachlicher Abstimmung mit der 

KKB eine Rahmenvereinbarung für die Unterstützung bei der Einführung von EMAS sowie 

für die anschließende Zertifizierung durch einen Umweltgutachter ab. Zu dem mit dem 

Klimaschutzprogramm 2030 gesetzten Ziel, EMAS bis 2025 in allen obersten Bundesbehörden 

und zusätzlich mindestens 300 weiteren Standorten einzuführen, führt sie das Monitoring 

durch. Für den nachgeordneten Bereich des BMVg wird das Umweltmanagementsystem der 

Bundeswehr (UMS-Bw) weiterentwickelt. 

Begründung Stand der Umsetzung 

Die KKB hat im Rahmen von zwei EMAS-Konvois insgesamt dreizehn teilnehmende 

Behörden bei der Einführung von EMAS unterstützt. Im Anschluss hat das Beschaffungsamt 

des BMI in enger Abstimmung mit der KKB im Oktober 2022 mehrere 

Rahmenvereinbarungen über Unterstützungsleistungen zur Einführung und 

Aufrechterhaltung des Umweltmanagementsystems nach der EMAS-Verordnung 

geschlossen. Neben individuellen Beratungen wurden zudem drei Konvoiverfahren 

ausgeschrieben, welche in 2023 gestartet sind. 

Darüber hinaus wurden in einigen Rahmenvereinbarungen erstmals Konvoiverfahren zur 

Aufrechterhaltung des Umweltmanagementsystems nach der EMAS-Verordnung 

aufgenommen. Dies richtet sich an Organisationen, die bereits ein 

Umweltmanagementsystem nach der EMAS-Verordnung zertifizieren konnten. Das Ziel 

dieser Konvoiverfahren ist, den Austausch der teilnehmenden Behörden weiter zu fördern 
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und zu verstetigen. Themen mit Blick auf die Zielsetzung „klimaneutrale Bundesverwaltung 

2030“ können über entsprechende Leistungsabrufe vertieft werden. 

Die KKB begleitet seit 2023 ein Pilotverfahren für die Einführung eines UMS-Tools, um die 

Datenerhebung für die EMAS-Behörden zu vereinheitlichen und zu digitalisieren. An der 

Pilotierung nehmen ca. 40 Bundesbehörden teil. 

Die KKB führt jährlich das Monitoring in Bezug auf die Zielerreichung durch. Gegenwärtig ist 

von einer Zielerreichung auszugehen: Bis 2025 werden alle obersten Bundesbehörden an 

mindestens einem Standort EMAS eingeführt haben. Im Berichtszeitraum haben bereits 77 

Standorte der unmittelbaren Bundesverwaltung EMAS final eingeführt, darüber hinaus 

planen über 300 weitere Standorte die Einführung dieses Systems bis Ende 2025. Im 

nachgeordneten Bereich des BMVg wurde das Umweltmanagementsystem der Bundeswehr 

(UMS-Bw) eingeführt (ca. 1.500 Standorte). 

Maßnahme I. 1. b) Klimabilanz - Datensatz 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Institutionen Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB entwickelt zur Erstellung einer Klimabilanz einen Datensatz für die Ermittlung der 

Treibhausgasemissionen. Diese Daten sind zunächst für alle Behörden und Einrichtungen der 

unmittelbaren Bundesverwaltung zu erheben. Der Datensatz besteht aus den Scope 1 

(direkte) und 2 (indirekte) Emissionen des GHG-Protocol sowie den Emissionen aus den 

Dienstreisen. Darüber hinaus wird die KKB mit den Ressorts (in den 

handlungsfeldspezifischen Innovationsteams sowie im Innovationsteam 

Emissionsbilanzierung) mit Blick auf Scope 3 Emissionen (indirekte vor- und nachgelagerte 

Emissionen) untersuchen, in welchen Bereichen Maßnahmen besondere Wirkung entfalten 

können und hierfür geeignete Indikatoren zur Erfolgsmessung entwickeln. Diesbezüglich 

wird eine gesonderte Quantifizierung zum Maßnahmenmonitoring stattfinden. Die KKB 

stellt bis spätestens Ende 2022 eine effiziente Datenerhebung sicher, die institutionenbezogen 

soweit möglich auf vorhandenen Datenquellen aufbaut, diese ggf. weiterentwickelt und 

ergänzt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Als Grundlage für die Erstellung der Klimabilanz der unmittelbaren Bundesverwaltung ist 

unter Zusammenarbeit der Ressorts ein Basisdatensatz erarbeitet worden. Dieser enthält die 

Emissionen aus Scope 1 und 2 sowie die Emissionen aus den Dienstreisen und wird jährlich 

in diesem Rahmen aktualisiert. 
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Die Untersuchung von weiteren Scope 3-Emissionen hinsichtlich Maßnahmen mit 

besonderer Wirkung sowie die Entwicklung von geeigneten Indikatoren zur Erfolgsmessung 

erfolgt nach Beschluss des Maßnahmenprogramms zur klimaneutral organisierten 

Bundesverwaltung. 

Seit 2022 wird jährlich eine umfangreiche Datenerhebung mit Hilfe des Formular-

Management-Systems (FMS) bei den Institutionen der unmittelbaren Bundesverwaltung 

durchgeführt. Im Rahmen der Liegenschaftsdaten wird auf bereits bestehende Datenbanken 

von BImA / BBSR zurückgegriffen. Auch die Flugdaten aus den Dienstreisen werden zentral 

importiert. FMS wird sukzessive um weitere Schnittstellen / Importfunktionen erweitert. 

Maßnahme I. 1. c) Klimabilanz - Erstellung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB, 

Energiebeauftragter 

Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB erstellt eine erste Klimabilanz mit den Daten aus dem Jahr 2021 den Scopes 1 und 2 

des GHG Protocol und den Emissionen aus den Dienstreisen für die unmittelbare 

Bundesverwaltung und führt dies jährlich fort. Bezüglich der Maßnahmen im Bereich der 

Scope 3 Emissionen wird eine gesonderte Quantifizierung zum Maßnahmenmonitoring 

stattfinden. Die Bilanz wird für die Berichterstattung zu § 15 des Klimaschutzgesetzes und 

Kapitel 3.5.1. des Klimaschutzprogramms 2030 sowie das Monitoring des 

Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit genutzt. Für den Bereich der Liegenschaften im 

ELM-Klassik (Einheitliches Liegenschaftsmanagement) erfolgt die Erhebung und Berechnung 

über den Energiebeauftragten der Bundesregierung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Für das Berichtsjahr 2021 wurde erstmalig eine Datenerhebung bei den Behörden der 

unmittelbaren Bundesverwaltung zum Zweck der Erstellung einer Klimabilanz durchgeführt. 

Die anschließende Analyse der Daten hat Datenlücken ergeben, auf Grund derer keine 

vollständige und qualitativ ausreichende Klimabilanz erstellt werden konnte. Mit der 

Datenerhebung für das Berichtsjahr 2022 wurden diese Probleme größtenteils behoben, so 

dass erstmalig eine Klimabilanz für das Jahr 2022 erstellt und veröffentlicht werden konnte. 

Diese wird jährlich fortgeführt. 

Eine gesonderte Quantifizierung zum Maßnahmenmonitoring ist geplant, sobald 

Maßnahmen im Bereich der Scope 3 festgelegt wurden. Das Monitoring von Emissionen aus 

dem Bereich der Dienstreisen ist bereits Teil der Klimabilanz. 
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Für den Bereich der Liegenschaften im ELM-Klassik stellt der Energiebeauftragte der 

Bundesregierung in Zusammenarbeit mit der BImA die Daten jährlich mittels 

Datenbankschnittstelle zur Verfügung. 

Maßnahme I. 1. d) Klimabilanz - Datenerhebung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB entwickelt mit den Ressorts bis Ende 2021 ein Format für die jährliche, IT-gestützte 

Berichterstattung aller Behörden und Einrichtungen der unmittelbaren Bundesverwaltung 

über den Ist-Stand der Emissionen sowie Maßnahmen zu deren Vermeidung und 

weitestgehender Reduktion. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die IT-gestützte Berichterstattung aller Behörden und Einrichtungen der unmittelbaren BV 

über den Ist-Stand der Emissionen in Form von Verbrauchsmeldungen erfolgt mit Hilfe des 

Formular-Management-Systems des ITZBund. Mit Hilfe dieser Webanwendung findet die 

Datenerhebung einmal jährlich statt. Um Synergien zu schaffen und den 

Verwaltungsaufwand für die Institutionen zu verringern, hat die KKB die Datenerhebung für 

folgende Programme zusammengeführt: 

• Sachstandserhebung zur Umsetzung des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit 

(Federführung BKAmt) 

• Datenerhebung für die Klimabilanzierung der Bundesverwaltung (Federführung KKB, 

BMWK) 

• Erhebung zur Umsetzung des Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetz durch die 

Bundesverwaltung (Federführung BMDV) 

Das Monitoring der Maßnahmen zur Vermeidung und weitestgehenden Reduktion von 

Emissionen wird in das bestehende System integriert, sobald die Maßnahmen festgelegt 

wurden. 
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Maßnahme I. 1. e) Pilotmaßnahmen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Ressorts Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB entwickelt im Einvernehmen mit den Ressorts und weiteren sachlich und fachlich 

beteiligten Behörden für die verschiedenen Handlungsfelder (Liegenschaften, Mobilität, 

Beschaffungen, Veranstaltungen, Kantinen) mindestens zwei Pilotmaßnahmen zur 

Einsparung von Treibhausgasemissionen (übergeordnet oder ressortspezifisch) und startet 

diese bis Ende 2022. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Im Jahr 2022 wurden folgende Pilotprojekte aufgesetzt:  

• Einführung eines softwaregestützten Umweltmanagement-Tools in der GZD 

• Erweiterung der jährlichen Datenerhebung mittels Formular-Management-System  

Für weitere Informationen wird auf den Monitoringbericht 2022 verwiesen. 

Maßnahme I. 1. f) Hinwirkungspflicht gem. § 15 Abs. 3 KSG 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Ressorts Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB klärt mit den Ressorts spätestens bis Mitte 2022, wie die mittelbare 

Bundesverwaltung mit Blick auf die Hinwirkungsklausel gemäß § 15 Abs. 3 KSG einbezogen 

wird. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die KKB hat juristische Grundlagen für die Ausgestaltung der Hinwirkungspflicht 

herausarbeiten lassen. Grundsätzlich ist die Einbeziehung der mittelbaren Bundesverwaltung 

im Rahmen der jeweils individuell gegebenen Möglichkeiten der Aufsicht und/oder 

Beteiligungsführung durch die Ressorts zu gewährleisten. 
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Maßnahme I. 1. g) Maßnahmenprogramm Klimaneutralität 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB erarbeitet bis Ende 2022 ein Maßnahmenprogramm Klimaneutralität für die 

Bundesverwaltung, das die erforderlichen übergeordneten und ressortspezifischen 

Maßnahmen enthält. Es wird dem StA NHK nach Ressortabstimmung spätestens im ersten 

Halbjahr 2023 zum Beschluss vorgelegt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die KKB im BMWK hat unter Beteiligung der Behörden und Einrichtungen der 

Bundesverwaltung den Entwurf eines Regierungsbeschlusses erarbeitet, welcher Vorgaben 

für eine klimaneutrale Organisation der Bundesverwaltung enthält. Dieser baut auf bereits 

im Klimaschutzprogramm 2030 und im „Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit – 

Weiterentwicklung 2021“ beschlossenen Maßnahmen sowie auf umfangreichen Vorarbeiten 

im Rahmen von Innovationsteams und weiteren Austauschformaten mit den Behörden des 

Bundes auf.  

Die Ressortabstimmung ist für das Jahr 2024 geplant.  

*Stand der Umsetzung zum Zeitpunkt der Berichterstellung (April 2025): Der Entwurf 

befindet sich seit dem 5. November 2024 in der Ressortabstimmung. 

Maßnahme I. 2. a) Kompensationskonzept 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Mit Blick auf die Kompensation wird die KKB (Innovationsteam Kompensation) bis 

spätestens Ende 2022 einen ressortabgestimmten Vorschlag zum Verfahren der 

Kompensation und ihrer Finanzierung, zu den Anforderungen an die Qualität von Projekten 

(im In- und Ausland) und zur genauen klimapolitischen Verrechnung der Kompensation 

vorlegen. Bis zum Erreichen der Netto-THGN dient die Kompensation entsprechend dem 

dargestellten Grundsatz als Zwischenlösung, um die Bundesverwaltung gemäß KSG 

spätestens ab 2030 klimaneutral zu organisieren. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Aufbauend auf den Arbeiten im Innovationsteam Kompensation seit 2021 hat die KKB in 

enger Abstimmung mit anderen Ressorts und Behörden ein Kompensationskonzept für die 

Bundesverwaltung entworfen. Der Konzeptentwurf enthält Festlegungen zur Kompensation 

der noch nicht vermiedenen Treibhausgasemissionen im Zusammenhang mit dem Ziel der 

klimaneutralen Organisation der Bundesverwaltung bis 2030. 

Aufgrund des Sachzusammenhangs ist geplant, die Ressortabstimmung für das 

Kompensationskonzept gemeinsam mit dem geplanten Regierungsbeschluss zur 

klimaneutral organisierten Bundesverwaltung entsprechend Maßnahme M.I.1.g im Jahr 2024 

einzuleiten.  

*Stand der Umsetzung zum Zeitpunkt der Berichterstellung (April 2025): Im Rahmen der 

Abstimmung wurde im Ressortkreis beschlossen, zunächst den geplanten 

Regierungsbeschluss abzustimmen, der bereits grundsätzliche Festlegungen zur Rolle der 

Kompensation bei der Erreichung des Ziels der klimaneutral organisierten 

Bundesverwaltung enthält. Damit wurde die Abstimmung der detaillierteren Festlegungen 

zur Kompensation im Kompensationskonzept bis zum Regierungsbeschluss verschoben.  

Maßnahme I. 2. b) Dienstreisekompensation 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB UBA Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Aus dem Bereich Mobilität werden die Treibhausgasemissionen für Dienstreisen und -

fahrten der unmittelbaren Bundesverwaltung bis auf Weiteres weiterhin jährlich zentral über 

das Umweltbundesamt (UBA) kompensiert. Hierfür werden ausschließlich Projekte aus dem 

UN-Basierten Mechanismus für umweltverträgliche Entwicklung (Clean Development 

Mechanism) bzw. dessen Folgemechanismus ausgewählt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Treibhausgasemissionen für Dienstreisen und -fahrten der unmittelbaren 

Bundesverwaltung werden jährlich erhoben. Das UBA führt jährlich Ausschreibungen für 

den Erwerb von Minderungsgutschriften durch, um die erhobenen Emissionen zu 

kompensieren. Dabei werden ausschließlich Projekte ausgewählt, die unter dem Clean 

Development Mechanism registriert sind und sich für die Überführung in dessen 

Folgemechanismus (Paris Agreement Crediting Mechanism) beworben haben. 

Die Daten zu den Treibhausgasemissionen für Dienstreisen und -fahrten der unmittelbaren 

Bundesverwaltung des Jahres 2023 wurden im Jahr 2024 erhoben. 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

16 
 

In dem im Jahr 2024 durchgeführten Vergabeverfahren wurden erneut 

Emissionsminderungen aus einem hochwertigen Klimaschutzprojekt erworben. Es konnte 

jedoch aufgrund eines unzureichenden Angebots nicht die gesamte ausgeschriebene Menge 

beschafft werden. Im Ergebnis wurde das noch bestehende Defizit bei der Kompensation der 

Treibhausgasemissionen des Jahres 2022 verringert, Treibhausgasemissionen des Jahres 2023 

konnten nicht kompensiert werden. Das noch bestehende Defizit beider Jahre soll in der 

nächsten Ausschreibung im Jahr 2025 aufgenommen werden. 

Maßnahme II. Bau, Sanierung und Betrieb der Bundesliegenschaften 

Maßnahme II. 1. a) Umsetzung Energieeffizienzfestlegungen des Bundes (EEFB)(EEFB) 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF/BMVg BImA/BMVg Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralität der Bundesverwaltung in 2030 werden die 

Energieeffizienzfestlegungen des Bundes (EEFB) bei Neubauten sowie Sanierungsvorhaben 

als bauliche Mindestanforderungen entsprechend dem Beschluss vom 25. August 2021 

umgesetzt. Für den Geschäftsbereich des Bundesministeriums der Verteidigung wurden die 

EEFB mit ergänzenden Hinweisen zur Berücksichtigung der militärischen Besonderheiten 

eingeführt.  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die BImA hat die Aufgaben im obenstehenden Sinne in ihren Prozessen verankert und setzt 

sie entsprechend um. 

Bei ihren Neubauvorhaben berücksichtigt die BImA seit dem Jahr 2021 mit der Umsetzung 

des energetischen Zielstandards EGB 40 die Energieeffizienzfestlegungen des 

Klimaschutzprogramms. Die BImA hat im Jahr 2021 ebenfalls begonnen, in 

Bestandsgebäuden im ELM den Zielstandard EGB 55 im Rahmen ihrer 

Instandhaltungsstrategie umzusetzen und setzte dies gemäß EEFB im Jahr 2023 fort. 

Maßnahme II. 1. a) Einführung Energieeefizienzfestlegungen im GB BMVg 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF BMVg Teilweise 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Die Energieeffizienzfestlegungen für klimaneutrale Neu-/Erweiterungsbauten und 

Gebäudesanierungen des Bundes (EEFB) wurden für den Geschäftsbereich des 

Bundesministeriums der Verteidigung mit ergänzenden Hinweisen zur Berücksichtigung der 

militärischen Besonderheiten eingeführt (Erlass BMVg IUD I 6 vom 17. März 2022). Für Neu-

/Erweiterungsbauten werden die EEFB berücksichtigt. Für den Gebäudebestand wurde ein 

Konzept zur Umsetzung der EEFB erstellt, das insbesondere eine erste Hochrechnung über 

zusätzlich benötigte Haushaltsmittel und Personal enthält. Auf diesem Konzept aufbauend 

wurde die Erstellung eines Fahrplans mit verschiedenen Phasen der Umsetzung beauftragt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Bei künftigen Neu-/Erweiterungsbauten sowie Sanierungen werden die EEFB wie jede 

rechtliche Vorgabe bei der Planung und Durchführung berücksichtigt. Aufgrund der Vielzahl 

heterogener Liegenschaften der Bundeswehr mit teils sehr veralteter Bestandsinfrastruktur 

sind konzeptionelle Überlegungen für die Gebäude-, Versorgungsnetz- und 

Liegenschaftssanierungen notwendig, um die Einsatzbereitschaft der Bundeswehr dauerhaft 

zu gewährleisten. 

Maßnahme II. 1. b) Fahrplan zur Umsetzung jährlicher Sanierungsraten(EEFB) 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF/BMVg BImA/BMVg Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralität der Bundesverwaltung in 2030 wird der in dem 

o.g. Erlass EEFB enthaltene Fahrplan zur Umsetzung der Effizienzstandards und Erreichung 

der vorgegebenen jährlichen Sanierungsraten umgesetzt. Ziel ist es, den gesamten 

Gebäudebestand bis 2045 unter Berücksichtigung einer entsprechenden Anlaufzeit einer 

Sanierung zuzuführen. 

Für den Gebäudebestand im Zuständigkeitsbereich des BMVg wurde ein Konzept zur 

Umsetzung der EEFB erstellt, das insbesondere eine erste Hochrechnung über zusätzlich 

benötigte Haushaltsmittel und Personal enthält. Auf diesem Konzept aufbauend wurde die 

Erstellung eines Fahrplans mit verschiedenen Phasen der Umsetzung bis 2045 beauftragt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die BImA hat die Aufgaben im obenstehenden Sinne in ihren Prozessen verankert und setzt 

sie entsprechend um. 

Die BImA hat im 4. Quartal 2021 begonnen die Vorgaben der EEFB im Rahmen ihrer 

Instandhaltungsstrategie umzusetzen. Im Jahr 2023 hat die BImA Baumaßnahmen mit dem 
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Zielstandard EGB 55 auf einer Fläche von ca. 300.000 m² BGF begonnen. Das entspricht der in 

den EEFB für das Jahr 2022 empfohlenen Sanierungsrate in Höhe von 1,0 Prozent. Für das 

Jahr 2023 ist mit den EEFB eine Sanierungsrate von 1,3 Prozent empfohlen, was sich auf eine 

Fläche von 400.000 m² BGF bezieht. Im Jahr 2023 wurden in 156 Gebäuden (435.000 m² BGF) 

im Bereich ELM-Klassik und im Bereich ELM-Bundeswehr Baumaßnahmen begonnen (BAST 

790), die die BImA als Bauherrin durchführt. 

Aufgrund der Vielzahl heterogener Liegenschaften der Bundeswehr mit teils sehr veralteter 

Bestandsinfrastruktur sind weitere konzeptionelle Überlegungen für die Gebäude-, 

Versorgungsnetz- und Liegenschaftssanierungen notwendig, um die Einsatzbereitschaft der 

Bundeswehr dauerhaft zu gewährleisten. 

Maßnahme II. 1. c) Potentiale für Erneuerbare Energien 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF/BMVg BImA/BMVg Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralität der Bundesverwaltung in 2030 werden die 

Potenziale für die Nutzung erneuerbarer Energien (Wärme, Strom und Kühlung) auf 

Bundesliegenschaften beim Neubau und bei der Sanierung systematisch ermittelt und 

genutzt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die BImA hat die Aufgaben im obenstehenden Sinne in ihren Prozessen verankert und setzt 

sie entsprechend um. 

Die BImA führt gemäß ihrer Instandhaltungsstrategie unter der Berücksichtigung der 

Zielsetzung der EEFB energetische Sanierungsmaßnahmen durch. Im Rahmen der 

Grundlagenermittlung zur Planung dieser energetischen Sanierungen prüft die BImA für 

jede Einzelmaßnahme, in wieweit Potentiale zur Nutzung erneuerbarer Energien bestehen 

und genutzt werden sollen – z.B. in Bezug auf die Erstinstallation von Photovoltaikanlagen, 

den Einsatz von Wärmepumpen- bzw. Kühltechnik oder die Anbindung an Fernwärmenetze. 

Gleiches gilt für die Planung von Neubaumaßnahmen (Bauprojekten) der BImA. 

Maßnahme II. 1. d) Nachhaltigkeitsaspekte bei Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF/BMVg BImA/BMVg Vollständig 
umgesetzt 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

19 
 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralität der Bundesverwaltung in 2030 werden, soweit 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Betrachtung alternativer Lösungen vorzunehmen 

sind, den EEFB zufolge, alle Varianten unter denselben energetischen Anforderungen 

betrachtet. Dabei sind Kosten für erhöhten Ausstoß als CO2-Preis und die nicht monetären 

Nachteile aus erhöhtem Energieverbrauch zu berücksichtigen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die BImA hat die Aufgaben im obenstehenden Sinne in ihren Prozessen verankert und setzt 

sie entsprechend um. 

Sowohl bei der Variantenuntersuchung und Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für die 

Unterbringung der Ressorts und nachgeordneten Bereiche der Bundesverwaltungen als auch 

bei der Planung der daraus resultierenden Bauprojekte werden die genannten 

Nachhaltigkeitsaspekte berücksichtigt und alle zu untersuchenden Varianten unter 

denselben energetischen Anforderungen betrachtet. Eine Berücksichtigung von CO2-

Emissionen in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung für den Variantenvergleich findet im 

Rahmen bei Neuunterbringungen des Erkundungsverfahrens statt. Dies geschieht, soweit 

vorhanden, durch eine Berechnung anhand der Emissionswerte aus den Energieausweisen 

oder bei fehlenden Energieausweisen durch einen vorgegebenen Emissionswert. Dabei wird 

aktuell der CO2 Preis für eine Tonne mit 195 € angesetzt. Dieser Wert wird in Abstimmung 

mit der „Koordinierungsstelle Klimaneutrale Bundesverwaltung“ verwendet. 

Maßnahme II. 2. a-d) Anwendung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF BMWSB BI4, BBSR 

WB 5 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Für die Anwendung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) wird folgendes 

festgelegt:  

a) Bei allen Maßnahmen zur Deckung eines Unterbringungs- oder Baubedarfs mit 

einem Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnahmen) ab zwei Millionen 

Euro ist als Mindeststandard „BNB-Silber“ (Gesamterfüllungsgrad von mindestens 65 

Prozent) nachzuweisen. BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) und BMF stellen 

sicher, dass dies weiterhin (wie vor dem 12. März 2020) unabhängig von der Schwelle 

von Kleinen und Großen Baumaßnahmen (VV Nr. 1.1 zu § 54 BHO) gilt. Bei 

Veränderungen ausschließlich von Freianlagen/Außenanlagen ohne 

Herrichtungsmaßnahmen an/in Gebäuden mit einem Gesamtinvestitionsvolumen ab 
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einer Million Euro ist das Modul Außenanlagen mit dem Mindeststandard „BNB-

Silber“ analog anzuwenden; 

b) Sofern für eine Maßnahme keine eingeführte Systemvariante des BNB zur Verfügung 

steht, ist mit „BNB Vario“ (s. 3.b)) eine dem Anforderungsniveau „BNB-Silber“ 

vergleichbare Qualität zu gewährleisten und nachzuweisen. Dies gilt auch für alle 

Maßnahmen zur Deckung eines Unterbringungs- oder Baubedarfs mit einem 

Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnahmen) unter zwei Millionen Euro;  

c) Abweichend von Buchstabe a) soll bei allen noch nicht begonnenen Maßnahmen mit 

einem Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnahmen) ab zwei Millionen 

Euro zur Deckung eines Unterbringungs- oder Baubedarfs der Bundesministerien 

(oberste Bundesbehörden) sowie im Geschäftsbereich des BMUV unter 

Berücksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaftlichkeit darauf hingewirkt werden, 

generell den Standard „BNB-Gold“ (Gesamterfüllungsgrad von mindestens 80 

Prozent) zu realisieren. Bei bereits begonnenen Maßnahmen (eine baufachlich 

abgestimmte Bedarfsplanung liegt bereits vor) entscheidet die Oberste Technische 

Instanz im Einzelfall im Einvernehmen mit dem Maßnahmenträger über die 

Anwendung des BNB und das zu erreichende Nachhaltigkeitsziel. Näheres wird in 

einem entsprechenden Erlass geregelt werden;  

d) Buchstaben a) und b) gelten auch im Zuwendungsbau (Baumaßnahme, die 

mindestens zur Hälfte vom Bund im Wege von Zuwendungen finanziert wird). Der 

Zuwendungsnehmer wird vom Zuwendungsgeber mit dem Zuwendungsbescheid zur 

Umsetzung des BNB entsprechend verpflichtet. Mit dem Verwendungsnachweis ist 

die Umsetzung des „BNB-Silber“ bzw. „BNB-Vario“ nachzuweisen. Für 

Zuwendungsbauten im Ausland kann durch das entsprechend zuständige Ressort 

eine Einzelfallentscheidung getroffen werden. Bis Ende 2022 wird BMWSB2  in 

Abstimmung mit BMF und den anderen betroffenen Ressorts Instrumente und 

Hilfsmittel zur Gewährleistung einer einheitlichen Umsetzung des BNB bei 

Zuwendungsbaumaßnahmen erarbeiten, die bis Ende 2024 Grundlage für die 

Einführung ergänzender Regelungen in den Richtlinien für die Durchführung von 

Zuwendungsbaumaßnahmen (RZBau) werden. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Ein neuer Erlass zur Festlegung der Maßnahmen II. 2. a-d als übergeordnete baupolitische 

Vorgabe entsprechend A.3.7 der neuen RBBau soll gemeinsam mit BNB 2.0 – voraussichtlich 

Ende 2025 – bekanntgegeben werden. 

 

                                                             
2 Zuständigkeit vormals bei BMI. 
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Maßnahme II. 2. e) Anwendung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF BMWSB BI4, BBSR 

WB 5 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Für die Anwendung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) wird folgendes 

festgelegt:  

a) Bei allen Maßnahmen zur Deckung eines Unterbringungs- oder Baubedarfs mit 

einem Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnahmen) ab zwei Millionen 

Euro ist als Mindeststandard „BNB-Silber“ (Gesamterfüllungsgrad von mindestens 65 

Prozent) nachzuweisen. BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) und BMF stellen 

sicher, dass dies weiterhin (wie vor dem 12. März 2020) unabhängig von der Schwelle 

von Kleinen und Großen Baumaßnahmen (VV Nr. 1.1 zu § 54 BHO) gilt. Bei 

Veränderungen ausschließlich von Freianlagen/Außenanlagen ohne 

Herrichtungsmaßnahmen an/in Gebäuden mit einem Gesamtinvestitionsvolumen ab 

einer Million Euro ist das Modul Außenanlagen mit dem Mindeststandard „BNB-

Silber“ analog anzuwenden; 

b) Buchstabe a) gilt analog im Wege des Anforderungsniveaus „PLUS“ des 

Qualitätssiegels Nachhaltiges Gebäude (QNG) (etwa BNB-Silber) ab Ende 2022 auch 

für die Beschaffungsvarianten Anmietung, Kauf, Leasing, Miet-kauf, Öffentlich 

Private Partnerschaft sowie ab 2025 für alle fertiggestellten Neubaumaßnahmen der 

Wohnungsfürsorge des Bundes. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Das Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude steht seit 1. Juli 2021 zur Verfügung. BMF/BImA 

entwickeln dazu die organisatorischen Vorgaben zur operativen Umsetzung. 

Maßnahme II. 2. f) Entwicklung von ressortspezifischen Anforderungsprofilen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB/BMF BMVg Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um alle Unterkunftsgebäude bundesweit in einem einheitlichen Standard umzusetzen, 

wurde in Zusammenarbeit mit der Leitstelle Nachhaltiges Bauen für den GB BMVg auf 

Grundlage der Systemvariante Unterkunftsgebäude eine verbindliche 

Zielvereinbarungstabelle für die verbindliche Planungsvorgabe (vPv) Unterkunftsgebäude 

erstellt. Hierbei wurden die Vorgaben der vPv Unterkunftsgebäude bereits entsprechend 
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bewertet. Für weitere Kriterien, die in der vPv nicht berücksichtigt werden, wurden Vorgaben 

im Rahmen von Minimal- und Maximalwerten getroffen. Standortabhängige Faktoren sind 

weiterhin unberücksichtigt und müssen projektbezogen betrachtet werden. 

Diese Zielvereinbarung wird auch im Bundesbauprogramm für Unterkunftsgebäude zur 

Anwendung kommen. 

Weiterhin ist beabsichtigt, mit der aktuell in der Überarbeitung befindlichen Allgemeinen 

Regelung „Nachhaltiges Bauen“, das BNB-System etappenweise für alle Neubauten der 

Bundeswehr einzuführen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Entwicklung verbindlicher Planungsvorgaben sowie die gleichzeitige Berücksichtigung 

des BNB-Systems erfordert die Unterstützung und die damit verbundenen notwendigen 

Kapazitäten bei den Bauverwaltungen des Bundes und der Länder (BV). Diese sind 

gleichermaßen im operativen Bauprojektmanagement für die Bundeswehr eingebunden, 

weshalb mitunter lange Bearbeitungszeiten entstehen. 

Bei der Bearbeitung der Allgemeinen Regelung „Nachhaltiges Bauen“ ist zudem intensiver 

Abstimmungsbedarf zwischen BMVg, BAIUDBw und den BV‘en notwendig, damit es durch 

die Einführung zu keinen vermeidbaren Verzögerungen bei der Umsetzung von 

Baumaßnahmen kommt. Dieser Abstimmungsbedarf führt ebenfalls zu langen 

Bearbeitungszeiten. 

Maßnahme II. 2. g) Entwicklung Methode zur Abschätzung der 
Ressoureninanspruchnahme und Treibhausgasemissionen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 5/ WB 6 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) entwickelt unter Einbeziehung der relevanten 

Stellen und zuständigen Ressorts bis Ende I. Halbjahr 2022 auf der Grundlage des BNB eine 

Methode zur Abschätzung der Ressourceninanspruchnahme und Treibhausgasemissionen im 

Lebenszyklus für Machbarkeitsstudien und Variantenuntersuchungen zur Bedarfsdeckung. 

Die Methode wird die Umsetzung des vom Leitfaden Nachhaltiges Bauen formulierten 

Grundsatz des Vorrangs der Weiternutzung bestehender Bausubstanz vor deren 

Neuerrichtung unterstützen. Als Grundlage der Entscheidungsfindung zwischen der 

Durchführung einer Neubaumaßnahme gegenüber einer Sanierung im Bestand gelten die 

Festlegungen aus dem o.g. Erlass vom 25. August 2021. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Im BNB existieren bereits Indikatoren zur Beschreibung der globalen Umweltwirkungen von 

Gebäuden. Zu nennen sind u.a. der Indikator Treibhausgaspotenzial (GWP). Die Indikatoren 

werden ergänzt durch einen Indikator der den Rohstoffaufwand beschreibt. In einem 

Forschungsprojekt wurden die Indikatoren RMI (Raw Material Input) und TMR (Total 

Material Requirement) als geeignet für die Darstellung eines Materialfußabdrucks ermittelt. 

Der RMI soll als Hauptindikator im Weiteren in der Ökobilanz zum Einsatz kommen. Über 

ein Forschungsprojekt wird die Erstellung der Werte für die Indikatoren RMI und TMR für 

alle generischen Materialdaten in der Ökobaudat erfolgen. Weiterhin wird an der Aufnahme 

der neuen Indikatoren in die Norm (EN 15804) gearbeitet.  

Darüber hinaus werden nach Beendigung des Forschungsprojekts „Ökobilanzabschätzung“ in 

2023 die Ergebnisse vom BBSR als Excel-Anwendung unter dem Namen PreLCA aufbereitet, 

um sie in 2024 ausgewählten Bauverwaltungen zu Pilotanwendungen zur Verfügung zu 

stellen. 

Maßnahme II. 3. a) und b) Weiterentwicklung und Einführung des BNB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 5 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei Planung, Bau und Betrieb der Bundesliegenschaften sind der Leitfaden Nachhaltiges 

Bauen und das BNB (siehe Internetplattform www.nachhaltigesbauen.de) zu berücksichtigen. 

Das BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) entwickelt das BNB unter Berücksichtigung der 

Vorgaben der Energiefestlegungen (Vorbildfunktion Bundesgebäude) wie folgt weiter und 

führt es entsprechend der Abstimmungen mit den für Bundesliegenschaften zuständigen 

Stellen und Fortschritte schrittweise und insgesamt spätestens bis Ende 2023 ein:  

a) Bei der Bedarfsplanung werden zur Optimierung des Flächenbedarfs 

Suffizienzaspekte berücksichtigt, die u.a. die Wirkungen des Mobilen Arbeitens 

beachten und eine Änderung der mobilitätsbezogenen Infrastruktur in Richtung des 

Umweltverbundes und der Elektromobilität unterstützen.  

b) Die bisherige „sinngemäße Anwendung“ des BNB wird als BNB-Systemvariante „BNB 

Vario“ im Rahmen von Forschungsvorhaben bis Ende 2022 standardisiert und bis 

Mitte 2023 verpflichtend eingeführt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Maßnahmenumsetzung erfolgt im laufenden Projekt „BNB 2.0 / Vario“. Geplant ist die 

vollständige Umsetzung des BNB 2.0 als BNB-Vario im Sinne einer optimalen Abbildbarkeit 

von Mischnutzungen und Maßnahmen, die sowohl Bestandssanierung als auch Neubau 
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betreffen. Die genannten Terminierungen sind in Folge der Umgestaltung des BNB zu einem 

akkreditierungsfähigen Bewertungssystem als Grundlage für das Qualitätssiegel Nachhaltiges 

Gebäude (QNG) nicht erreichbar, da zusätzliche Zwischenschritte im Bereich der 

Systemregistrierung bei der DAkkS in den Projektablauf zu integrieren waren. Speziell die 

Überarbeitung der ökobilanziellen Anforderungswerte hängt von der Umstellung auf eine 

vergleichbare Methodik wie beim QNG und der ÖKOBAUDAT nach A2 ab. Ferner ist eine 

Umstellung auf eine andere Bezugsdatenbank in Diskussion. Die neue ÖKOBAUDAT steht 

erst im Laufe des Jahres 2024 zur Verfügung. Eine Einführung des BNB Vario als BNB 2.0 ist 

für Ende 2024 geplant. 

Die Thematik der Suffizienz wird im BNB im Kriterium 12 „Angemessenheit“ und die 

Thematik der Änderung der mobilitätsbezogenen Infrastruktur im Kriterium 25 „Mobilität“ 

verortet sein. Die Vorgaben des BMF zur Reduzierung des Flächenbedarfs bei 

Bundesbehörden vom 25.07.2023 fließen in die Arbeiten zum Kriterium 12 „Angemessenheit“ 

und ins Kriterium 13 „Flächeneffizienz“ mit ein. 

Die Ergebnisse aus dem in 2023 abgeschlossenen Ressortforschungsprojekt „Evaluation der 

Umsetzung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen“, fließen in die Entwicklungen von 

BNB Vario direkt ein. 

Im Herbst 2023 wurde nach Ausarbeitung aller erforderlichen Antragsdokumente für das 

bestehende BNB 1.0 der Antrag auf Systemregistrierung bei der Deutschen 

Akkreditierungsstelle (DAkkS) eingereicht. 

Maßnahme II. 3. c) Weiterentwicklung und Einführung des BNB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 5 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei Planung, Bau und Betrieb der Bundesliegenschaften sind der Leitfaden Nachhaltiges 

Bauen und das BNB (siehe Internetplattform www.nachhaltigesbauen.de) zu berücksichtigen. 

Das BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) entwickelt das BNB unter Berücksichtigung der 

Vorgaben der Energiefestlegungen (Vorbildfunktion Bundesgebäude) wie folgt weiter und 

führt es entsprechend der Abstimmungen mit den für Bundesliegenschaften zuständigen 

Stellen und Fortschritte schrittweise und insgesamt spätestens bis Ende 2023 ein:  

Das Anforderungsniveau „BNB-Silber“ wird mit den Kriterien „externe 

Umweltschadenskosten“ und „CO2-Fußabdruck“ das Ziel der klimaneutralen 

Bundesverwaltung gewährleisten. Das BNB wird so weiterentwickelt, dass Gebäudekonzepte 

gefördert werden, die in der Jahresbilanz eine negative Energiebilanz aufweisen 
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(Effizienzhaus-Plus-Standard) und diese Energie in den Liegenschaften des Bundes zur 

Verfügung gestellt werden können. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Maßnahmenumsetzung erfolgt im laufenden Projekt „BNB 2.0 / Vario“. Das Kriterium 

„Externe Umweltschadenkosten“ wurde in einem Teilprojekt bereits erarbeitet und stellt 

einen Teil der Weiterentwicklung des Bewertungssystems BNB 2.0 dar. Die Abbildung des 

Ziels der klimaneutralen Bundesverwaltung (Klimaneutralität in Betrieb und Nutzung) 

mittels eines eigenen Indikators ist ebenfalls Teil des Forschungsprojektes BNB 2.0. Das BNB 

orientiert sich zudem an den in 2022 für das QNG entwickelten Siegeldokumenten zur 

Entwicklung von Anforderungswerten zum GWP unter Berücksichtigung eines erweiterten 

Betriebs sowie des Nutzerstroms. 

In 2023 wurden die bisherigen Arbeiten durch die Fragestellung der Transformationspfade 

Energie ergänzt. Vorarbeiten zu Berechnungsmodellen von Absenkpfaden der Energieträger 

und der Berücksichtigung von QNG-spezifischen Fernwärmebescheinigungen wurden 

initiiert. Die Fertigstellung ist für 2024 geplant. 

Maßnahme II. 3. d) Kriterien zur Erfassung der Kreislaufwirtschaft 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 6 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei Planung, Bau und Betrieb der Bundesliegenschaften sind der Leitfaden Nachhaltiges 

Bauen und das BNB (siehe Internetplattform www.nachhaltigesbauen.de) zu berücksichtigen. 

Das BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) entwickelt das BNB unter Berücksichtigung der 

Vorgaben der Energiefestlegungen (Vorbildfunktion Bundesgebäude) wie folgt weiter und 

führt es entsprechend der Abstimmungen mit den für Bundesliegenschaften zuständigen 

Stellen und Fortschritte schrittweise und insgesamt spätestens bis Ende 2023 ein:  

Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft werden Kriterien zur Erfassung und Beurteilung der 

Inanspruchnahme von Ressourcen festgelegt. Die stoffliche Zusammensetzung eines 

Gebäudes wird in Form eines digitalen Material-Inventars erfasst und ein Konzept zur 

Fortschreibung erarbeitet; 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft auf Gebäudeebene wird das existierende 

Bewertungskriterium im BNB „Rückbau, Trennung, Verwertung“ erweitert und mit 

Informationen versehen, die es Planenden ermöglichen, parallel zum Entwurfs- und 

Planungsprozess bereits das Wiederverwendungspotenzial der eingesetzten Baumaterialien 
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zu optimieren. Die Grundlagen wurden über das BBSR mit mehreren Forschungsprojekten 

geschaffen. Damit einher geht die komplette Erfassung aller Baumaterialien und die 

Bewertung des Zirkularitätspotenzials im unverbauten Zustand. Weiterhin findet die 

Bewertung der Rückbaueigenschaften in Form eines Rückbaupotenzials und einer 

Materialverträglichkeit in Bezug auf die Verwertungseigenschaften auf Bauteilebene statt. 

Die Bewertung wird im BNB 2.0 – Kriteriensteckbrief 07 Kreislauffähigkeit erfolgen. Als 

Durchführungshilfe wird an der Ergänzung des vorhandenen Ökobilanzierungs-Tool eLCA 

mit einem Zirkularitätsrechner gearbeitet.  

Die Ergebnisse fließen parallel in die laufende Entwicklung des digitalen Ressourcenpasses 

für Gebäude, als eine der Grundlagen für den Aufbaus eines Material- und Zirkularitäts-

Inventars. 

Maßnahme II. 3. e) Weiterentwicklung BNB-Modul Außenanlagen   

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 5 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei Planung, Bau und Betrieb der Bundesliegenschaften sind der Leitfaden Nachhaltiges 

Bauen und das BNB (siehe Internetplattform www.nachhaltigesbauen.de) zu berücksichtigen. 

Das BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) entwickelt das BNB unter Berücksichtigung der 

Vorgaben der Energiefestlegungen (Vorbildfunktion Bundesgebäude) wie folgt weiter und 

führt es entsprechend der Abstimmungen mit den für Bundesliegenschaften zuständigen 

Stellen und Fortschritte schrittweise und insgesamt spätestens bis Ende 2023 ein:  

Das BNB-Modul Außenanlagen wird mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung der 

grundstücksbezogenen Biodiversität gemeinsam mit BfN weiterentwickelt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Maßnahmenumsetzung erfolgt im laufenden Projekt „BNB 2.0 / Vario“. Ein Teilprojekt 

zur Erarbeitung von Indikatoren, Bewertungsmethode und Benchmarks für das Kriterium 

„Lokale Biodiversität“ für BNB 2.0 wurde in 2022 vorbereitet und Mitte 2023 gestartet. Das 

BfN, BuGG, Naturschutzbund und weitere Akteure werden im Rahmen von 

Expertenworkshops in den Entwicklungsprozess eingebunden. Fertigstellung des Kriteriums 

ist für Sommer 2024 geplant. 
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Maßnahme II. 3. f) Erarbeitung Mindestanforderungen für Baumaterialien und 
Bauprodukte 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 5/6 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei Planung, Bau und Betrieb der Bundesliegenschaften sind der Leitfaden Nachhaltiges 

Bauen und das BNB (siehe Internetplattform www.nachhaltigesbauen.de) zu berücksichtigen. 

Das BMWSB (Zuständigkeit vormals bei BMI) entwickelt das BNB unter Berücksichtigung der 

Vorgaben der Energiefestlegungen (Vorbildfunktion Bundesgebäude) wie folgt weiter und 

führt es entsprechend der Abstimmungen mit den für Bundesliegenschaften zuständigen 

Stellen und Fortschritte schrittweise und insgesamt spätestens bis Ende 2023 ein:  

Das BMWSB erarbeitet unter Beteiligung von BMUV, UBA, BfN, KKB, BMZ, BMEL, BMAS, 

KNB und Thünen Institut bis 1. Halbjahr 2023 konkrete Mindestanforderungen für 

Baumaterialien und Bauprodukte mit dem Ziel,  

(1) die mit Blick auf Nachhaltigkeit besonders relevanten Bauprodukte und Dienstleistungen 

zu identifizieren und hierfür konkrete Anforderungen (z.B. CO2-Ausstoß bei der Herstellung 

(grüner Stahl, Zement)) und wo nötig Verbote/Beschränkungen (u.a. Torf, umweltschädliche 

Kältemittel) festzulegen;  

(2) vorrangig Bauprodukte aus nachwachsenden Rohstoffen und Sekundärbaustoffe sowie 

Bauprodukte mit einem hohen Recyclinganteil einzusetzen sowie rückbaufreundliche und 

recyclingfähige Bauteile zu verwenden. Es sind u.a. der Holzbau und das Bauen mit Bau- und 

Dämmstoffen aus nachwachsenden sowie recycelten Rohstoffen zu stärken. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Vorgaben zum Umgang mit nicht natürlichen Kältemitteln und Anforderungen an die 

Schadstoffvermeidung in Baumaterialien wurden im Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude 

(QNG) eingeführt und werden in das BNB nach erfolgreicher Erstanwendung übernommen.  

Für den Fall des Einsatzes von nicht natürlichen Kältemitteln wurde im QNG die 

Sonderberechnungsvorschrift F-Gase zu den LCA-Bilanzierungsregeln des QNG eingeführt, 

die die ergänzende Berücksichtigung der Treibhausgasemissionen des Moduls B1 (Nutzung) 

regelt. 

Zu (1): Zur Förderung der Recyclingmaterialien wurde über ein Forschungsprojekt die 

Grundlagen zur Einführung von Indikatoren für die Beschreibung eines Materialfußabdrucks 

durchgeführt. Die Arbeiten wurden im Frühjahr 2023 abgeschlossen. Der Materialfußabdruck 

wird zukünftig mit den Indikator Raw Material Input (RMI) und Total Material Requirement 
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(TMR) über die Ökobilanz abgebildet. Die nötigen Daten werden über die Ökobaudat 

voraussichtlich ab Frühjahr 2024 zur Verfügung gestellt. Im nächsten Schritt wird ein 

Benchmarking auf Gebäudeebene betrachtet.  

Parallel wurde im QNG eine Anforderung zum Einsatz von ausgewählten 

Recyclingmaterialien eingeführt. Derzeit werden Anforderungen in den Bereichen Beton, 

Gesteinskörnungen und Pflanzsubstrate gestellt.  

Federführend durch das BMWK wurde parallel in 2023 eine Initiative für „Grüne Leitmärkte“ 

initiiert, die konkreten Anforderungen an Stahl, Zement sowie industrielle genutzte 

Grundstoffe formuliert. Die Überlegungen zur Berücksichtigung von Anforderungen im 

QNG und BNB sind auf die Ergebnisse der Grünen Leitmärkte abzustimmen, erste Ergebnisse 

des BMWK-Projektes sind zu Mitte 2024 zu erwarten. 

Weitere Teilprojekte im BNB 2.0 zur Ermittlung ambitionierter THG-Anforderungswerte 

sind in 2023 begonnen worden. Die Fertigstellung der Arbeiten steht im Zusammenhang der 

Neuberechnung der ÖKOBAUDAT nach Amendment A2. Hier ist die Auslieferung für Mitte 

2024 geplant. 

Zu (2): In Bezug auf nachwachsende Materialien wurde mit der Einführung des QNG die 

BNB-Anforderung an eine nachhaltige Forstwirtschaft übertragen.  

Mit der 2023 verabschiedeten Holzbauinitiative hat sich die Bundesregierung verpflichtet, 

das nachhaltige Bauen mit Holz und anderen nachwachsenden Materialen zu forcieren. 

Insgesamt wurden 8 Handlungsfelder identifiziert, deren Umsetzung in den nächsten Jahren 

dafür sorgen soll, dass das nachhaltige Bauen mit Holz und anderen nachwachsenden 

Materialien einen erheblichen Beitrag zum Klimaschutz leisten kann. 

Maßnahme II. 4. a-e) Erstellung Konzept einer operativen Datenbank 
Bundesliegenschaften 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB/BMF Umsetzung 
noch nicht 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das BMWSB3 erstellt unter Einbindung aller für Bundesliegenschaften zuständigen Stellen 

und unter Berücksichtigung der bereits bestehenden Datenstrukturen (z.B. elektronisches 

Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen (eBNB), elektronisches Liegenschaftsinventar (eLIN) 

und Datenbank der Controlling- und Clearingstelle bei der dem Niedersächsischen 

                                                             
3 Zuständigkeit vormals bei BMI 
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Landesamt für Bau und Liegenschaften (NLBL) (CCS-Datenbank)) ein Konzept für eine bis 

spätestens Ende 2025 operative Datenbank Bundesliegenschaften (ggf. auch über 

Schnittstellen verbundene Datenbanken),  

a) die alle zivilen Bundesliegenschaften im Einheitlichen Liegenschaftsmanagement 

(ELM) der BImA und außerhalb des ELM sowie alle militärischen und nicht 

militärischen Liegenschaften im Bereich BMVg/Bundeswehr (unter Wahrung der 

militärischen Sicherheit) sowie den Zuwendungsbau und die Liegenschaften der 

mittelbaren Bundesverwaltung umfasst; 

b) die die für das Monitoring des Sachstandes der Nachhaltigkeit notwendigen 

qualitativen und quantitativen Daten über die genutzten Liegenschaften und 

Gebäude sowie laufende und abgeschlossene Baumaßnahmen mit den erreichten 

Standards und Zertifizierungen enthält;  

c) die zudem eine zentrale und dezentrale Auswertung nach Nutzern sowie relevanten 

Inhalten (z.B. Sanierungs- und Effizienzstandards, Energieverbräuche, etc.) erlaubt;  

d) für die festgelegt wird, wie und von wem die Daten jährlich im Wege eines digitalen 

Berichtswesens aktualisiert werden;  

e) deren Informationsfluss in die Systemlandschaft des Bundesbaus vollständig 

integrierbar sein muss.  

Zuständig für die Bereitstellung der erforderlichen Daten ist der Maßnahmenträger bzw. 

Eigentümer der Liegenschaft.  

Die BNB-Anwendungen des Bundes sollen im Wege eines digitalen Nachhaltigkeitskatasters 

unter Einbeziehung der Eigentümer und Nutzer gegenüber der Öffentlichkeit kommuniziert 

werden (Bewertungsergebnisse sowie wesentliche ökologische, ökonomische und 

soziokulturelle Eigenschaften). 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die im September 2021 im Entwurf vorgelegte und im September 2023 veröffentlichte 

Novellierung der europäischen Energieeffizienzrichtlinie sieht eine Sanierung und Erfassung 

von Gebäuden öffentlicher Einrichtungen vor. Konkret wird in Artikel 6 EED das 

Ambitionsniveau der energetischen Vorbildfunktion erhöht und eine öffentlich zugängliche 

Datenbank für alle thermisch konditionierten Gebäude verpflichtend, die im Eigentum 

öffentlicher Einrichtungen (Bund/Länder/Kommunen) stehen oder von Ihnen angemietet 

sind. Um Parallelstrukturen zu vermeiden, muss die in der Maßnahme vorgesehene 

Datenbank Bundesliegenschaften konzeptionell und organisatorisch um diese neuen, auch 

den Bundesbau betreffenden Anforderungen erweitert werden. Gleichzeitig muss geprüft 

werden, ob die Erfassung von Gebäuden der Länder und Kommunen ebenfalls integriert oder 

eine Schnittstelle für eine separate Art. 6 – EED Datenbank aufgebaut wird. Eine 

Entscheidung hierzu, die auch Querbezüge zur Verbrauchserfassung gemäß Art. 5 EED 

berücksichtigen muss, wurde in 2024 getroffen. Hieraus ergeben sich insgesamt 

Verzögerungen mit Blick auf die in der Maßnahme vorgesehene Konzepterstellung der 
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Datenbank Bundesliegenschaften, die sich aber nicht zwangsläufig vollumfänglich auf den 

Zeitplan der Implementierung auswirken. 

Maßnahme II. 5. a) Nachhaltiger Liegenschaftsbetrieb und Weiterentwicklung BNB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB  Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das BMWSB4 entwickelt mit dem BMF/der BImA und dem BMVg sowie der KKB, UBA, BfN 

und unter weiterer Beteiligung von Nutzerressorts bis Mitte 2023 die Anforderungen an 

einen nachhaltigen Liegenschaftsbetrieb und die Weiterentwicklung des BNB für den Betrieb 

insbesondere mit dem Ziel der Netto-Treibhausgasneutralität.  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Im Jahre 2023 hat BMWSB die Prüfung angestoßen, unter Bezugnahme auf den bisher nicht 

verpflichtenden Teil C-Empfehlungen für nachhaltiges Nutzen und Betreiben von Gebäuden 

des Leitfadens Nachhaltiges Bauen (Stand 2016) sowie im Lichte der laufenden Reform 

Bundesbau und aktuellen baupolitischen Anforderungen (insbesondere QNG), welche 

Anforderungen an einen nachhaltigen Liegenschaftsbetrieb aus der Sicht der Stakeholder 

(BImA, KKB, BMVg, UBA und BfN)  gestellt werden sollen. Dabei werden auch die 

Erkenntnisse z.B. anhand der bereits verfügbaren Empfehlungen des Deutschen Verbandes 

für Facility Management e.V. (GEFMA) in die Betrachtung einbezogen. Die Ergebnisse werden 

im Laufe des Jahres 2024 vorliegen. 

Maßnahme II. 5. b) Energiemanagement 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Eigentümer und alle 

Nutzer 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bis spätestens Ende 2025 haben die jeweils zuständigen Stellen zusammen mit den Nutzern 

für alle Liegenschaften ein Energiemanagement einzuführen, das die Energieeinsparung, 

Effizienzverbesserung sowie Potenziale und Erzeugung erneuerbarer Energien umfasst. Die 

mindestens zu erfassenden Informationen über den Betrieb der technischen Anlagen sind 

der zwischen BMI und BImA abgestimmten Energiedatenliste des Bundes-

Energiebeauftragten zu entnehmen. 

                                                             
4 Zuständigkeit vormals bei BMI 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die BImA verwaltet derzeit 3.853 zivile Dienstliegenschaften im sog. ELM-Klassik. (ELM = 

Einheitliches Liegenschaftsmanagement). Eine Liegenschaft ist eine zusammenhängende 

Wirtschaftseinheit aus einem oder mehreren Gebäuden. Bisher ist auf keiner Liegenschaft im 

oben genannten Geltungsbereich ein Energiemanagement im Sinne der Definition des UBA  

(https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/wirtschaft-

umwelt/umwelt-energiemanagement/energiemanagementsysteme) abschließend eingeführt 

worden. Gleichzeitig werden in diesen Liegenschaften bereits alle Informationen aus der 

abgestimmten Energiedatenliste des Bundes-Energiebeauftragten erfasst.  

Die BImA hat im Jahr 2023 damit begonnen, auf allen energierelevanten Liegenschaften (d.h. 

mit einem Strom- bzw. Wärmeverbrauch von > 3.000 kWh/a) ein Energiedatenmanagement 

und damit die Grundlagen für ein Energiemanagement zu etablieren. Die Einführung des 

Energiedatenmanagement wird voraussichtlich bis Ende Juni 2025 abgeschlossen sein. Im 

Anschluss an die Etablierung und Anbindung des Energiedatenmanagements an eine 

Plattform, wird die BImA das Energiedatenmanagement in Richtung Energiemanagement 

weiterentwickeln. 

In 66 Liegenschaften außerhalb des ELM (ohne die Liegenschaften des BMVg) wurde im 

Berichtszeitraum ein Energiemanagement abschließend eingeführt. Bis 2026 ist in 9 weiteren 

Liegenschaften die Einführung eines Energiemanagements geplant. Herausforderungen 

bestehen insbesondere durch fehlende Personalressourcen. Bei manchen der Liegenschaften, 

bei denen keine Einführung eines Energiemanagements geplant ist, handelt es sich um 

temporäre Anmietungen, die zum Teil in Zukunft aufgegeben werden, bei anderen handelt es 

sich nur um Teile eines Gebäudes, das gemeinsam mit anderen genutzt wird. 

Bei den Liegenschaften des BMVg, die überwiegend im sogenannten „ELM-Bundeswehr“ 

geführt werden, wird ein Energiemanagement im Sinne eines Energiedaten-Controlling 

bereits angewendet (vgl. jährlicher Energiebericht). Der Aufbau eines 

Energiemanagementsystems entlang der DIN ISO 50001 ist derzeit in Entwicklung. Eine 

erhebliche Herausforderung stellt die Verfügbarkeit personeller Ressourcen dar. Das gemäß 

Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit der Bundesregierung vorgegebene Ziel – Einrichtung 

eines Energiemanagementsystems bis 2025 – kann nach derzeitigem Stand gehalten werden. 

Maßnahme II. 5. c) Meldung energierelevanter Maßnahmen des Bauunterhalts 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BImA, weitere 

Eigentümer 

Umsetzung 
begonnen 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/wirtschaft-umwelt/umwelt-energiemanagement/energiemanagementsysteme
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/wirtschaft-umwelt/umwelt-energiemanagement/energiemanagementsysteme
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Beschreibung der Maßnahme:  

Die Eigentümer der Bundesliegenschaften stellen sicher, dass die der Bauunterhaltung 

dienenden Baubedarfsnachweise (BBN) Maßnahmen zur Energieeinsparung und 

Effizienzverbesserung enthalten.  

Energierelevante Maßnahmen des Bauunterhalts sind von den für den Bund tätigen 

Bauverwaltungen zum Zwecke der zentralen Erfassung und des Monitorings an die 

Controlling- und Clearingstelle (CCS) beim Niedersächsischen Landesamt für Bau und 

Liegenschaften (NLBL) zu melden. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Mit der Reform Bundesbau wurde das Verfahren zur Aufstellung des Baubedarfs 

weiterentwickelt. Die BImA erfasst den energetischen und baulichen Zustand ihrer 

Bestandsgebäude bauteilbezogen, baumaßnahmenbezogen und zyklisch. Dies bildet die 

Grundlage für die Priorisierung und integrierte strategische Planung von Bau- und 

Instandsetzungsmaßnahmen (Bauunterhaltungsmaßnahmen) unter Berücksichtigung des 

energetischen Potenzials und des Instandhaltungsbedarfs. 

Die zentrale Erfassung aller Energiedaten befindet sich in Vorbereitung. Ab Mitte 2025 

werden die Daten der CCS bereitgestellt. Der bundesweit einheitliche Prozess ist zu 

entwickeln. Zudem befindet sich die Datenbank derzeit in einer Weiterentwicklungsphase (s. 

Maßnahme II.4. a) - e)). Der Ansatz, dass innerhalb der nächsten 1 bis 2 Jahre energetische 

Erfassungsdaten insbesondere der BImA für ein zentrales Monitoring bereitgestellt werden, 

wird weiter als realistisch eingeschätzt. 

Maßnahme II. 5. d) Potentiale für erneuerbare Energien 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMF BImA/BMVg Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

BImA und die weiteren Eigentümer sowie BMVg für seinen Geschäftsbereich erheben bis 

Ende 2022 die Flächen und bereits genutzten und noch ungenutzten Potenziale für die 

Generierung erneuerbarer Energien für Strom und Wärme und berichten dies dem BMF und 

der KKB. Dabei werden 

(1) möglichst bis 2025 30 Prozent und bis 2030 alle vorhandenen Potenziale für den Auf- und 

Ausbau von Photovoltaikanlagen genutzt; 
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(2) bis 2023 vom BMI [nunmehr BMWSB] und der KKB in Abstimmung mit den Ressorts Ziele 

und Maßnahmen für die Nutzung der vorhandenen Potenziale zur Deckung des 

Wärmebedarfs mit erneuerbaren Energien entwickelt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die BImA nutzt seit 2023 ihr eigenes Solarkataster für die Ermittlung der Potenziale. Die 

Nutzung des Solarkatasters ist in einen systematischen Prozess eingebunden, um im großem 

Maßstab Photovoltaikanlagen auf Dachflächen zu errichten. Ziel ist, bis zum Jahr 2030 im 

ELM Klassik 1.350 und im ELM Bundeswehr 500 Photovoltaikanlagen zu errichten. Aktuell 

sind auf den Dachflächen der Liegenschaften Anlagen mit einer Gesamtleistung von über 6 

Megawatt (MWp) an Photovoltaikleistung installiert. Des Weiteren sind eigene PV-Anlagen 

mit einer Gesamtleistung von 1,74 MWp konkret in Planung und Errichtung. 

Darüber hinaus erfolgt eine Prüfung, in welchem Umfang im Rahmen der 

Instandhaltungsstrategie auf einzelnen Liegenschaften Photovoltaik oder andere 

Technologien zur Nutzung erneuerbarer Energien eingesetzt werden können. Alle relevanten 

Parameter (z.B. bei PV u.a. Nutzung, Perspektiven, Dachform, Ausrichtung der Dachflächen, 

Größe, Verschattung, etc.) werden im jeweiligen Projektkontext berücksichtigt. 

Die BImA unterstützt die Energiewende und den Klimaschutz über die Bereitstellung von 

Flächen für die Errichtung von Freiflächenphotovoltaik- und Windenergieanlagen. 

Auf Grundlage von Gestattungsverträgen wurden bisher insgesamt 36 

Freiflächenphotovoltaik- und 63 Windenergieanlagen auf Liegenschaften der BImA errichtet. 

Diese Anlagen verfügen über eine Gesamtleistung von rund 400 MW. 

Maßnahme II. 5. e) Sammlung Energieverbräuche in Bundesliegenschaften 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB/BMF/BMVg Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Energieverbräuche in den Bundesliegenschaften (Energiebezug, Nutzung erneuerbare 

Energie, etc.) werden vom Bundes-Energiebeauftragten erhoben und zentral gesammelt. Sie 

sind die Datengrundlage für den jährlichen „Energie- und CO2-Bericht 

Bundesliegenschaften“. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zum Stand der letzten Berichterstattung gibt es für den aktuellen Berichtszeitraum keine 

wesentlichen Änderungen hinsichtlich der Zielerreichung. 
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Für die zivilen Liegenschaften des Bundes im Einheitlichen Liegenschaftsmanagement (ELM) 

werden dem Bundes-Energiebeauftragten durch die BImA Angaben zu den jeweiligen 

Energiebezügen (Wärme und Strom) und den darin enthaltenen Anteilen an erneuerbaren 

Energien übermittelt. Der gelieferte Datensatz enthält jedoch keine Angaben zu den 

tatsächlichen Energieverbräuchen (Wärme und Strom) auf den einzelnen Liegenschaften, da 

die Nutzung erneuerbarer Energien, bspw. im Zuge der Wärmebereitstellung durch 

Wärmepumpen, nicht erfasst wird. Die übermittelten Daten zur Wärmeversorgung sind 

daher für die vorgesehene Berichterstattung nicht nutzbar. Zudem unterscheiden sich die 

jahresspezifischen Datensätze (bspw. im Umfang oder Merkmalen); eine systematische und 

konsistente Datenerfassung ist daher nicht erkennbar.  

Für die zivilen Liegenschaften des Bundes außerhalb des ELM hat das BBSR ein webbasiertes 

Formular entwickelt, mit dem die relevanten Informationen erfasst und an den Bundes-

Energiebeauftragten übermittelt werden können. Erste Nutzer haben dieses Formular bereits 

in ihre Prozesse aufgenommen und liefern Daten zu den Energieverbräuchen (Wärme und 

Strom) sowie zum Anteil erneuerbarer Energien. Eine „flächendeckende“ Nutzung ist aber 

noch nicht erkennbar.  

Die Energieverbrauchsdaten (Wärme und Strom) für die militärischen und 

nichtmilitärischen Liegenschaften der Bundeswehr (BMVg) werden jährlich erhoben und als 

summierte Werte an den Bundes-Energiebeauftragten geliefert.  

Maßnahme II. 5. f) Green IT 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

GreenIT/BMUV BMUV/BImA/Alle 

Ressorts 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Für den effizienten Liegenschaftsbetrieb und die Deckelung der IT-bedingten 

Stromverbräuche kommt dem Projekt Green-IT eine besondere Bedeutung zu. Hierbei ist 

zukünftig die unmittelbare Bundesverwaltung mit einzubeziehen. Die 

Nachhaltigkeitskriterien für die Beschaffung von IT sind weiterzuentwickeln. Die 

bundeseigenen Rechenzentren des Bundes sollen grundsätzlich die Kriterien des Blauen 

Engels (DE-ZU 228) erfüllen. Bei der Beauftragung von externer Rechenzentrumsleistung 

(bspw. Web-Hosting, Server Hosting, Online Datenspeicherung) sollen ebenfalls die Kriterien 

des Blauen Engels berücksichtigt werden. Bei der Anmietung und dem nachfolgenden 

Betrieb von Rechenzentren müssen die Anforderungen, wie z.B. aus der 

Informationssicherheit, dem Daten- und Geheimschutz, im Rahmen der Erkundung und der 

Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mit den Anforderungen des Blauen Engels abgeglichen und 

bewertet werden. Die für die jeweiligen Anforderungen zuständigen Stellen sollen sich 

regelmäßig abstimmen, damit Anforderungen sich nicht widersprechen. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Bundesverwaltung ist verpflichtet, nationale Vorschriften einzuhalten und 

umweltpolitischen Vorgaben der Bundesregierung nachzukommen – dazu gehört die 

Erfüllung der Kriterien des Blauen Engels für Rechenzentren (RZ). Aus diesem Grund 

beschloss der IT-Rat im September 2022 mit dem Beschluss [2022/05] die Fortsetzung der 

Green-IT-Initiative des Bundes um weitere fünf Jahre bis Ende 2027 u. a. mit dem Zweck, eine 

Abfrage mit dem Ziel zur Bewertung der Reife der relevanten Haupt-Rechenzentren für die 

Erfüllung der Blauer Engel-Kriterien durch die Geschäftsstelle Green-IT durchzuführen.  

Um dieses Ziel zu erreichen, wurden Ressorts durch eine IST-Analyse des Umsetzungsstands 

der Kriterien des Blauen Engels in den relevanten Haupt-Rechenzentren (>100 kW 

Anschlussleistung) unterstützt. Im Fokus steht zudem die Einführung eines moderierten 

Marktdialogs mit den relevanten Stellen in der Bundesverwaltung, deren Dienstleistern und 

RZ-Anbietern sowie die Einbindung von BImA und BBR in einen Dialog zum Infrastruktur-

Anteil des Blauen Engels. In der Planung befindet sich zudem die Vorbereitung von 

Handlungsempfehlungen für die Optimierung von konsolidierten Rechenzentren im 

Zusammenhang mit der IT-Betriebskonsolidierung Bund. Diese Aktivitäten werden durch 

die Geschäftsstelle Green-IT durch Beratungs- und Unterstützungsleistungen begleitet.  

Im Juni 2023 wurde eine IST-Analyse zur Erhebung des Umsetzungsstands und der 

grundsätzlichen Umsetzbarkeit der Blauen Engel-Kriterien in den betroffenen 

Rechenzentren durchgeführt. Aus den Ergebnissen dieser Analyse wurden Folgemaßnahmen 

abgeleitet sowie Gespräche mit ausgewählten Behörden zur Klärung unklarer 

Rückmeldungen geführt. Darüber hinaus fanden vertiefende Einzelgespräche mit Behörden 

statt, um die Herausforderungen bei der Umsetzung der Kriterien des Blauen Engels besser 

verstehen zu können. Als zentrale Herausforderungen wurden insbesondere bauliche 

Aspekte, die interne Priorisierung sowie die Verfügbarkeit von Budgets identifiziert. Weitere 

Maßnahmen sind in Planung. 

Maßnahme II. 5. g) Ökostromanteil 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB BMWSB/BMF/BMVg  Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bis Ende 2024 wird der gesamte über den eigenerzeugten Strom hinausgehende 

und aus dem Stromnetz bezogene Strombedarf mit 100 Prozent Ökostrom (außerhalb der 

EEG-Umlagefinanzierung) gedeckt (rd. zwei TWh). 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

In den Liegenschaften der unmittelbaren Bundesverwaltung (innerhalb und außerhalb des 

einheitlichen Liegenschaftsmanagements, ohne BMVg) beträgt der Ökostrom-Anteil des aus 

dem Stromnetz bezogenen Strombedarfs laut der Datenerhebung ca. 64 Prozent des 

Gesamtverbrauchs. Die Reduzierung im Vergleich zum Vorjahr (82 Prozent) hängt mit einer 

neu konzeptionierten Datenerhebung zusammen. Ab dem Verbrauchsjahr 2023 wird 

Ökostrom nur noch als solcher erfasst, wenn eine Vertragszugehörigkeit mit einem Anteil an 

erneuerbaren Energien mit Herkunftsnachweisen von 100 Prozent vorliegt. Sofern keine 

entsprechenden Daten vorliegen, wird der Strom als Strommix erfasst. Die Reduzierung 

beruht auf entsprechenden Datenlücken und nicht auf eine realistische Reduzierung des 

Ökostromanteils. 

Ab 2025 wird der jährliche Strombedarf für den Anteil Bundesverwaltung des 

Geschäftsbereiches BMVg mit 100 Prozent Ökostrom (außerhalb der EEG-

Umlagefinanzierung und über die Beschaffung von Herkunftsnachweisen) gedeckt. 

Maßnahme II. 6. a) und b) Unterstützung bei Ausrichtung von Baumaßnahmen am 
Qualitätssiegen Nachhaltiges Gebäude 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB BI4, BBSR 

WB 5 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das BMWSB5 unterstützt die Länder und Kommunen bei der Ausrichtung von 

Baumaßnahmen am Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude, u.a. durch Bereitstellung der 

Grundlagen für Schulung, Beratung und Zertifizierung nach dem BNB. Hierfür werden“. 

• in Federführung des BMWSB bis Ende 2021 die Möglichkeiten der Einrichtung der 

erforderlichen Stellen mit den Funktionen Systemträger, Zertifizierungs- und 

Beratungsstelle sowie deren Koordination untereinander (insb. zwischen 

"Systemträger/Zertifizierungsstelle" und "Beratungs- und Schulungsstelle") geprüft 

und auf der Grundlage dieser Prüfung in 2022 unter Vorsitz des BMWSB Gespräche 

mit den Ländern und den kommunalen Spitzenverbänden geführt.  

• Auf der Basis dieser Gespräche prüft die Bundesregierung unter Federführung des 

BMWSB (bis Ende 2023) die organisatorischen und finanziellen Rahmenbedingungen 

für die Erweiterung des Angebotes der Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung 

auf Angelegenheiten der Beratung und Schulung zum nachhaltigen Bauen.  

                                                             
5 Zuständigkeit vormals bei BMI 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Mit der Durchführung der Maßnahme wurde in 2022 mit einem Projektauftrag „BNB 2023+“ 

an die PD-Berater der öffentlichen Hand GmbH begonnen. Wesentliches Ziel des Projekts ist 

die Weiterentwicklung der Akteurskonstellation und organisatorischen Strukturen des BNB 

als Grundlage für ein zukunftsfähiges Bewertungssystem für Bund, Länder und Kommunen. 

Eine umfangreiche Beteiligung der Stakeholder ist für 2023 vorgesehen. Die Konzeption 

BNB2023+ wurde Mitte 2023 vorgelegt. Der Endbericht mit geschätzten Finanzmittelaufwand 

wurde vorgelegt.  

Ein wichtiger Bestandteil des Projekts „BNB 2023+“ ist die Organisation der Beratung und 

Schulung zum nachhaltigen Bauen auf Basis des BNB entsprechend II. 6. b. Hierzu fanden 

zunächst Anfang des Jahrs 2023 Workshops mit Akteuren des BNB statt. Nach der 

Auswertung dieser Workshops kann die Möglichkeit und das Erfordernis der Integration der 

Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung in die BNB-Akteurslandschaft geprüft werden. 

Maßnahme II. 7. Gewährleistung Personalkapazitäten im BBSR 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWSB BMWSB/BMF Umsetzung 
noch nicht 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Personalkapazitäten im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumforschung (BBSR) und 

in den für den Bund tätigen Bauverwaltungen werden so gestärkt, dass sie dem 

Aufgabenzuwachs im Bereich Nachhaltiges Bauen gerecht werden können. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Das BBSR hat nach Prüfung des Maßnahmenprogramms die zur Umsetzung der Maßnahmen 

der Ziffer II erforderlichen zusätzlichen Personalkapazitäten in Folge des Aufgabenzuwachses 

in 2022 und wiederholt in 2023 neu ermittelt und den sich ergebenden Stellen(mehr)bedarf 

an das BMWSB gemeldet.  

Im Zuge der Aufstellung des Personalhaushaltes wurden bislang keine zusätzlichen Stellen 

zur Erfüllung der Aufgaben aus dem Maßnahmenprogramm für das BBSR geschaffen. 
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Maßnahme III. Mobilität 

Maßnahme. III. 1. a) - c) Mobilitätsmanagement 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Ressorts Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Ausrichtung der Mobilitätsbereiche Dienstreisen, Dienstfahrten, Fuhrpark und 

Arbeitswege am Leitbild der Nachhaltigkeit führen alle obersten Bundesbehörden ein 

Mobilitätsmanagement ein. 

a) Die dafür erforderlichen Beschäftigtenbefragungen werden bis Ende 2023 

abgeschlossen. 

b) Hierfür stellt die KKB unter Einbindung des BMVD über die Leitfäden des BMVD und 

des UBA hinaus bis Ende 2021 einen Musterfragebogen zur Verfügung und prüft die 

Möglichkeiten einer Unterstützung der Auswertung und Erarbeitung der 

Maßnahmen (z.B. gemeinsame externe Beratung/Rahmenvereinbarung vergleichbar 

mit EMAS-Konvoiverfahren). 

c) Auf Basis der gewonnenen Erfahrungen wird ein Mobilitätsmanagement auch in den 

Geschäftsbereichen eingeführt; die dafür erforderliche Beschäftigtenbefragung in 

allen Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung soll möglichst bis Ende 

2024 abgeschlossen werden. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Insgesamt haben knapp 17 Prozent der Behörden zum Stichtag 31.12.2023 bereits eine 

Beschäftigtenbefragung zur Mobilität durchgeführt. In weiteren gut 61 Prozent der Behörden 

ist diese in Planung. Rund 16 Prozent der Behörden haben ein Mobilitätsmanagement 

eingeführt, bei weiteren gut 26 Prozent planen dies. 

Vorarbeiten zur Erstellung eines Musterfragebogen haben zwar stattgefunden, konnten 

seitens der KKB in 2023 aber noch nicht abgeschlossen werden.  

*Stand der Umsetzung zum Stand April 2025: Im Jahr 2024 hat die Deutsche Energie Agentur 

(dena) hat im Auftrag der KKB gemeinsam mit den Behörden Fragebögen und 

Handlungsempfehlungen für ein behördliches Mobilitätsmanagement in der 

Bundesverwaltung entwickelt. Insgesamt wurden folgende Unterlagen erstellt und sind auf 

der Webseite der KKB (www.klimaneutraleverwaltung.de) einsehbar: 

• Musterfragebogen für eine Beschäftigtenbefragung Mobilität  

• Mobilitätscheckliste 

http://www.klimaneutraleverwaltung.de/
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• Empfehlungen zur Erhebung, Auswertung und Nutzung von Mobilitätsdaten, mit 

einer Sammlung von Praxisbeispielen zu Handlungsmaßnahmen 

• Prozessleitlinie 

• Arbeitshilfe Erhebung, Auswertung und Nutzung von Mobilitätsdaten  

• Auswertungstool  

Maßnahme. III. 2. a) Grundsatz der Reisevermeidung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Ressorts Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme: 

Die Behörden und Einrichtungen setzen den Grundsatz der Reisevermeidung gemäß § 2 

Absatz 1 Satz 3 Bundesreisekostengesetz konsequent um und sensibilisieren ihre 

Beschäftigten mit Blick auf die Bevorzugung nachhaltiger und insbesondere 

klimafreundlicher Reiseoptionen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Bei der Anordnung bzw. Genehmigung von Dienstreisen ist der Grundsatz der 

Reisevermeidung zwingend zu berücksichtigen. Die Umsetzung erfolgt durch die Ressorts. 

Die Sensibilisierung der Beschäftigten, klimafreundliche Reiseoptionen zu bevorzugen und 

Dienstreisen nur dann durchzuführen, wenn sie unvermeidbar sind, erfolgt fortlaufend. 

Maßnahme III. 2. b) Vorrang der Bahnnutzung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Ressorts Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme: 

Sie wirken darauf hin, dass bei Inlandsdienstreisen und Dienstreisen in das benachbarte 

Ausland (insbesondere gut angebundene Großstädte) vorrangig die Bahn genutzt wird. Die 

dadurch entstehenden Kosten sind in voller Höhe erstattungsfähig (§ 3 Absatz 1 des 

Bundesreisekostengesetzes). Zu berücksichtigen sind neben dienstlichen Gründen Aspekte 

der Vereinbarkeit von Familie/Pflege und Beruf. Alle Bahnfahrten des Bundes mit der 

Deutschen Bahn AG gelten als klimaneutral. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Umsetzung erfolgt durch die Ressorts im Rahmen der Dienstreiseabwicklung. Das 

Bundesreisekostengesetz (BRKG) sieht die Erstattung der Bahnkosten in voller Höhe vor. 
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Maßnahme III. 2. c) Änderung des Flugverhaltens 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Ressorts Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme: 

Für innereuropäische und interkontinentale Dienstreisen sind bei Flugreisen Direktflüge zu 

bevorzugen soweit dadurch ggf. entstehende Mehrkosten in angemessenem Verhältnis zu 

den Zielen der Umweltverträglichkeit und Nachhaltigkeit stehen. Nach Änderung der 

Auslandsreisekostenverordnung ist bei einer Flugzeit von bis zu vier Stunden die niedrigste 

Flugklasse (Economy oder vergleichbare Klasse) zu wählen. Innerdeutsche Flüge sollen 

zugunsten emissionsärmerer Verkehrsmittel vermieden werden; Aspekte der Vereinbarkeit 

von Familie/Pflege und Beruf sind neben dienstlichen Gründen auch hier zu berücksichtigen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die rechtlichen Maßgaben wurden mit der Änderung der Auslandsreisekostenverordnung im 

Jahr 2021 geschaffen. Die Umsetzung der Maßnahme erfolgt bei der Buchung der Reisemittel. 

Maßnahme III. 2. d) Vorrang emissionsarmer Fahrzeuge bei Anmietung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Ressorts Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme: 

Sofern im Rahmen einer Dienstreise die Anmietung von Kraftfahrzeugen oder Taxinutzung 

erforderlich ist, sollen vorrangig emissionsarme Fahrzeuge – möglichst Elektrofahrzeuge – 

gewählt sowie eine entsprechende Erstattung der nachgewiesenen Kosten rechtlich 

ermöglicht werden. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Nach reisekostenrechtlichen Bestimmungen sollen bei Anmietung eines Mietwagens 

vorzugsweise Elektrofahrzeuge angemietet werden. Sofern Elektrofahrzeuge verfügbar sind, 

können die Kosten daher berücksichtigt werden.  

Maßnahme III. 2. e) Verzeichnis mit als nachhaltig zertifizierten Hotels 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI BMI/BMF (mit 

UBA/BMUV) 

Teilweise 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Das vom BMI mit BMF herausgegebene Hotelverzeichnis wird sukzessive bis Ende 2023 auf 

zertifizierte nachhaltige Hotels umgestellt. Sofern kein Hotel des Verzeichnisses gewählt 

werden kann, können bis zu 20 Prozent höhere Kosten für ein zertifiziertes nachhaltiges 

Hotel anerkannt werden. Die entsprechenden Kriterien werden mit UBA und BMUV 

abgestimmt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

In 2023 konnte das Ziel auf Grund fehlender Informationen und Entscheidungen des UBAs 

nicht erreicht werden.  

Die fehlende Nachhaltigkeitszertifizierung in der Hotellerie wurde als großes Hemmnis zur 

Umsetzung der geforderten ausschließlichen Aufnahme nachhaltig zertifizierter Hotels 

identifiziert. Die Abstimmung mit dem zuständigen BMUV und dem UBA hinsichtlich der 

Umsetzung – insbesondere welche Zertifikate als Nachhaltigkeitszertifikate im Sinne des 

Maßnahmenprogramms gelten – ist noch nicht abgeschlossen. 

Um Dienstreisende bei der Auswahl nachhaltig handelnder Hotels zu unterstützen, wurde die 

Sortierung der TMS-Hotellisten angepasst. Es werden an jedem Geschäftsort zunächst die 

Häuser preislich aufsteigend dargestellt, die über ein anerkanntes Zertifikat verfügen. Häuser, 

die über keines der o.g. Zertifikate verfügen, werden – ebenfalls preislich aufsteigend – im 

Anschluss gelistet. 

Maßnahme III. 2. f) Dienstfahrräder 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Alle Behörden und Einrichtungen sollen (ggf. nach Bedarfsabfrage) ihren Beschäftigten für 

Dienstreisen am Dienstort zeitnah bedarfsgerecht Dienstfahrräder und Elektrofahrräder zur 

Verfügung stellen und deren Nutzung bewerben. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Im Jahr 2023 standen in gut 71 Prozent der Behörden Dienstfahrräder (mit und ohne 

Elektroantrieb) zur Verfügung. Das entspricht einer Steigerung um 5 Prozent zum Vorjahr. 

Knapp die Hälfte der Behörden macht aktiv Werbung für die Nutzung der Dienstfahrräder. 
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Maßnahme III. 2. g) Videokonferenzsystem 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um die Vermeidung von Dienstreisen zu unterstützen, werden die technischen 

Möglichkeiten für die Durchführung von Videokonferenzen laufend verbessert und 

ausgebaut. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Alle Behörden verfügen über einen dienstlichen Zugang zu Videokonferenzen.  

Gut 72 Prozent der Behörden bewerten die Ausstattung als sehr gut bis gut, und knapp 28 

Prozent bewerten die Ausstattung als befriedigend oder ausreichend.  

Gut 80 Prozent der Behörden haben Verbesserungen in Bezug auf die Videokonferenz-

Möglichkeiten vorgenommen. 

Maßnahme III. 2. h) Evaluierung Bundesreisekostengesetz 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWK/KKB Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen in Umsetzung der gesetzlichen Regelungen (BBG 

i.V.m. BRKG, ARV) zu evaluieren und ggf. nachzusteuern, werden für jedes Kalenderjahr 

folgende ressort- und behördenspezifischen Daten erhoben: 

(1) Anzahl (Coupons), Distanz (Meilen) und Serviceklassen der Flüge (innerdeutsch, 

innereuropäisch, interkontinental),  

(2) Bahnfahrten mit der Deutschen Bahn (national und mit Auslandsbezug soweit Beginn 

oder Ende der Reise in Deutschland liegen) – sofern keine eigene BMIS-Nummer für die 

Behörde vorliegt, kann eine Sammelauswertung erfolgen (z.B. für Ressort und 

nachgeordneten Bereich),  

(3) Fahrten mit privaten Pkws (Gesamtdistanz aller Fahrten in km; perspektivisch soweit 

möglich auch Erhebung für Mietwagen und Taxi). 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die o.g. Maßnahme ist eine Sachstandsdarstellung und hat keine Umsetzungsziele. Die 

Ergebnisse der Auswertung können jedoch für die Bewertung von Maßnahmen im 

Zusammenhang mit Dienstreisen genutzt werden. 

1) Daten zu Flugreisen (Auswertung der vom BVA bereit gestellten Daten) 

Erläuterung zur Methodik und den vorherigen Berichterstattungen: Die Emissionen von 

Flugreisen im Jahr 2023 wurden vom Umweltbundesamt (UBA) mit Hilfe einer für das Jahr 

2021 neu entwickelten Berechnungsmethode ermittelt. Zur Vergleichbarkeit wurde die neue 

Methode auch auf die Vorgängerjahre 2020 sowie 2019 angewendet. Insofern sind die 

vorliegenden Emissionsdaten ab dem Jahr 2021 nicht mit vorigen Berichterstattungen im 

Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit identisch. 

Die folgende Tabelle zeigt die Berechnungsergebnisse mit der Emissionsmodellierung des 

UBA: 

Jahr 2019 2020 2021 2022 2023 

Anzahl Coupons 247.428 70.937 46.707 103.300 134.679 

Flugmeilen (Passagiermeilen, 
Einheit: Landmeile) 

209.670.252 61.872.285 51.933.299 122.564.396 165.896.175 

Emissionen [tCO2äq] 148.969 52.573 40.993 83.690 108.195 

Die Entwicklung der Anzahl an Coupons, Flugmeilen und Emissionen zeigt ein deutliches 

Wachstum gegenüber dem Vorjahr. Dies ist mindestens teilweise auf Erholungseffekte nach 

der Pandemie zurück zu führen. Das Niveau des Jahres 2019 wird jedoch nicht erreicht. 

Der Anteil an Inlandsflügen hat zwar absolut gesehen zugenommen, ist jedoch anteilig 

gegenüber 2022 leicht gesunken. Es ist anzunehmen, dass dies – wie auch schon der 

prozentuale Rückgang in 2022 und 2021 gegenüber den Vorjahren – insbesondere auf die 

sogenannte Bahnvorrangregelung zurück zu führen ist, die seit 2020 eine Nutzung der Bahn 

als Verkehrsmittel auch dann ermöglicht, wenn diese gegenüber einer Flugverbindung mit 

Mehrkosten verbunden ist. 

Jahr Anteil Coupons 
Inlandsflüge 
(Deutschland) 

2019 40,9% 

2020 38,1% 

2021 19,0% 

2022 12,4% 

2023 11,6% 
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Die folgenden drei Tabellen zeigen eine detaillierte Auswertung der Anzahl an Coupons, der 

Emissionsmengen und der geflogenen Meilen je geografischer Region und Serviceklasse im 

Jahr 2023. 

  Anzahl Coupons 
Gesamt 

Anzahl Coupons 
innerdeutsch 

Anzahl Coupons 
innereuropäisch 

Anzahl Coupons 
interkontinental 

Gesamt 134.679 15.494 47.426 55.493 

Anteil Economy 
Klasse 

101.312 14.680 44.564 27.255 

Anteil Premium 
Serviceklassen 

33.367 814 2.862 28.238 

 

  Emissionen 
gesamt [tCO2äq] 

Emissionen Flüge 
innerdeutsch 
[tCO2äq] 

Emissionen Flüge 
innereuropäisch 
[tCO2äq] 

Emissionen Flüge 
interkontinental 
[tCO2äq] 

Gesamt 108.195,23 3.802,28 12.324,48 86.938,30 

Anteil Economy 
Klasse 

32.692,20 3.480,40 11.133,13 13.771,23 

Anteil Premium 
Serviceklassen 

75.503,03 321,88 1.191,35 73.167,07 

 

  Flugmeilen 
Gesamt 

Summe Flugmeilen 
Flüge innerdeutsch 

Summe Flugmeilen 
Flüge 
innereuropäisch 

Summe Flugmeilen 
Flüge 
interkontinental 

Gesamt 165.896.175 4.503.956 25.933.501 124.220.658 

Anteil Economy 
Klasse 

89.401.846 4.278.543 24.347.109 50.750.463 

Anteil Premium 
Serviceklassen 

76.494.329 225.413 1.586.392 73.470.195 

2) Bahnfahrten mit der Deutschen Bahn (Auswertung der FMS Erhebung6) 

Hinweis zur Vollständigkeit der Bahndaten: In 12 Prozent der Formulare wurde angegeben, 

dass keine Daten zur Anzahl der Bahnfahrten vorliegen. Weiterhin fehlen in den Bahndaten 

Fahrten von selbst gebuchten Tickets der Dienstreisenden, Abo-Tickets wie dem 

Deutschlandticket, sowie Tickets von anderen Anbietern als der Deutschen Bahn. Die 

Vollständigkeit der Daten ist daher verbesserungsfähig und eine Bewertung der Daten nur 

                                                             
6 Da diese Erhebung erst seit 2021 durchgeführt wird, stehen keine Vergleichsdaten früherer Jahre zur Verfügung. Die FMS 

Erhebung 2021 war zudem noch unvollständig. 
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eingeschränkt möglich. Das Volumen der Bahnfahrten hat in 2023 gegenüber 2022 nochmals 

zugenommen. 

Jahr Anzahl Bahnfahrten 
der Deutschen Bahn 
(Innerdeutsch) 

Distanz Bahnfahrten 
Innerdeutsch [km] 

2021 128.858 36.961.697 

2022 339.753 120.848.818 

2023 364.816 150.873.182 

3) Fahrten mit privaten PKW (Auswertung der FMS Erhebung) 

Die zur Erstattung beantragten dienstlichen Fahrstrecken mit privaten PKW zeigt ebenfalls 

einen Aufwärtstrend (+22% in 2023 gegenüber 2022). 

Jahr Abgerechnete 
Fahrstecke mit dem 
privaten PKW [km] 

2021 54.106.840 

2022 81.287.862 

2023 99.269.150 

Zur Nutzung von Mietwagen und für Taxifahrten auf Dienstreisen wurden keine Daten zu 

zurückgelegten Wegstrecken erhoben. Eine solche Datenbasis müsste zunächst im Rahmen 

der Reisebuchung systematisch eingeführt werden. 

Maßnahme III. 3. a), c), e) Fuhrparkumbau 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

a) Bei der Beschaffung oder (dauerhaften) Anmietung von Fahrzeugen der Klassen M1 

und N1 sind Kraftfahrzeuge mit alternativen und umweltschonenden 

Antriebstechnologien (Batterieelektro-, Brennstoffzellen- oder 

Hybridelektrofahrzeuge) zu wählen. Hybridelektrofahrzeuge mit Plug-In-

Komponente sollen ab 2022 eine Mindestreichweite mit Nutzung der elektrischen 

Antriebsmaschine von 80 km aufweisen und sollen auf Basis des jeweiligen 

regelmäßigen Nutzungsprofils ganz überwiegend innerhalb dieser Reichweite 

eingesetzt werden. Bis zur Einrichtung von Ladeinfrastruktur am jeweiligen Standort 

sind auch Hybridelektrofahrzeuge ohne Plug-In-Komponente zulässig. Bis 2025 
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werden mindestens 50 Prozent der Fahrzeuge Elektro- oder Hybridantriebe haben. 

Ausnahmen der hiervon abweichenden Neubeschaffung oder (dauerhaften) 

Anmietung sind zu begründen. 

c) Sonderfahrzeuge (Fahrzeuge, soweit sie eigens für die Benutzung der Bundeswehr, 

den Zivil- und Katastrophenschutz, das Rettungswesen, die Feuerwehr, die 

Polizeibehörden sowie des Zolls konzipiert, gebaut oder angepasst wurden) sind von 

den Anforderungen unter a) (Elektromobilität) bzw. der Tabelle unter e) 

ausgenommen. Bei technischer Realisierbarkeit und dem Nachweis deren Eignung 

für den täglichen Einsatz werden diese sukzessive durch Elektroautos im Sinne des 

§ 2 EmoG oder Fahrzeuge mit alternativem Antrieb technologieoffen ersetzt. 

e) Zieldarstellung, siehe Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit S. 12. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zur Beschaffung 

Für die Beschaffung von Fahrzeugen gelten die Vorgaben des im Jahr 2021 in Kraft 

getretenen Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes (SaubFahrzeugBeschG) sowie die am 

01.01.2023 in Kraft getretenen Allgemeinen Verwaltungsvorschrift Saubere Fahrzeuge (AVV 

Saubere Fahrzeuge). 

Mit dem SaubFahrzeugeBeschG sowie der AVV Saubere Fahrzeuge wurden erstmals 

gesetzliche Mindestziele für die öffentliche Auftragsvergabe bei der Beschaffung 

emissionsarmer und -freier Fahrzeuge festgelegt, die explizit auch von der Bundesverwaltung 

einzuhalten sind. BMDV stellt den Ressorts mit Hilfe eines jährlichen Berichts den aktuellen 

Stand der Beschaffungen gemäß SaubFahrzeugBeschG sowie AVV Saubere Fahrzeuge für die 

Bundesverwaltung und für die Geschäftsbereiche zur eigenständigen Steuerung und 

Koordinierung der Quotenerfüllung zur Verfügung. Die gesetzlichen Zielvorgaben sind bei 

der Beschaffung im Oberschwellenbereich im jeweiligen Referenzzeitraum (02.08.2021-

31.12.2025 sowie 01.01.2026-31.12.2030) sicherzustellen. Die Mindestziele gemäß der AVV 

Saubere Fahrzeuge gelten für die Bundesverwaltung zusätzlich auch im 

Unterschwellenbereich entsprechend. Beschaffungsquoten für saubere Fahrzeuge sind 

grundsätzlich jährlich auf Behörden – zumindest aber auf Geschäftsbereich-Ebene – 

eigenständig zu erbringen und einzuhalten. 

Die aktuellen Beschaffungszahlen der Bundesverwaltung können nur einen Zwischenstand 

der Quotenerfüllung aufzeigen, da der Referenzzeitraum noch bis Ende 2025 läuft. Demnach 

ist die Beschaffungsquote sauberer Pkw & leichter Nutzfahrzeuge seit Einführung des 

Saubere-Fahrzeuge-Beschaffungs-Gesetzes jährlich gestiegen. Um die Erfüllung der Quoten 

über den gesamten Referenzzeitraum sicherzustellen, muss bei zukünftigen Beschaffungen 

der Ressorts im verbleibenden Referenzzeitraum der Anteil sauberer Pkw & leichter 

Nutzfahrzeuge sowie sauberer Busse höher als aktuell geplant ausfallen. 
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Zum Bestand 

Erhoben wurde die Anzahl aller im Berichtszeitraum genutzten Fahrzeuge der 

Fahrzeugklassen M1, M2, M3, N1, N2, N3 (ohne Sonderfahrzeuge). Der Fuhrparkbestand für 

das Jahr 2023 beträgt insgesamt 33.664 Fahrzeuge.  

Die Anzahl der Fahrzeuge der Klassen M1 und N1 beträgt 33.574 Fahrzeuge. Der Anteil der 

Fahrzeuge mit alternativen und umweltschonenden Antriebstechnologien (Batterieelektro-, 

Brennstoffzellen- oder Hybridelektrofahrzeuge) in den Fahrzeugklassen M1 und N1 beträgt 

rund 15 Prozent und damit 4 Prozent mehr als im Vorjahr. 

Die Gesamtemissionen, spezifischen Emissionen und Anteile an Fahrzeugen mit alternativen 

Antrieben sind in der Maßnahme M III 3. h) dargestellt. 

Maßnahme III. 3. b) Ladesäuleninfrastruktur 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle Kein 
Umsetzungsbedarf 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die obersten Bundesbehörden sowie ihre Geschäftsbereiche werden an geeigneten 

Standorten mit Fuhrparks Ladesäulen errichten. Die Ladeinfrastruktur steht den 

Beschäftigten zur Verfügung, soweit sie für Dienstfahrzeuge nicht benötigt wird. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Mit dem Masterplan Ladeinfrastruktur II vom Oktober 2022 hat die Bundesregierung eine 

neue und ressortübergreifende Gesamtstrategie erarbeitet, für eine flächendeckende PkW 

und LkW Ladeinfrastruktur. Maßnahmen 30-32 sehen einen Ausbau der Ladeinfrastruktur an 

den Liegenschaften des Bundes vor.  

Maßnahme III. 3. c); hier: BPOL 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB/ hier: BMI/BPOL Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bereich Kraftfahrzeuge 

An Sonderfahrzeuge/Einsatzfahrzeuge der Bundespolizei werden hohe Anforderungen 

gestellt, um die einsatztaktischen Vorgaben zu erfüllen. Diese können derzeit unabhängig 

vom Beschaffungsweg nicht in dem benötigten Umfang durch die am Markt verfügbaren 
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Fahrzeugtechnologien gedeckt werden. Nicht zuletzt aus diesem Grund sind mit der 

Richtlinie 2009/33/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Förderung 

sauberer und energieeffizienter Straßenfahrzeuge zur Unterstützung einer emissionsarmen 

Mobilität, Einsatzfahrzeuge, wenn Sie eigens für den Einsatz konstruiert und gebaut oder 

angepasst werden von der im Klimaschutzprogramm geforderten Umstellungsfrist 

ausgenommen. 

Um dennoch neben der Ausnahmeregelung zur Umstellungs- bzw. Einführungspflicht für 

alternative Antriebe im Bereich Einsatz das Bewusstsein für neue Antriebstechnologien und 

deren Einsatz im Dienst zu sammeln, wurden Einsatzfahrzeuge als Fahrzeuge mit 

alternativem Antrieb beschafft und eingesetzt. Darunter sind -5- Hundetransportfahrzeuge 

als MB Vito und -35- Streifenfahrzeuge von verschiedenen Herstellern (MB, VW, etc.). 

Weitere Fahrzeuge mit alternativem Antrieb sind bereits geplant. 

Bereich Seefahrzeuge 

Die Einsatzschiffe der Bundespolizei See werden grundsätzlich mit schwefelarmer 

Tankstellen-Diesel nach DIN-Norm EN 590 betrieben, der von kommerziellen Anbietern 

bezogen wird. Die gesamte Flotte ist zudem mit einer Abgasnachbehandlung inklusive Urea-

Einspritzung (AdBlue) ausgestattet. Die vier Einsatzschiffe Typ 86 erfüllen die maritime 

Abgasnorm TIER 3, vergleichbar mit der aktuellsten Abgasnormen Euro 6d der 

Automobilindustrie. Die Einsatzschiffe Typ 66 erfüllen maritime Abgasnorm TIER 2, 

entsprechend der Abgasnorm Euro 5b, und erfüllen damit die zum Zulassungszeitpunkt 

geltenden Normen. Die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben ist durch ein Abgaszertifikat 

belegt. Die NOX und SOX-Werte werden in der Seefahrt erfasst und durch MARPOL Anhang 

6 reguliert. CO2 unterliegt dieser Regulierung nicht. Die Schiffe sind darüber hinaus technisch 

so ausgestattet, dass sie ohne Nachrüstung mit dem seit 2022 auf dem Weltmarkt 

befindlichen synthetischen Dieselkraftstoffen betrieben werden könnten, was einen fast CO2 

neutralen Betrieb ermöglichen würde. Diese Gas-to-Liquids (GTL)-Kraftstoffe sind dem 

deutschen Markt aufgrund laufender Erprobung noch nicht zugänglich. 

Bereich Luftfahrzeuge 

Die durch den Flugdienst der BPOL betriebenen Hubschrauber werden mit Kerosin (Jet A-1, 

F34) betrieben. Der Bezug des Flugkraftstoffes erfolgt über die Tanklogistik der Bundeswehr 

und enthält derzeit eine Beimischung von ca. 2 Prozent SAF. Gem. Airbus Information Notice 

(IN 3764-I-28 vom 6. September 2023) ist momentan eine Beimischung von bis zu 50 Prozent 

SAF zur Nutzung in Luftfahrzeugen zertifiziert (Spec. ASTM D 1655). Dieser alternative 

Kraftstoff kann ohne vorherige Modifikationen von Systemen des Luftfahrzeuges und ohne 

Einschränkungen genutzt werden, da die physikalischen Eigenschaften vergleichbar mit 

fossilen Kraftstoffen z.B. Jet A-1 sind. SAF mit einer höheren Konzentration ist momentan 

noch nicht zertifiziert. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die besonderen Mobilitätsanforderungen von Sicherheitsbehörden werden bislang in den 

bestehenden Klimaschutz-Förderprogrammen der Bundesregierung nicht adressiert. Die laut 

Klimaschutz-Sofortprogramm 2022 (derzeit in Ressortabstimmung) notwendige 

Identifikation adäquater Antriebs- oder Kraftstofflösungen für Sonder- und 

Einsatzkraftfahrzeuge kann aufgrund der ganzheitlichen Betrachtung nur über ein konkretes 

Förderprogramm erfolgen, das die Belange von deutschlandweit und international tätigen 

Sicherheitsbehörden explizit und praxisnah berücksichtigt. Die Bundespolizei betreibt neben 

ca. -6.000- Einsatzfahrzeugen auch ca. -100- Hubschrauber sowie -6- Einsatzschiffe und -5- 

Kontrollboote, für die ebenfalls klimaschonende Antriebslösungen gefunden bzw. 

weiterentwickelt werden müssen. 

Allerdings stellen BOS-Einsatzfahrzeuge im Gesamtkontext sowohl für die 

fahrzeugproduzierende als auch für die kraftstoffverarbeitende Industrie nur einen 

Nischenmarkt dar, der zu klein ist, um Investitionen in FuE und Aufbau von 

Logistikstrukturen zu induzieren. 

Auch die fehlende oder zum Teil schlecht ausgebaute Ladeinfrastruktur hemmt die 

Beschaffung von alternativen Fahrzeugen. 

Die Identifikation adäquater Antriebs- oder Kraftstofflösungen (bspw. Elektroantrieb, 

Wasserstoff, PtL11) für bestimmte Landfahrzeuge, hier Sonder- und Einsatzfahrzeuge ist 

erforderlich, um Klimaschutz mit den besonderen Mobilitätsanforderungen auch im Bereich 

der Behörden und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben (BOS) im täglichen Einsatz aber 

auch im Krisen-, Notstands- und Verteidigungsfall weiterhin zu gewährleisten. Die 

Bundesregierung wird im Lichte des Ziels der klimaneutralen Bundesverwaltung bis zum 

Jahr 2030 diesbezüglich Lösungen erarbeiten und fördern. 

Zur Förderung von eFuels sind HHM als Sondertatbestand beantragt worden. 

Maßnahme III. 3. c); hier: THW 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI THW Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das Technische Hilfswerk (THW) hat gemäß dem Gesetz unter anderem die Aufgabe der 

Technischen Hilfe im Zivilschutz, sowie die technische Unterstützung bei der Bekämpfung 

von Katastrophen auf Anforderung der für die Gefahrenabwehr zuständigen Stellen. 

Zur Durchführung dieser Aufgaben müssen die Einsatzfahrzeuge des THW mit einer 

Antriebstechnologie ausgerüstet sein, die neben Kriterien wie Robustheit und Reichweite 
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auch die Möglichkeit der feldmäßigen Kraftstoffversorgung bietet. Einsatzfahrzeuge müssen 

zudem über eine gewisse Reichweite verfügen und für eine zeitlich unbegrenzte Einsatzdauer 

geeignet sein. 

Derzeit sind keine alternativen Antriebstechnologien auf dem Markt verfügbar, die den 

Anforderungen des Einsatzes im Zivil- und Katastrophenschutz genügen. Dabei muss nicht 

nur die im Fahrzeug verbaute Technik betrachtet werden, sondern auch die in der Fläche 

verfügbare Versorgungsinfrastruktur. 

Die Entwicklung potenzieller Technologien und alternativen Antriebstechnologien für 

Sonderfahrzeuge wird kontinuierlich beobachtet. Bei Erfüllung der erforderlichen Kriterien 

an Sonderfahrzeugen im Zivil- und Katastrophenschutz werden diese auf Anwendbarkeit 

und Eignung geprüft bzw. bewertet. 

Das THW wird weiterhin von der Ausnahme für Sonderfahrzeuge Gebrauch machen, bis 

vergleichbare Alternativen zur Verfügung stehen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Gemäß Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit und Rundverfügung 02-2022 „Beschaffung 

von handelsüblichen Dienstkraftfahrzeugen mit alternativen und umweltschonenden 

Antriebstechnologien“ werden in den hauptamtlichen Dienststellen vorrangig 

Kraftfahrzeuge der Klassen M1 und N1 mit alternativen und umweltschonenden 

Antriebstechnologien beschafft. Kraftfahrzeuge in den Ortsverbänden, welche nicht für den 

Einsatz vorgesehen sind werden sukzessive im Rahmen der Möglichkeiten ausgetauscht. 

Maßnahme III. 3. c); hier: Bundeswehr 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMVg BMVg/Bundeswehr Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Sonderfahrzeuge, in diesem Fall Fahrzeuge, die eigens für die Nutzung durch die  

Bundeswehr konzipiert, gebaut oder angepasst wurden, sind von den Anforderungen 

ausgenommen. 

Diese Ausnahmen werden im Rahmen der Aufgaben der Bundeswehr auch weiterhin 

Bestand haben müssen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Bundeswehr treibt den Ausbau der Elektromobilität durch Ausbau der Ladeinfrastruktur 

und Beschaffung von batterieelektrischen Fahrzeugen weiter voran. Betrachtet wird hier in 

erster Linie die Teilflotte der handelsüblichen Fahrzeuge. Im Rahmen der Landes- und 
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Bündnisverteidigung kommt allerdings auch diesen Fahrzeugen eine besondere Bedeutung 

zu. Ein großer Teil wird im Verbund mit taktischen konventionell betriebenen Fahrzeugen 

für Personaltransporte oder als Begleitfahrzeug für die Verlegung zu Übungen im In- und 

Ausland oder potentiellen Einsätzen genutzt. Bei diesen Einsatzszenarien orientiert sich die 

Kraftstoffversorgung nach gemeinsam beschlossenen Standards der NATO. Für 

batterieelektrische Fahrzeuge ist in diesem Rahmen derzeit keine Lademöglichkeit 

vorgesehen. Ferner sind einzelne Fahrzeugkategorien, insbesondere geländegängige 

Fahrzeuge mit Allradantrieb, weiterhin nur mit Verbrennungsmotor am Markt erhältlich. 

Die Verwendung alternativer Antriebskonzepte fokussiert sich deshalb auf den Teil der 

handelsüblichen Fahrzeugflotte, die ausschließlich für den Grundbetrieb im Inland genutzt 

werden. Beispielhaft genannt seien hier Fahrzeuge für den internen Liegenschaftsbetrieb, für 

Dienstfahrten ziviler Dienststellen aber auch für den Dienstreiseverkehr. 

Maßnahme III. 3. d) Rahmenvereinbarungen für Kraftfahrzeuge 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB BMF/GZD Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

BMF/Generalzolldirektion stellt sicher, dass Rahmenvereinbarungen für Kraftfahrzeuge in 

den Klassen M1 und N1 mit den o.g. alternativen und umweltschonenden 

Antriebstechnologien im KdB zur Verfügung stehen. Rahmenvereinbarungen beim KdB für 

Kraftfahrzeuge M1 und N1 (außer Rahmenvereinbarungen für Sonderfahrzeuge s.o.) mit 

Verbrennungsmotor laufen zum nächstmöglichen Zeitpunkt aus und werden nicht ersetzt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die GZD bietet im KdB (Stand 31.12.2023) in 11 Fahrzeugsegmenten Fahrzeuge mit 

alternativen und umweltschonenden Antriebstechnologien an (e-Kleinwagen, e-

Kompaktklasse, e-Obere Mittelklasse, e-Geländewagen groß, e-Utilities klein, e-Utilities 

mittel, e-Utilities groß, Kompaktklasse Plug-in-Hybrid, Mittelklasse Plug-in-Hybrid, 

Oberklasse Plug-in-Hybrid und Geländewagen klein Plug-in-Hybrid). Den Bedarfsträgern 

stehen in diesen Segmenten insgesamt 14 Rahmenvereinbarungen (RV) für Kauf bzw. Leasing 

von Fahrzeugen mit alternativen Antrieben zur Verfügung. 

Ausgelaufene RV für Fahrzeuge mit alternativen Antriebstechnologien konnten z.T. mangels 

geeigneter Bieterangebote im Vergabeverfahren bisher nicht neu geschlossen werden bzw. 

die Ausschreibungen neuer Fahrzeugsegmente mussten zurückgestellt werden, da auf dem 

Kfz-Markt aktuell keine Fahrzeuge in diesen Segmenten verfügbar sind.  
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Ende 2023 befanden sich RV für das Fahrzeugsegment Obere Mittelklasse Plug-in-Hybrid 

und e-Mittelklasse in der Vorbereitung bzw. Ausschreibung. 

RV für Fahrzeuge mit Verbrennungsmotor in den Segmenten Kleinwagen, Obere 

Mittelklasse, Geländewagen klein, Großraum-Van klein und Utilities klein sind in 2023 

ausgelaufen und werden nicht ersetzt; weitere RV enden ersatzlos in 2024. 

Maßnahme III. 3. f) Umsetzung der Beschaffungsanforderungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB  Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die KKB wertet die Umsetzung der o.g. Beschaffungsanforderungen aus und erarbeitet im 

Ressortkreis Maßnahmen zur Überwindung etwaiger Hindernisse. KKB prüft zudem für die 

Bundesverwaltung die mögliche Bündelung von Kurier- und regelmäßigen Fahrten von 

mehreren Behörden/Dienststellen eines Standortes. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Dienst- und Kurierfahrten werden bereits in knapp 32 Prozent der Behörden 

dienststellenübergreifend und / oder behördenübergreifend gebündelt. Weitere knapp 33 

Prozent haben diese als externe Dienstleistung vergeben. Als Gründe gegen eine Bündelung 

wurden insbesondere genannt, dass aufgrund der Standortverhältnisse keine Bündelungen 

infrage kommen oder dass überhaupt keine Kurierfahrten durchgeführt werden.  

Maßnahme III. 3. g) Erfassung des Fuhrparkverbrauchs 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Alle; KKB, BMI in 

Absprache mit BMF; 

BMDV, BMVg, KKB 

Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Evaluation der Effizienzsteigerung und Reduktion der Treibhausgasemissionen werden 

in jeder Behörde und Einrichtung die tatsächlichen Verbräuche und gefahrenen Kilometer 

für alle Fahrzeuge pro Fahrzeugklasse und pro Antriebsart in geeigneter Form erfasst. Die 

KKB schlägt bis Ende 2021 vor, wie die Strombetankung einheitlich erfasst wird (Menge und 

Art des Stroms) und eine Doppelzählung (Stromverbrauch Liegenschaften) vermieden 

werden kann. Hierzu wird in Absprache von BMI, BMF, BMVI, BMVg und der KKB ein 

elektronisches Fahrtenbuch eingeführt. Zu diesem Zweck ändert das BMI § 8 der Richtlinien 

für die Nutzung von Dienstkraftfahrzeugen in der Bundesverwaltung (DKfzR) entsprechend 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

53 
 

und entwickelt das ITZ Bund eine technikoffene Lösung. Sonderfahrzeuge werden gesondert 

erfasst. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die tatsächlichen Verbräuche und gefahrenen Kilometer für alle Fahrzeuge pro 

Fahrzeugklasse und pro Antriebsart werden im Rahmen der jährlichen Abfrage zur 

Klimabilanz der Bundesverwaltung behördenspezifisch erfasst. Eine mögliche 

Doppelzählung des Stromverbrauchs wird in der Datenerfassung berücksichtigt und 

gegebenenfalls korrigiert. Ein elektronisches Fahrtenbuch wurde bisher nicht eingeführt.  

Maßnahme III. 3. h) Emissionen der Fuhrparke 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMWK/KKB Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die erfassten Emissionswerte (gCO2/km) werden geschäftsbereichsweise je Fahrzeug- und 

Antriebsart zusammen mit den Anteilen sowie absoluten Zahlen der Fahrzeuge mit 

alternativen, umweltgerechten Antrieben am Gesamtfuhrpark mit dem Monitoringbericht 

veröffentlicht. M1 Fahrzeuge mit einer höheren Sitzplatzkapazität als 5 erfahren dabei eine 

Bereinigung nach dem durchschnittlichen Sitzladefaktor dieser Klasse, da die Verwendung 

von Fahrzeugen mit größerer Transportkapazität bei entsprechender Auslastung im 

Normallfall zu einem geringeren CO2-Ausstoss pro beförderter Person führt. Der Einsatz 

dieser Fahrzeuge führt tendenziell zu einer Verringerung der gesamten CO2-Emissionen, da 

aufgrund der höheren Sitzplatzkapazität die Zahl der notwendigen Fahrzeuge reduziert 

werden kann. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die o.g. Maßnahme ist eine Sachstandsdarstellung und hat keine Umsetzungsziele. Die 

Ergebnisse der Auswertung können jedoch für die Bewertung von Maßnahmen im 

Zusammenhang mit der Beschaffung und Nutzung von Fuhrparkfahrzeugen genutzt werden. 

Daten zu den spezifischen Emissionen: 

Die folgenden spezifischen Emissionen wurden auf Basis der Verbräuche mit Hilfe von 

TREMOD (Transport ⁠Emission⁠ Model des UBA) Emissionsfaktoren berechnet. Für 

Strommengen, die nicht aus regenerativen Quellen stammen, wurde der Emissionsfaktor für 

den Inlandsstromverbrauch im Jahr 2022 zugrunde gelegt. Diese Werte entsprechend den 

tatsächlichen spezifischen Emissionen und sind daher nicht mit den nach WLTP/NEFZ 

berechneten Angaben vergleichbar. Weiterhin konnte mit den vorhandenen Daten die 
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Bereinigung für Fahrzeuge der Klasse M1 mit mehr als 5 Sitzplätzen nicht durchgeführt 

werden. 

Gesamtübersicht spezifischer Emissionen (gCO2/km) je Fahrzeugklasse und Antriebsart: 
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M1 191,8    206,7    74,2    97,1    211,7    110,0    

M2 M3 791,0    744,8                

N1 181,0    222,7    82,7             

N2 N3 275,9    411,1                

Übersicht der spezifischen Emissionen (gCO2/km) je Geschäftsbereich, Fahrzeugklasse und 

Antriebsart. Hinweis: Aufgrund der unterschiedlichen Anforderungen, 

Aufgabenwahrnehmung und Größe der Fuhrparke ist ein Vergleich der verschiedenen 

Geschäftsbereiche nicht geboten. 
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AA  M1 385,3 264,0 62,0 111,3  147,4 

   N1   287,2 53,6    

   N2 N3   440,6     

BfDI  M1   162,7    125,3 

BKAmt  M1  450,4 189,3    222,3 

  N1   325,0     

BKM  M1  198,0 246,4    140,9 

  N1   271,3     

  N2 N3   210,3     

BMAS  M1   223,3  20,2  196,5 

  N2 N3   585,3     

BMBF  M1   237,4    161,8 

BMDV  M1  161,6 200,3 43,5   159,5 
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  M2 M3  791,0 238,9     

  N1  173,0 245,5 35,4    

  N2 N3   640,4     

BMEL  M1  199,8 187,5 105,8   153,9 

  M2 M3   208,9     

  N1   284,0     

BMF  M1  148,6 167,7 43,4   143,6 

  M2 M3   679,1     

  N1  160,8 260,5 100,4    

  N2 N3   2.594,1     

BMFSFJ  M1  144,9 137,3    169,5 

  M2 M3   303,6     

  N1   211,1     

  N2 N3   314,4     

BMG  M1  371,2 195,1 58,1   164,3 

  N1  443,4 373,1 26,2    

  N2 N3   128,4     

BMI  M1  209,8 232,9 121,9   173,4 

  M2 M3   760,4     

  N1  308,0 247,7 137,9    

  N2 N3  328,0 295,4     

BMJ  M1  414,6 171,4 76,2   174,2 

  N1   314,7 78,0    

BMUV  M1  199,6 203,8 98,2   157,5 

  N1  276,2 282,3     

  N2 N3   334,0     

BMVg  M1  201,4 182,6  166,6   

  M2 M3   938,1     

  N1  187,1 196,0     

  N2 N3   621,1     

BMWK  M1  139,1 184,5 93,5  211,7 155,8 

  M2 M3   217,7     

  N1   290,5 86,9    

  N2 N3   766,6     

BMWSB  M1   185,3 160,7   214,2 

BMZ  M1    134,4   188,1 

BPA  M1       146,3 
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BBk  M1  111,6     101,5 

  M2 M3        

  N1  220,7 168,6     

  N2 N3  275,4 719,3     

Aufgrund des Nutzungsprofils der Sonderfahrzeuge, die keiner der Fahrzeugklassen Mx oder 

Nx zuzuordnen sind (Sonstige Fahrzeuge), erfolgt hier keine Berechnung spezifischer 

Emissionen. Bei den fraglichen Fahrzeugen handelt es sich z.B. um Flurförderfahrzeuge, 

Mähwerke, Traktoren und weitere Fahrzeugarten, die nicht mit anderen Kraftfahrzeugen 

vergleichbar sind. 

Anteil der im Jahr 2023 genutzten Fahrzeuge je Antriebsart und Fahrzeugklasse am gesamten 

Fuhrpark der Bundesverwaltung: 
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M1   8,49% 45,38% 3,01%  0,009% 0,002% 8,0% 

M2 M3   0,002% 0,51% 0,02%     

N1   0,10% 14,42% 0,19%     

N2 N3   0,11% 11,01% 0,01% 0,004%    

Sonstige  0,32% 0,98% 6,12% 1,25% 0,033%    

Gesamtergebnis 0,32% 9,7% 77,4% 4,5% 0,037% 0,009% 0,002% 8,0% 

Anzahl der im Jahr 2023 genutzten Fahrzeuge je Antriebsart und Fahrzeugklasse je 

Geschäftsbereich: 
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AA M1  3 11 31  2  5 

 N1   1 5     

 N2N3   2      

BfDI M1   3     1 

BKAmt M1  2 6 8    12 
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 N1   1      

BKM M1  18 17 1    22 

 N1   5      

 N2N3   1      

BMAS M1   12 12  1  31 

 N2N3   1      

BMBF M1   3 6    19 

BMDV M1  300 1.128 70    225 

 M2M3  1 5      

 N1  14 1.119 8     

 N2N3   197 3 2    

 SONST 1 19 127 12 9    

BMEL M1  2 136 21    28 

 M2M3   8      

 N1   12      

 SONST  2 81      

BMF M1  587 3.686 321    1.827 

 M2M3   3      

 N1  12 159 4     

 N2N3   6      

 SONST  10 1 28 4    

BMFSFJ M1  9 71 6    26 

 M2M3   7 7     

 N1   1      

 N2N3   1      

 SONST   2      

BMG M1  4 13 5    16 

 N1  1 2 4     

 N2N3   1      

BMI M1  607 10.359 274    298 

 M2M3   148      

 N1  14 736 22     

 N2N3  7 4.274      

 SONST 123 198 317 328 2    

BMJ M1  2 16 7    14 
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 N1   1 2     

 SONST  3       

BMUV M1  6 31 29    22 

 M2M3         

 N1  1 5      

 N2N3   1      

 SONST         

BMVg M1  2.273 5.032 483  1  939 

 M2M3   52      

 N1  2 4.365 24     

 N2N3   465      

 SONST 20 205 2.244 185     

BMWK M1  3 79 39   1 59 

 M2M3   7      

 N1   118 16     

 N2N3   15      

 SONST  1 4 13     

BMWSB M1   13 2    9 

 SONST         

BMZ M1    16    4 

BPA M1    4    5 

BBk M1  43  34    87 

 M2M3    3     

 N1  1 27      

 N2N3  42 40      

 SONST  7 5 3     

Die unten stehende Tabelle zeigt einen Zeitverlauf der spezifischen CO2-Emissionen aller 

Fahrzeuge der Fahrzeugklasse M1. Bedingt durch die Pandemie und die unterschiedliche 

Fahrleistung in den verschiedenen Jahren, kann aus den spezifischen Emissionen kein 

Rückschluss bezüglich der Wirksamkeit von Maßnahmen gezogen werden. Insbesondere die 

unvollständige Datenlage zu Stromverbräuchen erlaubt keine Bewertung der angestrebten 

Elektrifizierung von Fuhrparken. Auffällig sind im Jahr 2023 die deutlich gestiegenen 

Emissionen im Bereich der Fahrzeuge mit Benzinantrieb. Über Alles sind die spezifischen 

Emissionen für die Fahrzeugklasse M1 gesunken, was insbesondere auf den vermehrten 

Einsatz von Plug-In Hybridfahrzeugen und teilweise auch auf den Einsatz von rein elektrisch 

angetriebenen Fahrzeugen zurück zu führen ist. Hinweis: Fahrzeuge mit Wasserstoffantrieb 
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wurden hier aufgrund der geringen Grundgesamtheit und der unsicheren Datenlage nicht 

berücksichtigt. 

Spezifische Emissionen der Fahrzeugklasse M1 in gCO2/km: 

Art des Antriebs/ 
Kraftstoffs 

Jahr 2018 Jahr 2019 Jahr 2020 Jahr 2021 Jahr 2022 Jahr 2023 

Benzin 172 154 155 150 153 192 

Benzin 

(Plug-in Hybrid) 

150 124 124 119 124 110 

Diesel 196 185 201 198 208 207 

Diesel 

(Plug-in Hybrid) 

189 197 166 119 124 110 

Erdgas 160 167 299 108 78 - 

Strom 

(Elektrofahrzeuge) 

86 27 33 91 75 74 

Gesamt (gewichteter 
Mittelwert) 

191 178 179 186 191 190 

Seit dem Jahr 2020 werden die Emissionen für sonstige Luft- und Wasserfahrzeuge erhoben. 

Die Ergebnisse der Emissionsberechnung sind in der folgenden Tabelle dargestellt: 

Fahrzeugart Jahr 2020 Jahr 2021 Jahr 2022 Jahr 2023 

Wasserfahrzeuge  85.616 50.311 81.047 83.818 

Luftfahrzeuge  15.794 17.564 17.026 15.772 

Die Gesamtmengen an Emissionen, für die eine Kompensation erfolgt, stellen sich für die 

Jahre 2018 bis 2023 wie folgt dar: 

 2018 

[tCO2äq] 

2019 

[tCO2äq] 

2020 

[tCO2äq] 

2021 

[tCO2äq] 

2022 

[tCO2äq] 

2023 

[tCO2äq] 

Flugreisen (BVA-
Daten) 

126.777 142.053 40.596 40.993 94.075 108.195 

Flugbereitschaft 

des BMVg 

69.567 71.889 26.073 46.950 83.307 87.436 

Fuhrparke 113.014 133.565 108.352 109.449 95.896 100.674 

Summe 309.358 347.507 175.021 197.392 273.278 296.305 
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Maßnahme III. 4. a) Steuerung der An- und Abwesenheiten bei ortsunabhängigem 
Arbeiten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB KKB Kein 
Umsetzungsbedarf 

Beschreibung der Maßnahme: 

Um die Vermeidung von Arbeitswegen durch ortsunabhängiges Arbeiten zu analysieren und 

zu optimieren, entwickelt die KKB bis Mitte 2022 ein Pilotvorhaben zur intelligenten 

Steuerung von An- und Abwesenheiten mit zehn Behörden und setzt dieses bis Ende 2022 

um. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Ein Desksharingmodul gehört zur Standardfunktionsfähigkeit der im Rahmen der 

Dienstekonsolidierung bzw. Gemeinsamen IT des Bundes zentral bereitgestellten Software 

„Computer Aided Facility Management“ (CAFM Bund). Damit steht grundsätzlich allen 

Bundesbehörden ein im Regelfall zu nutzendes Tool zur Verfügung, um ihre Raumauslastung 

flexibel zu gestalten. Eine weitere Umsetzung von Pilotvorhaben losgelöst vom CAFM Bund 

ist aus Sicht der KKB nicht erforderlich. 

Maßnahme III. 4. b) Förderung der ÖPNV-Nutzung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Ziff. 1: BMI/ BADV/ 

VBB 

Ziff. 2: BMI/ BADV 

Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme: 

(1) Für die verstärkte Nutzung von Jobtickets/Azubi-Tickets hat BMI mit BADV und VBB 

einen neuen Rahmenvertrag ausgehandelt, der vorsieht, grundsätzlich die Hälfte des 

Ticketpreises und max. 40 Euro der Kosten des Jobtickets pro Monat von Seiten des Bundes 

zu finanzieren. Nachgeordnete Behörden treten der Rahmenvereinbarung für den Standort 

Berlin 2021 bei. 

(2) Für die verstärkte Nutzung von Jobtickets/Azubi-Tickets werden die Verhandlungen mit 

weiteren Verkehrsverbünden für eine verbesserte Förderung des ÖPNV durch Vereinbarung 

von Jobtickets durch BADV vorangetrieben. Eine entsprechende Rahmenvereinbarung mit 

den für den Standort Bonn relevanten Verkehrsbetrieben soll z.B. bis Ende 2021 

abgeschlossen werden. 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

61 
 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zu Ziffer 1) Der Rahmenvertrag wurde mit Datum vom 18.12.2020 geschlossen. Die Aufgabe 

ist vollständig umgesetzt. 

Zu Ziffer 2) Eine Rahmenvereinbarung als Grundlage für die Bezuschussung des 

Jobtikets/Azubitickets besteht für den Standort Bonn seit dem 05.11.2019. Die Aufgabe ist 

vollständig umgesetzt. 

Maßnahme III. 4. c) Förderung der Fahrradnutzung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Ziffer 1 Alle,  

Ziffer 2 BMDV/Alle,  

Ziffer 3 KKB,  

Ziffer 4 KKB, BMI, 

BMDV, BMAS 

Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Förderung der Fahrradnutzung 

(1) stellen möglichst alle Behörden und Einrichtungen ihren Beschäftigten und Gästen in der 

Anzahl ausreichende, eingangsnahe, sichere und möglichst überdachte Fahrradabstellplätze 

zur Verfügung sowie für die Beschäftigten möglichst Dusch- und Umkleidemöglichkeiten; 

(2) bewerben mit Unterstützung des BMDV alle Behörden und Einrichtungen die Beteiligung 

ihrer Beschäftigten an der Aktion „Mit dem Rad zur Arbeit“. BMDV informiert im Anschluss 

über das Behördenranking anhand der Zahl der Teilnehmenden und gefahrenen Kilometer; 

(3) prüft die KKB unter Einbindung der Ressorts die Einführung eines ressortübergreifenden 

Radservice-Angebots zunächst für die obersten Bundesbehörden an den Standorten in Bonn 

und Berlin; 

(4) prüfen KKB, BMI und BMDV Instrumente zur (finanziellen) Unterstützung durch die 

Dienstherren, um die Nutzung von Fahrrädern auch mit elektrischem Hilfsantrieb auf dem 

Arbeitsweg stärker zu fördern; BMAS und BMUV prüfen für ihren Bereich ebenfalls die 

Möglichkeiten einer (finanziellen) Förderung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zu Ziffer 1) In allen Liegenschaften stehen Beschäftigten und Gästen ganz oder teilweise 

sichere, eingangsnahe und überdachte Fahrradstellplätze zur Verfügung. Dusch- und 

Umkleidemöglichkeiten stehen in knapp 92 Prozent der Behörden ganz oder teilweise zur 

Verfügung.  
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Zu Ziffer 2) Die Aktion „Mit dem Rad zur Arbeit“ wurde in rund 75 Prozent der Behörden 

beworben. Das BMDV stellt hierfür regelmäßig Informationen (Mustermitteilung, Flyer etc.) 

zur Verfügung.  

Zu Ziffer 3) Die Möglichkeit eines ressortübergreifenden Radservice-Angebots wurde von der 

KKB eruiert. Eine finale Beurteilung steht noch aus. 

Zu Ziffer 4) § 10 V Haushaltsgesetz 2023 regelt „Der Zuschuss nach Absatz 4 kann alternativ 

auch für den Kauf, die Miete oder das private Leasing eines Fahrrads (e-Bike sowie Fahrrad) 

für Beschäftigte und Auszubildende geleistet werden.“ Dies bedarf aber noch einer näheren 

Regelung durch BMI, im Einvernehmen mit BMF. 

Maßnahme III. 4. d) Förderung von Fahrgemeinschaften und Car-Sharing 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

KKB Ziffer 1 KKB/BMDV Vollständig 
umgesetzt 

 Ziffer 2 Alle Großteils 
umgesetzt 

 Ziffer 3 KKB (BMDV) Kein 
Umsetzungsbedarf 

Beschreibung der Maßnahme:  

Fahrgemeinschaften 

(1) KKB prüft unter Einbindung BMDV bis zum 30. März 2022 die Möglichkeiten einer 

ressortübergreifenden Plattform zur Nutzung von Fahrgemeinschaften oder die Nutzung 

kommerzieller Sharing-Angebote. 

(2) Die Nutzung des bei Behörden vorhandenen Parkraums ist der sich ändernden Mobilität 

anzupassen. Umweltverträglichen Verkehrsmitteln (Fahrräder, Fahrgemeinschaften oder 

Car-Sharing, E-Fahrzeuge) soll soweit möglich Vorrang gewährt werden. 

(3) Die KKB klärt bis Ende 2021, wie die Nutzung von Stromtankstellen durch Beschäftigte in 

den Bundesliegenschaften für Fahrräder/Kfz erfolgen kann. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

(1) Das BMG hat mit Unterstützung der KKB und anderer Behörden mit Sitz in Bonn 

untersucht, ob es möglich ist, eine behördeninterne Plattform einzurichten. Die Prüfung fiel 

grundsätzlich positiv aus. Gemeinsam mit dem BeschA wurde zudem die Möglichkeiten eines 

Rahmenvertrags eruieren, aus dem jede interessierte Behörde abrufen könnte. Grundsätzlich 

sieht BeschA eine solche Möglichkeit. 
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Für einen Rahmenvertrag bedarf es allerdings weiterer Bewertung, die aufgrund mangelnder 

Erkenntnisse noch nicht abgeschlossen werden konnten. Dies betrifft insbesondere die 

Einschätzung des Bedarfs, der nicht nur den Standort Bonn betrifft, sowie die Frage, ob eine 

Fahrgemeinschaftsplattform die Bedürfnisse der Behörde erfüllen kann. Die Auswertung 

dieser Fragen kann im Rahmen des behördeninternen Mobilitätsmanagements erfolgen. 

(2) 42 Prozent der Behörden haben im Berichtszeitraum (weitere) Maßnahmen ergriffen, um 

die Nutzung des vorhandenen Parkraums der sich ändernden Mobilität anzupassen.  

(3) Die Maßnahme wurde in die Maßnahme 32 des Masterplans Ladeinfrastruktur II 

überführt. Eine Klärung durch die KKB ist dadurch hinfällig. 

Maßnahme IV. Beschaffung 

Maßnahme IV. 2. a) Zentralisierung der Beschaffungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese zentralisieren ihre Beschaffung im Rahmen sachlich sinnvoll organisierter 

Beschaffungsprozesse im Hinblick auf die breite Nutzung des Know-hows für Nachhaltigkeit. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Fast drei Viertel der Behörden und Einrichtungen haben ihre Beschaffungen zentralisiert. 

Dabei ist zu berücksichtigen, dass eine zentralisierte Beschaffung aufgrund der Beschaffung 

unterschiedlicher Leistungen, wie zum Beispiel die Beschaffung von Bau- oder 

Beratungsleistungen, nicht immer sinnvoll sein kann. Eine Betrachtung des Einzelfalls ist 

daher notwendig.   

Maßnahme IV. 2. b) Berücksichtigung von Regelungen im Bereich Nachhaltigkeit 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 
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Diese stellen in ihren jeweiligen hausinternen Regeln für die Vergabestellen und 

Bedarfsträger klar, dass die Beschaffung verstärkt am Leitprinzip der Nachhaltigkeit 

auszurichten ist und die Vorgaben des Maßnahmenprogramms zusammen mit allen 

gesetzlichen Regelungen und weiteren Vorgaben aus Fachprogrammen (u.a. §13 Bundes-

Klimaschutzgesetz, § 45 Kreislaufwirtschaftsgesetz, Sorgfaltspflichtengesetz, AVV-EnEff, 

zukünftige AVV Klima, Holzerlass) verpflichtend zu berücksichtigen sind. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Drei Viertel der abgefragten Institutionen haben eine verstärkte Ausrichtung der Beschaffung 

am Leitprinzip der Nachhaltigkeit vorgenommen und die verpflichtende Berücksichtigung 

der Vorgaben des Maßnahmenprogramms in ihren hausinternen Regelungen aufgenommen.  

Maßnahme IV. 2. c) Rolle der Vergabestellen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese etablieren in geeigneter Form (z.B. Geschäftsverteilungsplan, Beschaffungsrichtlinien) 

die Rolle der Vergabestellen als Förderer und Berater für nachhaltige Beschaffung, die sie als 

Unterstützung der jeweiligen Bedarfsträger ausüben. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

65 Prozent der Behörden und Einrichtungen haben die Rolle der Vergabestelle(n) 

entsprechend der Anforderungen aus dem Maßnahmenprogramm in geeigneter Form 

etabliert.  

Maßnahme IV. 2. d) Ansprechperson für nachhaltige Beschaffung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese benennen der KNB eine Ansprechperson für nachhaltige Beschaffung, die aufgrund 

ihrer Kompetenz und Funktion in der Behörde als Schnittstelle für nachhaltige Beschaffung 
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agiert, Vorspracherecht bei den Abteilungsleitungen hat, als Bindeglied der Behörde zur KNB 

wirkt und in geeigneter Form in der Behörde bekannt gegeben wird (z.B. im Organigramm). 

Der Ansprechperson wird eine Aufgabenbeschreibung zugewiesen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Alle Behörden/Einrichtungen haben eine Ansprechperson benannt, Ausnahmen sind 

abgestimmt worden. Die Umsetzung des Vorspracherechts und die Zuweisung einer 

Aufgabenbeschreibung ist Bestandteil des regelmäßigen Austausches und wird nicht 

einheitlich in den jeweiligen Behörden/Institutionen behandelt. 

Maßnahme IV. 2. e) Beachtung der Vorgaben des Maßnahmenprogramms bei der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese stellen sicher, dass die Vorgaben des Maßnahmenprogramms bei den 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen berücksichtigt und von den Bedarfsträgern und/oder 

Vergabestellen (jeweils entsprechend der Zuständigkeitsverteilung) in die 

Leistungsbeschreibung integriert werden, um zu gewährleisten, dass Leistungen, die die 

Nachhaltigkeitskriterien erfüllen, vorrangig berücksichtigt werden. Ausnahmen sind bei 

Leistungen zu Entwicklungen und Beschaffungen zulässig, die einen ausschließlichen 

militärischen Bedarf erfüllen bzw. im Falle von verteidigungs- oder sicherheitsspezifischen 

öffentlichen Aufträgen i.S.v. § 104 GWB sowie im Falle von verteidigungs- oder 

sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen nach § 51 UVgO i.V.m. § 104 GWB sowie 

soweit dies für die Sicherheit oder Einsatzfähigkeit der Bundeswehr oder den Dienstbetrieb 

der Auslandsdienststellen erforderlich ist. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Ergebnisse der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung werden im darauffolgenden 

Vergabeverfahren, sofern die Vorgaben des Maßnahmenprogramms bei der 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchung Berücksichtigung finden, von 72 Prozent der 

Behörden/Einrichtungen mit einbezogen.  
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Maßnahme IV. 2. f) Teilnahme an Schulungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese stellen sicher, dass die Beschäftigten der zentral organisierten Vergabestellen und die 

Ansprechperson regelmäßig an einer (Online-)Schulung teilnehmen, die Ansprechperson 

darüber hinaus auch an einem (Online-)Erfahrungsaustausch mit der KNB zur nachhaltigen 

Beschaffung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Eine Teilnahme an den (Online-)Schulungen bzw. an einem Erfahrungsaustausch ist beim 

überwiegenden Teil der Ansprechpersonen und der Beschäftigten in den Vergabestellen 

sichergestellt. Zur weiteren Verbesserung der Kommunikation trägt auch die Einrichtung 

einer Kollaborationsplattform (BSCW social) zur Intensivierung des Austauschs zwischen den 

Ansprechpersonen und der KNB bei. 

Maßnahme IV. 2. g) Nutzung des KdB bei Beschaffungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese beschaffen grundsätzlich (mit Ausnahme des BMVg soweit hier verteidigungs- bzw. 

sicherheitsrelevante Anforderungen bestehen) alle standardisierbaren Produkte und 

Dienstleistungen, für die Rahmenvereinbarungen beim Kaufhaus des Bundes (KdB) mit 

Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bestehen, elektronisch aus diesen 

Rahmenvereinbarungen über das Kaufhaus des Bundes (KdB). Ausnahmen sind nach 

vorheriger Information der RV-Halter möglich, wenn eine Behörde oder Einrichtung selbst 

weitergehende Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Bei Papier, Büromaterialien, Verbrauchsmaterial zur IKT, Hygiene-, Wasch- und 

Reinigungsmittel, Möbel und IKT-Hard-/Software werden fast ausschließlich 

Rahmenvereinbarungen des Kaufhauses des Bundes (KdB) genutzt. Die Produktbereiche 
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Fahrzeuge und Lampen, werden zum größten Teil darüber abgerufen. Das KdB wird bei der 

Hälfte, bzw. etwas darüber hinaus für die Bedarfsdeckung in den Leistungsbereichen 

Reinigung, Bewachung und Erstellung von Druckerzeugnissen genutzt. Für etwas mehr als 40 

Prozent der Beschaffungen von Textilien ist das KdB relevant.  

Maßnahme IV. 2. h) Einführung einer Dokumentationspflicht 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung gelten 

nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. 

Diese führen eine Dokumentation über die Prüfung von Nachhaltigkeitsaspekten in 

Vergabevermerken ein sowie eine Begründungspflicht bei etwaiger Nichtberücksichtigung 

von Nachhaltigkeitsaspekten. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Eine Dokumentationspflicht über die Prüfung von Nachhaltigkeitsaspekten haben im 

Berichtszeitraum fast zwei Drittel der Behörden und Einrichtungen eingeführt, einschließlich 

einer Begründungspflicht bei etwaiger Nichtberücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien. 

Maßnahme IV. 3. a) Kunden-/ und Nutzerorientierter Ausbau des KdB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/KNB BeschA Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Unter Federführung des BMI wird das KdB zu einer kunden- und nutzerorientierten und für 

die elektronische Vergabe modernisierten Plattform weiterentwickelt. Hierfür ist das KdB aus 

dem Bundeshaushalt mit den erforderlichen Personalstellen und Sachmitteln auszustatten. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Eine Weiterentwicklung des KdB wurde im Rahmen der monetären und personellen 

Ressourcen vorangetrieben. Aufgrund der angekündigten stark eingeschränkten Restlaufzeit 

des Systems wurde dabei der Aspekt der Wirtschaftlichkeit bei den technischen 

Weiterentwicklungen berücksichtigt. Wünschenswerte, aber im Bestandsystem nicht mehr 

wirtschaftlich umsetzbare, Erweiterungen wurden in die Weiterentwicklungsplanung für das 
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KdB NG überführt. Für eine vollumfängliche Umsetzung sind entsprechende personelle und 

monetäre Ressourcen obligatorisch. 

Das aktuelle KdB soll vom Nachfolgesystem „Kaufhaus des Bundes Next Generation“ (KdB 

NG) abgelöst werden. 2023 begann das Vergabeverfahren für das KdB NG. Die technischen 

Anforderungen zur Abbildung von Nachhaltigkeitsaspekten wurden dabei in den 

Vergabeunterlagen entsprechend berücksichtigt. Es wurde sichergestellt, dass ggf. 

auftretende Anpassungsbedarfe im Bestands-KdB zur Gewährleistung der Umsetzung im 

KdB NG, durch TP4 „KdB NG“ der Maßnahme „E-Beschaffung“ berücksichtigt werden 

können. 

Nach derzeitiger Planung der Maßnahme „E-Beschaffung“ wird das KdB NG frühestens 

Q1/2026 in den Wirkbetrieb übergehen. 

Maßnahme IV. 3. b) Ausbau des KdB und Prüfung der Rahmenvereinbarungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/KNB BeschA Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Geschäftsstelle des KdB im Beschaffungsamt des BMI wird zu einer koordinierenden 

Einheit für nachhaltige Rahmenvereinbarungen für standardisierbare Produkte und 

Dienstleistungen ausgebaut. In Zusammenarbeit mit dem Interministeriellen Ausschuss für 

nachhaltige öffentliche Beschaffung und den weiteren zentralen Vergabestellen des Bundes 

(GZD, BAM, BAAINBw) wird das jetzige Angebot an Rahmenvereinbarungen schrittweise auf 

Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten geprüft, insbesondere die 

Nachhaltigkeitskennzeichnung auf Produktebene umgesetzt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Planung zur Ausweitung der produktbezogenen Kenntlichmachung von 

Nachhaltigkeitsaspekten wurde gemeinsam mit den Zentralen Beschaffungsstellen (ZBSt) 

weiter vorangetrieben. Gewonnene Erfahrungswerte wurden innerhalb der Zentralen 

Beschaffungsstellen bewertet und in der weiteren Umsetzungsplanung berücksichtigt. In der 

AG NH ZBSt wurden die Rahmenbedingungen für eine flächendeckende Nutzung der 

Nachhaltigkeitskennzeichnung auf Artikelebene erarbeitet (Finalisierung 

„Anlage_Katalogdaten“, Anpassung des Katalogdaten-Exceltemplates und Verfügbarmachung 

für Lieferanten, Überarbeitung des initialen Entwurfs der anerkannten Gütezeichen und 

Nachhaltigkeitsmerkmale usw.). Kritische Fallbeispiele wurden identifiziert und 

Lösungswege erarbeitet. Bei offenen Fragestellungen im Umgang mit der 

Nachhaltigkeitskennzeichnung wurde von den Zentralen Beschaffungsstellen ein Konsens 
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gefunden und gemeinsam beschlossen, um auf diese Art ein Standardvorgehen etablieren zu 

können. 

Für die Untermaßnahme 3. b) gelten bzgl. KdB NG analog die in 3. a) angegebenen Aspekte. 

Maßnahme IV. 3. c) Umstellung der Rahmenvereinbarungen auf ein nachhaltiges 
Angebot 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/KNB BeschA Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die schrittweise Umstellung der Rahmenvereinbarungen auf ein (nach Maßgabe von IV. 2. g) 

verpflichtend abzurufendes ausschließlich nachhaltiges Angebot (sofern am Markt erhältlich) 

erfolgt mit jeder neu auszuschreibenden Rahmenvereinbarung entsprechend der vom IMA 

nöB/zentrale Beschaffungsstellen identifizierten Prioritäten und Festlegung der 

Nachhaltigkeitskriterien. Rahmenvereinbarungen, die Nachhaltigkeit nicht oder nicht 

umfassend berücksichtigen, laufen – sofern die Bedarfssicherung durch einen 

entsprechenden Folgevertrag geregelt ist – zum nächstmöglichen Zeitpunkt aus. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die initiale Überarbeitung der Nachhaltigkeitskriterien durch die AG NH ZBSt fand statt. Die 

Auflistung der anerkannten Gütezeichen und Nachhaltigkeitsmerkmale wurde finalisiert 

und in den Status einer konstanten Validierung überführt. Die gewonnenen Erfahrungswerte 

können in die Planung von Beschaffungsvorgängen einfließen.  

Maßnahme IV. 3. d) Prüfung auf Nutzung von Kennzahlen aus dem KdB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/KNB BeschA Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das KdB prüft bis Ende 2022, für welche Produkte und Dienstleistungen Kennzahlen (durch 

elektronisch abgerufene Mengen) ermittelbar sind und für das Monitoring dieses 

Maßnahmenprogramms genutzt werden können. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Prüfung bzgl. der Ermittlung von Kennzahlen durch die Geschäftsstelle KdB ist 

abgeschlossen. Jedoch sind die bestehenden Möglichkeiten im KdB, dedizierte Kennzahlen zu 

Nachhaltigkeitsaspekten zu ermitteln, beschränkt. Aufgrund der angekündigten, stark 
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eingeschränkten Restlaufzeit des Systems ist eine vollumfängliche technische 

Weiterentwicklung unter dem zusätzlichen Einbezug der stark begrenzten Mittel nicht 

wirtschaftlich, so dass lediglich die Erfassung weiterführender Basiswerte aus dem KdB 

heraus konzipiert und zur technischen Umsetzung an den Entwicklungspartner gegeben 

wurde. 

Die Ermittlung weiterführender Kennzahlen soll in die Weiterentwicklungsplanung KdB NG 

aufgenommen werden. An dieser Stelle wird geprüft, welche Kennzahlen mit der dann 

bezuschlagten Standardsoftware bereits gewonnen werden können, welches Delta zu den 

notwendigen Kennzahlen besteht und wie eine entsprechende Anpassung in den 

Weiterentwicklungsprozess einfließen kann. 

Für die Untermaßnahme 3b gelten bzgl. KdB NG analog die in 3a angegebenen Aspekte. 

Maßnahme IV. 4. a) Tätigkeiten des IMA nöB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Steuerung/ Koordinierung der Maßnahmen zur Förderung einer nachhaltigen Beschaffung 

(Aufgabenbereich Vorsitz BMI) einschließlich etwaiger Vorgaben u.a. in 

Verwaltungsvorschriften (Aufgabenbereich Vorsitz BMWK); der IMA nöB arbeitet u.a. mit 

dem IMA Wirtschaft und Menschenrechte zusammen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Seit seiner Gründung im Juni 2022 hat der IMA nöB sich innerhalb der Bundesregierung fest 

als zentrales Steuerungs- und Koordinierungsgremium zur Förderung einer nachhaltigen 

Beschaffung etabliert. Dies lässt sich sowohl am Selbstverständnis seiner Mitglieder, als auch 

an seinem Bekanntheitsgrad innerhalb der Bundesregierung ablesen. 

Die Sitzungen des IMA nöB finden regelmäßig alle 2 Monate unter Teilnahme aller Ressorts 

sowie des Bundeskanzleramtes, des Umweltbundesamtes und der Kompetenzstelle für 

nachhaltige Beschaffung statt.  

Die Ressorts berichten dem Ausschuss in seinen Sitzungen regelmäßig über die wichtigsten 

Entwicklungen sowie über den Stand neue angestoßener Strategien und Prozesse innerhalb 

der Bundesregierung, die den Arbeitsbereich des IMA nöB betreffen. Dies dient sowohl der 

Vernetzung, als auch der Schaffung eines Überblicks über die jeweils laufenden Vorhaben 

und bestehenden Prozesse. So standen auf der Tagesordnung in 2023 unter anderem die 

Themen Vergabetransformationspaket, Green IT und Nachhaltigkeit von SINA Notebooks, 
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Kantinenrichtlinie, Kreislaufwirtschaftsstrategie sowie das Instrument der Markterkundung, 

wie es im Beschaffungsamt des BMI genutzt wird.  

Daneben hat der IMA nöB in 2023 begonnen, den unterschiedlichen 

Unterstützungsangeboten der Bundesregierung (KOINNO, UBA, KNB) in seinen Sitzungen 

Raum zu geben, sich vorzustellen. Ziel dieser Vorstellungen ist es, einen Überblick über die 

vorhandenen Angebote zu erhalten, Schnittstellen zu erkennen und darauf aufbauend, in der 

Zukunft ggf. auch koordinierend tätig zu werden. Die Vorstellung der 

Unterstützungsangebote wird in 2024 fortgeführt. In Planung sind u.a. die Vorstellung von 

GIZ, Kompass Nachhaltigkeit / SKEW, FNR und BBSR. 

Fester Tagesordnungspunkt auf den Sitzungen des IMA nöB ist daneben der Austausch von 

Best Practice Beispielen auf Bundesebene. Angedacht ist für die Zukunft diesen auch auf 

Beispiele externer Stakeholder (insbesondere von Ländern und Kommunen) zu erweitern.  

Organisatorisch waren Schwerpunkte der Sitzungen in 2023 außerdem die Finalisierung der 

Geschäftsordnung, die Einigung über die grundlegenden Arbeitsweisen des Ausschusses 

sowie die Festlegung eines gemeinsamen Aufgabenverständnisses. Diese Punkte konnten in 

2023 final abgestimmt und beschlossen werden. 

Zur Erarbeitung von einzelnen Standards und Vorgaben hat der IMA nöB sich entschieden, 

Unterarbeitsgruppen (UAG) zu bilden, die für einzelne Aufgabenbereiche Vorschläge 

erarbeiten. Zum Jahresende bestanden im IMA nöB folgende sieben Unterarbeitsgruppen: 

UAG „Dokumentation“, UAG „Monitoring“, UAG „Standardisierbare Produkte und 

Nachhaltigkeitsstandards“, UAG „Produktgruppe Büro- und Verbrauchsmaterial“, UAG 

„Dienstleistungen“, UAG „Produktgruppe Mobilität“ und UAG „Standardisierung der 

Beschaffungsgrundlagen“. 

Die Zusammenarbeit des IMA nöB mit dem IMA Wirtschaft und Menschenrechte und 

weitern Akteuren der Bundesregierung im Bereich der nachhaltigen Beschaffung hat sich fest 

etabliert. Um den regelmäßigen Austausch und Informationsfluss sicher zu stellen, nimmt 

die Geschäftsstelle des IMA nöB sowohl an den Sitzungen des IMA Wirtschaft und 

Menschenrechte, als auch an den Sitzungen seiner Arbeitsgruppe teil. Daneben arbeitet der 

IMA nöB eng mit anderen interministeriellen Ausschüssen und Arbeitsgruppen zusammen 

und beteiligt sich inhaltlich an der Erstellung von Strategien, soweit sie Schnittstellen zur 

nachhaltigen Beschaffung aufweisen, z.B. an der Nationalen Kreislaufwirtschaftsstrategie 

oder des Nationalen Aktionsplans Wirtschaft- und Menschenrechte. 

 

 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

72 
 

Maßnahme IV. 4. b) Standardisierbare Produkte und Dienstleistungen für das KdB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Identifizierung und Priorisierung standardisierbarer Produkte und Dienstleistungen, für die 

nachhaltige Rahmenvereinbarung (s. IV. 3. b)) im KdB angeboten werden, unter dem Aspekt 

der Nachhaltigkeit.  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zur Identifizierung und Priorisierung standardisierbarer Produkte und Dienstleistungen hat 

der IMA nöB Ende 2023 eine Unterarbeitsgruppe (UAG) Standardisierbare Produkte und 

Nachhaltigkeitsstandards gegründet. Ziel der UAG ist die Identifizierung und Priorisierung 

standardisierbarer Produkte und Dienstleistungen der Bundesregierung, für die nachhaltige 

Rahmenvereinbarung im KdB angeboten werden könnten. Dafür hat die UAG sich in einem 

ersten Schritt die Überarbeitung der Anlage 1 des Maßnahmenprograms Nachhaltigkeit – 

2021 zur Aufgabe gemacht. In einem zweiten Schritt sollen für die identifizierten Produkte 

dann gemeinsame Nachhaltigkeitskriterien erarbeitet werden. 

Daneben wurden Ende 2023 zu einzelnen Produktgruppen folgende Unterarbeitsgruppen 

(UAGs) im IMA nöB initiiert: 

• UAG Produktgruppe Büro- und Verbrauchsmaterial 

• UAG Dienstleistungen 

• UAG Produktgruppe Mobilität 

Ziel dieser UAGs ist es, für die jeweiligen Bereiche u.a. für identifizierte Produkte oder 

Dienstleistungen Hilfestellungen (z.B. Kriterienkataloge) für Beschaffende im Bereich 

Nachhaltigkeit zu entwerfen. 

Mitglieder der UAGs sind sowohl Mitarbeitende aus den jeweils betroffenen Ressorts als auch 

den Geschäftsbereichsbehörden. Hier hat der IMA nöB die Entscheidung getroffen, in seine 

UAGs insbesondere auch Mitarbeitende der Zentralen Beschaffungsstellen des Bundes und 

des KdB in seine Arbeit einzubinden, um so die Praxistauglichkeit seiner Vorschläge von 

Anfang an sicher zu stellen.  

Die UAGs werden ihre Arbeit weiter fortsetzen. 
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Maßnahme IV. 4. c) Erarbeitung von Nachhaltigkeitsstandards für 
Rahmenvereinbarungen des KdB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Festlegung der Nachhaltigkeitskriterien und der Anforderungen an Beschaffungen des 

Bundes einschließlich menschenrechtlicher Aspekte in der Lieferkette für die identifizierten 

und priorisierten Leistungen als Basis für die Rahmenvereinbarungen des KdB unter 

Einbeziehung der zentralen Beschaffungsstellen sowie ggf. Beteiligung von Stakeholdern. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

In den 2023 gegründeten Unterarbeitsgruppen (UAGs) des IMA nöB (siehe unter 4. b.)) werden 

Nachhaltigkeitskriterien und Anforderungen an Beschaffungen einschließlich 

menschenrechtlicher Aspekte in der Lieferkette für identifizierte und priorisierte Leistungen 

als Basis für die Rahmenvereinbarungen des KdB erarbeitet. Dies geschieht unter 

Einbeziehung der zentralen Beschaffungsstellen, die in diesen UAGs direkt mitarbeiten.  

Dazu, inwieweit auch externe Stakeholder, die nicht Teil der Bundesregierung sind, an der 

Erarbeitung beteiligt werden können, wurde dem IMA nöB durch seinen Vorsitz in 2023 ein 

Konzept zur Beteiligung externer Stakeholder vorgelegt. 

Maßnahme IV. 4. d) Festlegung von Strukturen zur Beschaffung über das KdB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Festlegung der ressortübergreifenden Prozesse und Instrumente zur Bedarfserhebung und 

dem Abruf aus den Rahmenvereinbarungen des KdB. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Festlegung von ressortübergreifenden Prozessen und Instrumenten zur Bedarfserhebung 

setzt voraus, dass zunächst ein Überblick über die in den einzelnen Ressorts bestehende 

Beschaffungspraxis in Bezug auf Nachhaltigkeit gewonnen wird. Hierzu soll die im IMA nöB 

in der UAG Dokumentation in 2023 erarbeitete best practice Dokumentation Nachhaltigkeit 

inklusive ihrem Informationsblatt Nachhaltigkeitsdokumentation beitragen. Die endgültige 

Abstimmung des Arbeitsergebnisses der UAG konnte 2023 nicht abgeschlossen werden. 
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Parallel dazu hat der IMA nöB Ende 2023 in einzelnen Unterarbeitsgruppen (UAGs) 

begonnen, mit dem KdB Kontakt aufzunehmen (siehe unter 4. b.)). 

Maßnahme IV. 4. e) Zusammenarbeit mit weiteren Stakeholdern der Bundesverwaltung 
im IMA nöB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zusammenarbeit mit dem Kompetenzzentrum innovative Beschaffung und weiteren 

Stakeholdern mit dem Ziel, eine innovative nachhaltige Beschaffung zu fördern und 

Nachhaltigkeitswettbewerbe in der Wirtschaft anzustoßen.  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Zur Förderung einer innovativen nachhaltigen Beschaffung arbeitet der IMA nöB eng mit 

anderen Stakeholdern der Bundesregierung zusammen. So wurden zu den Sitzungen des 

IMA nöB 2023 unter anderem der IMA Wirtschaft- und Menschenrechte, der IMA Nationale 

Strategie zur biologischen Vielfalt, der IMA nachhaltiger Konsum, das Umweltbundesamt, die 

Kompetenzstelle nachhaltige öffentliche Beschaffung und das Kompetenzzentrum 

innovative Beschaffung eingeladen. Den Stakeholdern wurde dabei die Möglichkeit gegeben, 

sich vorstellen und zu ihren jeweiligen Arbeitsständen zu berichten. Daneben pflegt die 

Geschäftsstelle des IMA nöB enge Kontakte mit anderen Stakeholdern im Bereich der 

nachhaltigen Beschaffung und nimmt regelmäßig an entsprechenden Sitzungen und 

Arbeitstreffen teil. 

Es ist geplant die Zusammenarbeit mit anderen Stakeholdern der Bundesregierung weiter 

auszubauen und die bestehenden Kontakte zu vertiefen. 

Für die Zusammenarbeit mit externen Stakeholdern hat der Vorsitz des IMA nöB 2023 ein 

Konzept entwickelt, dass dem IMA nöB vorgelegt wurde. 

Maßnahme IV. 4. f) Austausch zu Fortbildungs- und Schulungsangeboten im IMA nöB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Austausch zur Weiterentwicklung des Fortbildungs- und Schulungsangebots von Bund, 

Ländern und Kommunen sowie weiteren Unterstützungsangeboten. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Auf den Sitzungen des IMA nöB tauschen die Mitglieder sich auch zu möglichen 

Fortbildungs- Schulungs- und Unterstützungsangeboten aus. So hat der IMA nöB in 2023 

begonnen, den unterschiedlichen Unterstützungsangeboten der Bundesregierung in seinen 

Sitzungen Raum zu geben, sich vorzustellen. Sowohl die KNB als auch das UBA und die 

KOINNO wurden dafür in 2023 eingeladen.  

Ziel dieser Vorstellungen ist es, einen Überblick über die vorhandenen Angebote zu erhalten, 

Schnittstellen zu erkennen und darauf aufbauend, in der Zukunft ggf. auch koordinierend 

tätig zu werden. Die Vorstellung der Unterstützungsangebote wird fortgeführt.  

Daneben wurde 2023 auch die Gemeinsame Bund-Länder-Fortbildungsinitiative Nachhaltige 

Beschaffung im IMA nöB vorgestellt, die im Mai 2023 durch BMI mit vier Bundesländern ins 

Leben gerufen wurde und deren Geschäftsstelle seitdem bei der KNB aufgebaut wird.  

Maßnahme IV. 4. g) Hilfsmittel für Bedarfsträger 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Koordinierung der Erstellung von Hilfen für die Behörden und Einrichtungen wie z.B. 

Aufgabenbeschreibungen für Ansprechpersonen, Muster für die Dokumentation der 

Nachhaltigkeit in Beschaffungsprozessen, Kompendien und Checklisten;  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Der IMA nöB hat sich der Aufgabe der Erstellung von Hilfen für die Beschaffer der 

Bundesregierung angenommen. 

Die im IMA nöB bereits 2022 gegründete Unterarbeitsgruppe (UAG) „Dokumentation“ hat 

dem IMA nöB in 2023 einen Entwurf für die Dokumentation der Nachhaltigkeit in 

Beschaffungsprozessen vorgelegt. Die Abstimmung des Vorschlags innerhalb der 

Bundesregierung wurde 2023 gestartet. Mit dem Dokumentationsmuster soll den 

Bundesbehörden und Einrichtungen eine Hilfestellung zur Verfügung gestellt werden, die 

sowohl die zu beachtenden Nachhaltigkeitskriterien enthält, als auch eine Übersicht zu den 

Regelungen und Vorschriften gibt, die im Rahmen einer nachhaltigen öffentlichen 

Beschaffung zu beachten sind.  

Daneben hat der IMA nöB Ende 2023 beschlossen, eine Unterarbeitsgruppe (UAG) 

„Standardisierung der Beschaffungsgrundlagen“ einzurichten. Geplant ist dort zunächst eine 

Bestandsaufnahme vorzunehmen, welche Kompendien, Checklisten, Handbücher etc. es in 
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der Bundesregierung bereits gibt. In der Folge sollen fehlende Leitfäden und 

Dienstanweisungen erarbeitet werden, auf lange Sicht ggf. ein Handbuch der 

Bundesregierung für Beschaffer. Es ist geplant in die Arbeit auch bereits bestehende 

Initiativen und Dokumente der Länder und Kommunen mit in den Blick zu nehmen. 

Maßnahme IV. 4. h) Zusammenarbeit mit externen Stakeholdern im IMA nöB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Beteiligung von Ländern, Kommunen und der Zivilgesellschaft mit dem Ziel einer möglichst 

bundeseinheitlichen Praxis der nachhaltigen Beschaffung (im Sinne der Nachfolge der 

Allianz für eine nachhaltige Beschaffung). 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

2023 hat der IMA nöB sich darauf fokussiert, zunächst seine internen Arbeitsprozesse 

aufzusetzen. Dies war notwendig, um eine solide Kooperationsstruktur innerhalb der 

Bundesregierung zu schaffen und eine effektive Arbeitsstruktur aufzubauen.  

Zudem hat der Vorsitz dem IMA nöB in 2023 ein Konzept für die Einbindung von externen 

Stakeholdern vorgelegt, um gemeinsam das Ziel einer mögichst bundeseinheitlichen Praxis 

der nachhaltigen Beschaffung zu befördern. Ziele sind dabei insbesondere ein Netzwerk zur 

nachhaltigen öffentlichen Beschaffung mit externen Stakeholder aufzubauen, einen Wissens- 

und Best-Practice-Austausch zwischen den Beteiligten sicherzustellen sowie die Expertise 

von externen Stakeholdern bereits bei der Erarbeitung von Entscheidungen auf Bundesebene 

einzubeziehen, soweit dies zur Zielerreichung einer möglichst einheitlichen Praxis in 

Deutschland geboten ist. Angedacht ist daneben auch, den regelmäßigen 

Tagesordnungspunkt der IMA nöB Sitzungen „Best Practice“ auf Beispiele externer 

Stakeholder zu erweitern. So kann die Bundesregierung auch von guten Beispielen aus 

Ländern und Kommunen lernen. 

Maßnahme IV. 5. a) Ausbau der KNB 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI KNB Großteils 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Beratungs- und 

Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstützung der Länder und 

Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schrittweise entsprechend des personellen 

Aufwuchses folgende Aufgaben: 

Individuelle Beratung per Telefonhotline und E-Mail sowie Weiterentwicklung der 

Webplattform (soweit möglich als One-Stop-Shop) und breite Informationsvermittlung über 

z.B. Newsletter. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die KNB erfüllt den weiterhin hohen Beratungsbedarf per E-Mail- und Telefonhotline. Eine 

Weiterentwicklung der Webplattform der KNB, insbesondere unter Berücksichtigung der 

Verortung der Geschäftsstelle der Gemeinsamen-Bund-Länder-Fortbildungsinitiative, ist 

weiterhin ständiger Bestandteil der Aufgabendurchführung der KNB, auch unter der Vorgabe 

die Plattform zu einem One-Stop-Shop-Angebot auszubauen. Die Arbeiten an der Landing-

Page wurden fortgesetzt. Auch 2023 wurde in verschiedenen Veranstaltungen anderer 

Institutionen in Form von Vorträgen und anderen Beiträgen das Thema der nachhaltigen 

Beschaffung verankert. 

Darüber hinaus wurden mit zwei Fachtagen Informationen zur nachhaltigen Beschaffung, 

mit Konzentration auf bestimmte Themengebiete der nachhaltigen Beschaffung, den 

interessierten Zielgruppen der KNB nähergebracht. Der Newsletter wird weiterhin 

regelmäßig vier Mal im Jahr veröffentlicht. 

Maßnahme IV. 5. b) Entwicklung von Best-Practice-Beispielen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI KNB Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Beratungs- und 

Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstützung der Länder und 

Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schrittweise entsprechend des personellen 

Aufwuchses folgende Aufgaben:  

Entwicklung von Best-Practice-Beispielen in Zusammenarbeit mit den 

Beschaffungsreferaten des Beschaffungsamtes des BMI und schrittweise mit weiteren 

zentralen Beschaffungsstellen. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Der Standard zur Erstellung von Best-Practice-Beispielen konnte bisher nicht abschließend 

entwickelt werden. Im Vordergrund steht die Darstellung der einzelnen 

Nachhaltigkeitsaspekte in verständlicher und leicht zu erfassender Weise für interessierte 

Stellen zur Einbindung in eigene Ausschreibungen. 

Maßnahme IV. 5. c) Auf- und Ausbau des Netzwerkes der Ansprechpersonen für 
nachhaltige Beschaffungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI KNB Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Beratungs- und 

Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstützung der Länder und 

Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schrittweise entsprechend des personellen 

Aufwuchses folgende Aufgaben: 

Aufbau/Ausbau des Netzwerks der Ansprechpersonen für nachhaltige Beschaffung für die 

gesamte Bundesverwaltung und Prüfung des Einsatzes von bestehenden 

Kollaborationsplattformen (z.B. Social Intranet des Bundes) für einen regelmäßigen 

webbasierten Austausch, auch außerhalb des jährlichen Erfahrungsaustauschs.  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Der jährliche Austausch im Rahmen einer zweitägigen Veranstaltung (Schulung für neue 

Ansprechpersonen und Erfahrungsaustausch) wurde fortgeführt. Die Nutzung des „BSCW 

social“ als Kollaborationsplattform wurde in 2023 begonnen und die Ansprechpersonen 

eingeladen. Nach einem Jahr wird die Nutzung der Kollaborationsplattform durch die KNB 

evaluiert. 

Maßnahme IV. 5. d) Weiterentwicklung der Schulungs- und Fortbildungsangebote 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI KNB Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Beratungs- und 

Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstützung der Länder und 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

79 
 

Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schrittweise entsprechend des personellen 

Aufwuchses folgende Aufgaben:  

Weiterentwicklung und Erhöhung des Angebots der Schulungen und Fortbildungen zu allen 

Aspekten der nachhaltigen Beschaffung. 

(1) auf Bundesebene in Zusammenarbeit mit der BAköV und weiteren 

Ausbildungseinrichtungen und unter Nutzung von webbasierten Fortbildungsformaten (z.B. 

Webinaren und Video-Formaten) für verschiedene Zielgruppen (Beschaffer, Bedarfsträger, 

Haushälter, etc.); 

(2) zu Menschenrechten in der Beschaffung (gemäß dem Nationalen Aktionsplan Wirtschaft 

und Menschenrechte und dem Sorgfaltspflichtengesetz);  

(3) in Form des E-Learning-Programms mit ggf. Ausbau zu einem 

(verpflichtendem)Trainingsprogramm mit Zertifizierung; 

(4) ggf. für weitere Zielgruppen (z.B. Unternehmen/potenzielle Bieter). 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Nachfrage nach Schulungen in digitaler Form hat sich verfestigt. Nur wenige Schulungen 

wurden auf Wunsch der jeweiligen Institutionen in Präsenz durchgeführt. Die Anzahl der 

Behörden und der Teilnehmenden hat sich zum vorherigen Berichtszeitraum nur 

unwesentlich verändert. Auch in 2023 ist insbesondere unter dem Gesichtspunkt 

vorübergehender Kapazitätsverluste dies positiv zu werten. 

Schulungen mit Schwerpunkt „Menschenrechte in der öffentlichen Beschaffung“ werden 

weiterhin in gewohntem Ausmaß, auch über die BAköV, digital angeboten und durchgeführt. 

BAköV und KNB haben im Jahr 2023 das Fortbildungsangebot für nachhaltige öffentliche 

Beschaffung im Vergleich zum Vorjahr weiter ausgebaut. Neben vier Grundlagenwebinaren 

konnten gemeinsam zwei neue Webinare zu Menschenrechten in der öffentlichen 

Beschaffung und erstmals ein Erfahrungsaustausch zur Nachhaltigkeit für Beschafferinnen 

und Beschaffer angeboten werden. In diesen sieben Veranstaltungen wurden 177 

Beschäftigte geschult. Im Ergebnis verzeichnete die Kooperation zwischen BAköV und KNB 

im Webinarbereich damit eine Steigerung im Vergleich zum Vorjahr um über 10 Prozent. 

Darüber hinaus unterstützte die KNB die BAköV bei einer Online-Konferenz "Praktische 

Tipps für Nachhaltigkeit am Arbeitsplatz – Andere reden, wir zeigen, wie’s geht!", an der rund 

120 Beschäftigte teilnahmen. Insgesamt hat sich das Angebot am Schulungsbedarf orientiert 

stabilisiert, was auch die Grundlage für gemeinsame Veranstaltungen in den Folgejahren sein 

wird. Schon 2023 zeichnete sich allerdings ab, dass der Erfahrungsaustausch in der 

praktischen Umsetzung des Vergaberechts an Bedeutung zunehmen wird. Aus diesem Grund 

haben BAköV und KNB 2023 beschlossen, dass Angebot zum Erfahrungsaustausch zukünftig 

deutlich zu steigern." 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

80 
 

An der Erstellung der technischen Voraussetzungen zur Veröffentlichung aller E-Learning-

Module wurde gearbeitet. KNB und SKEW haben gemeinsam ein E-Learning-Modul als 

Vertiefungskurs zur nachhaltigen Beschaffung von Lebensmitteln auf der Webseite 

https://lernplattform.engagement-global.de/ veröffentlicht. 

Maßnahme IV. 5. e) Zusammenarbeit mit den Ländern/ FoBi 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI KNB Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Beratungs- und 

Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstützung der Länder und 

Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schrittweise entsprechend des personellen 

Aufwuchses folgende Aufgaben: 

In Zusammenarbeit mit den Ländern: 

(5) Organisation und Durchführung regelmäßiger auch hochrangiger Bund-/Ländertreffen 

zur Umsetzung und guten Verwaltungspraktiken der nachhaltigen Beschaffung 

(6) in Umsetzung des Beschlusses des Staatssekretärsausschusses für nachhaltige Entwicklung 

vom 10. Dezember 2018 Aufbau und Umsetzung einer breiten Fortbildungsinitiative für 

nachhaltige Beschaffung mit den Ländern. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Das Interesse der Bundesländer an dem regelmäßigen Austausch beim Bund-/Ländertreffen 

ist hoch. Beiträge der Länder und der KNB aus dem Bereich der Bundesverwaltung sind 

Bestandteil des Treffens. Auch im Jahr 2023 fand ein reger Informationsaustausch im 

digitalen Format statt. Die Planungen für eine Präsenzveranstaltung in 2024, nach mehreren 

digitalen Treffen wurden aufgenommen. 

Die offenen Fragen zur Ausgestaltung, Beteiligung und Organisation der 

Fortbildungsinitiative konnten beantwortet werden. Unter Beteiligung der Länder Bayern, 

Rheinland-Pfalz, Nordrhein-Westfalen und der Hansestadt Hamburg ist die 

Fortbildungsinitiative in 2023 gestartet. Die Verwaltungsvereinbarung wurde im Mai 2023 

unterzeichnet. Ein erster Durchgang zur Ausbildung von Trainern und Trainerinnen erfolgte 

Ende 2023. Es wurden bereits erste Schulungen auf Länderebene durchgeführt. Weiterhin 

werden die noch nicht beteiligten Bundesländer über die Fortbildungsinitiative mit dem Ziel 

informiert, weitere Länder in Zukunft dort begrüßen zu dürfen. 
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Maßnahme IV. 5. f) Unterstützung des Monitorings 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI KNB Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Beratungs- und 

Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstützung der Länder und 

Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schrittweise entsprechend des personellen 

Aufwuchses die in diesem Punkt benannten Aufgaben: 

Unterstützung bei der Sachstandserhebung für das Monitoring 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die KNB hat die Aufgaben im obenstehenden Sinne übernommen. 

Maßnahme IV. 6. Anl. 1.2 Berücksichtigung von Lebenszykluskosten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Anforderung zur Berücksichtigung von Lebenszykluskosten insbesondere bei langlebigen 

Produkten in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 BHO, soweit darüber hinaus 

sinnvoll und angemessen auch bei der Erstellung der Leistungsbeschreibung, der 

Zuschlagskriterien und der Ausführungsbedingungen im Vergabeverfahren; hierbei sind in 

geeigneter Weise externe Kosten durch Treibhausgasemissionen (gemäß § 10 Absatz 2 

Brennstoffemissionshandelsgesetz) anzusetzen; externe Kosten, die über die 

volkswirtschaftlichen Kosten hinaus entstehen, können ebenfalls angesetzt werden.  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Berechnung von Lebenszykluskosten in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 

BHO nutzen über die Hälfte der Institutionen. Veränderungen zum Vorjahr sind nicht 

erkennbar. 

Die Einbeziehung von Lebenszykluskostenberechnungen im Vergabeverfahren erfolgt in 

allen drei abgefragten Teilbereichen des Vergabeverfahrens. Die große Mehrheit der 

Behörden und Einrichtungen bindet die Lebenszykluskostenberechnungen in die Bereiche 

Leistungsbeschreibung und Zuschlag ein. 
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Im Berichtszeitraum findet die Berücksichtigung externer Kosten, im Zusammenhang mit 

den volkswirtschaftlichen Folgekosten durch Treibhausgasemissionen, in den 

Lebenszykluskostenberechnungen in nur sehr geringem Umfang statt.  

Maßnahme IV. 6. Anl. 1.3 Nutzung von Gütezeichen im Vergabeverfahren 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei allen Teilen der Vergabeunterlagen, d.h. bei der Leistungsbeschreibung (z.B. § 31 VgV), 

den Zuschlagskriterien (z.B. § 58 Abs. 4 VgV) und den Ausführungsbedingungen (z.B. § 61 

VgV), sind (gem. § 34 VgV, § 24 UVgO, § 32 SektVO), soweit sinnvoll und angemessen, 

vergaberechtlich anerkannte Gütezeichen (Umwelt- und/oder Sozialzeichen) zu 

berücksichtigen Hierzu zählen staatliche Zeichen wie Blauer Engel, EU Ecolabel, Biosiegel 

und andere Typ 1-Umweltzeichen. Bei der Auswahl von weiteren geeigneten Gütezeichen 

oder Siegeln sind die aktuellen Bewertungen des Kompasses Nachhaltigkeit zu 

berücksichtigen. Je nach Produktgruppe stehen verschiedene Umwelt- und/oder 

Sozialzeichen zur Verfügung. So kann beispielweise das staatliche Textilsiegel Grüner Knopf 

sowohl für Umwelt- als auch Sozialanforderungen als Nachweis dienen. Ab 2022 kann der 

Grüne Knopf auch als anerkanntes Gütezeichen gem. § 34 VgV in Vergabeverfahren verlangt 

werden. Im Anwendungsbereich des europäischen Vergaberechts ist die Notwendigkeit eines 

Auftragsgegenstandsbezugs gem. § 34 Abs. 2 Nr. 1 VgV zu beachten. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Eine große Mehrheit der Behörden und Einrichtungen beziehen Gütezeichen bzw. deren 

Kriterien in ihre Beschaffungsvorgänge mit ein. Dabei ist zu berücksichtigen, dass nicht für 

alle Produkte/Dienstleistungen Gütezeichen bzw. deren Kriterien verfügbar sind.  

Die Nutzung der Gütezeichen bzw. deren Kriterien erfolgt im Vergabeverfahren 

hauptsächlich in der Stufe der Leistungsbeschreibung, in kleinerem Umfang werden diese 

aber auch beim Zuschlag und den Ausführungsbedingungen eingesetzt. Die Abfrage zum 

Monitoring ergab weiterhin, dass beim Einsatz von Gütezeichen bzw. deren Kriterien 

insbesondere das nationale Gütezeichen Blauer Engel und das Ecolabel der EU genutzt 

werden.  

Im Zusammenhang mit der Bewertung einzelner Gütezeichen nutzen die Behörden und 

Einrichtungen vermehrt die beim Kompass Nachhaltigkeit (https://www.kompass-

nachhaltigkeit.de) vorhandenen Informationen. 
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Maßnahme IV. 6. Anl. 1.4 Berücksichtigung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Grds. Alle; IMA WiMR 

(AA), IMA nöB 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Prüfung geeigneter Standards für die Berücksichtigung der menschenrechtlichen 

Sorgfaltspflicht in der öffentlichen Beschaffung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Über ein Drittel der Behörden und Einrichtungen prüfen die Einbeziehung von Standards zur 

Berücksichtigung menschenrechtlicher Sorgfaltspflichten bei ihren öffentlichen 

Auftragsvergaben.  

Die Produktbereiche Informationstechnik und Textilien bilden hier den Großteil ab, bei 

denen Forderungen zu Standards i.S.d. menschenrechtlichen Sorgfaltspflichten in die 

Vergaben mit aufgenommen werden. 

Maßnahme IV. 6. Anl. 1.5 Langlebig- bzw. Reparierbarkeit in Vergabeentscheidungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Soweit einschlägig, sind Langlebigkeit und Reparierbarkeit in die Vergabeentscheidungen 

einzubeziehen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Etwas mehr als ein drei Viertel der Behörden und Einrichtungen berücksichtigen bereits 

Aspekte der Langlebigkeit und Reparierbarkeit bei ihren Vergabeentscheidungen. 

Maßnahme IV. 6. Anl. 1.6 Einhaltung von Nachhaltigkeitskriterien für verschiedene 
Produktgruppen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI BMI, Alle b) GZD, c) 

Alle, d) GZD, e) Alle, f) 

BMZ/BMUV, g) Alle, 

h) Alle 

Teilweise 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Spezielle Bestimmungen für einzelne Produktgruppen: 

a) Verbesserung der zentralen IT-Beschaffung bei Hardware und Zubehör: Um den 

Anfall von Elektroschrott zu reduzieren, soll in den Rahmenverträgen verankert 

werden, dass nach Nutzungsende funktionstüchtige und reparierbare Elektrogeräte 

einer fachgerechten Aufbereitung zum Zweck der Zweitnutzung zugeführt werden, 

sofern gesetzliche Regelungen oder Belange des Geheimschutzes, des Datenschutzes 

oder der Informationssicherheit dem nicht entgegenstehen; zudem sollten leere 

Tonerkartuschen der Wiederverwendung zugeführt und wiederverwendete 

Kartuschen eingesetzt werden. 

b) Als Kopierpapier ist ausschließlich Recyclingpapier mit dem Blauen Engel (DE-UZ 

14a) in 60 bis 80er Weiße zu beschaffen. Alle Rahmenvereinbarungen des KdB, die 

dies nicht erfüllen, laufen aus und werden nicht ersetzt. 

c) Papierdruckerzeugnisse werden prioritär auf Papier mit dem Blauen Engel gedruckt, 

zugelassene Alternative ist eine Zertifizierung nach FSC Recycled, nur ausnahmsweise 

kann Papier mit dem EU-Ecolabel verwendet werden. Auf Frischfaserpapier soll 

verzichtet werden. 

d) Hygienepapiere (z.B. Papierhandtücher, Toilettenpapier, Taschentücher, 

Küchentücher) müssen die Kriterien des Blauen Engel (DE-UZ 5) erfüllen (bis 2025 95 

Prozent). 

e) Soweit in Wasch- und Reinigungsmitteln Palmöl, Palmkernöl oder deren Derivate 

und Fraktionen enthalten sind, so müssen diese vollständig aus nachhaltig 

zertifiziertem Anbau stammen. 

f) Schnellstmögliche Finalisierung des Stufenplans für eine nachhaltige öffentliche 

Textilbeschaffung zur Konkretisierung der Umsetzung der im "Leitfaden der 

Bundesregierung für eine nachhaltige Textilbeschaffung der Bundesverwaltung“ 

enthaltenen Nachhaltigkeitskriterien in öffentlichen Beschaffungen als notwendige 

Voraussetzung für die Erreichung des Ziels zur Erhöhung des Anteils öffentlich 

beschaffter Textilien auf 50 Prozent (ausgenommen Sondertextilien). 

g) Arbeitsschuhe müssen schrittweise den Kriterien des Blauen Engel (DE-UZ 155) oder 

vergleichbarer Zeichen entsprechen, sofern es sich nicht um Sonderschuhwerk 

handelt, das analog angewendet unter die Definition der Sondertextilien nach dem 

Leitfaden der Bundesregierung für eine nachhaltige Textilbeschaffung der 

Bundesverwaltung fällt. Bis zum Jahr 2025 werden zehn Prozent der Arbeitsschuhe 

nach Kriterien der Nachhaltigkeit beschafft. 

h) Bei der Beschaffung von Möbeln werden bevorzugt Produkte beschafft, welche 

nachhaltig produziert wurden, biogenen Ursprungs sind oder die Kreislaufwirtschaft 

fördern; dazu zählen Produkte, die Recyclingmaterialien und wiederverwendete 

Materialien beinhalten. Für Möbel und Lattenroste aus Holz und Holzwerkstoffen 

und Polstermöbel sind die Vorgaben des Blauen En-gel (DE-UZ 117, DE-UZ 38) 

anzuwenden und der gemeinsame Holzerlass zu berücksichtigen. Bis zum Jahr 2025 
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sind 75 Prozent der Möbel einschließlich Polstermöbel und Lattenroste aus Holz und 

Holzwerkstoffen nach den Kriterien des Blauen Engel zu beschaffen. 

Rahmenvereinbarungen, die diese Anforderungen nicht erfüllen, laufen aus und 

werden nicht verlängert. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Anzahl der Behörden und Einrichtungen welche leere Tonerkartuschen der 

Wiederverwendung zuführen ist weiterhin hoch. Weniger als die Hälfte der Behörden und 

Einrichtungen setzen wieder verwendete Kartuschen bei Druckern ein. 

Rund ein Viertel der Behörden und Einrichtungen haben in ihren (Rahmen-)Verträgen über 

IT-Hardware und Zubehör verankert, dass nach Nutzungsende funktionstüchtige und 

reparierbare Geräte einer fachgerechten Aufbereitung zum Zweck der Zweitnutzung 

zugeführt werden.  

Die Behörden und Einrichtungen beschafften im Jahr 2023 rd. 766 Mio. Blätter Papier in der 

Größe DIN A4 und über 10 Mio. Blätter Papier in der Größe DIN A3. 

Fast alle Institutionen nutzen die Möglichkeit nichtfarbiges Druck- und Kopierpapier über 

das KdB zu beschaffen bzw. abzurufen. 

Der Anteil an Recyclingpapier, dass mit dem Blauen Engel zertifiziert ist liegt bei fast 90 

Prozent. Der Anteil an Recyclingpapier mit einem Weißegrad kleiner als bzw. gleich ISO 80 

liegt bei über 50 Prozent. Der Rest beinhaltet Recyclingpapier mit dem Blauen Engel und 

einem Weißegrad größer ISO 80.  

Weniger als die Hälfte der Behörden und Einrichtungen verwendet für 

Papierdruckerzeugnisse Recyclingpapier mit dem Blauen Engel. Rund ein Drittel der 

Behörden nutzen für Papierdruckerzeugnisse auch Recyclingpapiere die Kriterien andere 

Gütezeichen entsprechen, wie z.B. FSC Recycled oder EU-Ecolabel. Teilweise wird immer 

noch Frischfaserpapier genutzt, u.a. mit dem Hinweis, dass Recyclingpapiere nicht für alle 

Druckarten geeignet sind. 

Die Beschaffung von Papierdruckerzeugnissen ist heterogen. Die Behörden und 

Einrichtungen nutzen dazu Rahmenvereinbarungen des KdB, aber auch 

Rahmenvereinbarungen in ihrer Institution bzw. Einzelaufträge.  

Über 70 Prozent des beschafften Toilettenpapiers und mehr als 60 Prozent der beschafften 

Papiertücher sind mit dem Blauen Engel gekennzeichnet. Der Anteil mit dem Blauen Engel 

beschaffter sonstiger Hygienetücher (z.B. Taschentücher) liegt bei etwas über 25 Prozent. Bei 

Küchentüchern liegt der Anteil der Beschaffungen mit Berücksichtigung des Blauen Engels 

bei unter 4 Prozent. 
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Fast zwei Drittel der Institutionen rufen Wasch- und Reinigungsmittel ausschließlich über 

das KdB ab. Bei nicht aus dem KdB abgerufenen Waschmitteln beläuft sich die Quote der 

Produkte aus zertifiziertem Anbau bei fast 60 Prozent, bei Reinigungsmitteln liegt diese bei 

unter 2 Prozent. Soweit Zertifizierungen genutzt werden, betrifft dies vorrangig das EU-

Ecolabel und den Blauen Engel. 

Am 15.03.2023 trat der „Stufenplan zur Steigerung der nachhaltigen Beschaffung von 

Textilien“ in Kraft. Die darin enthaltenen Maßnahmen unterstützen die Behörden und 

Einrichtungen der Bundesverwaltung, bis 2026 jeweils 50 Prozent der Textilien nachhaltig zu 

beschaffen. Gleichzeitig wurde die 2. Auflage des Leitfadens der Bundesregierung für eine 

nachhaltige Textilbeschaffung der Bundesverwaltung veröffentlicht.  

Die zentralen Beschaffungsstellen haben ihre Ausschreibungsunterlagen entsprechend dieser 

Vorgaben zum Jahresende 2023 angepasst, so dass die im Textilleitfaden beschriebenen 

Ausschlusskriterien in die Vergabeunterlagen integriert wurden und seitdem Anwendung 

finden.  

Die Behörden und Einrichtungen des Bundes beschafften in 2023 Möbel im Wert von fast 50 

Mio. Euro. Rund 56 Prozent der Behörden und Einrichtungen haben Möbel über das KdB 

abgerufen. Drei Viertel der Institutionen berücksichtigten bei der Beschaffung Aspekte der 

nachhaltigen Produktion, des biogenen Ursprungs oder der Förderung der 

Kreislaufwirtschaft. 

Rund 60 Prozent der Behörden und Einrichtungen des Bundes haben Möbel und Lattenroste 

aus Holz oder Holzwerkstoffen beschafft. Dabei wurde von über 90 Prozent der Stellen der 

Gemeinsame Holzerlass berücksichtigt, die Vorgaben des Blauen Engels für diese 

Produktgruppe von über drei Viertel der Stellen mit einbezogen. 

Die Aspekte einer nachhaltigen Produktion, der Berücksichtigung eines biogenen Ursprungs, 

oder die Einbeziehung der Anforderungen aus der Kreislaufwirtschaft haben über zwei 

Drittel der Behörden und Einrichtungen in der Beschaffung mit aufgenommen. 

Maßnahme IV. 6. Anl. 1.7 Verwaltungsvorschriften zum Biodiversitätsschutz im 
Rahmen der Beschaffung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI BMUV/BMWK Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Biodiversitätsschutz bei der Beschaffung von 

Lebensmitteln und Catering-Dienstleistungen (inkl. Kantinen) sowie zur Beschaffung von 
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ausschließlich ressourcenschonend und biodiversitätsfördernd produzierten 

Papierprodukten und Druckerzeugnissen werden innerhalb der Bundesregierung geprüft. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die im REFOPLAN-Projekt „Biodiversitätskriterien in Beschaffung und im Bauwesen II - 

Weiterentwicklung und praxisbezogene Konkretisierung von Biodiversitätskriterien in 

ausgewählten Produktgruppen der öffentlichen Beschaffung und im Bauwesen des Bundes“ 

erarbeiteten Entwürfe für Verwaltungsvorschriften für Papierprodukte/Druckerzeugnisse 

und Lebensmittel/Catering-Dienstleistungen sollen in der Weiterentwicklung der AVV Klima 

zu einer AVV Umwelt einbezogen werden. 

Maßnahme IV. 7. a) Zusammenarbeit mit Kommunen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI BMZ/Engagement 

Global (SKEW) 

Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

BMZ unterstützt über Angebote der Servicestelle Kommunen in der Einen Welt (SKEW) von 

Engagement Global bei der nachhaltigen öffentlichen Beschaffung mit Hilfe   

(1) der Informationsplattform Kompass Nachhaltigkeit (z.B. durch Vergleichsmöglichkeit von 

Gütezeichen, Formulierungshilfen und Umsetzungsbeispiele),  

(2) des Netzwerks Faire Beschaffung und des damit ermöglichten kollegialen Austauschs von 

Beschafferinnen und Beschaffern auf kommunaler Ebene zur Einhaltung sozialer Standards 

bei der Vergabe von öffentlichen Aufträgen,  

(3) von Beratung und Qualifizierung sowie Sensibilisierungsmaßnahmen für Kommunen 

durch individuelle Schulungen, kostenfreie Rechtsberatung sowie Strategie- und 

Kommunikationsberatung, regionale Vernetzung und Fachkonferenzen für Kommunen,  

(4) eines zweijährlichen Wettbewerbs „Hauptstadt des Fairen Handels“,  

(5) der Durchführung von Pilotprojekten zur Erarbeitung von kommunalen Indikatoren für 

die lokale Umsetzung der Agenda 2030 zu den Themen des Fairen Handels und der Fairen 

Beschaffung sowie zur Weiterentwicklung von Ansätzen zur Reduzierung von 

menschenrechtlichen Risiken in unterschiedlichen kommunalen Handlungsfeldern. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

1) Der Kompass Nachhaltigkeit wird weiterhin stetig aktualisiert und weiterentwickelt. Dies 

erfolgte auch in 2023 in enger Kooperation mit der GIZ. Dabei verantwortet die GIZ den 

Seitenbereich „Gütezeichenfinder“ und die damit verbundene Auswertung und Darstellung 
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von Gütezeichen. In 2023 wurde der Kompass um neue Funktionen ergänzt und es wurde 

weiterhin an der Verbesserung der Nutzerfreundlichkeit gearbeitet: 

• In 2023 wurde die Plattform um einen geschützten Log-in-Bereich „Mein Kompass“ 

ergänzt, in dem Kommunen interaktive Werkzeuge für die Messung und Auswertung 

ihrer nachhaltigen Beschaffung sowie ihre Strategieentwicklung nutzen können. So 

wurde ein Strategieplaner im Juni 2023 veröffentlicht und danach sukzessive 

verbessert. Mit dem Strategieplaner können eigene Strategien zur Verankerung der 

nachhaltigen Beschaffung in Kommunen angelegt und die Zielerreichung verfolgt 

werden. Hierfür bietet der Strategieplaner u.a. eine Auswahl von Zielvorschlägen, die 

den Strategieprozess erleichtern können. Der Beschaffungsmonitor ermöglicht 

demgegenüber die Eingabe und Auswertung von Beschaffungsdaten aus 

nachhaltigen Vergaben. Dadurch können Kommunen fundiert über den Fortschritt 

in der nachhaltigen Beschaffung berichten und ihre Ziele für die Umsetzung der 

nachhaltigen Beschaffung realistisch setzen.  

• Durch die Implementierung der neuen Funktionen wird das Angebot der Website 

erweitert von weitgehend passiven Nutzungsmöglichkeiten hin zu einem Tool mit 

aktiven Gestaltungsmöglichkeiten und einer dauerhaften, individualisierten Nutzung 

durch die Kommunen für die Steuerung und Weiterentwicklung des eigenen 

Engagements im Bereich der nachhaltigen Beschaffung. 

• Regelmäßig stattfindende Onlineseminare führen in die Seite insgesamt sowie 

vertiefend in den Gütezeichenfinder und den Login-Bereich „Mein Kompass“ ein. 

2023 fanden 14 Seminare mit 273 Teilnehmenden statt. 

2) Im Netzwerk Faire Beschaffung waren zum Ende des Jahres 2023 267 Mitglieder aus 150 

Kommunen und 5 kommunalen Unternehmen aktiv. Das Netzwerk trifft sich jährlich und 

steht über einen etwa alle drei Monate erscheinenden Newsletter sowie unregelmäßige 

digitale Treffen kontinuierlich im Austausch zu neuen Entwicklungen in der Fairen 

Beschaffung. 2023 wurde die Veranstaltung „Fair Kongress 2023. Fair beschaffen – einfach 

machen!“ vom 13. bis zum 15. Juni 2023 mit über 100 Engagierten aus der fairen Beschaffung, 

davon über die Hälfte aus Kommunen, in Erfurt durchgeführt. Aus diesem Grund hat 2023 

kein für die Mitglieder des Netzwerks exklusives Netzwerktreffen stattgefunden. An einem 

digitalen Austausch zum Thema „Faire Beschaffung in kleinen Kommunen“ haben sich im 

November 2023 45 Teilnehmenden aus 36 Kommunen beteiligt. Eine online-

Austauschplattform auf dem Kompass Nachhaltigkeit befindet sich gegenwärtig in der 

Testphase; sie soll in Kürze freigeschaltet werden, um eine stärkere digitale Vernetzung und 

vereinfachte kollegiale Beratung zu ermöglichen.   

3) Die Angebote zur Beratung und Qualifizierung sowie Sensibilisierungsmaßnahmen für 

Kommunen durch individuelle Schulungen, kostenfreie Rechtsberatung sowie Strategie- und 

Kommunikationsberatung wurden 2023 von 179 Kommunen genutzt.  
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An den in 2023 insgesamt 47 durchgeführten Schulungen haben 626 Personen 

teilgenommen. Im Rahmen des Aufbaus der Lernplattform von Engagement Global 

https://lernplattform.engagement-global.de/ wurde ein E-Learning-Grundlagenkurs zu 

Fairer Beschaffung entwickelt. Ab September 2023 wurde zusätzlich ein E-Learning-

Vertiefungskurs zur nachhaltigen Beschaffung von Lebensmitteln fertiggestellt. Die E-

Learning-Kurse ergänzen das bestehende Schulungsangebot und sollen es ermöglichen, die 

Zielgruppe in der Breite noch umfangreicher zu erreichen. Die produktgruppenspezifischen 

E-Learning-Kurse „Nachhaltige Beschaffung von Textilien“ und „Nachhaltige Beschaffung 

von Lebensmitteln“ wurden in Kooperation mit der Kompetenzstelle Nachhaltige 

Beschaffung (KNB) entwickelt und sollen auch künftig gemeinsam weiterentwickelt werden. 

Für das E-Learning haben sich 124 Personen aus 44 Kommunen bis Ende 2023 registriert. Die 

Faire Beschaffung in Kommunen wurde weiterhin durch Projekte zur regionalen Vernetzung 

und Fachkonferenzen für Kommunen gestärkt (2023: 13 Veranstaltungen mit insgesamt 893 

Teilnehmenden). 

4) Ziel des Wettbewerbs „Hauptstadt des fairen Handels“ ist es, nachahmungswürdiges 

Engagement für den fairen Handel und für faire Beschaffung einem breiten Publikum 

sichtbar zu machen, Kommunen untereinander zu vernetzen und gute Ideen und 

Projektansätze zu teilen. Der Wettbewerb zeigt verstärkt Wirkung: 2023 bewarben sich aus 

allen 16 Bundesländern 125 Kommunen, darunter 9 Landkreise, – so viele wie noch nie. 

Insgesamt wurden 1.005 Projekte eingereicht mit vielen kreativen Projekten und 

nachahmungswürdigen Strategien rund um die Themen fairer Handel und faire Beschaffung. 

5) Durchführung von Pilotprojekten: umgesetzt über Strategieplaner und 

Beschaffungsmonitor im Rahmen der Weiterentwicklung des Kompass Nachhaltigkeit als 

Log-in Bereich für Kommunen „Mein Kompass“, siehe Punkt 1. 

Maßnahme IV. 7. b) Zusammenarbeit mit Kommunen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMUV UBA Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die im Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit aufgeführten Arbeitshilfen sind auf der 

Internetseite www.beschaffung-info.de zu finden. Diese Arbeitshilfen werden regelmäßig 

aktualisiert – insbesondere das Rechtsgutachten und auch die Ausschreibungsempfehlungen. 

Die Arbeitshilfen sind unter den konkreten Links zu finden. 

BMUV unterstützt über Angebote des UBA neben Bund und Ländern auch Kommunen bei 

ihrer nachhaltigen öffentlichen Beschaffung mit Hilfe von  

(1) produktgruppenspezifischen Ausschreibungsempfehlungen, 

http://www.beschaffung-info.de/
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Ausschreibungsempfehlungen des UBA | Umweltbundesamt 

(2) Tools zur Berechnung von Lebenszykluskosten im Rahmen von Beschaffungen, 

Lebenszykluskosten | Umweltbundesamt  

(3) Rechtsgutachten und Schulungsskripten zur umweltfreundlichen Beschaffung, 

Rechtsgutachten umweltfreundliche öffentliche Beschaffung - Aktualisierung 2022 | 

Umweltbundesamt 

Regelungen der Bundesländer auf dem Gebiet der umweltfreundlichen Beschaffung (2020) | 

Umweltbundesamt 

Umweltfreundliche Beschaffung – Schulungsskript 1: Grundlagen der umweltfreundlichen 

öffentlichen Beschaffung | Umweltbundesamt 

Umweltfreundliche Beschaffung – Schulungsskript 2: Einführung in die Berechnung von 

Lebenszykluskosten und deren Nutzung im Beschaffungsprozess | Umweltbundesamt 

Umweltfreundliche Beschaffung – Schulungsskript 3: Einführung in die Verwendung von 

Produktkriterien aus Umweltzeichen | Umweltbundesamt 

Umweltfreundliche Beschaffung – Schulungsskript 4: Aktive und passive Marktbeobachtung 

und -analyse | Umweltbundesamt 

Umweltfreundliche Beschaffung – Schulungsskript 6: Hemmnisanalyse für eine 

umweltfreundliche Beschaffung mittels Selbstevaluations-Tool | Umweltbundesamt 

 (1) einer umfassenden Datenbank zu Umweltaspekten, 

Datenbank Umweltkriterien | Umweltbundesamt 

 (2) guten Praxisbeispielen.“ (siehe Dokument Maßnahmen im MPK NHK; Seite 19; Nr. IV 7b) 

Gute Praxisbeispiele | Umweltbundesamt 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Das UBA hat die Aufgabe im obenstehenden Sinne übernommen. 

Maßnahme IV. 8. Aufwuchs der Kapazitäten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BMWK BMI mit BMWK 

sowie allen Ressorts 

Großteils 
umgesetzt 

https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/ausschreibungsempfehlungen-des-uba
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/lebenszykluskosten
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/rechtsgutachten-umweltfreundliche-oeffentliche-0
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/rechtsgutachten-umweltfreundliche-oeffentliche-0
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/regelungen-der-bundeslaender-beschaffung-2020
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/regelungen-der-bundeslaender-beschaffung-2020
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-1
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-1
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-3
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-3
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-4
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-4
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-6
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-6
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/datenbank-umweltkriterien
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/gute-praxisbeispiele
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Beschreibung der Maßnahme: 

Die Kapazitäten bei den mit der Umsetzung der in diesem Kapitel beschriebenen 

ressortübergreifenden Maßnahmen befassten Stellen, insbesondere bei BMI/BeschA, werden 

so gestärkt, dass diese dem Aufgabenzuwachs gerecht werden können. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Berichtszeitraum 2022 wurde eine koordinierende Geschäftsstelle für den IMA nöB im 

BMI eingerichtet und dem Aufgabenzuwachs entsprechend mit dreieinhalb Stellen (eine 

halbe Stelle in der Funktion einer Referatsleitung, einen Referenten und zwei 

Sachbearbeitungen) hinterlegt. In 2023 konnten die Funktion der Referatsleitung, die 

Referentenfunktion und die Funktion einer Sachbearbeitung besetzt werden.  

Das Beschaffungsamt des BMI hat zur vollständigen Umsetzung des Maßnahmenprogramms 

insgesamt 85 Stellen für den Haushalt 2022 gefordert, von denen in einer ersten Tranche im 

Jahr 2022 zwölf Stellen bewilligt wurden.  

Die Stellenbesetzung konnte in 2023 bis auf sieben vakante Stellen abgeschlossen werden.  

Maßnahme V. Veranstaltungen 

Maßnahme V. 1. Leitfaden für Veranstaltungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA  

(allgemein und zur 

Umsetzung des 

Leitfadens)  

AA und BMUV 

(Veranstaltungen im 

Rahmen 

europäischer oder 

internationaler 

Präsidentschaften 

und Vorsitze) 

Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Veranstaltungen der Bundesverwaltung einschließlich solcher im Rahmen europäischer oder 

internationaler Präsidentschaften und Vorsitze sind nachhaltig und möglichst klimaneutral 

zu organisieren und durchzuführen. Der Leitfaden der Bundesregierung für die nachhaltige 

Organisation von Veranstaltungen (Anlage 1 des Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit) ist 

anzuwenden. Zu Beginn der Planung ist abzuwägen, welche Argumente für die 

Durchführung der Veranstaltung in virtueller Form, als Hybridveranstaltung oder als 

Präsenzveranstaltung sprechen. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Berichtszeitraum fanden insgesamt 1374 Veranstaltungen statt. Dabei waren für das 

fachliche Monitoring dieser Maßnahme solche Veranstaltungen zu berücksichtigen, die 

• von Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung organisiert und 

durchgeführt bzw. beauftragt wurden, 

• 100 oder mehr Teilnehmende aufwiesen und 

• nicht rein bundesbehördeninterne Veranstaltungen waren. 

Der zusammen mit dem novellierten Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit beschlossene 

überarbeitete Leitfaden vom 25. August 2021 war einschlägig für das fachliche Monitoring. 

Welche Maßgaben des Leitfadens für die Umsetzung des Maßnahmenprogramms einschlägig 

sind, hängt allerdings stets davon ab, ob eine Veranstaltung nur virtuell, hybrid oder gar in 

Präsenz stattfindet. Im Berichtszeitraum wurden von den oben genannten Veranstaltungen 

ab 100 bis 999 Teilnehmenden 178 (2022: 229) virtuell, 346 (2022: 165) hybrid und 803 (2022: 

354) in Präsenz, damit insgesamt 1.327 durchgeführt. 

Großteil der Veranstaltungen hat weniger als 100 Teilnehmende 

Exkurs: Wenn auch ohne Relevanz für das Monitoring im Einzelnen wurde dennoch, wie in 

den Vorjahren, auch dieses Mal nach der Anzahl von Veranstaltungen unter 100 

Teilnehmenden abgefragt. Mit 13.417 Veranstaltungen insgesamt stellten sie immerhin die 

große Mehrheit der Veranstaltungen dar. Davon waren 2.223 virtuell, 1.155 hybrid und 10.039 

in Präsenz. In den Vorjahren waren es insgesamt 6.209 (2021) bzw. 15.159 (2022) 

Veranstaltungen, davon 1.873 (2021) bzw. 4.440 (2022) virtuell, 1.965 (2021) bzw. 2.455 (2022) 

hybrid und 2.371 (2021) bzw. 8.264 (2022) in Präsenz.  

Nach Corona: virtuelles Format weiterhin, aber seltener angewendet 

Die Anzahl der für das Monitoring relevanten Veranstaltungen insgesamt stieg im Vergleich 

zum Vorjahr um gut drei Viertel. Im vierten Jahr nach Ausbruch der Corona-Pandemie 

konnten wiederum Erfahrungen bzw. mehr Normalität im Umgang damit die Anzahl der 

Veranstaltungen weiter ansteigen lassen. Trotz der guten Erfahrungen mit den zunächst eher 

als Notlösung eingesetzten virtuellen Möglichkeiten ging die Anzahl dieses Formats 

zugunsten der anderen im Berichtszeitraum erstmals zurück: hybride Veranstaltungen und 

solche nur in Präsenz stiegen um mehr als das Doppelte.  

Leitfaden erweist sich als nützliche Hilfe 

Zur Umsetzung des Leitfadens der Bundesregierung für die nachhaltige Organisation von 

Veranstaltungen wurden folgende Angaben gemacht: 

• Von den in Präsenz und hybrid stattgefundenen Veranstaltungen fanden 

vornehmlich im jeweils eigenen Haus und nachrangig in externen Räumlichkeiten 

statt.  
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• Bei den externen Veranstaltungsorten konnte zu gut einem Viertel (2022: knapp 

einem Fünftel) ein Umweltmanagementzertifikat vorgewiesen werden, was einem 

Anstieg entspricht. Allerdings konnte wie schon in den Vorjahren auch dieses Mal nur 

bedingt angegeben werden, inwiefern am Veranstaltungsort Strom aus erneuerbaren 

Energien genutzt wurde.  

• In zwei Drittel der Fälle konnte der Veranstaltungsort bequem mit öffentlichen 

Verkehrsmitteln erreicht werden. Zu knapp der Hälfte der Veranstaltungen wurden 

die Teilnehmenden mit der Einladung zur Veranstaltung auf Wegbeschreibungen mit 

öffentlichen Verkehrsmitteln zum Veranstaltungsort sowie auf Fahrplanauskünfte 

des ÖPNV hingewiesen. Im Vergleich zum Vorjahr war das ein Rückschritt.  

• Auf Produkte und Dienstleistungen mit einem Umweltzeichen ist zu knapp einem 

Fünftel geachtet worden. Das Einladungs- und Veranstaltungsmanagement wurde 

größtenteils papierlos durchgeführt. Ob der Abfall einer Veranstaltung getrennt 

gesammelt und einer entsprechenden Wiederverwendung, einer Wiederverwertung 

bzw. einer Entsorgung zugeführt wurde, konnte für den Berichtszeitraum nur 

vereinzelt angegeben werden.  

• Mehrheitlich wurde ein Catering angeboten, bei dem überwiegend ein vollwertig 

veganes bzw. vegetarisches Essen angeboten wurde. Nur vereinzelt konnte für den 

Berichtszeitraum angegeben werden, inwiefern Lebensmittel ökologisch hergestellt 

wurden bzw. aus fairem Handel stammten. Ebenso verhielt es sich bezüglich 

Leitungswasser in Karaffen. Das ist weniger als zuvor. 

• Barrierefreiheit für Menschen mit Behinderungen konnte hinsichtlich der Mobilität 

größtenteils gewährleistet werden, Barrierefreiheit für die Kommunikation hingegen 

kam nur zu etwa einem Fünftel zum Tragen.  

• Auf eine ausgewogene Teilnahme der Geschlechter unter den Vortragenden und 

Teilnehmenden von Panels wurde in gut einem Drittel (2022: in knapp der Hälfte) der 

Veranstaltungen geachtet. 

Maßnahme V. 2. a) Einrichtung einer Anlaufstelle 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung richten jeweils bis Mitte 2022 eine 

interne zentrale Anlaufstelle (z.B. zentrale Arbeitseinheit, Ansprechperson) ein, um dort das 

Wissen und die Erfahrungen rund um nachhaltig organisierte Veranstaltungen auf- und 

auszubauen (Ausnahme Kleinstdienststellen). 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Mit Blick auf diese Zielsetzung haben 80 von 116 angefragten Bundesbehörden 

(Bundeskanzleramt und Bundesministerien sowie ihnen unmittelbar nachgeordnete und 

nicht eigenständige Behörden) gemeldet, dass sie im Berichtszeitraum eine interne zentrale 

Anlaufstelle bereits eingerichtet haben; im Vorjahr waren es 69 von 114. In den restlichen 36 

Bundesbehörden ist die Einrichtung einer solchen Stelle überwiegend noch in Planung. Zum 

Teil sind die Einrichtungen aber auch entschuldigt, etwa wegen ihres Status als 

Kleinstbehörde. 

Maßnahme V. 2. b) Anwendung des Leitfadens 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung informieren die Beschäftigten in 

geeigneter Weise (z.B. per (Sonder-)Hausmitteilungen oder Informationsveranstaltungen) 

über die Anlaufstelle, Anwendung des Leitfadens und etwaige weitere Handreichungen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

In 76 von 80 Bundesbehörden, die eine interne Anlaufstelle bereits eingerichtet haben, sind 

die Beschäftigten im Berichtszeitraum darüber informiert worden. Darüber hinaus haben 72 

von insgesamt 116 Bundesbehörden ihre Beschäftigten in geeigneter Weise über die 

Anwendung des Leitfadens und etwaige weitere dazu herausgegebene Handreichungen in 

Kenntnis gesetzt. 13 Behörden planen dies für die Folgejahre. 

Maßnahme V. 2. c) Leitfaden als Grundlage angebotener Leistungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung stellen sicher, dass der Leitfaden der 

Bundesregierung für die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen von Beginn an die 

Grundlage der angebotenen Leistungen externer Auftragnehmer darstellt. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Für den Berichtszeitraum haben 72 der 116 Bundesbehörden angegeben, den Leitfaden der 

Bundesregierung für die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen von Beginn an als 
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Grundlage der angebotenen Leistungen externer Auftragnehmer genommen zu haben. 17 

Bundesbehörden haben gemeldet, dies in den Folgejahren zu tun. 

Maßnahme V. 2. d) Schulungen und Erfahrungsaustausch 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung stellen sicher, dass alle regelmäßig 

in größerem Umfang mit der Organisation und Durchführung von Veranstaltungen 

befassten Beschäftigten an entsprechenden Schulungen und/oder Erfahrungsaustauschen 

teilnehmen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Von 116 Bundesbehörden haben für den Berichtszeitraum 45 gemeldet, dass alle regelmäßig 

in größerem Umfang mit der Organisation und Durchführung von Veranstaltungen 

befassten Beschäftigten an entsprechenden Schulungen und/oder Erfahrungsaustausche 

teilgenommen haben. 37 weitere Bundesbehörden haben gemeldet, dieses in der Planung zu 

haben. 

In 22 Behörden haben die Beschäftigten interne Schulungen wahrgenommen, in 14 

Behörden waren es Fortbildungen der BAköV. Zehnmal handelte es sich dabei um 

Fortbildungen der Geschäftsstelle Nachhaltigkeitsbildung der BAköV, neunmal um andere 

geeignete Maßnahmen. Mehrfachnennungen waren möglich. 

Maßnahme V. 2. e) Dokumentation der Anwendung des Leitfadens 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung dokumentieren die Anwendung des 

Leitfadens der Bundesregierung für die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen für 

Veranstaltungen ab 100 Teilnehmende, so dass eine Evaluierung der Umsetzung möglich ist. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Von den 116 befragten Bundesbehörden haben 43 angegeben, dass sie für den 

Berichtszeitraum die Anwendung des Leitfadens der Bundesregierung für die nachhaltige 
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Organisation von Veranstaltungen für Veranstaltungen ab 100 Teilnehmende dokumentiert 

haben. Dies erfolgte in 31 Fällen auf Basis der Checklisten des Leitfadens, im Übrigen vielfach 

auf daran inhaltlich angelehnte Checklisten. Weitere 46 Behörden haben gemeldet, jeweils 

eine für den vorgesehenen Zweck geeignete Dokumentation in den Folgejahren in Planung 

zu haben. 

Maßnahme V. 3. Kommunikation der Nachhaltigkeitsanforderungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bei großen, öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen, wie dem Tag der offenen Tür, wird 

auch die Umsetzung der Nachhaltigkeitsanforderungen kommuniziert. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

45 große, öffentlichkeitswirksame Veranstaltungen wurden für den Berichtszeitraum 

gemeldet. Die Teilnehmenden wurden teilweise über die berücksichtigten 

Nachhaltigkeitsaspekte informiert.  

Maßnahme V. 4. Digitale Schulungs- und Fortbildungsprogramme 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BAköV BAKöV/BMUV/UBA Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Geschäftsstelle Nachhaltigkeit der BAköV entwickelt zusammen mit dem BMUV/UBA 

insbesondere digitale Schulungs- und Fortbildungsprogramme einschließlich Workshops für 

die Anwendung des Leitfadens der Bundesregierung für die nachhaltige Organisation von 

Veranstaltungen, die Evaluierung der Maßnahmen und zum Austausch von Best Practice mit 

dem Ziel, in jedem Jahr alle Bundesbehörden zu erreichen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Jahr 2023 hat die BAköV gemeinsam mit dem BMUV und dem UBA, das 

Fortbildungsprogramm zum nachhaltigen Veranstaltungsmanagement weitergeführt. Neben 

einer für alle Bundesbehörden zugänglichen Online-Konferenz „Praktische Tipps für 

Nachhaltigkeit am Arbeitsplatz – Andere reden. Wir zeigen, wie`s geht! hat die BAköV 

erstmals einen behördenübergreifenden Erfahrungsaustausch "How to do… nachhaltiges 

Veranstaltungsmanagement" durchgeführt, in dem Best-Practice zur Durchführung und 
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Evaluierung von nachhaltigen Veranstaltungen erörtert wurden. Zudem hat die BAköV drei 

weitere Schulungen zu den Grundlagen des Veranstaltungsmanagements und zur 

professionellen Standbetreuung bei öffentlichen Veranstaltungen durchgeführt. 

Nachhaltigkeit wurde auch in diesen Schulungen thematisiert. Insgesamt verzeichnete die 

BAköV hierbei 186 Teilnahmen.  

Maßnahme V. 5. Großveranstaltungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BPA  

(allgemein und zur 

Umsetzung des 

Leitfadens)  

AA und BMUV 

(Veranstaltungen im 

Rahmen 

europäischer oder 

internationaler 

Präsidentschaften 

und Vorsitze) 

Potenziell Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Mit Blick auf die Klimaneutralität der Bundesverwaltung werden im ersten Schritt die nicht 

vermeidbaren Treibhausgasemissionen von Großveranstaltungen (mit über tausend 

Teilnehmenden) sowie Veranstaltungen im Rahmen europäischer oder internationaler 

Präsidentschaften und Vorsitze kompensiert. Über die Höhe der Kompensation wird die KKB 

zusammen mit den Maßnahmen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen berichten. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Berichtszeitraum fanden 57 Großveranstaltungen in hybrider Form oder in Präsenz statt 

mit insgesamt 183.039 Teilnehmenden.  

• 122.519 externe (nicht aus der Bundesverwaltung und schon anderweitig für die nicht 

vermeidbaren Treibhausgasemissionen durch An- und Abreise kompensierte) 

Teilnehmende kamen aus der Region, dem Veranstaltungsort und dem Umland, 

39.662 aus Deutschland, 2.305 aus Europa und 1.370 aus dem nichteuropäischen 

Ausland. Mithin nahmen an den Großveranstaltungen insgesamt 165.856 Personen in 

Präsenz teil.  

• Ein sogenanntes „Eco-management and Audit-Scheme“ wurde nur bei etwa einem 

Fünftel der Großveranstaltungen eingesetzt, weil es überwiegend nicht 

verhältnismäßig erschien bzw. unbekannt war.  

• Bei mehr als der Hälfte der Großveranstaltungen kamen Gebäude der 

Bundesverwaltung zum Einsatz.  
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Maßnahme VI. Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung 

Entsprechend der Richtlinien für Kantinen bei Dienststellen des Bundes haben die Speisen 

ernährungsphysiologischen Anforderungen an eine Mittagsmahlzeit zu genügen und müssen 

die DGE-Qualitätsstandards für die Verpflegung in Betrieben einhalten. 

Für das Jahr 2023 gaben von den insgesamt 124 befragten Kantinen 21 an, eine Zertifizierung 

für die Umsetzung der DGE-Standards erworben zu haben. 

Maßnahme VI. 1. a) Zusammenstellung des Speiseplans 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zusammenstellung eines Speiseplans mit steigenden Anteilen an pflanzlichen Lebensmitteln, 

wobei Hülsenfrüchte und Nüsse bzw. Ölsaaten als pflanzliche Proteinquellen genutzt werden 

können. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Insgesamt nahmen 124 Kantinen des Bundes an der Befragung teil. 89 Prozent der Kantinen 

bieten täglich Rohkost als Bestandteil des Mittagessens an. Damit ist die Entwicklung 

weiterhin geringfügig positiv. 

Angebot von Rohkost 

 

Abbildung 3 Angebot von Rohkost, in Prozent 

Quelle: BMEL 

85%

87%

89%

2021 2022 2023



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

99 
 

Die Kantinen gaben an, dass innerhalb von 20 Verpflegungstagen durchschnittlich ca. 6 

Gerichte auf der Basis von Hülsenfrüchten angeboten würden. Dies entspricht den Werten 

der Vorjahre. 

Maßnahme VI. 1. b) Vollwertige ovo-lacto-vegetarische Mahlzeit 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Tägliches Angebot mindestens eines vollwertigen ovo-lacto-vegetarischen Gerichts zu allen 

Mahlzeiten, das möglichst nicht ausschließlich aus einer Süßspeise bestehen sollte. Dabei 

werden die Milch und Ei enthaltenden Komponenten nach Möglichkeit getrennt angeboten, 

um lacto-vegetarische bzw. vegane Varianten zu ermöglichen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

87 Prozent der Kantinen gaben an, dass täglich mindestens ein vollwertiges ovo-lacto-

vegetarisches Gericht zu allen Mahlzeiten angeboten wird. Hier ergab sich eine Steigerung 

von 6 Prozent gegenüber dem Vorjahr. 13 Prozent der Kantinen haben im Jahr 2023 nicht 

täglich mindestens ein ovo-lacto-vegetarisches Gericht angeboten. 

Angebot ovo-lacto-vegetarischer Gerichte 

 

Abbildung 4 Angebot ovo-lacto-vegetarischer Gerichte, in Prozent 

Quelle: BMEL 
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Maßnahme VI. 1. c) Reduzierung von Fleisch- und Wurstwaren 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Schrittweise Reduzierung des Angebots an Mittagsgerichten mit Fleisch-/Wurstwaren 

entsprechend dem DGE-Qualitätsstandard, dieses dann möglichst aus besonders 

tierschutzgerechter Nutztierhaltung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

38 Prozent der angebotenen Gerichte enthielten Fleisch bzw. Fleisch- oder Wurstprodukte. In 

Bezug auf das Vorjahr, gibt es keine signifikante Änderung. 31 Prozent (38 von 123) der 

Kantinen gaben an, Fleisch aus ökologischer Haltung anzubieten. Hierbei liegt der 

Durchschnitt am monetären Wareneinsatz bei 31 Prozent. Es ergab sich eine Senkung um 2 

Prozent gegenüber 2022. 

Maßnahme VI. 1. d) Angebot von zertifiziertem Fisch 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Angebot von Mittagsgerichten mit Fisch entsprechend dem DGE-Qualitätsstandard aus 

zertifizierter nachhaltiger und bestandserhaltener Fischerei oder nachhaltig betriebener 

Aquakultur mit Kennzeichnung des Marine Stewardship Council (MSC) bzw. des Aquaculture 

Stewardship Council (ASC). 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

9 Prozent der angebotenen Gerichte enthielten Fisch. Hierbei gaben 97 Prozent der 

teilnehmenden Kantinen an, innerhalb von 20 Verpflegungstagen mindestens zweimal 

fettreichen Fisch anzubieten. Fisch aus zertifizierter nachhaltiger und bestandserhaltener 

Fischerei oder Aquakultur setzen 85 Prozent der Teilnehmenden ein. 36 Prozent der 

Teilnehmenden verwenden ausschließlich Fisch aus nachhaltigen Quellen. Dies stellt eine 

Steigerung um 11 Prozent gegenüber dem Vorjahr dar. Bezogen auf die Gesamtzahl der 

ausgegebenen Essen im Jahr 2023 wurde bei ca. 67 Prozent der Fischgerichte Fisch aus 

nachhaltiger und bestandserhaltener Fischerei oder Aquakultur eingesetzt. 
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Maßnahme VI. 1. e) Saisonale Obst- und Gemüsesorten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Auswahl der verwendeten Gemüse- und Obstsorten nach saisonalen Gesichtspunkten, um 

Transporte und Anbau in beheizten Gewächshäusern möglichst zu vermeiden. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

76 Prozent der teilnehmenden Kantinen geben an, dass sie saisonales Obst und Gemüse 

einsetzen. Hier ist eine stetige Steigerung seit Beginn des Monitorings zu verzeichnen. 

Kantinen, die saisonale Produkte anbieten 

 

Abbildung 5 Kantinen, die saisonale Produkte anbieten, in Prozent 

Quelle: BMEL 

Maßnahme VI. 1. f) Bereitstellung von Leitungswasser 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Freiwillige Bereitstellung von Leitungswasser. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

65 Kantinen bieten Leitungswasser an. Dies sind 53 Prozent der Kantinen, die am Monitoring 

für das Jahr 2023 teilgenommen haben. 30 davon werden in Eigenbetrieb betrieben, 32 

61%

71%
76%
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Kantinen sind verpachtet und drei Mal erfolgte keine Angabe darüber, ob es sich um 

Eigenbetrieb handelt, oder die Kantine verpachtet ist. Von den Kantinen, die kein 

Leitungswasser anbieten, sind sieben Eigenbetriebe und 51 verpachtet. 

Für den prozentualen Anteil an Kantinen, die freiwillige Leitungswasser zum Essen 

bereitstellen, ergab sich somit in den vergangenen drei Jahren folgende Entwicklung: 

Kantinen, die Leitungswasser anbieten 

 

Abbildung 6 Kantinen, die Leitungswasser anbieten, in Prozent 

Quelle: BMEL 

Von den Kantinen in Eigenbetrieb bieten 86 Prozent und von den verpachteten Kantinen 36,4 

Prozent Leitungswasser an. Von den Kantinen, die kein Leitungswasser bereitstellen, werden 

12 Prozent in Eigenverantwortung betrieben und 88 Prozent sind verpachtet.  

Maßnahme VI. 1. g) Beteiligung der Beschäftigten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Hinsichtlich der Ausgestaltung der Speiseplanung (Unterpunkte a) bis f)) ist von der 

jeweiligen Behörde das Interesse der Beschäftigten in regelmäßigen Abständen und in 

geeigneter Form festzustellen und zu berücksichtigen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

70 Prozent der Kantinen gaben an, die Interessen der Beschäftigten zur Ausgestaltung des 

Speiseplans zu erheben. Wiederum 70 Prozent von diesen führen diese Erhebungen 

38%
35%

53%
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mindestens einmal jährlich durch. 16 Prozent führen diese Erhebung seltener als jährlich 

durch. 6 Prozent der Teilnehmenden gaben an, dies bisher einmalig durchgeführt zu haben. 

Regelmäßige Mitarbeiterbefragungen 

 

Abbildung 7 Frequenz der Mitarbeiterbefragungen, in Prozent 

Quelle: BMEL 

Maßnahme VI. 2. a) Erhöhung des Bio-Anteils bis 2025 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Bis spätestens 2025 soll der Bio-Anteil im Speisenangebot (ohne Getränke) der Kantinen der 

Bundesverwaltung auf mindestens 20 Prozent des monetären Wareneinsatzes bezogen auf 

den Gesamtwareneinsatz erhöht werden. Zur Unterstützung werden vorhandene 

Instrumente (z.B. im Rahmen von BioBitte) genutzt und ggf. weiterentwickelt. Darüber 

hinaus sollen durch die geplante Ausschreibung „Mehr Bio in Nundeskantinen“ Verwaltung 

und Kantinenbetreiber/innen bei der Umsetzung unterstützt werden. 

70%

16%

6%

Jährlich oder öfter Seltener als jährlich Bisher einmal
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Der Bio-Anteil im Speiseangebot lag für das Jahr 2023 bei den Kantinen im Mittel bei 13,2 

Prozent des monetären Gesamtwareneinsatzes. Wird die Anzahl an ausgegebenen Essen 

berücksichtigt, so liegt der durchschnittliche Einsatz von Bio-Produkten bei ca. 13 Prozent.  

28 Prozent der Kantinen gaben an, bereits einen Bio-Anteil von 20 Prozent oder höher 

verarbeitet zu haben 

Speiseangebot der Kantinen 

 2021 2022 2023 

Mittelwert  10,0 % 11,5 % 13,2 % 

Bio-Anteil (Bezugsgröße 124 
Kantinen) 

7,6 % 10,4 % 12,9 % 

Bio-Anteil am gesamten 
Speiseangebot (Bezugsgröße 
ausgegebene Speisen im Jahr) 

12,7 % der 

Kantinen 

26 % der 

Kantinen 

28 % der 

Kantinen 

Mind. 20 % Bio im 
Speiseangebot 

6,4 % aller 

Kantinen 

11,8 % aller 

Kantinen 

16,3 % aller 

Kantinen 

Maßnahme VI. 2. b) Projekt für 50 Prozent Bio-Anteil 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL BMEL/BMUV/BeschA Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

BMEL, BMUV und BMI/BeschA pilotieren ein Projekt, mit dem auf Basis einer Ausschreibung 

mit interessierten Behörden/Kantinen ein Bio-Anteil von mindestens 50 Prozent bis 

spätestens 2025 umgesetzt wird. Diese Umstellung wird mit Schulungen und Kommunikation 

flankiert sowie wissenschaftlich begleitet und evaluiert. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Mit dem Vorhaben „Mehr Bio in Bundeskantinen“ sollen nach derzeitigen Planungen 3-5 

Bundeskantinen einen Bio-Anteil von mind. 50 Prozent sowie 12-15 Bundeskantinen einen 

Bio-Anteil von mind. 30 Prozent erreichen. Es werden Kantinen an unterschiedlichen 

Standorten im Bundesgebiet sowie im Zuständigkeitsbereich verschiedener Bundesressorts 

adressiert. Die sollen von einer professionellen und praxisorientierten Beratung und 

Begleitung durch erfahrene Trainerinnen und Trainer profitieren. Die Umsetzung des 

Projekts soll in der 2. Jahreshälfte 2025 erfolgen. 
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Maßnahme VI. 2. c) Kaffee, Tee, Kakao und Bananen nachhaltig und fair 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Kaffee, Tee, Kakao sowie Kakaoprodukte und Bananen werden so schnell wie möglich und 

spätestens bis Ende 2025 ausschließlich aus nachhaltigem Anbau und aus fairem Handel 

(mindestens Fairtrade) angeboten. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Entwicklung im Angebot der ausgewählten Produktgruppen hat sich in den vergangenen 

Jahren nur gering verändert. Auch wenn das Jahr 2021 als Jahr der ersten Erhebung 

Unschärfen in der Datenerhebung beinhalten könnte, sind die Entwicklungen über drei Jahre 

deutlich zu erkennen und bleiben weit hinter den notwendigen Anstrengungen zurück. 

Kantinen, die 100% ökologisch zertifizierte Produkte einsetzen 

 

Abbildung 8 Anteil Kantinen, die 100% ökologisch zertifizierte Produkte einsetzten, in Prozent 

Quelle: BMEL 

Ökologisch zertifizierte Produkte wurden 2023 durchschnittlich in folgender Menge 

angeboten:  

• Kaffee: 44 Prozent 
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• Tee: 35 Prozent 

• Kakao: 23 Prozent 

• Kakaoprodukte: 13 Prozent 

• Bananen: 24 Prozent 

Kantinen, die 100% Produkte aus fairem Handel einsetzen 

 

Abbildung 9 Anteil Kantinen, die 100% Produkte aus fairem Handel einsetzen, in Prozent 

Quelle: BMEL 

Fair gehandelte Produkte wurden im Jahr 2023 durchschnittlich in folgender Höhe 

angeboten: 

• Kaffee: 46 Prozent 

• Tee: 28 Prozent 

• Kakao: 35 Prozent 

• Kakaoprodukte: 17 Prozent 

• Bananen: 25 Prozent 

Bei den 21 Kantinen, die eine Zertifizierung der DGE besitzen, wurden im Jahr 2023 deutlich 

höhere Anteile an nachhaltig produzierten Produkten angeboten. 

 Kantinen, die zu 100 % 
ökologisch produzierte 
Produkte anbieten 

Kantinen, die zu 100 % 
fair gehandelte Produkte 
anbieten 

Kaffee 71 % 71 % 

Tee 62 % 29 % 

Kakao 0 % 43 % 

Kakaopulver 5 % 10 % 

Bananen 10 % 14 % 

34

19

13

5

13

35

23

15

6

13

39

23

30

10

15

Kaffee Tee Kakao Kakaoprodukte Bananen

2021 2022 2023
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Maßnahme VI. 2. d) Konkrete Nachhaltigkeitsanforderungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL BMEL mit BMUV, 

BMZ, BeschA 

Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

BMEL entwickelt in Zusammenarbeit mit BMUV, BMZ und BeschA bis Ende 2022 konkrete 

Nachhaltigkeitsanforderungen für Kantinen des Bundes in Bezug auf den Einsatz von Bio-

Produkten, auf entwaldungsfreie Lieferketten, den Einsatz nachhaltig zertifizierter Rohstoffe 

wie Palmöl und Soja sowie Biodiversitätskriterien für spezifische Produktgruppen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Umsetzung gestaltet sich die Erarbeitung einer für die Kantinen effizient umsetzbaren 

Form unvorhersehbar aufwändig und wird sich voraussichtlich bis ins Jahr 2025 verzögern. 

Maßnahme VI. 2. e) Information über Gütezeichen und CO2-Fußabdruck 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

An der Essensausgabe wird über Gütezeichen und sofern valide möglich zum CO2-

Fußabdruck der Gerichte informiert. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Über den CO2-Fußabdruck der Speisen informierten im Jahr 2023 6 Prozent der Kantinen (7 

von 124 Kantinen). Die Kantinen ermitteln hierbei den CO2-Fußabdruck mit Hilfe 

• der Klimateller-App, 

• nach Listen der DGE, 

• mithilfe eines externen Unternehmens anhand des Speiseplans, 

• mit Eaternity Score oder 

• eigenständig mit Hilfe des realen Einkaufsverhaltens des Betriebes und der 

bezogenen Artikel. 
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Maßnahme VI. 3. a) Reduzierung von Lebensmittelabfällen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Reduzierung von Lebensmittelabfällen als Beitrag zur Nationalen Strategie zur Reduzierung 

der Lebensmittelverschwendung. Maßgebend hierfür ist die im April 2021 von BMEL und 

den Verbänden der Gastronomie und der Hotellerie unterzeichnete Zielvereinbarung, die 

unionsweit geltende indikative Zielvorgabe für die Verringerung der Lebensmittelabfälle bis 

2025 um 30 Prozent und bis 2030 um 50 Prozent für den Sektor Außer-Haus-Verpflegung zu 

erreichen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Jahr 2023 erfassten 44 Prozent der Kantinen die Menge an Lebensmittelabfällen. 32 

Prozent der Teilnehmenden haben die Abfallmenge in Tonnen erfasst. Aus den hiermit zur 

Verfügung gestellten Daten ergibt sich ein Durchschnittswert von 6 t Lebensmittelabfall pro 

Kantine. Hier zeigt sich eine deutliche Verringerung gegenüber den Werten von 2021 und 

2022.  

11 Prozent der Kantinen erfassten die Lebensmittelabfälle in Kubikmeter. Aus den hiermit 

zur Verfügung gestellten Daten ergibt sich ein Durchschnittswert von 7 m³ pro Kantine im 

Jahr 2023. Es ergab sich somit eine weitere Reduzierung gegenüber den vorhergehenden 

Jahren. 

 Lebensmittelabfall in t Lebensmittelabfall in m³ 

2021 28 (Wert nicht 

repräsentativ) 

9 

2022 8,12 7,51 

2023 5,9  6,7 

Gesamte Verringerung 81 % 26 % 

Für das Jahr 2023 ergab sich eine durchschnittliche Menge an Lebensmittelbfall je 

ausgegebenen Essen von 344 g bzw. 171 cm³. 

90 Prozent der Kantinen führen Maßnahmen gegen Lebensmittelverschwendung durch.  

Mit 93 Prozent bilden Kommunikationsmaßnahmen die häufigste Maßnahme. Es folgen 

flexible Portionsgrößen (86 Prozent) und Mitarbeiterschulungen (68 Prozent). Kleinere Teller 

bieten 31 Prozent der Kantinen an. 
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Maßnahme VI. 3. b) Umweltverträgliche Verpackungen von Lieferanten 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Von Lieferanten werden Lebensmittel mit umweltverträglicher Verpackung eingefordert. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

51 Prozent der Kantinen gaben an, von den Lieferanten umweltverträgliche Verpackungen zu 

fordern. Gegenüber dem Vorjahr (59 Prozent) ist hier ein Rückgang zu verzeichnen. 

Maßnahme VI. 3. c) Mehrwegsysteme für Mitnahme von Speisen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Für die Mitnahme von Speisen bieten die Kantinen Mehrwegsysteme an. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

52 Prozent der Kantinen gaben an, dass sichtbare Mitnahme-/Reste-Boxen angeboten 

wurden (keine Angabe: 8 Prozent). Hiervon waren 91 Prozent der Systeme Mehrwegsysteme. 

Insgesamt hat sich damit der Anteil an Mehrwegsystemen um über 25 Prozent seit 2021 

gesteigert. 

Maßnahme VI. 4. Überarbeitung Rahmenvereinbarung für nachhaltiges Catering und 
nachhaltige Kantinen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL BMI/BeschA mit 

BMEL, BMUV, BMZ 

Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

BMI/BeschA zusammen mit BMEL, BMU und BMZ überarbeiten die Rahmenvereinbarungen 

(RV) im KdB für nachhaltiges Catering und nachhaltige Kantinen. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

2021 begann BeschA/BMI mit den konzeptionellen Überlegungen zur Umsetzung der o.g. 

Maßnahme. 2022 wurde im Schwerpunkt darauf verwendet, tiefergreifende Marktkenntnisse 

zu erlangen und auszuwerten. Im Bereich Catering ist es darüber hinaus gelungen, erste 

Entwürfe etwaiger Vergabeunterlagen zu entwerfen und Vorbereitungen für 

Ressortabstimmungen der Leistungsbeschreibung zu treffen.  Im Zeitraum vom 31.07.2023 

bis zum 15.09.2023 wurde durch BeschA/BMI eine Bedarfserhebung durchgeführt, um die 

Bedarfslage für insgesamt 16 Gebietslose zu ermitteln. Im Anschluss an die Bedarfserhebung 

sowie die Ressortabstimmungen zur Erstellung der Leistungsbeschreibung erfolgte die 

Auswertung der Bedarfserhebung sowie die Erstellung aller sonstigen Vergabeunterlagen. Für 

jedes Bundesland konnten zwischenzeitlich entsprechende Rahmenvereinbarungen 

abgeschlossen werden (Leistungsbeginn 01.04.2024 bzw. in einem Fall 01.10.2024 (Baden-

Württemberg)). Derzeit prüft BeschA/BMI eine mögliche Vertragsänderung zur Optimierung 

der Rahmenvereinbarungen. 

Daneben hat BeschA/BMI entschieden, dass eine RV Kantine aus Wirtschaftlichkeitsgründen 

zum jetzigen Zeitpunkt nicht forciert wird. In kontinuierlichen Abständen wird dieser 

Sachverhalt neu geprüft und bewertet. 

Maßnahme VI. 5. Verpflegung in Sonderkonstellationen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMEL Bei Bedarf 

(Sonderkonstellationen, 

Einsatzverpflegung) 

Kein 
Umsetzungsbedarf 

Beschreibung der Maßnahme:  

Für die Verpflegung in Sonderkonstellationen (wie z.B. bei Einsätzen) erfolgt die Umsetzung 

der oben genannten Maßnahmen, soweit es im Rahmen dieser Gemeinschaftsverpflegung 

möglich und machbar ist. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Jahr 2023 wurden von 6 Prozent der Kantinen Ausnahmen aufgrund von 

Sonderkonstellationen gemacht. Hierzu wurde als Abweichung vorwiegend eine 

Reduzierung des Speiseangebotes aufgrund der vermehrten Nutzung des Homeoffice-

Angebotes angeführt. 
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Maßnahme VII. Fortbildungen für nachhaltige Entwicklung 

Maßnahme VII. 1. a) - c) Weiterentwicklung des Qualifizierungs- und 
Fortbildungsangebots 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BAköV BMI/BAköV Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um die Kompetenz und das Engagement der Beschäftigten für eine nachhaltige Entwicklung 

zu stärken, stellt das BMI sicher, dass die in der Bundesakademie für öffentliche Verwaltung 

(BAköV) im Januar 2020 eingerichtete Geschäftsstelle Nachhaltigkeitsbildung ausgebaut wird. 

Das Qualifizierungs- und Fortbildungsangebot wird kontinuierlich weiterentwickelt und 

umfasst:  

a) bedarfsgerechte Fortbildungs- und Unterstützungsmaßnahmen für Führungskräfte 

und Beschäftigte der Bundesverwaltung zu allen wichtigen Aspekten der Agenda 

2030, der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und des Maßnahmenprogramms 

Nachhaltigkeit;  

b) die Vermittlung von (neuem) Fach- und Methodenwissen zu den verschiedenen 

Themen dieses Maßnahmenprogramms und dessen Zielgruppen einschließlich der 

Möglichkeit zum gemeinsamen Lernen und Austausch – auch mit den Kolleginnen 

und Kollegen auf Länder – und kommunaler Ebene;  

c) die Entwicklung und Umsetzung eines (modularen) Fortbildungsprogrammes für 

Nachhaltigkeits- bzw. Umweltmanagement-Beauftragte, das neben den Themen der 

nachhaltigen Entwicklung und Klimaneutralität auch Changemanagement und 

Projektmanagement enthält; 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Das Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit der Bundesregierung überträgt der BAköV 

zahlreiche Aufgaben, um die Kompetenz und das Engagement der Bundesbeschäftigten in 

der Nachhaltigkeit zu stärken. Die BAköV mit der Digitalakademie ist die zentrale 

Fortbildungseinrichtung des Bundes und schafft die Voraussetzungen für eine agile, 

nachhaltige Bundesverwaltung. Nachhaltigkeit und entsprechende Qualifizierungen sind 

eine unverzichtbare Voraussetzung für eine erfolgreiche Verwaltungsmodernisierung. 

Die BAköV baute in 2023 die in den Vorjahren neu etablierten Formate und Inhalte weiter 

aus, da diese von den Bediensteten der Bundesverwaltung positiv abgenommen wurden. In 

über 400 Veranstaltungen der BAköV mit Nachhaltigkeitsbezug konnten 7640Teilnahmen 
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registriert werden. Damit spielt das Thema Nachhaltigkeit in vielen Angeboten der BAköV 

nach wie vor eine bedeutende Rolle. 

Diese hohe Anzahl an Teilnahmen hängt insbesondere mit den vielfältigen Möglichkeiten 

digitaler Fortbildungsformate zusammen. Auch im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit zu den 

Themen Nachhaltigkeit und Klimaschutz (NK) konnte die BAköV in 2023 wieder gute Erfolge 

verzeichnen. Neben dem zahlreich abonnierten NK-Newsletter verfügt die BAköV seit 2023 

über eine neugestaltete Webseite zum Thema Nachhaltigkeit und Klimaschutz (NK), die in 

2023 über 5000 Mal besucht wurde. 

Die BAköV entwickelte auch in 2023 neue digitale Formate und Inhalte. Ein Kernprodukt der 

BAköV war die seit 2020 angebotene die Online-Vortragsreihe „Nachhaltige Behörden 

konkret“. Themen der Vorträge waren u.a.: Nachhaltiges und grünes HRM – die neue Rolle 

der Personaler/innen, Veränderungen von Arbeitsprozessen: Was bedeuten Sie konkret für 

ein nachhaltiges BGM und HRM in der Verwaltung?,  Nachhaltigkeit und Wirtschaftlichkeit: 

Das Verhältnis aus Sicht der externen Finanzkontrolle, Sensibilisierung in der Nachhaltigkeit, 

Nachhaltiges Bauen: innovative Büro-Raumkonzepte auf dem Weg zur Klimaneutralen 

Bundesverwaltung, Vorbildfunktion der öffentlichen Verwaltung im Klimaschutz, 

Umweltmanagement und Treibhausgasneutralität, Klimawandel in Deutschland – Fakten, 

Folgen, Fragen, Klimaneutrale Bundesverwaltung – gemeinsam sind wir wirksam, 

Klimabilanz und Datenerhebung sowie Beschäftigtenbefragung zur Mobilität.  

Hinzu kam auch 2023 erneut die jährliche Online-Konferenz „Nachhaltigkeit am Arbeitsplatz 

– Wir zeigen wie es geht! im Januar. Neu aufgelegt wurden „How to do“-

Erfahrungsaustausche, die mit Praxisausrichtung sehr nachgefragt waren und einen 

wichtigen Beitrag zur Vernetzung in der öffentlichen Verwaltung leisten. Der 

Erfahrungsaustausch für das Umweltmanagement wurde sogar viermal durchgeführt. 

Highlight war hier ein Präsenztreffen im November, das mit herausragender Unterstützung 

durch das BfR durchgeführt wurde. Auch im Bereich der nachhaltigen öffentlichen 

Beschaffung konnten wir mit Unterstützung der KNB im BeschA einen ersten 

Erfahrungsaustausch anbieten. Weitere Themen in dieser How-to-do-Reihe sind 

Veranstaltungsmanagement und Nachhaltigkeitsmanagement. 

Am Weltumwelttag am 5. Juni fand die erste Auflage des NK-Premiumproduktes „NK-Forum 

Nachhaltigkeit für Mensch und Umwelt“ statt. Mit dem Schwerpunkt auf der sozialen 

Dimension der Nachhaltigkeit konnten zahlreiche Themen präsentiert werden, die den 

Menschen im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsfragen berühren. Angefangen von 

gesundheitlichen Themen, über Fragen der Klimaanpassung und sozio-ökonomischen 

Folgen des Klimawandels bis hin zu Fragen der Bevölkerungsforschung und der Diversity. 

Eröffnet wurde das Forum mit einer Videobotschaft von Frau Staatsministerin beim 

Bundeskanzler Ryglewski.  
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Erstmals durchgeführt wurde zudem in Kooperation mit dem UBA und der KKB im BMWK 

ein Webinar für Führungskräfte. Mit Unterstützung des UBA konnte eine neue Webinar 

Reihe zu Green-IT angeboten werden. 2023 fand außerdem ein Strategieworkshop zur 

Entwicklung einer behördlichen Nachhaltigkeitsstrategie zweimal statt.  

Auch neue digitale Tools wurden mit Unterstützung von Kooperationsbehörden angeboten. 

So wurde für das Fortbildungsportal des Bundes zur Basissensibilisierung in der 

Nachhaltigkeit ein kurzer Wissenscheck entwickelt, der zu einem Zertifikat führt: Es ist der 

NUSS bzw. Nachhaltigkeits- und UmweltSchutzSchein.  

Ebenfalls neu eingeführt wurden drei digitale Lernprogramme zu den Themen Mobilität, 

Heizen und Strom, die die BIMA mit Unterstützung der BAköV entwickeln ließ und ihr für 

die Bundesverwaltung zur Verfügung stellte. Ein digitales Lernangebot zu Green-IT konnte 

auch 2023 über das Fortbildungsportal des Bundes genutzt werden. 

Diese starke Weiterentwicklung des Fortbildungsangebots hängt insbesondere damit 

zusammen, dass die BAköV die Nachhaltigkeitsbildung angesichts der 17 Nachhaltigkeitsziele 

der Vereinten Nationen und der Themenkomplexe im Maßnahmenprogramm 

Nachhaltigkeit umfassend versteht. Alle drei Dimensionen der Nachhaltigkeit (ökologisch, 

sozial und ökonomisch) werden bedient. 

Ein inhaltlicher Schwerpunkt liegt nach wie vor in Qualifizierungen zur Etablierung eines 

Umweltmanagementsystems, z.B. EMAS (Eco-Management and Audit Scheme). Hier zeigen 

sich sehr heterogene Umsetzungsstände in der Bundesverwaltung, weshalb diesbezügliche 

Erfahrungsaustausche von herausragender Bedeutung sind. In vielen Bereichen der 

Bundesverwaltung haben sich im Jahr 2023 Funktionen wie Umweltmanagementbeauftragte 

etabliert.  Im Jahr 2023 wurde auch deshalb eine Pilotveranstaltung zum Thema 

Energiemanagement konzipiert. Dieser Themenbereich soll zukünftig Veranstaltungen im 

Kontext der EMAS-Zertifizierung flankieren. Diesbezügliche Audits sind entscheidend für die 

Einhaltung gesetzlicher und politischer Anforderungen. Der neue Schwerpunkt soll dazu 

beitragen, das Bewusstsein für Energiemanagement und Umweltmanagementsysteme zu 

schärfen und die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen Akteuren zu fördern. 2023 

wurden zudem die Voraussetzungen für einen künftigen neuen Themenschwerpunkt im 

Bereich der Klimaanpassung gelegt. 

Die BAköV bietet das Thema „Nachhaltigkeit“ neben dem NK-Bereich auch als 

Querschnittsthema für spezifische Zielgruppen an. Mit Blick auf die soziale, die ökologische 

und ökonomische Dimension dieser Ziele findet sich die Nachhaltigkeit als ausgeprägtes 

Querschnittsthema in vielen Angeboten BAköV wieder. Ein paar Beispiele:  

• Die BAköV bietet neben den Kooperationsschulungen mit der KNB seit 2010 die 

Veranstaltung „Aufbauseminar: Nachhaltigkeits-/ Innovationsaspekte im Rahmen 

des öffentlichen Auftragswesens“ erfolgreich an. Darin werden insbesondere 
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Kenntnisse der rechtlichen Verankerung von Nachhaltigkeits- und 

Innovationsaspekten sowie die wichtigsten Kriterien einer nachhaltigen und 

innovativen Vergabe vermittelt. Daneben wird auch die vertragsrechtliche 

Einbindung der Nachhaltigkeit in der Vergabe ausführlich besprochen. 

Nachhaltigkeits- und Innovationsaspekte werden zudem in allen Veranstaltungen 

zur Vermittlung der Grundlagen des öffentlichen Auftragswesens thematisiert. Zur 

Beschaffungsfortbildung wird auch unter Maßnahmen VII.1d und VII. 4 berichtet.  

• Nachhaltigkeit wurde auch in den Schulungen zum Veranstaltungsmanagement 

thematisiert. Hierzu wird auf den Bericht zu Maßnahme V.4 verwiesen. 

• Da der Haushalt für ein nachhaltiges Handeln von Regierung und Verwaltung eine 

große Rolle spielt, werden einzelne Aspekte aus dem breiten Themenspektrum auch 

in Veranstaltungen zum Bundeshaushalt aufgegriffen.  

• Die BAköV bietet zudem mehrere Seminare zum Thema Gleichstellung an, um so die 

Gleichstellungsbeauftragten und deren Mitarbeitenden, optimal auf ihre Aufgaben 

vorzubereiten und zu unterstützen. Dem Thema Gleichstellung wird damit ein 

besonderer Stellenwert zugewiesen. Ebenfalls in 2023 fanden die Gleichstellungstage 

statt. 

• Die Nachhaltigkeitsstrategie wird darüber hinaus auch im Fortbildungsbereich 

„Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ aufgenommen, hierbei in verschiedenen 

Veranstaltungstypen. Darunter u.a. im Grundlagentraining 

„Veranstaltungsmanagement“ mit jeweils einer Präsenz- sowie einer Online-

Veranstaltung und im Veranstaltungstyp zur professionellen Standbetreuung. 

• Von herausragender Bedeutung für die Nachhaltigkeit ist das Thema der technischen 

Barrierefreiheit. Dieses Thema hat sich auch in 2023 als sehr große Herausforderung 

für die Bundesverwaltung dargestellt. Die Gestaltung inklusiver digitaler 

Maßnahmen und Angebote wird deshalb auch in Zukunft für die 

Kompetenzentwicklung und die praktische Umsetzung der rechtlichen Vorgaben zur 

Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen bestimmend sein. Die BAköV hat 

aus diesem Grund ihr bestehendes Angebot weiterentwickelt. 

• Der Bezug Teilhabe, Partizipation und Inklusion wird explizit im Veranstaltungstyp 

„Barrierefreie Texte schreiben – Leichte Sprache“ aufgenommen – sowohl im 

Präsenz- wie im Online-Format. Implizit werden diese Aspekte in zahlreichen 

Veranstaltungstypen des Gesamtangebotes im Bereich „Presse- und 

Öffentlichkeitsarbeit“ gestreift. 

• Zur Stärkung von Diversität und interkultureller Kompetenz als Nachhaltigkeitsziele 

wurde in 2023 im Themenfeld der Interkulturellen Kompetenz und diversitätsstarken 

Bundesverwaltung das bestehende Angebot zur Grundsensibilisierung weitergeführt, 

sowohl im Präsenz- wie im Online-Format. Zusätzlich mit spezifischer Ausrichtung 

auf Führungskräfte wurde ein Spezialmodul für die interkulturelle Sensibilisierung 

von Führungskräften etabliert "Interkulturelle Kompetenz für Führungskräfte". 

Dieses Spezialtraining wurde erfolgreich sowohl im Präsenz- wie im Online-Format 
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umgesetzt. Ergänzend wurde eine Arbeitshilfe zur kultursensiblen Personalauswahl 

zur Verfügung gestellt.  

• Auch der Bereich „Rechtsetzung“ ist von großer Bedeutung für die Nachhaltigkeit. 

Hierzu wird auf die Ausführungen zu Maßnahme VII. 3 verwiesen.  

• Da Nachhaltigkeit und Klimaschutz einerseits und Datenschutz anderseits eine sehr 

anschauliche Schnittmenge im Bereich der Vermeidung von Datenmüll aufweisen, 

hat die BAköV diese Schnittmenge in Datenschutzschulungen weiterentwickelt.  

• Von Bedeutung für das Verwaltungshandeln war auch 2023 in der Fortbildung das 

Thema Wirtschaftlichkeitsbetrachtung. Hier sind zur Bewertung einer Investition 

ursprünglich überwiegend kapitalwertbasierte Faktoren vorgesehen, um die 

Wirtschaftlichkeit zu belegen. Ergänzt werden diese gemäß WiBe-Standard um 

qualitativ-strategische Bewertungsfaktoren. Hier werden zukünftig die bereits 

vorhandenen Lebenszykluskosten um die Umweltkosten und Emissionskosten 

erweitert werden. Im Rahmen der qualitativen Bewertung von Maßnahmen kann die 

Nachhaltigkeit entsprechend priorisiert werden. 

• Auch im Bereich der IT-Administration wird verstärkt auf die Notwendigkeit der 

Betrachtung der Nachhaltigkeit hingewirkt. So werden die Teilnehmenden der 

entsprechenden Veranstaltungen dahingehend sensibilisiert, dass sowohl bei der 

Beschaffung als auch beim Betrieb von IT-Systemen Aspekte der Nachhaltigkeit zu 

berücksichtigen sind.  

• Mit Blick auf die Stärkung der Institutionen im Nachhaltigkeitsziel 16 waren auch 

2023 Fortbildungsmaßnahmen zur Korruptionsprävention immens wichtig.  

Im Zusammenhang mit Nachhaltigkeitsziel 16 ist eine weitere Premiummaßnahme der 

BAköV zu nennen: Im Jahr 2023 hat die BAKöV eine Online-Vortragsreihe "Resiliente 

Demokratie" begonnen, zu der Frau Bundesinnenministerin Nancy Faeser die 

Schirmherrschaft übernommen hat. Die Maßnahme steht in einer Linie mit der im 

Koalitionsvertrag für die 20. Legislaturperiode vereinbarten Initiative für 

Demokratieförderung und Extremismusprävention. Sie flankiert die Strategie der 

Bundesregierung für eine starke wehrhafte Demokratie und eine offene, vielfältige 

Gesellschaft. Die Impulsreihe richtet sich an alle Beschäftigten der Bundesverwaltung und 

vermittelt Wissen, um extremistische Einstellungen erkennen sowie Grauzonen einordnen 

zu können. Als Vortragende hat die BAköV Dozentinnen und Dozenten aus der 

Verwaltungspraxis und der Wissenschaft gewonnen, die eine hohe Expertise zu 

verschiedenen Aspekten des Themas aufgebaut haben. Seit Beginn der Reihe sind allein im 

Jahr 2023 insgesamt elf Impulsvorträge gehalten worden.  

Kolleginnen und Kollegen auf Länder- und kommunaler Ebene konnten in 2023 gastweise 

am BAköV-Angebot teilnehmen werden. Es besteht weiterhin Bedarf an zusätzlichem 

Personal, um das Fortbildungsangebot für Bundesbeschäftigte und Kolleginnen und Kollegen 

auf Länder- und kommunaler Ebene auszubauen. 
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Zum im Maßnahmenprogramm enthaltenen Punkt „Ausbau der Geschäftsstelle 

Nachhaltigkeitsbildung“ ist für 2023 zu berichten, dass die Geschäftsstelle auch in 2023 nicht 

reaktiviert wurde. Die NK-Aufgaben werden seit April 2022 in eine Lehrgruppe der BAköV 

für IT/-Organisationskompetenzen integriert und dort seit 2023 von vier Beschäftigten in 

Zugleichfunktion erledigt. Im Bereich einiger Querschnittsberührungen waren die 

thematisch zuständigen Beschäftigten der BAköV tätig. 

Maßnahme VII. 1. d) Ausbau der Schulungsprogramme 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BAköV BMI/BAköV/KNB Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Gemeinsamer Ausbau der Schulungsprogramme der Kompetenzstelle für nachhaltige 

Beschaffung mit Angebot an alle Zielgruppen über die BAköV. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

BAköV und KNB haben im Jahr 2023 das Fortbildungsangebot für nachhaltige öffentliche 

Beschaffung im Vergleich zum Vorjahr weiter ausgebaut. Neben vier Grundlagenwebinaren 

konnten gemeinsam zwei neue Webinare zu Menschenrechten in der öffentlichen 

Beschaffung und erstmals ein Erfahrungsaustausch zur Nachhaltigkeit für Beschafferinnen 

und Beschaffer angeboten werden. In diesen sieben Veranstaltungen wurden 177 

Beschäftigte geschult. Im Ergebnis verzeichnete die Kooperation zwischen BAköV und KNB 

im Webinarbereich damit eine Steigerung im Vergleich zum Vorjahr um über 10 Prozent. 

Darüber hinaus unterstützte die KNB die BAköV bei einer Online-Konferenz "Praktische 

Tipps für Nachhaltigkeit am Arbeitsplatz – Andere reden, wir zeigen, wie’s geht!", an der rund 

120 Beschäftigte teilnahmen. Insgesamt hat sich das Angebot am Schulungsbedarf orientiert 

stabilisiert, was auch die Grundlage für gemeinsame Veranstaltungen in den Folgejahren sein 

wird. Schon 2023 zeichnete sich allerdings ab, dass der Erfahrungsaustausch in der 

praktischen Umsetzung des Vergaberechts an Bedeutung zunehmen wird. In diesem 

thematischen Zusammenhang wird auch auf Maßnahme VII. 4 verwiesen. 

In diesem Zusammenhang wird auch auf Maßnahmen IV. 5. d und VII. 4 verwiesen. 

Maßnahme VII. 2. Online-Fortbildung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BAköV BMI/BAköV/alle Vollständig 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Die Geschäftsstelle Nachhaltigkeitsbildung setzt insbesondere auf Online-Fortbildung in 

Form von Fachvorträgen, Webinaren und Online-Plattformen für den Erfahrungsaustausch. 

Der Zugang für alle Behörden wird durch eine einheitliche technische Lösung sichergestellt. 

Jede Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung stellt sicher, dass das Angebot 

entsprechend der jeweiligen Zielgruppen wahrgenommen wird. Der Stand der Schulungen 

(Angebot, Teilnahme nach Geschäftsbereich) wird im Rahmen des jährlichen Monitorings 

erhoben. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Jahr 2023 konnte die BAköV ihre Programme zur Nachhaltigkeitsbildung der 

vergangenen Jahre weiter entwickeln. Hauptsächlich wurden Online-Fortbildungen in Form 

von Konferenzen, Vorträgen der Reihe „Nachhaltige Behörden konkret“, 

Erfahrungsaustauschen und Webinaren angeboten. Zusätzlich fanden 2023 zwei digitale 

Strategieworkshops statt. Seit 2021 wird der Zugang zu den BAköV-Angeboten für alle 

Behörden im Wesentlichen über die Plattform BigBlueButton und die BAköV-Webseite 

gewährleistet, die eine Themenseite „Nachhaltigkeit und Klimaschutz“ enthält. Diese 

Themenseite verzeichnete im Berichtsjahr fast 5085 Aufrufe. Verschiedene Selbstlernmodule 

und ein sensibilisierender Wissenscheck finden sich im Fortbildungsportal des Bundes. 

Weitere Details zum digitalen Angebot der BAköV sind in Maßnahme VII Ziff. 1a-c zu finden.  

Um den Anmeldeprozess zu vereinfachen und informelles Selbstlernen zu fördern, 

verzichtete die BAköV bei einigen Veranstaltungstypen auf Anmeldungen. Dies ermöglicht 

zwar die Erfassung der Anmeldezahl, jedoch nicht flächendeckend die Zuordnung nach 

Geschäftsbereichen. Daher wird wie in den Vorjahren insgesamt auf eine Darstellung der 

Zuordnung im Monitoringbericht verzichtet. 

Maßnahme VII. 3. Fortbildung zur Nachhaltigkeitsprüfung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BAköV BMI/BAköV/alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Fragen der Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der Gesetzesfolgenabschätzung werden 

systematisch in Fortbildungen der BAköV beim Themenfeld Gesetzgebung einbezogen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

In die Schulungen der BAköV zum Gesetzgebungsverfahren des Bundes ist ein Modul 

„Nachhaltigkeit in der Gesetzgebung“ aufgenommen worden. Darin wird die vom 

Bundesministerium der Justiz erstellte Arbeitshilfe vorgestellt, die auch in die E-

Gesetzgebung einbezogen worden ist. Es wird die methodische Herangehensweise aufgezeigt, 
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um die für ein Gesetzesvorhaben relevanten Nachhaltigkeitsziele zu erkennen und sie im 

Gesetzentwurf zu berücksichtigen. Dabei sind die Nachhaltigkeitsaspekte vor allem im 

Vorblatt des Gesetzes wie auch in der Gesetzesbegründung darzulegen. Darüber hinaus wird 

die elektronische Nachhaltigkeitsprüfung (eNAP) vorgestellt. An den BAköV-Schulungen zur 

Rechtsetzung nehmen jährlich rund 100 Legistinnen und Legisten aus den 

Bundesministerien teil. 

Maßnahme VII. 4. Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/BAköV BMI/BAköV/alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Fragen der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien und deren gesetzlichen 

Grundlagen werden systematisch in Fortbildungen der BAköV zum Thema öffentliche 

Vergabe einbezogen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Es wird auf die Ausführungen in den M V II 1a-c und M VII.1d verwiesen. 

Maßnahme VIII. Gesundheit 

Maßnahme VIII. 1. a) Umsetzung der Maßnahmen des BGM, BEM sowie der 
betrieblichen Sozialberatung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Ressortarbeitskreis 

Gesundheitsmanagement 

Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels des Maßnahmenprogramms der Bundesregierung, Nachhaltigkeit 

im Verwaltungshandeln umzusetzen, werden die Behörden und Einrichtungen des Bundes 

bis spätestens Ende 2022 die folgenden Maßnahmen zum Betrieblichen 

Gesundheitsmanagement, Betrieblichen Eingliederungsmanagement (BEM) und der 

Betrieblichen Sozialberatung umsetzen: 

a) Sie etablieren auf der Grundlage des Eckpunktepapiers zum betrieblichen 

Gesundheitsmanagement (BGM) die erforderlichen Strukturen und Prozesse eines 

BGM. [Anlage M VIII. 1.a.)]. 
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Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Das betriebliche Gesundheitsmanagement (BGM) ist im Sinne des Rahmenkonzeptes für ein 

Betriebliches Gesundheitsmanagement in der Bundesverwaltung („Eckpunktepapier“) 

grundsätzlich etabliert. Grundlage bilden hierbei in der Regel Dienstvereinbarungen bzw. 

andere schriftliche Vereinbarungen bzw. werden diese derzeit erarbeitet. In 77 Prozent der 

Behörden gibt es eine entsprechende behördeninterne Grundlage. Bezogen auf die 

finanziellen Ressourcen haben 65 Prozent der Behörden eine entsprechende Ausstattung, in 

einem Viertel der Behörden sind diese eher knapp bemessen, 9 Prozent der Behörden 

verfügen über keine entsprechenden Haushaltsmittel. Personelle Ressourcen stehen in den 

Behörden in unterschiedlichem Umfang zur Verfügung, in 51 Prozent der Behörden gibt es 

eine gute bis sehr gute Ausstattung, 42 Prozent der Behörden haben personelle Ressourcen, 

diese sind jedoch eher schwächer ausgestattet, in 6 Prozent der Behörden gibt es bisher keine 

entsprechenden Ressourcen. Die dort eingesetzten Kolleginnen und Kollegen besitzen in aller 

Regel die notwendigen Qualifikationen für diese Aufgabe. Vielfach ist BGM jedoch nur eine 

Aufgabe unter vielen, die den Arbeitsplätzen zugeordnet sind.  

Unter dem Aspekt der Sensibilität der Aufgabe und einer nachhaltigen Wirkung der BGM-

Maßnahmen sowie dem Aspekt der demografischen Entwicklung ist BGM eine zentrale 

Aufgabe. Um dies auch künftig stärker noch in den Behörden konzeptionell zu verankern, 

sind neben klaren Aufgaben und Kompetenzen aller am BGM beteiligten Funktionsbereiche 

eine regelmäßige Bedarfserhebung, die Formulierung von Zielen sowie eine daran 

anknüpfende Evaluation sinnvoll. Hier kommt den Behördenleitungen und den 

Führungskräften eine herausragende Bedeutung zu.  

Maßnahme VIII. 1. b) Umsetzung der Maßnahmen des BGM, BEM sowie der 
betrieblichen Sozialberatung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels des Maßnahmenprogramms der Bundesregierung, Nachhaltigkeit 

im Verwaltungshandeln umzusetzen, werden die Behörden und Einrichtungen des Bundes 

bis spätestens Ende 2022 die folgenden Maßnahmen zum Betrieblichen 

Gesundheitsmanagement, Betrieblichen Eingliederungsmanagement und der Betrieblichen 

Sozialberatung umsetzen: 

b) Sie führen auf der Grundlage des § 4 Nr. 1 und § 5 Abs. 3 des Arbeitsschutzgesetzes 

anlassbezogene bzw. regelmäßige (in der Regel alle vier Jahre) 

Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastung einschließlich eines Folgeprozesses 

ein. Ziel ist es, eine Gefährdung für das Leben sowie die physische und psychische 
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Gesundheit möglichst zu vermeiden und die verbleibende Gefährdung möglichst 

geringzuhalten [Anlage M VIII. 1. b)]. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die regelmäßige Durchführung der anlasslosen Gefährdungsbeurteilung Teil psychische 

Belastung erfolgt in den Behörden. So können die Maßnahmen zur psychischen Belastung 

auf ihre Wirksamkeit geprüft und in der Fortschreibung/Aktualisierung der 

Gefährdungsbeurteilung weiterentwickelt werden. Wünschenswert wäre darüber hinaus eine 

weitere Sensibilisierung für die Anpassung der Gefährdungsbeurteilung nach wesentlichen 

Veränderungen in der Organisation. Mit dem online-Fragebogen MOLA (Menschen. 

Organisationskultur. Leistung. Arbeitsgestaltung) sowie der Prüfliste-online stellt die 

Unfallversicherung Bund und Bahn den Behörden ein weitgehend kostenfreies 

Instrumentarium zur Verfügung. 

Maßnahme VIII. 1. c) Umsetzung der Maßnahmen des BGM, BEM sowie der 
betrieblichen Sozialberatung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels des Maßnahmenprogramms der Bundesregierung, Nachhaltigkeit 

im Verwaltungshandeln umzusetzen, werden die Behörden und Einrichtungen des Bundes 

bis spätestens Ende 2022 die folgenden Maßnahmen zum Betrieblichen 

Gesundheitsmanagement, Betrieblichen Eingliederungsmanagement und der Betrieblichen 

Sozialberatung umsetzen: 

c) Sie implementieren ein professionelles System für das gemäß § 167 Absatz 2 SGB IX 

verpflichtend durchzuführende Betriebliche Eingliederungsmanagement (BEM). Ziel 

ist es, die Wiedereingliederung langfristig erkrankter Personen zu ermöglichen, die 

Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten langfristig zu erhalten (demografischer Wandel) 

und das BEM für die Beschäftigten transparent aufzubereiten und kontinuierlich 

weiterzuentwickeln [Anlage M VIII. 1. c)]. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Wiedereingliederung von langzeiterkrankten Beschäftigten ist eine wichtige, gleichzeitig 

auch herausfordernde Aufgabe für das Personalmanagement einer Behörde. Da 

gesundheitliche Einschränkungen in Art und Ausprägung sehr verschieden sind, braucht es 

für jede betroffene Person individuelle Lösungen. Damit diese gesetzlich verankerte Aufgabe 

gelingt, sind entsprechende Strukturen erforderlich. Erfreulicherweise verfügen alle 

Behörden über ein BEM. In aller Regel liegt diesem ein schriftliches Konzept bzw. eine 
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Dienstvereinbarung zu Grunde. Hinsichtlich der Qualifizierung derjenigen, die das BEM 

durchführen, besteht in Einzelfällen, insbesondere bei Geschäftsbereichsbehörden, noch 

Bedarf. 

Maßnahme VIII. 1. d) Umsetzung der Maßnahmen des BGM, BEM sowie der 
betrieblichen Sozialberatung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels des Maßnahmenprogramms der Bundesregierung, Nachhaltigkeit 

im Verwaltungshandeln umzusetzen, werden die Behörden und Einrichtungen des Bundes 

bis spätestens Ende 2022 die folgenden Maßnahmen zum Betrieblichen 

Gesundheitsmanagement, Betrieblichen Eingliederungsmanagement und der Betrieblichen 

Sozialberatung umsetzen: 

d) Sie vernetzen die Betriebliche Sozialberatung mit dem BGM und weiteren 

bestehenden innerbehördlichen Strukturen zur Förderung der Gesundheit und 

Leistungsfähigkeit der Beschäftigten und Führungskräfte. Diese Integration der 

Betrieblichen Sozialberatung ermöglicht eine Verbreiterung des bestehenden 

Beratungsangebots. So werden bei Bedarf hausinterne Coaching- und 

Beratungsangebote u.a. zur Konfliktbewältigung angeboten, was der Erhaltung der 

Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten dient [Anlage M VIII. 1. d)]. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Ein reguläres Angebot der betrieblichen Sozialberatung ist in den Behörden sehr gut etabliert. 

Die Sozialberatung ist für die Beschäftigten zeitlich, räumlich und personell gut erreichbar. 

Das Angebot wird in vielen Fällen nicht regelmäßig bekannt gemacht. Die Sozialberatung ist 

in vielen Behörden in die Steuerkreise Gesundheit, in das BEM sowie das BGM einbezogen. 

Die Möglichkeiten der Einbindung zum Beispiel in das BEM und das BGM sind häufig nicht 

geklärt. Über diese Gremien und Aktivitäten findet eine enge Integration der Angebote der 

betrieblichen Sozialberatung in die weiteren Aktivitäten der Behörde statt. Diese Integration 

der Betrieblichen Sozialberatung ermöglicht die Nutzung des Fachwissens dieser 

Berufsgruppe sowie die Berücksichtigung von deren Eindrücken aus der Betreuung der 

Behörde. Gemeinsam könnten passende Angebote und Maßnahmen, auch der Betrieblichen 

Sozialberatung, für die Behörde entwickelt werden. Sie leistet somit einen wichtigen Beitrag 

zur Erhaltung der Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten. 
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Maßnahme VIII. 1. e) Umsetzung der Maßnahmen des BGM, BEM sowie der 
betrieblichen Sozialberatung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels des Maßnahmenprogramms der Bundesregierung, Nachhaltigkeit 

im Verwaltungshandeln umzusetzen, werden die Behörden und Einrichtungen des Bundes 

bis spätestens Ende 2022 die folgenden Maßnahmen zum Betrieblichen 

Gesundheitsmanagement, Betrieblichen Eingliederungsmanagement und der Betrieblichen 

Sozialberatung umsetzen: 

e) Sie entwickeln die Beratung und Organisation mit Blick auf arbeitsphysiologische 

und -medizinische Fragestellungen mit dem Ziel weiter, die betriebsärztliche und 

sicherheitstechnische Betreuung der Beschäftigten immer stärker darauf 

auszurichten, Gesundheitsstörungen vorzubeugen bzw. frühzeitig zu erkennen 

[Anlage M VIII. 1. e)]. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Mit dem Ziel, Gesundheitsstörungen vorzubeugen bzw. frühzeitig zu erkennen, bieten fast 

alle Behörden regelmäßig betriebsärztliche Termine an. Die arbeitsmedizinische Vorsorge 

wird vollständig durchgeführt. Die sicherheitstechnische Betreuung der Beschäftigten ist in 

allen Behörden gewährleistet. Durch diese konzeptionelle Verankerung gelingt eine 

Weiterentwicklung der betriebsärztlichen wie auch der sicherheitstechnischen Betreuung. 

Insbesondere während der Pandemie wurden die Kooperationen vertieft und ausgebaut. 

Maßnahme VIII. 2. Weiterentwicklung des Eckpunktepapiers zum BGM 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI Alle Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Erreichung des Ziels des Maßnahmenprogramms der Bundesregierung, Nachhaltigkeit 

im Verwaltungshandeln umzusetzen, werden die Behörden und Einrichtungen des Bundes 

über den Ressortarbeitskreis Gesundheitsmanagement unter Federführung des BMI das 

Eckpunktepapier betriebliches Gesundheitsmanagement weiterentwickeln und die 

Maßnahmen konkretisieren. Der Ressortarbeitskreis Gesundheitsmanagement bereitet das 

Monitoring der o.g. Maßnahmen vor und evaluiert die Umsetzung unter Einbeziehung der 
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Erkenntnisse des jährlichen Gesundheitsförderungsberichts und des Berichtswesens der 

Unfallversicherung Bund und Bahn [Anlage M VIII. 2.]. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im Rahmen des Ressortarbeitskreise Gesundheitsmanagement (RAK GM) werden regelmäßig 

die Erfahrungen in der Umsetzung des BGM ausgetauscht. Durch die Unfallversicherung 

Bund und Bahn wurde im Jahr 2022 der Fragebogen MOLA den Behörden zur Verfügung 

gestellt. Dieser ermöglicht eine Weiterentwicklung des BGM vor Ort. Durch die 

kontinuierliche wissenschaftliche Aufbereitung des Datenpools wird darüber hinaus eine 

Weiterentwicklung der konzeptionellen Grundlagen des BGM der Bundesverwaltung in der 

Zukunft ermöglicht. Diese umfasst die Begleitung der Umsetzung der Maßnahmen der 

Nachhaltigkeitsstrategie und eine vertiefte Evaluation des Eckpunktepapiers in den nächsten 

Jahren. 

Die weitere Verankerung und Evaluation des BGM auf der Grundlage Rahmenkonzeptes 

Betriebliches Gesundheitsmanagement („Eckpunktepapier BGM“) wurde mit dem 

Monitoring im Nachhaltigkeitsprogramm angestoßen und fortgeführt. Auf dieser Grundlage 

wurde durch die Unfallversicherung Bund und Bahn ein Leitfaden zur Bewertung des BGM 

entwickelt. Darüber hinaus wird im Ressortarbeitskreis Gesundheitsmanagement das 

Eckpunktepapier kontinuierlich weiterentwickelt.   

Maßnahme IX. Gleichberechtigte Teilhabe an Führungspositionen und 
Vereinbarkeit von Familien-/Pflegeaufgaben und Beruf 

Maßnahme IX. 1. a) Gleichstellungsplan zu Führungspositionen gemäß BGleiG 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, erstellt jede Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung einen 

Gleichstellungsplan gemäß den Vorgaben des BGleiG. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

85 Prozent der obersten Bundesbehörden haben bereits einen Gleichstellungsplan in Bezug 

auf das Ziel „paritätische Besetzung der Führungspositionen bis Ende 2025“ erstellt. 100 

Prozent der jetzt noch fehlenden obersten Bundesbehörden werden in 2024/2025 eine 

Anpassung vorgesehen haben.  
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Der Geschäftsbereich hat dieses Ziel zu 72 Prozent umgesetzt. 68 Prozent der jetzt noch 

fehlenden Behörden sehen eine Anpassung bis 2025 vor. 

Maßnahme IX. 1. b) Erhebung der Anteile der Geschlechter in Führungspositionen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, erheben die obersten Bundesbehörden zur kontinuierlichen Überwachung der 

Zielerreichung jährlich zum 30. Juni und 31. Dezember, ergänzend zu der Erhebung für den 

jährlichen Gleichstellungsindex der obersten Bundesbehörden, auch für die ihnen 

nachgeordneten Dienststellen der unmittelbaren Bundesverwaltung, die Anzahl von Frauen 

und Männern in Führungspositionen und die prozentuelle Teilhabe. Die Ergebnisse der 

Erhebungen sind allen Ressorts und dem BKAmt zur Verfügung zu stellen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Gemäß des Indikators 5.1.c der DNS erhebt der Bund seit dem 30.6.2022 halbjährlich zu den 

Stichtagen 30.6. und 31.12. Daten zum  Anteil von Frauen an Führungspositionen im 

öffentlichen Dienst, insbesondere aus den nachgeordneten Behörden, in den Körperschaften, 

Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit fachaufsichtsrechtliche Befugnisse 

gegenüber diesen Behörden und Einrichtungen bestehen. Hierzu wurde eigens eine 

Behördenliste abgestimmt. Die übermittelten Daten ermöglichen erstmals einen kompakten 

Überblick zu den Anteilen von Frauen an Führungspositionen auch über die obersten 

Bundesbehörden der Bundesregierung hinaus.  

Die erste Erhebung im Monitoring zum Ziel FüPo 2025 fand zum Stichtag 30.06.2022 statt. 

Regelmäßig informiert BMFSFJ die Ressorts in Abteilungsleiter-Z-Runden und 

Staatssekretärsrunden über die aktuellsten Daten und Fortschritte und stellt BKAmt die 

Auswertung zur Verfügung. Zum Stichtag 30.6. werden die Daten darüber hinaus auf der 

Webseite https://www.bmfsfj.de/bmfsfj/themen/gleichstellung/frauen-und-

arbeitswelt/frauen-in-fuehrungspositionen/oeffentlicher-dienst flankierend zum 

Gleichstellungsindex der obersten Bundesbehörden veröffentlicht. 
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Maßnahme IX. 1. c) Erfahrungsaustausch im Ressortkreis 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ BMFSFJ/BMI Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, lädt BMFSFJ unter Einbindung des BMI die Ressorts und das BKAmt auf 

Abteilungsleitungsebene unter Beteiligung des IMA der Gleichstellungsbeauftragten jedes 

Jahr ein, um die Fortschritte in jedem Ressort einschließlich Geschäftsbereich vorzustellen 

sowie um sich über Erfahrungen, Maßnahmen und Best-Practice-Beispiele auszutauschen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Vorstellung der aktuellen Daten und Erörterungen der weiteren Maßnahmen im IMA GB 

erfolgte u.a. durch einen Bericht der Abteilungsleiterin 4 BMFSFJ an den IMA-GB. Auf 

Einladung des BMFSFJ wurde halbjährlich in Abteilungsleiter Z-Runden unter Einbindung 

des BMI und des BKAmtes auf Abteilungsleitungsebene sowie unter Beteiligung des IMA der 

Gleichstellungsbeauftragten wie geplant zum Monitoring und den Fortschritten beim Plan 

FüPo 2025 informiert. Berichtet wurde unter anderem zum Bund-Länder-Austausch zur 

Gleichstellung im öffentlichen Dienst der Länder und des Bundes, zum geplanten Projekt 

Führen in Teilzeit und zum geplanten Mentoringprogramm. Weiterhin verständigte man 

sich zu den verabredeten Maßnahmen laut Plan FüPo 2025. 

Maßnahme IX. 1. d) Fortschrittsberichte in Ressortrunden 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ BMFSFJ Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, berichtet BMFSFJ auf der Grundlage der halbjährlichen Erhebungen der 

Ressorts und des BKAmtes sowie auf Grundlage des Austauschs auf AL Z Ebene, auf Ebene 

der beamteten Staatssekretärinnen und Staatssekretäre über die Gesamtzahlen und 

Fortschritte bei der Zielerreichung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Vorstellung der aktuellen Daten und Erörterungen der weiteren Maßnahmen erfolgte in 

halbjährlichen Staatssekretärsrunden auf Einladung des BMFSFJ unter Einbindung des BMI 
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und des BKAmtes auf Abteilungsleitungsebene. Weiterhin verständigte man sich zu den 

weiteren verabredeten Maßnahmen laut Plan FüPo 2025, etwa der Unterstützung der 

Gleichstellungsbeauftragten durch Arbeitshilfen und Informationen zum 

Bundesgleichstellungsgesetz durch das BMFSFJ. 

Maßnahme IX. 1. e) Verpflichtende Nennung der Möglichkeit von Führen in Teilzeit in 
Stellenanzeigen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, hat jede Ausschreibung, auch für die Besetzung von Führungspositionen, den 

Hinweis zu enthalten, dass der ausgeschriebene Arbeitsplatz in Teilzeit besetzt werden kann, 

es sei denn, zwingende dienstliche Belange stehen dem entgegen. (§ 6 Abs. 1 Satz 4 und 5 

BGleiG). Führen in Teilzeit wird unterstützt durch organisatorische Maßnahmen und soll 

auch dann ermöglicht werden, wenn die Inanspruchnahme der Teilzeit nicht vollzeitnah ist. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

95 Prozent der obersten Bundesbehörden und 96 Prozent der Behörden in den 

Geschäftsbereichen haben Stellen, auch für Führungspositionen, mit dem Hinweis der 

Möglichkeit auf Teilzeitbeschäftigung ausgeschrieben. 95 Prozent der obersten 

Bundesbehörden und 67 Prozent der Geschäftsbereiche geben an, dass in ihrer Institution 

organisatorische Maßnahmen ergriffen wurden, um Führen in Teilzeit zu unterstützen. Dazu 

zählen z.B. orts- und zeitflexibles Arbeiten (bspw. Home-Office oder keine Kernzeiten); 

Eltern-Kind-Zimmer/Kinder-Notfall-Betreuung vor Ort/Kinderferienbetreuung; 

Videokonferenzsysteme; Einzel- und 

Teamcoaching/Schulungsangebote/Informationsmaterial; Berücksichtigung bei der 

Terminierung von Besprechungen; Anpassung des Aufgabenzuschnitts sowie die 

Digitalisierung der Abläufe. 

Maßnahme IX. 1. f) Erfahrungsaustausch der Ressorts über alternative 
Führungsmodelle 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ BMFSFJ/BMI Vollständig 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, richtet BMFSFJ unter Einbindung des BMI mit Beginn 2022 einen fortlaufenden 

Erfahrungsaustausch über alternative Führungsmodelle, z.B. Führung in Teilzeit im Tandem, 

ein. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Führen in Teilzeit war Gegenstand der regelmäßigen Abteilungsleitung Z-Runden der 

obersten Bundesbehörden sowie diverser ressortübergreifender Austauschformate. Die 

Umsetzung des Projekts "Führen in Teilzeit in den obersten Bundesbehörden" des BMFSFJ 

gemeinsam mit dem Harriet Taylor Mill-Institut für Ökonomie und Geschlechterforschung 

der Hochschule für Wirtschaft und Recht (HWR) Berlin an dessen Ende die Veröffentlichung 

eines Handlungsleitfadens stand, hat begonnen. 

Maßnahme IX. 2. Angebot von Fortbildungen zur Gleichstellung von Frauen und 
Männern 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 

Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes (BGleiG) bis Ende 2025 

zu erreichen, bieten alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung Fortbildungen 

zur Gleichstellung von Frauen und Männern an und integrieren den Themenbereich 

verpflichtend in die Führungskräftefortbildung. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

In 89 Prozent der gesamten Bundesverwaltung wurden Fortbildungen zur Gleichstellung von 

Frauen und Männern angeboten. Bis 2025 wollen auch 50 Prozent der 

Geschäftsbereichsbehörden dieses Angebot vollständig umsetzen. 

Zudem war die Gleichstellung von Frauen und Männern bei 90 Prozent der obersten 

Bundesbehörden und bei 61 Prozent der Behörden in den Geschäftsbereichen bereits 

verpflichtender Teil von internen oder externen Führungskräftefortbildungen. 
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Maßnahme IX. 3. a) Flexibilisierung von Arbeitszeit und -ort 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 

Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer familienfreundlichen 

Arbeitskultur werden Freiräume für die Flexibilisierung der Arbeitszeit und des Arbeitsortes 

für alle Beschäftigten ermöglicht, sofern nicht dienstliche Belange sowie der Fürsorgeaspekt 

des Arbeitszeitrechts dem entgegenstehen, die eine Kultur der Zusammenarbeit fördern. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Alle obersten Bundesbehörden geben an, eine verbindliche interne Regelung zur 

Flexibilisierung sowohl von Arbeitszeit als auch vom Arbeitsort zu haben. 90 Prozent der 

Beschäftigten der obersten Bundesbehörden haben eine Ausstattung zum mobilen und 

flexiblen Arbeiten (z.B. Laptops, Diensthandys oder klassische Telearbeit) zur Verfügung 

gestellt bekommen. Das entspricht ca. 94.000 Beschäftigten. 

In den Geschäftsbereichen geben 95 Prozent der Behörden an, eine verbindliche interne 

Regelung zur Flexibilisierung sowohl von Arbeitszeit als auch vom Arbeitsort zu haben; 1 

Prozent hat Regelungen nur die Arbeitszeit betreffend getroffen und 3 Prozent zum 

Arbeitsort. 72 Prozent der Beschäftigten in den Geschäftsbereichen, das entspricht rund 

145.000 Beschäftigten, wurden von ihren Institutionen mit Equipment zum mobilen und 

flexiblen Arbeiten ausgestattet. 

Maßnahme IX. 3. b) Angebot eines Familienservices 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 

Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer familienfreundlichen 

Arbeitskultur wird in jeder Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung ein 

Familienservice angeboten und beworben. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Während 90 Prozent der obersten Bundesbehörden einen Familienservice angeboten und 

beworben haben, sind es in den Geschäftsbereichen 71 Prozent. Als Begründungen für die 
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fehlende Umsetzung werden von den Behörden im Geschäftsbereich unter anderem die zu 

geringe Größe der Behörde oder ein unbekannter Bedarf benannt. 

Maßnahme IX. 3. c) Unterstützungsangebote zur Kinderbetreuung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 

Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer familienfreundlichen 

Arbeitskultur können alle Beschäftigten mit betreuungsbedürftigen Kindern 

Unterstützungsangebote bei der Kinderbetreuung erhalten, sei es durch direkte 

Kinderbetreuung (eigene Kitas) oder Kooperationen (Belegrechte/Kooperation mit 

bestehenden Einrichtungen, Einrichten von Kindertagespflege/Großtagespflege) und/oder 

Angebote für kurzfristige Engpässe (bspw. Eltern-Kind-Zimmer). 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

95 Prozent der obersten Bundesbehörden bieten Unterstützungsangebote bei der 

Kinderbetreuung an: 47 Prozent haben eigene Kitas, 79 Prozent kooperieren mit bestehenden 

Einrichtungen, 16 Prozent haben eine Kindertages- oder Großtagespflege eingerichtet und 95 

Prozent bieten die Möglichkeit, Betreuungsengpässe durch kurzfristige Angebote (bspw. 

Eltern-Kind-Zimmer) aufzufangen.  

Im Geschäftsbereich sind es 84 Prozent der Behörden, die Unterstützungsangebote bei der 

Kinderbetreuung anbieten: 9 Prozent haben eigene Kitas, 29 Prozent kooperieren mit 

bestehenden Einrichtungen, 3 Prozent haben eine Kindertages- oder Großtagespflege 

eingerichtet und 96 Prozent bieten die Möglichkeit, Betreuungsengpässe durch kurzfristige 

Angebote (bspw. Eltern-Kind-Zimmer) aufzufangen. 

Maßnahme IX. 3. d) Erhebung der Bedarfe im Bereich Vereinbarkeit 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 

Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer familienfreundlichen 

Arbeitskultur identifiziert jede Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung die Bedarfe 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

130 
 

der Beschäftigten im Bereich der Vereinbarkeit. Basis hierfür soll eine Umfrage bei den 

Beschäftigten sein, die in die Prozesse zur Umsetzung des audits berufundfamilie® oder 

andere Beschäftigtenbefragungen integriert werden soll. Die Befragungen sollen auch 

besondere Bedarfe bei Führungspositionen berücksichtigen, um transparent zu machen, wo 

Handlungsbedarf besteht, um eine Steigerung des Anteils von Frauen in Führungspositionen 

zu erreichen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Entsprechende Beschäftigtenumfragen wurden von 50 Prozent aller Behörden der gesamten 

Bundesverwaltung durchgeführt (oberste Bundesbehörden: 75 Prozent, Geschäftsbereiche: 43 

Prozent). 39 Prozent der Behörden der Bundesverwaltung haben dabei besondere Bedarfe zur 

Steigerung des Anteils von Frauen in Führungspositionen berücksichtigt. Von den Behörden, 

die diese besonderen Bedarfe nicht berücksichtigt haben, geben 50 Prozent an, dies bis 2025 

zu tun. 

Maßnahme IX. 3. e) Prüfung der Anpassung der Urlaubsansparung zur Kinderbetreuung 
(§7a EUrlV) 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ BMI Kein 
Umsetzungsbedarf 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 

Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer familienfreundlichen 

Arbeitskultur wird § 7a Erholungsurlaubsverordnung – Urlaubsansparung zur 

Kinderbetreuung – dahingehend überprüft, eine Urlaubsansparung auf Beschäftigte mit 

Pflegeaufgaben auszuweiten, um eine gleichwertige Anerkennung zu erreichen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Das BMI hat diesen Punkt des Maßnahmenprogramms im Rahmen des Monitorings 2021 

umfänglich geprüft („Grundsätzlich dient der Erholungsurlaub der Erholung, d. h. der 

Erhaltung der Arbeitskraft des Beamten und steht nicht für beliebig andere Zwecke.“) und 

von einem Umsetzungsbedarf abgesehen. 

Maßnahme IX. 3. f) Prüfung der Attestpflicht bei Erkrankung der Kinder 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ BMI Kein 
Umsetzungsbedarf 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufgaben mit dem 

Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer familienfreundlichen 

Arbeitskultur wird die ärztliche Attestpflicht bei Erkrankung von Kindern auf eine 

Anpassung an die Regelung für Beschäftigte hin überprüft (Attestpflicht erst ab dem dritten 

Tag). 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Das BMI hat diesen Punkt des Maßnahmenprogramms im Rahmen des Monitorings 2021 

umfänglich geprüft („Es ist kein sachlicher Grund ersichtlich, warum für Beamtinnen und 

Beamte des Bundes von der für sozialversicherungspflichtig, beschäftigte 

Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer bestehenden Rechtslage abgewichen werden sollte.“) 

und von einem Umsetzungsbedarf abgesehen. 

Maßnahme IX. 4. a) Angebot zur Beratung werdender Eltern 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung fördern die partnerschaftliche 

Aufteilung von Familienaufgaben, indem sie eine frühzeitige Beratung werdender Eltern 

sowie eine frühzeitige Beratung zu den Möglichkeiten zur Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf anbieten. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Der Umsetzungsstand eines Beratungsangebots zu Fragen der Vereinbarkeit von Familie und 

Beruf liegt in der gesamten Bundesverwaltung bei 89 Prozent.  

Beratungsangebote für werdende Eltern zur partnerschaftlichen Aufteilung von 

Familienaufgaben bieten 85 Prozent der obersten Bundesbehörden an, in den 

Geschäftsbereichen sind es 62 Prozent der Behörden. Gründe hierfür sind unter anderem, 

dass kein Bedarf erkannt wurde oder sich dieses Angebot noch in der Planung befindet. 

Maßnahme IX. 4. b) Motivationsansprache der Männer zur Nutzung der 
Vereinbarkeitsangebote 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Teilweise 
umgesetzt 
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Beschreibung der Maßnahme:  

Alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung fördern die partnerschaftliche 

Aufteilung von Familienaufgaben, indem verstärkt Männer motiviert werden, Angebote, die 

eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen, in Anspruch zu nehmen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

70 Prozent der obersten Bundesbehörden geben an, verstärkt Männer zu Angeboten zu 

motivieren, die eine Vereinbarkeit von Familie und Beruf ermöglichen. Bei den Behörden in 

den Geschäftsbereichen sind es 51 Prozent. 

Maßnahme IX. 4. c) Erfassung und Analyse der Anteile familienbezogener Teilzeit nach 
Geschlechtern 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung fördern die partnerschaftliche 

Aufteilung von Familienaufgaben, indem der Anteil der Frauen und Männer, die wegen 

Familien- und Betreuungsaufgaben in Teilzeit sind, sowie die beantragten Elternzeitmonate 

von Müttern und Vätern von jeder Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung für jedes 

Kalenderjahr erfasst, analysiert und intern veröffentlicht werden. Diese Analyse wird Teil des 

Gleichstellungsplans. Dabei dürfen keine Rückschlüsse auf einzelne Beschäftigte möglich 

sein. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Die Anteile der Frauen und Männer, die wegen Familien- und Betreuungsaufgaben in Teilzeit 

sind, werden von 70 Prozent der obersten Bundesbehörden und von 70 Prozent der 

Behörden in den Geschäftsbereichen erfasst. 50 Prozent der erfassenden obersten 

Bundesbehörden analysieren diese Anteile auch, alle veröffentlichen sie intern. Bei den 

Geschäftsbereichen analysieren 56 Prozent der erfassenden Behörden und Einrichtungen die 

Anteile; 77 Prozent dieser veröffentlichen die Anteile intern.  

In 85 Prozent der Bundesoberbehörden und in 80 Prozent der Behörden in den 

Geschäftsbereichen wird Teilzeit unabhängig von der Begründung gewährt.  

Die beantragten Elternzeitmonate von Müttern und Vätern werden von 88 Prozent der 

gesamten Bundesverwaltung erfasst. 56 Prozent der obersten Bundesbehörden analysieren 

diese Zahlen und 70 Prozent veröffentlichen sie intern. In den Geschäftsbereichen 

analysieren 55 Prozent der Behörden diese Zahlen und 68 Prozent veröffentlichen sie intern. 

Bei 63 Prozent der gesamten Bundesverwaltung sind die Zahlen der Frauen und Männer, die 
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wegen Familien- und Betreuungsaufgaben in Teilzeit sind oder deren Teilzeit unabhängig 

von der Begründung gewährt wurde sowie die beantragten Elternzeitmonate von Müttern 

und Vätern bereits Teil des Gleichstellungsplans. 

Maßnahme IX. 4. d) Konzeption neuer Vertretungsangebote familienbedingter 
Vakanzen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ BMFSFJ/BMI/BMAS Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Zur Förderung der partnerschaftlichen Aufteilung von Familienaufgaben, sondiert BMFSFJ 

zusammen mit BMI und BMAS Modelle, mit denen zeitnah ggf. auch ressortübergreifend 

Ersatzkräfte für Beschäftigte in Erziehungs- oder Pflegezeiten zur Verfügung gestellt werden 

können (z.B. aktuell innerhalb des BMAS: Flexi-Team zur Kompensation von Vakanzen). 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Im BMFSFJ gibt es seit April 2022 ein Flexi-Team. Es unterstützt Bereiche bei der Realisierung 

politischer Schwerpunktvorhaben. Das Flexi-Team des BMFSFJ ist Teil des Netzwerkes 

„Bundes-Flexi“, in welchem auch mögliche Modelle ressort- und behördenübergreifender, 

projektbezogener Zusammenarbeit eruiert werden. In der gesamten Bundesverwaltung 

haben bislang 18 Prozent der Behörden und Einrichtungen Flexi-Teams, Pools oder 

Ähnliches eingerichtet, um Vakanzen kurzfristig zu kompensieren. Davon 35 Prozent in den 

obersten Bundebehörden und 14 Prozent in den Geschäftsbereichen. 

Im Rahmen der Arbeit der interministeriellen AG Personal in der digitalen Verwaltung 

(PersDiV) sollen darüber hinaus künftig weitere Möglichkeiten sondiert werden, wie eine 

leichtere Durchlässigkeit zwischen den obersten Bundesbehörden gelingen könnte. Dabei 

stehen Hospitationsprogramme und vereinfachte Möglichkeiten für einen Wechsel zur 

Diskussion. 

Maßnahme IX. 4. e) Angebot von Maßnahmen zum Abbau unbewusster 
Diskriminierungen von Teilzeit und vereinbarkeitsbezogener Herausforderungen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMFSFJ Alle Teilweise 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung fördern die partnerschaftliche 

Aufteilung von Familienaufgaben, indem durch geeignete Maßnahmen, u.a. durch das 
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Angebot von entsprechenden Schulungen, sichergestellt wird, dass Beschäftigten den 

Vorgaben des Bundesgleichstellungsgesetzes und des Bundesbeamtengesetzes entsprechend 

weder direkte noch indirekte Nachteile bei Beurteilungen und Beförderungen u.a. wegen 

Teilzeit, mobiler Arbeit oder vereinbarkeitsbedingten Abwesenheiten erwachsen. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Sowohl die obersten Bundesbehörden als auch die Behörden in den Geschäftsbereichen 

haben verschiedene Maßnahmen angegeben, wie sie sicherstellen, dass weder direkte noch 

indirekte Nachteile bei Beurteilungen und Beförderungen u. a. wegen Teilzeit, mobiler Arbeit 

oder vereinbarkeitsbedingten Abwesenheiten erwachsen: 71 Prozent bieten entsprechende 

Schulungen an; 60 Prozent geben an, dass dieses Thema in verpflichtenden Schulungen der 

Beurteilenden vor Beurteilungsrunden aufgegriffen wird; 91 Prozent verankern diesen Punkt 

in ihren Beurteilungsrichtlinien und 35 Prozent in ihren Beförderungsgrundsätzen; 34 

Prozent geben entsprechende Hinweise in Beurteilungsformularen; 73 Prozent geben die 

Teilnahme der Gleichstellungsbeauftragten an Maßstabskonferenzen an. 

Maßnahme X. Diversität 

Maßnahme X. 1. Netzwerk Diversität 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/IntB IntB/BMI/BAMF Vollständig 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration (IntB) und 

das BMI/ Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) gründen bis Ende 2021 ein 

bundesweites Netzwerk Diversität (Praxisforum) zur Förderung der Vernetzung und des 

Praxisaustauschs zwischen Bundes-, Landes- und Kommunalbehörden. 

Begründung zum Stand der Umsetzung: 

Das Projekt, ein Praxisnetzwerk Diversität zu gründen, ist Ausfluss des Nationalen 

Aktionsplans im Themenforum „Interkulturelle Öffnung“. Die ersten zwei Sitzungen des 

Praxisnetzwerkes gab es unter reger Beteiligung im September 2021 und April 2022. Das 

Praxisnetzwerk wird durch das neue Praxisnetzwerk, welches in der Diversitätsstrategie des 

Bundes vorgesehen ist, fortgeführt. Das Auftakttreffen unter den neuen 

Rahmenbedingungen findet im Mai 2025 statt. 
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Maßnahme X. 2. Online-Toolsammlung zur Diversitätsförderung 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/IntB IntB/BMI/BIB Umsetzung 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

IntB in Zusammenarbeit mit BMI und dem Ressortarbeitskreis Diversität & 

Chancengerechtigkeit entwickelt eine Online-Toolsammlung zu Diversitätsförderung in der 

Praxis und baut diese bis Ende 2021 auf. 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Anfang 2022 wurden im Rahmen einer kleinen Arbeitsgruppe aus fünf freiwilligen Akteuren 

erste Strukturen für ein Onlinetool erarbeitet. Eine Weiterentwicklung wird im 

Praxisnetzwerk im Rahmen der Diversitätsstrategie erneut beurteilt.  

Maßnahme X. 3. Diversität und Chancengleichheit-Survey 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/IntB IntB/BMI/BIB/ 

Ostbeauftragter 

Großteils 
umgesetzt 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung und IntB untersuchen die Entwicklung der 

Diversität und den Einfluss spezifischer Maßnahmen der Diversitätspolitik auf die 

Personalstruktur und die Beschäftigungssituation durch periodische Durchführung der 

Diversität und Chancengleichheit-Survey alle vier Jahre als zentrale Beschäftigtenbefragung 

der Bundesverwaltung (2021-2023). 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Eine erste Beschäftigtenbefragung zu Diversität und Chancengleichheit in der 

Bundesverwaltung wurde in 2019 durchgeführt. Eine erneute Befragung wurde beim BiB 

beauftragt. Diese befindet sich nun in der Umsetzungsphase. Ergebnisse werden im Sommer 

2025 vorliegen. 

Maßnahme X. 4. Onlineabfrage behördlicher Diversitätsmaßnahmen 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

BMI/IntB IntB/BMI/BIB Kein 
Umsetzungsbedarf 



Monitoringbericht 2023 Maßnahmendarstellung 

136 
 

Beschreibung der Maßnahme:  

Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung und IntB entwickeln eine standardisierte 

Erfassung behördlicher Diversitätsmaßnahmen mittels einer, in der Beteiligung der 

jeweiligen Ressorthoheit unterliegenden, Onlineabfrage alle zwei Jahre in der 

Bundesverwaltung. Ziel ist es, behördliche Maßnahmen allgemein und für den 

Praxisaustausch der Behörden bekannt zu machen (2021-2023). 

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Die Maßnahme resultiert aus dem Nationalen Aktionsplan Integration (NAP-I). Dieser wurde 

nunmehr durch den Auftrag aus dem Koalitionsvertrag, eine ganzheitliche Diversity-

Strategie in der Bundesverwaltung einzuführen, überholt. 

Maßnahme B. Wirtschaftlichkeitsuntersuchung 

Maßnahme B 

Federführung für das 
Monitoring 

Zuständigkeit für die 
Umsetzung 

Zielerreichung 

 Alle Ressorts Umsetzung 
noch nicht 
begonnen 

Beschreibung der Maßnahme:  

„Die Mitglieder der Arbeitsgruppe Haushaltsrecht der obersten Bundesbehörden werden 

gebeten, mit Blick auf die Empfehlung des Bundesrechnungshofes aus dem „Bericht an die 

Bundesregierung nach § 88 Abs. 2 BHO über die Prüfung der Nachhaltigen Vergabe in der 

Bundesverwaltung“ eine Anpassung der Arbeitsanleitung „Einführung in 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“ hinsichtlich der tatsächlichen Berücksichtigung von 

Nachhaltigkeitsaspekten bei der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 Abs. 2 BHO zu 

prüfen und ggf. bis Ende 2022 eine solche Anpassung vorzunehmen.“  

Begründung zum Stand der Umsetzung:  

Es obliegt den Mitgliedern der Arbeitsgruppe und damit den einzelnen Ressorts, konkrete 

Änderungs- bzw. Ergänzungsvorschläge in die Arbeitsgruppe einzubringen. Bis dato wurden 

keine konkreten Änderungs- bzw. Ergänzungsvorschläge seitens der Mitglieder der 

Arbeitsgruppe mit der Bitte um Befassung der Arbeitsgruppe Haushaltsrecht der obersten 

Bundesbehörden vorgelegt. 
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Anhang: Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit 

 



 

 

Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit – Weiterentwicklung 2021 
„Nachhaltigkeit konkret im Verwaltungshandeln umsetzen“ 

 
Das Leitprinzip einer nachhaltigen Entwicklung muss sich auch im Verwaltungshan-
deln erweisen. Hierfür spricht nicht nur die notwendige Vorbildfunktion der öffentli-
chen Hand; ihre Aktivitäten haben auch selbst relevante Auswirkungen auf die Di-
mensionen der nachhaltigen Entwicklung. Dabei gilt es, ökonomische, ökologische 
und soziale Aspekte gleichermaßen zu beachten. 
Um der Verantwortung für eine nachhaltige Entwicklung Rechnung zu tragen, hat 
die Bundesregierung am 25. August 2021 in Weiterentwicklung des Maßnahmen-
programms Nachhaltigkeit vom 30. März 2015 Maßnahmen in folgenden Bereichen 
beschlossen: 
  ............................................................................................................... Seite 
I. Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030 .................................................. 2 

II. Bau, Sanierung und Betrieb der Bundesliegenschaften .............................. 4 

III. Mobilität ....................................................................................................... 9 

IV. Beschaffung ............................................................................................... 14 

V.  Veranstaltungen ......................................................................................... 19 

VI. Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung ......................................................... 20 

VII. Fortbildungen für nachhaltige Entwicklung ................................................ 21 

VIII.  Gesundheit ................................................................................................ 22 

IX. Gleichberechtigte Teilhabe an Führungspositionen  
und Vereinbarkeit von Familien-/Pflegeaufgaben und Beruf ...................... 23 

X. Diversität .................................................................................................... 25 

Anwendungsbereich 
Das Maßnahmenprogramm gilt – falls bei den einzelnen Maßnahmen nichts Abwei-
chendes geregelt ist – für alle Behörden und Einrichtungen der unmittelbaren sowie 
der mittelbaren Bundesverwaltung (insbes. Körperschaften, Anstalten und Stiftun-
gen des öffentlichen Rechts), bei der mittelbaren Bundesverwaltung, soweit fach-
aufsichtsrechtliche Befugnisse gegenüber diesen Behörden und Einrichtungen be-
stehen (nachfolgend bei den Maßnahmen: Behörden und Einrichtungen der Bun-
desverwaltung). In diesem Rahmen sind die Ressorts dafür verantwortlich, dass das 
Maßnahmenprogramm in ihrem Verantwortungsbereich umgesetzt wird und die da-
rin formulierten Ziele der Bundesregierung erreicht werden.  
Für den Bereich der Streitkräfte (Art. 87a Grundgesetz) kann das BMVg aufgrund 
spezifischer Anforderungen an die Sicherheit und Einsatzbereitschaft der Bundes-
wehr Ausnahmeregelungen erlassen. Gleiches gilt für den Bundesnachrichten-
dienst, sowie für das Bundesamt für Verfassungsschutz soweit die operativen oder 
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sicherheitlichen Rahmenbedingungen dies erfordern. Soweit es die Rahmenbedin-
gungen erfordern, können im Übrigen die Ressorts im Ausland Ausnahmen von den 
Anforderungen dieses Maßnahmenprogramms zulassen. 

Weitere Adressaten 

Über den Kreis der gemäß obiger Abgrenzung vom Maßnahmenprogramm erfass-
ten Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung hinaus sind alle wei- auch 
teren Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung aufgerufen, sich an den 
Festlegungen des Maßnahmenprogramms zu orientieren. Die Ressorts wirken ge-
genüber den sonstigen unter ihrer Aufsicht stehenden Behörden und Einrichtungen 
der mittelbaren Bundesverwaltung, Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, in 
Sondervermögen sowie in den sich ausschließlich oder zum Teil in ihrem Eigentum 
befindlichen juristischen Personen des Privatrechts sowie den zu mindestens 50 
Prozent institutionell geförderten Zuwendungsempfängern darauf hin, dass auch 
diese ihre Verwaltungstätigkeit in entsprechender Anwendung des Maßnahmenpro-
gramm Nachhaltigkeit nachhaltig organisieren. 

Überprüfung und Weiterentwicklung  

Zum Stand der Umsetzung des Maßnahmenprogramms wird jährlich ein Monito-
ringbericht veröffentlicht. Die erfassten Behörden und Einrichtungen der mittelbaren 
Bundesverwaltung werden schrittweise und entsprechend den fachaufsichtlichen 
Möglichkeiten der Ressorts bis spätestens Ende 2022 in das Monitoring eingebun-
den.  

Eine Gesamtüberprüfung des Programms einschließlich einer etwaigen Weiterent-
wicklung erfolgt nach vier Jahren. 

A) Zu den Maßnahmenbereichen im Einzelnen: 

I. Klimaneutrale Bundesverwaltung bis 2030  

1.  Zur Erreichung der Klimaneutralität bis 2030 (§ 15 Bundes-Klimaschutzgesetz) 
unternimmt jede Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung eigene An-
strengungen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen. Um die Aktivitäten 
der Bundesverwaltung zu koordinieren und zu unterstützen, wurde in Umset-
zung des Beschlusses des Staatssekretärsausschusses für nachhaltige Ent-
wicklung (StA NHK) vom 16. Dezember 2019 im BMU 2020 die Koordinie-
rungsstelle Klimaneutrale Bundesverwaltung (KKB) eingerichtet. Sie 

a)  unterstützt u.a. mit Konvoiverfahren die Behörden und Einrichtungen der 
Bundesverwaltung bei der Einführung des europäischen Umweltmanage-
ment- und Auditierungssystems EMAS als wichtigem Instrument für die Er-
hebung des Ist-Standes und die Entwicklung von Maßnahmen. Das Be-
schaffungsamt des BMI schließt in enger fachlicher Abstimmung mit der 
KKB eine Rahmenvereinbarung für die Unterstützung bei der Einführung 
von EMAS sowie für die anschließende Zertifizierung durch einen Umwelt-
gutachter ab. Zu dem mit dem Klimaschutzprogramm 2030 gesetzten Ziel, 
EMAS bis 2025 in allen obersten Bundesbehörden und zusätzlich mindes-
tens 300 weiteren Standorten einzuführen, führt sie das Monitoring durch. 
Für den nachgeordneten Bereich des BMVg wird das Umweltmanagement-
system der Bundeswehr (UMS-Bw) weiterentwickelt; 
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 b) entwickelt zur Erstellung einer Klimabilanz einen Datensatz für die Ermitt-
lung der Treibhausgasemissionen. Diese Daten sind zunächst für alle Be-
hörden und Einrichtungen der unmittelbaren Bundesverwaltung zu erhe-
ben. Der Datensatz besteht aus den Scope 1 (direkte) und 2 (indirekte) 
Emissionen des GHG-Protocol sowie den Emissionen aus den Dienstrei-
sen. Darüber hinaus wird die KKB mit den Ressorts (in den handlungsfeld-
spezifischen Innovationsteams sowie im Innovationsteam Emissionsbilan-
zierung) mit Blick auf Scope 3 Emissionen (indirekte vor- und nachgelagerte 
Emissionen) untersuchen, in welchen Bereichen Maßnahmen besondere 
Wirkung entfalten können und hierfür geeignete Indikatoren zur Erfolgsmes-
sung entwickeln. Diesbezüglich wird eine gesonderte Quantifizierung zum 
Maßnahmenmonitoring stattfinden. Die KKB stellt bis spätestens Ende 
2022 eine effiziente Datenerhebung sicher, die institutionenbezogen soweit 
möglich auf vorhandenen Datenquellen aufbaut, diese ggf. weiterentwickelt 
und ergänzt; 

 c) erstellt eine erste Klimabilanz mit den Daten aus dem Jahr 2021 den Scopes
1 und 2 des GHG Protocol und den Emissionen aus den Dienstreisen 
für die unmittelbare Bundesverwaltung und führt dies jährlich fort. Bezüglich 
der Maßnahmen im Bereich der Scope 3 Emissionen wird eine gesonderte 
Quantifizierung zum Maßnahmenmonitoring stattfinden. Die Bilanz wird für 
die Berichterstattung zu § 15 des Klimaschutzgesetzes und Kapitel 3.5.1. 
des Klimaschutzprogramms 2030 sowie das Monitoring des Maßnahmen-
programms Nachhaltigkeit genutzt. Für den Bereich der Liegenschaften im 
ELM-Klassik (Einheitliches Liegenschaftsmanagement) erfolgt die Erhe-
bung und Berechnung über den Energiebeauftragten der Bundesregierung;  

 d) entwickelt mit den Ressorts bis Ende 2021 ein Format für die jährliche, IT-
gestützte Berichterstattung aller Behörden und Einrichtungen der unmittel-
baren Bundesverwaltung über den Ist-Stand der Emissionen sowie Maß-
nahmen zu deren Vermeidung und weitestgehender Reduktion; 

 e) entwickelt im Einvernehmen mit den Ressorts und weiteren sachlich und 
fachlich beteiligten Behörden für die verschiedenen Handlungsfelder (Lie-
genschaften, Mobilität, Beschaffungen, Veranstaltungen, Kantinen) min-
destens zwei Pilotmaßnahmen zur Einsparung von Treibhausgasemissio-
nen (übergeordnet oder ressortspezifisch) und startet diese bis Ende 2022; 

 f) klärt mit den Ressorts spätestens bis Mitte 2022, wie die mittelbare Bun-
desverwaltung mit Blick auf die Hinwirkungsklausel gemäß § 15 Abs. 3 KSG 
einbezogen wird;  

 g) erarbeitet bis Ende 2022 ein Maßnahmenprogramm Klimaneutralität für die 
Bundesverwaltung, das die erforderlichen übergeordneten und ressortspe-
zifischen Maßnahmen enthält. Es wird dem StA NHK nach Ressortabstim-
mung spätestens im ersten Halbjahr 2023 zum Beschluss vorgelegt. 

2. Für alle Handlungsfelder gilt, dass Treibhausgasemissionen vorrangig zu ver-
meiden und zu reduzieren sind. Nicht vermeidbare Treibhausgasemissionen 
werden kompensiert   

 a) Mit Blick auf die Kompensation wird die KKB (Innovationsteam Kompensa-
tion) bis spätestens Ende 2022 einen ressortabgestimmten Vorschlag zum 
Verfahren der Kompensation und ihrer Finanzierung, zu den Anforderungen 
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an die Qualität von Projekten (im In- und Ausland) und zur genauen klima-
politischen Verrechnung der Kompensation vorlegen. Bis zum Erreichen 
der Netto-THGN dient die Kompensation entsprechend dem dargestellten 
Grundsatz als Zwischenlösung, um die Bundesverwaltung gemäß KSG 
spätestens ab 2030 klimaneutral zu organisieren.   

 b) Aus dem Bereich Mobilität werden die Treibhausgasemissionen für Dienst-
reisen und Dienstfahrten der unmittelbaren Bundesverwaltung bis auf Wei-
teres weiterhin jährlich zentral über das Umweltbundesamt (UBA) kompen-
siert. Hierfür werden ausschließlich Projekte aus dem UN-basierten Mecha-
nismus für umweltverträgliche Entwicklung (Clean Development Mecha-
nism) bzw. dessen Folgemechanismus ausgewählt.  

II. Bau, Sanierung und Betrieb der Bundesliegenschaften  

1. Die Vorbildfunktion des Bundes für das nachhaltige und energieeffiziente 
Bauen (Bau, Sanierung, Betrieb) gilt für Bundesliegenschaften der unmittelba-
ren1 und den Teilen der mittelbaren Bundesverwaltung, die in BImA-eigenen 
Gebäuden untergebracht sind und wie bundesunmittelbare Behörden von au-
ßen wahrgenommen werden (z.B. THW, BLE, BImA, BAFin). Für die übrigen 
Teile der mittelbaren Bundesverwaltung gilt eine Anwendungsempfehlung.   
Zur Erreichung des Ziels der Klimaneutralität der Bundesverwaltung in 2030 
a) werden die Energieeffizienzfestlegungen des Klimaschutzprogramms 

2030 bei Neubauten sowie Sanierungsvorhaben als bauliche Mindestan-
forderungen entsprechend dem Erlass vom 25. August 2021 umgesetzt; 

b) wird der in dem o.g. Erlass enthaltene Fahrplan zur Umsetzung der Effi-
zienzstandards und Erreichung der vorgegebenen jährlichen Sanierungs-
raten umgesetzt. Ziel ist es, den gesamten Gebäudebestand bis 2045 unter 
Berücksichtigung einer entsprechenden Anlaufzeit einer Sanierung zuzu-
führen; 

c) werden die Potenziale für die Nutzung erneuerbarer Energien (Wärme, 
Strom und Kühlung) auf Bundesliegenschaften beim Neubau und bei der 
Sanierung systematisch ermittelt und genutzt; 

d) werden, soweit Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen zur Betrachtung alter-
nativer Lösungen vorzunehmen sind, dem o.g. Erlass zufolge alle Varian-
ten unter denselben energetischen Anforderungen betrachtet.  Dabei sind 
Kosten für erhöhten Ausstoß von Treibhausgasen (CO2-Preis) und die 
nicht monetären Nachteile aus erhöhtem Energieverbrauch zu berücksich-
tigen.  

2. Für die Anwendung des Bewertungssystems Nachhaltiges Bauen (BNB) wird 
folgendes festgelegt: 

a) Bei allen Maßnahmen zur Deckung eines Unterbringungs- oder Baubedarfs 
mit einem Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnahmen) ab zwei 

 
1
 Außer der Landesverteidigung dienenden Infrastruktur der Bundeswehr sowie Infrastruktur für Unterbringung 

und Unterstützung deutscher Kräfte bei Einsätzen und einsatzgleichen Verpflichtungen der Bundeswehr im 
Ausland. und Wohnliegenschaften bzw. Wohnungsneubauprogram der Wohnungsfürsorge des Bundes im In-
land. 
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Millionen Euro ist als Mindeststandard „BNB-Silber“ (Gesamterfüllungsgrad 
von mindestens 65 Prozent) nachzuweisen. BMI und BMF stellen sicher, 
dass dies weiterhin (wie vor dem 12. März 2020) unabhängig von der 
Schwelle von Kleinen und Großen Baumaßnahmen (VV Nr. 1.1 zu § 54 
BHO) gilt. Bei Veränderungen ausschließlich von Freianlagen/Außenanla-
gen ohne Herrichtungsmaßnahmen an/in Gebäuden mit einem Gesamtin-
vestitionsvolumen ab einer Million Euro ist das Modul Außenanlagen mit 
dem Mindeststandard „BNB-Silber“ analog anzuwenden2. 

b) Sofern für eine Maßnahme keine eingeführte Systemvariante des BNB zur 
Verfügung steht, ist mit „BNB Vario“ (s. 3.b)) eine dem Anforderungsniveau 
„BNB-Silber“ vergleichbare Qualität zu gewährleisten und nachzuweisen. 
Dies gilt auch für alle Maßnahmen zur Deckung eines Unterbringungs- oder 
Baubedarfs mit einem Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnah-
men) unter zwei Millionen Euro. 

c) Abweichend von Buchstabe a) soll bei allen noch nicht begonnenen Maß-
nahmen mit einem Gesamtinvestitionsvolumen (investive Baumaßnahmen) 
ab zwei Millionen Euro zur Deckung eines Unterbringungs- oder Baubedarfs 
der Bundesministerien (oberste Bundesbehörden) sowie im Geschäftsbe-
reich des BMU unter Berücksichtigung des Grundsatzes der Wirtschaftlich-
keit darauf hingewirkt werden, generell den Standard „BNB-Gold“ (Gesamt-
erfüllungsgrad von mindestens 80 Prozent) zu realisieren. Bei bereits be-
gonnenen Maßnahmen (eine baufachlich abgestimmte Bedarfsplanung 
liegt bereits vor) entscheidet die Oberste Technische Instanz im Einzelfall 
im Einvernehmen mit dem Maßnahmenträger über die Anwendung des 
BNB und das zu erreichende Nachhaltigkeitsziel. Näheres wird in einem 
entsprechenden Erlass geregelt werden; 

d) Buchstaben a) und b) gelten auch im Zuwendungsbau (Baumaßnahme, die 
mindestens zur Hälfte vom Bund im Wege von Zuwendungen finanziert 
wird). Der Zuwendungsnehmer wird vom Zuwendungsgeber mit dem Zu-
wendungsbescheid zur Umsetzung des BNB entsprechend verpflichtet. Mit 
dem Verwendungsnachweis ist die Umsetzung des „BNB-Silber“ bzw. 
„BNB-Vario“ nachzuweisen. Für Zuwendungsbauten im Ausland kann 
durch das entsprechend zuständige Ressort eine Einzelfallentscheidung 
getroffen werden. Bis Ende 2022 wird BMI in Abstimmung mit BMF und den 
anderen betroffenen Ressorts Instrumente und Hilfsmittel zur Gewährleis-
tung einer einheitlichen Umsetzung des BNB bei Zuwendungsbaumaßnah-
men erarbeiten, die bis Ende 2024 Grundlage für die Einführung ergänzen-
der Regelungen in den Richtlinien für die Durchführung von Zuwendungs-
baumaßnahmen (RZBau) werden.   

e) Buchstabe a) gilt analog im Wege des Anforderungsniveaus „PLUS“ des 
Qualitätssiegels Nachhaltiges Gebäude (QNG) (etwa BNB-Silber) ab Ende 
2022 auch für die Beschaffungsvarianten Anmietung, Kauf, Leasing, Miet-
kauf, Öffentlich Private Partnerschaft sowie ab 2025 für alle fertiggestellten 
Neubaumaßnahmen der Wohnungsfürsorge des Bundes.  

 
2
 Außer militärische Liegenschaften der Bundeswehr 
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f) BMVg erprobt die Anwendung des BNB (2a-e) an ausgewählten Pilotpro-
jekten und entwickelt für diverse Bauwerkstypen ressortspezifische Anfor-
derungsprofile, die einem Silber-Standard (> 65 Prozent) entsprechen.  

g) BMI entwickelt unter Einbeziehung der relevanten Stellen und zuständigen 
Ressorts bis Ende I. Halbjahr 2022 auf der Grundlage des BNB eine Me-
thode zur Abschätzung der Ressourceninanspruchnahme und Treibhaus-
gasemissionen im Lebenszyklus für Machbarkeitsstudien und Variantenun-
tersuchungen zur Bedarfsdeckung. Die Methode wird die Umsetzung des 
vom Leitfaden Nachhaltiges Bauen formulierten Grundsatz des Vorrangs 
der Weiternutzung bestehender Bausubstanz vor deren Neuerrichtung un-
terstützen.  Als Grundlage der Entscheidungsfindung zwischen der Durch-
führung einer Neubaumaßnahme gegenüber einer Sanierung im Bestand 
gelten die Festlegungen aus dem o.g. Erlass vom 25. August 2021.  

3. Bei Planung, Bau und Betrieb der Bundesliegenschaften sind der Leitfaden 
Nachhaltiges Bauen und das BNB (siehe Internetplattform www.nachhaltiges-
bauen.de) zu berücksichtigen. Das BMI entwickelt das BNB unter Berücksich-
tigung der Vorgaben der Energiefestlegungen (Vorbildfunktion Bundesge-
bäude) wie folgt weiter und führt es entsprechend der Abstimmungen mit den 
für Bundesliegenschaften zuständigen Stellen und Fortschritte schrittweise 
und insgesamt spätestens bis Ende 2023 ein:   

a) Bei der Bedarfsplanung werden zur Optimierung des Flächenbedarfs Suf-
fizienzaspekte berücksichtigt, die u.a. die Wirkungen des Mobilen Arbei-
tens beachten und eine Änderung der mobilitätsbezogenen Infrastruktur in 
Richtung des Umweltverbundes und der Elektromobilität unterstützen.  

b) Die bisherige „sinngemäße Anwendung“ des BNB wird als BNB-System-
variante „BNB Vario“ im Rahmen von Forschungsvorhaben bis Ende 2022 
standardisiert und bis Mitte 2023 verpflichtend eingeführt.  

c) Das Anforderungsniveau „BNB-Silber“ wird mit den Kriterien „externe Um-
weltschadenskosten“ und „CO2-Fußabdruck“ das Ziel der klimaneutralen 
Bundesverwaltung gewährleisten. Das BNB wird so weiterentwickelt, dass 
Gebäudekonzepte gefördert werden, die in der Jahresbilanz eine negative 
Energiebilanz aufweisen (Effizienzhaus-Plus-Standard) und diese Energie 
in den Liegenschaften des Bundes zur Verfügung gestellt werden können.  

d) Zur Förderung der Kreislaufwirtschaft werden Kriterien zur Erfassung und 
Beurteilung der Inanspruchnahme von Ressourcen festgelegt. Die stoffli-
che Zusammensetzung eines Gebäudes wird in Form eines digitalen Ma-
terial-Inventars erfasst und ein Konzept zur Fortschreibung erarbeitet;  

e) Das BNB-Modul Außenanlagen wird mit dem Ziel der Erhaltung und Ver-
besserung der grundstücksbezogenen Biodiversität gemeinsam mit BfN 
weiterentwickelt. 

f) Das BMI erarbeitet unter Beteiligung von BMU, UBA, BfN, KKB, BMZ, 
BMEL, BMAS, KNB und Thünen Institut bis 1. Halbjahr 2023 konkrete Min-
destanforderungen für Baumaterialien und Bauprodukte mit dem Ziel,  
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(1) die mit Blick auf Nachhaltigkeit besonders relevanten Bauprodukte 
und Dienstleistungen zu identifizieren und hierfür konkrete Anforde-
rungen (z.B. CO2-Ausstoß bei der Herstellung (grüner Stahl, Ze-
ment)) und wo nötig Verbote/Beschränkungen (u.a. Torf, umwelt-
schädliche Kältemittel) festzulegen; 

(2) vorrangig Bauprodukte aus nachwachsenden Rohstoffen und Se-
kundärbaustoffe sowie Bauprodukte mit einem hohen Recyclingan-
teil einzusetzen sowie rückbaufreundliche und recyclingfähige Bau-
teile zu verwenden. Es sind u.a. der Holzbau und das Bauen mit Bau- 
und Dämmstoffen aus nachwachsenden sowie recycelten Rohstof-
fen zu stärken. 

4. Das BMI erstellt bis Mitte 2022 unter Einbindung aller für Bundesliegenschaf-
ten zuständigen Stellen und unter Berücksichtigung der bereits bestehenden 
Datenstrukturen (z.B. elektronisches Bewertungssystem Nachhaltiges Bauen 
(eBNB), elektronisches Liegenschaftsinventar (eLIN) und Datenbank der Con-
trolling- und Clearingstelle bei der dem Niedersächsischen Landesamt für Bau 
und Liegenschaften (NLBL) (CCS-Datenbank)) ein Konzept für eine bis spä-
testens Ende 2025 operative Datenbank Bundesliegenschaften (ggf. auch 
über Schnittstellen verbundene Datenbanken),  

a) die alle zivilen Bundesliegenschaften im Einheitlichen Liegenschaftsma-
nagement (ELM) der BImA und außerhalb des ELM sowie alle militäri-
schen und nicht militärischen Liegenschaften im Bereich BMVg/Bundes-
wehr (unter Wahrung der militärischen Sicherheit) sowie den Zuwen-
dungsbau und die Liegenschaften der mittelbaren Bundesverwaltung um-
fasst; 

b) die die für das Monitoring des Sachstandes der Nachhaltigkeit notwendi-
gen qualitativen und quantitativen Daten über die genutzten Liegenschaf-
ten und Gebäude sowie laufende und abgeschlossene Baumaßnahmen 
mit den erreichten Standards und Zertifizierungen enthält;  

c) die zudem eine zentrale und dezentrale Auswertung nach Nutzern sowie 
relevanten Inhalten (z.B. Sanierungs- und Effizienzstandards, Energiever-
bräuche, etc.) erlaubt; 

d) für die festgelegt wird, wie und von wem die Daten jährlich im Wege eines 
digitalen Berichtswesens aktualisiert werden; 

e) deren Informationsfluss in die Systemlandschaft des Bundesbaus voll-
ständig integrierbar sein muss. 

Zuständig für die Bereitstellung der erforderlichen Daten ist der Maßnahmen-
träger bzw. Eigentümer der Liegenschaft. 

Die BNB-Anwendungen des Bundes sollen im Wege eines digitalen Nachhal-
tigkeitskatasters unter Einbeziehung der Eigentümer und Nutzer gegenüber 
der Öffentlichkeit kommuniziert werden (Bewertungsergebnisse sowie we-
sentliche ökologische, ökonomische und soziokulturelle Eigenschaften). 
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5. Für den Betrieb der Bundesliegenschaften gilt Folgendes: 

a) BMI entwickelt mit dem BMF/der BImA und dem BMVg sowie der KKB, 
UBA, BfN und unter weiterer Beteiligung von Nutzerressorts bis Mitte 2023 
die Anforderungen an einen nachhaltigen Liegenschaftsbetrieb und die 
Weiterentwicklung des BNB für den Betrieb insbesondere mit dem Ziel der 
Netto-Treibhausgasneutralität.  

b) Bis spätestens Ende 2025 haben die jeweils zuständigen Stellen zusam-
men mit den Nutzern für alle Liegenschaften ein Energiemanagement ein-
zuführen, das die Energieeinsparung, Effizienzverbesserung sowie Poten-
ziale und Erzeugung erneuerbarer Energien umfasst. Die mindestens zu 
erfassenden Informationen über den Betrieb der technischen Anlagen sind 
der zwischen BMI und BImA abgestimmten Energiedatenliste des Bundes-
Energiebeauftragten zu entnehmen. 

c) Die Eigentümer der Bundesliegenschaften stellen sicher, dass die der 
Bauunterhaltung dienenden Baubedarfsnachweise (BBN) Maßnahmen 
zur Energieeinsparung und Effizienzverbesserung enthalten. Energierele-
vante Maßnahmen des Bauunterhalts sind von den für den Bund tätigen 
Bauverwaltungen zum Zwecke der zentralen Erfassung und des Monito-
rings an die Controlling- und Clearingstelle beim Niedersächsischen Lan-
desamt für Bau und Liegenschaften (NLBL) zu melden.  

d) BImA und die weiteren Eigentümer sowie BMVg für seinen Geschäftsbe-
reich erheben bis Ende 2022 die Flächen und bereits genutzten und noch 
ungenutzten Potenziale für die Generierung erneuerbarer Energien für 
Strom und Wärme und berichten dies dem BMI und der KKB. Dabei wer-
den 

(1) möglichst bis 2025 30 Prozent und bis 2030 alle vorhandenen Poten-
ziale für den Auf- und Ausbau von Photovoltaikanlagen genutzt;  

(2) bis 2023 vom BMI und der KKB in Abstimmung mit den Ressorts Ziele 
und Maßnahmen für die Nutzung der vorhandenen Potenziale zur De-
ckung des Wärmebedarfs mit erneuerbaren Energien entwickelt. 

e) Die Energieverbräuche in den Bundesliegenschaften (Energiebezug, Nut-
zung erneuerbare Energie, etc.) werden vom Bundes-Energiebeauftrag-
ten erhoben und zentral gesammelt. Sie sind die Datengrundlage für den 
jährlichen „Energie- und CO2-Bericht Bundesliegenschaften“. 

f) Für den effizienten Liegenschaftsbetrieb und die Deckelung der IT-beding-
ten Stromverbräuche kommt dem Projekt Green IT eine besondere Be-
deutung zu. Hierbei ist zukünftig die mittelbare Bundesverwaltung mit ein-
zubeziehen. Die Nachhaltigkeitskriterien für die Beschaffung von IT sind 
weiterzuentwickeln. Beim Betrieb vorhandener sowie bei der Konzeption 
neuer Rechenzentren sind gem. Beschluss des IT-Rates die Kriterien des 
Blauen Engels für Rechenzentren (DE-UZ 161) zu berücksichtigen. In Zu-
kunft zu planende Rechenzentren (Neubau) sind gemäß den Anforderun-
gen der Blauer Engel Kriterien DE-UZ 161 zu konzipieren. Wird externe 
Rechenzentrumsleistung beauftragt (bspw. Web-Hosting, Server Hosting, 
Online Datenspeicherung) müssen ebenfalls die entsprechenden Kriterien 
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des Blauen Engels für Rechenzentren eingehalten werden. Wird Rechen-
zentrumsfläche bei einem Co-Location-Rechenzentrum gemietet, müssen 
die Kriterien des Blauen Engel für Co-Location-Rechenzentren (DE-UZ 
214) eingehalten werden. Bei der Anmietung und dem nachfolgenden Be-
trieb von Rechenzentren müssen die Anforderungen, wie z. B. aus der 
Informationssicherheit, dem Daten- und Geheimschutz, im Rahmen der 
Erkundung und der Wirtschaftlichkeitsbetrachtung mit den Anforderungen 
des Blauen Engels abgeglichen und bewertet werden. Die für die jeweili-
gen Anforderungen zuständigen Stellen sollen sich regelmäßig abstim-
men, damit Anforderungen sich nicht widersprechen. 

g) Bis Ende 2024 wird der gesamte über den eigenerzeugten Strom hinaus-
gehende und aus dem Stromnetz bezogene Strombedarf mit 100 Prozent 
Ökostrom (außerhalb der EEG-Umlagefinanzierung) gedeckt (rd. zwei 
TWh). 

6. Das BMI unterstützt die Länder und Kommunen bei der Ausrichtung von Bau-
maßnahmen am Qualitätssiegel Nachhaltiges Gebäude, u.a. durch Bereitstel-
lung der Grundlagen für Schulung, Beratung und Zertifizierung nach dem BNB. 
Hierfür werden 
a) in Federführung des BMI bis Ende 2021 die Möglichkeiten der Einrichtung 

der erforderlichen Stellen mit den Funktionen Systemträger, Zertifizie-
rungs- und Beratungsstelle sowie deren Koordination untereinander (insb. 
zwischen "Systemträger/Zertifizierungsstelle" und "Beratungs- und Schu-
lungsstelle") geprüft und auf der Grundlage dieser Prüfung in 2022 unter 
Vorsitz des BMI Gespräche mit den Ländern und den kommunalen Spit-
zenverbänden geführt. 

b) Auf der Basis dieser Gespräche prüft die Bundesregierung unter Feder-
führung des BMI (bis Ende 2023) die organisatorischen und finanziellen 
Rahmenbedingungen für die Erweiterung des Angebotes der Kompetenz-
stelle für nachhaltige Beschaffung auf Angelegenheiten der Beratung und 
Schulung zum nachhaltigen Bauen. 

7. Die Personalkapazitäten im Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und Raumfor-
schung (BBSR) und in den für den Bund tätigen Bauverwaltungen werden so 
gestärkt, dass sie dem Aufgabenzuwachs im Bereich Nachhaltiges Bauen ge-
recht werden können. 

III. Mobilität  

1. Zur Ausrichtung der Mobilitätsbereiche Dienstreisen, Dienstfahrten, Fuhrpark 
und Arbeitswege am Leitbild der Nachhaltigkeit führen alle obersten Bundes-
behörden ein Mobilitätsmanagement ein.  

a) Die dafür erforderlichen Beschäftigtenbefragungen werden bis Ende 2023 
abgeschlossen.  

b) Hierfür stellt die KKB unter Einbindung des BMVI über die Leitfäden des 
BMVI und des UBA hinaus bis Ende 2021 einen Musterfragebogen zur 
Verfügung und prüft die Möglichkeiten einer Unterstützung der 
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Auswertung und Erarbeitung der Maßnahmen (z.B. gemeinsame externe 
Beratung/Rahmenvereinbarung vergleichbar mit EMAS-Konvoiverfahren). 

c) Auf Basis der gewonnenen Erfahrungen wird ein Mobilitätsmanagement 
auch in den Geschäftsbereichen eingeführt; die dafür erforderliche Be-
schäftigtenbefragung in allen Behörden und Einrichtungen der Bundesver-
waltung soll möglichst bis Ende 2024 abgeschlossen werden. 

2.  Für Dienstreisen gelten folgende Vorgaben: 
a) Die Behörden und Einrichtungen setzen den Grundsatz der Reisevermei-

dung gemäß § 2 Absatz 1 Satz 3 Bundesreisekostengesetz konsequent 
um und sensibilisieren ihre Beschäftigten mit Blick auf die Bevorzugung 
nachhaltiger und insbesondere klimafreundlicher Reiseoptionen.  

b)   Sie wirken darauf hin, dass bei Inlandsdienstreisen und Dienstreisen in 
das benachbarte Ausland (insbesondere gut angebundene Großstädte) 
vorrangig die Bahn genutzt wird. Die dadurch entstehenden Kosten sind 
in voller Höhe erstattungsfähig (§ 3 Absatz 1 des Bundesreisekostenge-
setzes). Zu berücksichtigen sind neben dienstlichen Gründen Aspekte der 
Vereinbarkeit von Familie/Pflege und Beruf. Alle Bahnfahrten des Bundes 
mit der Deutschen Bahn AG gelten als klimaneutral.  

c) Für innereuropäische und interkontinentale Dienstreisen sind bei Flugrei-
sen Direktflüge zu bevorzugen soweit dadurch ggf. entstehende Mehrkos-
ten in angemessenem Verhältnis zu den Zielen der Umweltverträglichkeit 
und Nachhaltigkeit stehen. Nach Änderung der Auslandsreisekostenver-
ordnung ist bei einer Flugzeit von bis zu vier Stunden die niedrigste Flug-
klasse (Economy oder vergleichbare Klasse) zu wählen. Innerdeutsche 
Flüge sollen zugunsten emissionsärmerer Verkehrsmittel vermieden wer-
den; Aspekte der Vereinbarkeit von Familie/Pflege und Beruf sind neben 
dienstlichen Gründen auch hier zu berücksichtigen. 

d) Sofern im Rahmen einer Dienstreise die Anmietung von Kraftfahrzeugen 
oder Taxinutzung erforderlich ist, sollen vorrangig emissionsarme Fahr-
zeuge - möglichst Elektrofahrzeuge - gewählt sowie eine entsprechende 
Erstattung der nachgewiesenen Kosten rechtlich ermöglicht werden. 

e) Das vom BMI mit BMF herausgegebene Hotelverzeichnis wird sukzessive 
bis Ende 2023 auf zertifizierte nachhaltige Hotels umgestellt. Sofern kein 
Hotel des Verzeichnisses gewählt werden kann, können bis zu 20 Prozent 
höhere Kosten für ein zertifiziertes nachhaltiges Hotel anerkannt werden. 
Die entsprechenden Kriterien werden mit UBA und BMU abgestimmt. 

f)  Alle Behörden und Einrichtungen sollen (ggf. nach Bedarfsabfrage) ihren 
Beschäftigten für Dienstreisen am Dienstort zeitnah bedarfsgerecht Dienst-
fahrräder und Elektrofahrräder zur Verfügung stellen und deren Nutzung 
bewerben.   

g) Um die Vermeidung von Dienstreisen zu unterstützen, werden die techni-
schen Möglichkeiten für die Durchführung von Videokonferenzen laufend 
verbessert und ausgebaut. 
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h) Um die Wirksamkeit dieser Maßnahmen in Umsetzung der gesetzlichen 
Regelungen (BBG i.V.m. BRKG, ARV) zu evaluieren und ggf. nachzusteu-
ern, werden für jedes Kalenderjahr folgende ressort- und behördenspezifi-
schen Daten erhoben:  

(1) Anzahl (Coupons), Distanz (Meilen) und Serviceklassen der Flüge (in-
nerdeutsch, innereuropäisch, interkontinental),  

(2) Bahnfahrten mit der Deutschen Bahn (national und mit Auslandsbezug 
soweit Beginn oder Ende der Reise in Deutschland liegen) - sofern 
keine eigene BMIS-Nummer für die Behörde vorliegt, kann eine Sam-
melauswertung erfolgen (z.B. für Ressort und nachgeordneten Be-
reich), 

(3) Fahrten mit privaten Pkws (Gesamtdistanz aller Fahrten in km; per-
spektivisch soweit möglich auch Erhebung für Mietwagen und Taxi).  

3. Für den Fuhrpark wird folgendes festgelegt: 

 a) Bei der Beschaffung oder (dauerhaften) Anmietung von Fahrzeugen der 
Klassen M1 und N1 sind Kraftfahrzeuge mit alternativen und umweltscho-
nenden Antriebstechnologien (Batterieelektro-, Brennstoffzellen- oder 
Hybridelektrofahrzeuge) zu wählen. Hybridelektrofahrzeuge mit Plug-In-
Komponente sollen ab 2022 eine Mindestreichweite mit Nutzung der 
elektrischen Antriebsmaschine von 80 km aufweisen und sollen auf Basis 
des jeweiligen regelmäßigen Nutzungsprofils ganz überwiegend innerhalb 
dieser Reichweite eingesetzt werden. Bis zur Einrichtung von Ladeinfra-
struktur am jeweiligen Standort sind auch Hybridelektrofahrzeuge ohne 
Plug-In-Komponente zulässig. Bis 2025 werden mindestens 50 Prozent 
der Fahrzeuge Elektro- oder Hybridantriebe haben. Ausnahmen der hier-
von abweichenden Neubeschaffung oder (dauerhaften) Anmietung sind 
zu begründen.3 

 b)  Die obersten Bundesbehörden sowie ihre Geschäftsbereiche werden an 
geeigneten Standorten mit Fuhrparks Ladesäulen errichten. Die Ladein-

, soweit sie für Dienst-
fahrzeuge nicht benötigt wird. 
frastruktur steht den Beschäftigten zur Verfügung

 c) Sonderfahrzeugen (Fahrzeuge, soweit sie eigens für die Benutzung der 
Bundeswehr, den Zivil- und Katastrophenschutz, das Rettungswesen, die 
Feuerwehr, die Polizeibehörden sowie des Zolls konzipiert, gebaut oder 
angepasst wurden) sind von den Anforderungen unter a) (Elektromobilität) 
bzw. der Tabelle unter e) ausgenommen. Bei technischer Realisierbarkeit 
und dem Nachweis deren Eignung für den täglichen Einsatz werden diese 
sukzessive durch Elektroautos im Sinne des § 2 EmoG oder Fahrzeuge 
mit alternativen Antrieb technologieoffen ersetzt.  

d) BMF/Generalzolldirektion stellt sicher, dass Rahmenvereinbarungen für 
Kraftfahrzeuge in den Klassen M1 und N1 mit den o.g. alternativen und 
umweltschonenden Antriebstechnologien im KdB zur Verfügung stehen. 
Rahmenvereinbarungen beim KdB für Kraftfahrzeuge M1 und N1 (außer 

 
3. Im Geschäftsbereich BMVg sind hierbei die militärischen Erfordernisse, die sich aus seinem Ressortauftrag 
ergeben, zu berücksichtigen. 
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Rahmenvereinbarungen für Sonderfahrzeuge s.o.) mit Verbrennungsmo-
tor laufen zum nächstmöglichen Zeitpunkt aus und werden nicht ersetzt.  

e) In jedem Geschäftsbereich und für die Bundesverwaltung insgesamt sind 
die folgenden Ziele zu erreichen:  

 M1 

gem. Verord-
nung (EU) 
2018/858 

 

N1 

gem. Verord-
nung (EU) 
2018/858 

Alle Fahrzeugklassen 
außer M1 und N1 

Anteil an Kraftfahrzeu-
gen mit alternativen und 
umweltschonenden An-
triebstechnologien an 
Neu- oder Ersatzbe-
schaffungen (Batterie-
elektro-, Brennstoffzel-
len- oder Hybridelektro-
fahrzeuge; Hybridelekt-
rofahrzeuge sollen ab 
2022 eine Minde-
streich¬weite mit Nut-
zung der elektrischen 
Antriebsmaschine von 
80 km aufweisen) 

ab 2. August 2021: mindestens 
38,5 Prozent  

bis spätestens 2025: mindestens 
40 Prozent 

bis spätestens 2030: 100 Prozent, 
wobei der Anteil der Plug-in-Hyb-
ridfahrzeuge max. 50 Prozent sein 
darf 

 

Gemäß dem Gesetz 
zur Umsetzung der 
Richtlinie (EU) 
2019/1161 vom 20. 
Juni 2019 zur Ände-
rung der Richtlinie 
2009/33/EG über die 
Förderung sauberer 
und energieeffizienter 
Straßenfahrzeuge so-
wie zur Änderung 
vergaberechtlicher 
Vorschriften (Umsetz-
ung der CVD) 

Der Bestand an fossilen 
Fahrzeugen wird schritt-
weise durch E-Fahr-
zeuge ersetzen 

bis 2025: mindestens 50 Prozent 
der Fahrzeuge haben Elektro- 
oder Hybridantrieb 

Durchschnittliche Emis-
sionen (nach Hersteller-
angaben) über alle An-
triebsarten der Fahr-
zeuge pro entsprechen-
der Fahrzeugklasse (bis 
2025) 

95 g CO2/km 

(World Harmo-
nised Light Ve-
hicle Test Pro-
cedure) 

147 g CO2/km 

(World Harmo-
nised Light Vehi-
cle Test Proce-
dure) 

f)  Die KKB wertet die Umsetzung der o.g. Beschaffungsanforderungen aus 
und erarbeitet im Ressortkreis Maßnahmen zur Überwindung etwaiger 
Hindernisse. KKB prüft zudem für die Bundesverwaltung die mögliche 
Bündelung von Kurier- und regelmäßigen Fahrten von mehreren Behör-
den/Dienststellen eines Standortes.  

g) Zur Evaluation der Effizienzsteigerung und Reduktion der Treibhaus-
gasemissionen werden in jeder Behörde und Einrichtung die tatsächlichen 
Verbräuche und gefahrenen Kilometer für alle Fahrzeuge pro Fahrzeug-
klasse und pro Antriebsart in geeigneter Form erfasst. Die KKB schlägt bis 
Ende 2021 vor, wie die Strombetankung einheitlich erfasst wird (Menge 
und Art des Stroms) und eine Doppelzählung (Stromverbrauch Liegen-
schaften) vermieden werden kann. Hierzu wird in Absprache von BMI, 
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BMF, BMVI, BMVg und der KKB ein elektronisches Fahrtenbuch einge-
führt. Zu diesem Zweck ändert das BMI § 8 der Richtlinien für die Nutzung 
von Dienstkraftfahrzeugen in der Bundesverwaltung (DKfzR) entspre-
chend und entwickelt das ITZ Bund eine technikoffene Lösung. Sonder-
fahrzeuge werden gesondert erfasst. 

h) Die erfassten Emissionswerte (g CO2/km) werden geschäftsbereichsweise 
je Fahrzeug- und Antriebsart zusammen mit den Anteilen sowie absoluten 
Zahlen der Fahrzeuge mit alternativen, umweltgerechten Antrieben am 
Gesamtfuhrpark mit dem Monitoringbericht veröffentlicht. M1 Fahrzeuge 
mit einer höheren Sitzplatzkapazität als 5 erfahren dabei eine Bereinigung 
nach dem durchschnittlichen Sitzladefaktor dieser Klasse, da die Verwen-
dung von Fahrzeugen mit größerer Transportkapazität bei entsprechender 
Auslastung im Normallfall zu einem geringeren CO2-Ausstoss pro beför-
derter Person führt. Der Einsatz dieser Fahrzeuge führt tendenziell zu ei-
ner Verringerung der gesamten CO2-Emissionen, da aufgrund der höhe-
ren Sitzplatzkapazität die Zahl der notwendigen Fahrzeuge reduziert wer-
den kann. 

4) Die Mobilität der Beschäftigten hat sich durch die Flexibilisierung von Arbeits-
zeit und -ort verändert. Das ortsunabhängige Arbeiten (Telearbeit/Mobiles Ar-
beiten) trägt zur Vermeidung von CO2-Emissionen bei.  
a) Ortsunabhängiges Arbeiten  

 Um die Vermeidung von Arbeitswegen durch ortsunabhängiges Arbeiten 
zu analysieren und zu optimieren, entwickelt die KKB bis Mitte 2022 ein 
Pilotvorhaben zur intelligenten Steuerung von An- und Abwesenheiten mit 
zehn Behörden und setzt dieses bis Ende 2022 um. 

b) Jobticket und Azubi-Ticket 

Für die verstärkte Nutzung von Jobtickets/Azubi-Tickets 

(1) hat BMI mit BADV und VBB einen neuen Rahmenvertrag ausgehan-
delt, der vorsieht, grundsätzlich die Hälfte des Ticketpreises und max. 
40 Euro der Kosten des Jobtickets pro Monat von Seiten des Bundes 
zu finanzieren. Nachgeordnete Behörden treten der Rahmenvereinba-
rung für den Standort Berlin 2021 bei; 

(2)  werden die Verhandlungen mit weiteren Verkehrsverbünden für eine 
verbesserte Förderung des ÖPNV durch Vereinbarung von Jobtickets 
durch BADV vorangetrieben. Eine entsprechende Rahmenvereinba-
rung mit den für den Standort Bonn relevanten Verkehrsbetrieben soll 
z.B. bis Ende 2021 abgeschlossen werden.  

c) Fahrrad 
Zur Förderung der Fahrradnutzung 

(1)  stellen möglichst alle Behörden und Einrichtungen ihren Beschäftigten 
und Gästen in der Anzahl ausreichende, eingangsnahe, sichere und 
möglichst überdachte Fahrradabstellplätze zur Verfügung sowie für 
die Beschäftigten möglichst Dusch- und Umkleidemöglichkeiten;  



 
 

14 

(2)  bewerben mit Unterstützung des BMVI alle Behörden und Einrichtun-
gen die Beteiligung ihrer Beschäftigten an der Aktion „Mit dem Rad zur 
Arbeit“. BMVI informiert im Anschluss über das Behördenranking an-
hand der Zahl der Teilnehmenden und gefahrenen Kilometer;  

(3)  prüft die KKB unter Einbindung der Ressorts die Einführung eines res-
sortübergreifenden Radservice-Angebots zunächst für die obersten 
Bundesbehörden an den Standorten in Bonn und Berlin; 

(4) prüfen KKB, BMI und BMVI Instrumente zur (finanziellen) Unterstüt-
zung durch die Dienstherren, um die Nutzung von Fahrrädern auch 
mit elektrischem Hilfsantrieb auf dem Arbeitsweg stärker zu fördern; 
BMAS und BMU prüfen für ihren Bereich ebenfalls die Möglichkeiten 
einer (finanziellen) Förderung.  

d) Fahrgemeinschaften 

(1)  KKB prüft unter Einbindung BMVI bis zum 30. März 2022 die Möglich-
keiten einer ressortübergreifenden Plattform zur Nutzung von Fahrge-
meinschaften oder die Nutzung kommerzieller Sharing-Angebote. 

(2)  Die Nutzung des bei Behörden vorhandenen Parkraums ist der sich 
ändernden Mobilität anzupassen. Umweltverträglichen Verkehrsmit-
teln (Fahrräder, Fahrgemeinschaften oder Car-Sharing, E-Fahrzeuge) 
soll soweit möglich Vorrang gewährt werden. 

(3)  Die KKB klärt bis Ende 2021, wie die Nutzung von Stromtankstellen 
durch Beschäftigte in den Bundesliegenschaften für Fahrräder/Kfz er-
folgen kann.  

IV. Beschaffung  

1. Die öffentliche Beschaffung kann einen wesentlichen Beitrag zur Stärkung der 
Nachhaltigkeit leisten. Zur weiteren Ausrichtung der öffentlichen Beschaffung 
am Leitprinzip einer nachhaltigen Entwicklung werden – im Rahmen der gel-
tenden rechtlichen Bestimmungen und unter Beachtung des vergaberechtli-
chen Wirtschaftlichkeitsgrundsatzes sowie der Ausführungen unter B. - nach-
folgende Maßnahmen festgelegt.  

2. Zur Strukturierung der Prozesse für eine strategische nachhaltige Beschaffung 
gelten nachfolgende Festlegungen für alle Behörden und Einrichtungen der 
Bundesverwaltung. Diese 

a) zentralisieren ihre Beschaffung im Rahmen sachlich sinnvoll organisierter 
Beschaffungsprozesse im Hinblick auf die breite Nutzung des Know-hows 
für Nachhaltigkeit;  

b) stellen in ihren jeweiligen hausinternen Regeln für die Vergabestellen und 
Bedarfsträger klar, dass die Beschaffung verstärkt am Leitprinzip der 
Nachhaltigkeit auszurichten ist und die Vorgaben des Maßnahmenpro-
gramms zusammen mit allen gesetzlichen Regelungen und weiteren Vor-
gaben aus Fachprogrammen (u.a. §13 Bundes-Klimaschutzgesetz, § 45 
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Kreislaufwirtschaftsgesetz, Sorgfaltspflichtengesetz, AVV-EnEff, zukünf-
tige AVV Klima, Holzerlass) verpflichtend zu berücksichtigen sind;  

c) etablieren in geeigneter Form (z.B. Geschäftsverteilungsplan, Beschaf-
fungsrichtlinien) die Rolle der Vergabestellen als Förderer und Berater für 
nachhaltige Beschaffung, die sie als Unterstützung der jeweiligen Bedarfs-
träger ausüben;  

d) benennen der KNB eine Ansprechperson4 für nachhaltige Beschaffung, 
die aufgrund ihrer Kompetenz und Funktion in der Behörde als Schnitt-
stelle für nachhaltige Beschaffung agiert, Vorspracherecht bei den Abtei-
lungsleitungen hat, als Bindeglied der Behörde zur KNB wirkt und in ge-
eigneter Form in der Behörde bekannt gegeben wird (z.B. im Organi-
gramm). Der Ansprechperson wird eine Aufgabenbeschreibung zugewie-
sen;  

e) stellen sicher, dass die Vorgaben des Maßnahmenprogramms bei den 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen berücksichtigt und von den Bedarfsträ-
gern und/oder Vergabestellen (jeweils entsprechend der Zuständigkeits-
verteilung) in die Leistungsbeschreibung integriert werden, um zu gewähr-
leisten, dass Leistungen, die die Nachhaltigkeitskriterien erfüllen, vorran-
gig berücksichtigt werden. Ausnahmen sind bei Leistungen zu Entwicklun-
gen und Beschaffungen zulässig, die einen ausschließlichen militärischen 
Bedarf erfüllen bzw. im Falle von verteidigungs- oder sicherheitsspezifi-
schen öffentlichen Aufträgen i.S.v. § 104 GWB sowie im Falle von vertei-
digungs- oder sicherheitsspezifischen öffentlichen Aufträgen nach § 51 
UVgO i.V.m. § 104 GWB sowie soweit dies für die Sicherheit oder Einsatz-
fähigkeit der Bundeswehr oder den Dienstbetrieb der Auslandsdienststel-
len erforderlich ist. 

f) stellen sicher, dass die Beschäftigten der zentral organisierten Vergabe-
stellen und die Ansprechperson regelmäßig an einer (Online-)Schulung 
teilnehmen, die Ansprechperson darüber hinaus auch an einem (Online-)
Erfahrungsaustausch mit der KNB zur nachhaltigen Beschaffung; 

g) beschaffen grundsätzlich (mit Ausnahme des BMVg soweit hier verteidi-
gungs- bzw. sicherheitsrelevante Anforderungen bestehen) alle standar-
disierbaren Produkte und Dienstleistungen, für die Rahmenvereinbarun-
gen beim Kaufhaus des Bundes (KdB) mit Berücksichtigung von Nachhal-
tigkeitskriterien bestehen, elektronisch aus diesen Rahmenvereinbarun-
gen über das Kaufhaus des Bundes (KdB). Ausnahmen sind nach vorhe-
riger Information der RV-Halter möglich, wenn eine Behörde oder Einrich-
tung selbst weitergehende Nachhaltigkeitskriterien berücksichtigt; 

h) führen eine Dokumentation über die Prüfung von Nachhaltigkeitsaspekten 
in Vergabevermerken ein sowie eine Begründungspflicht bei etwaiger 
Nichtberücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten. 

3. Das Kaufhaus des Bundes (KdB) wird als zentrale Stelle für die (ausschließ-
lich) nachhaltige Beschaffung standardisierbarer Produkte und 

 
4 Im Bereich BMVg nur obere Bundesbehörden. 
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Dienstleistungen mit Abrufpflicht der Behörden und Einrichtungen der Bundes-
verwaltung (nach Maßgabe von IV.2.g) bis 2025 wie folgt weiterentwickelt: 

a) Unter Federführung des BMI wird das KdB zu einer kunden- und nutzer-
orientierten und für die elektronische Vergabe modernisierten Plattform 
weiterentwickelt. Hierfür ist das KdB aus dem Bundeshaushalt mit den er-
forderlichen Personalstellen und Sachmitteln auszustatten.  

b) Die Geschäftsstelle des KdB im Beschaffungsamt des BMI wird zu einer 
koordinierenden Einheit für nachhaltige Rahmenvereinbarungen für stan-
dardisierbare Produkte und Dienstleistungen ausgebaut. In Zusammenar-
beit mit dem Interministeriellen Ausschuss für nachhaltige Beschaffung 
und den weiteren zentralen Vergabestellen des Bundes (GZD, BAM, 
BAAINBw) wird das jetzige Angebot an Rahmenvereinbarungen schritt-
weise auf Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten geprüft, insbe-
sondere die Nachhaltigkeitskennzeichnung auf Produktebene umgesetzt. 

c) Die schrittweise Umstellung der Rahmenvereinbarungen auf ein (nach 
Maßgabe von IV.2.g) verpflichtend abzurufendes ausschließlich nachhal-
tiges Angebot (sofern am Markt erhältlich) erfolgt mit jeder neu auszu-
schreibenden Rahmenvereinbarung entsprechend der vom IMA nöB/zen-
rale Beschaffungsstellen identifizierten Prioritäten und Festlegung der 
Nachhaltigkeitskriterien. Rahmenvereinbarungen, die Nachhaltigkeit nicht 
oder nicht umfassend berücksichtigen, laufen - sofern die Bedarfssiche-
rung durch einen entsprechenden Folgevertrag geregelt ist - zum nächst-
möglichen Zeitpunkt aus. 

t

d) Das KdB prüft bis Ende 2022, für welche Produkte und Dienstleistungen 
Kennzahlen (durch elektronisch abgerufene Mengen) ermittelbar sind und 
für das Monitoring dieses Maßnahmenprogramms genutzt werden kön-
nen.  

4.  Unter der gemeinsamen Federführung des BMI und des BMWi wird bis 2022 
ein Interministerieller Ausschuss für nachhaltige öffentliche Beschaffung (IMA 
nöB) mit folgendem Auftrag eingerichtet: 

a) Steuerung/Koordinierung der Maßnahmen zur Förderung einer nachhalti-
gen Beschaffung (Aufgabenbereich Vorsitz BMI) einschließlich etwaiger 
Vorgaben u.a. in Verwaltungsvorschriften (Aufgabenbereich Vorsitz 
BMWi); der IMA nöB arbeitet u.a. mit dem IMA Wirtschaft und Menschen-
rechte zusammen; 

b) Identifizierung und Priorisierung standardisierbarer Produkte und Dienst-
leistungen, für die nachhaltige Rahmenvereinbarungen (s. IV. 3.b) im KdB 
angeboten werden, unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit;  

c) Festlegung der Nachhaltigkeitskriterien und der Anforderungen an Be-
schaffungen des Bundes (siehe Anlage) einschließlich menschenrechtli-
cher Aspekte in der Lieferkette für die identifizierten und priorisierten Leis-
tungen als Basis für die Rahmenvereinbarungen des KdB unter Einbezie-
hung der zentralen Beschaffungsstellen sowie ggf. Beteiligung von Stake-
holdern;  
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d) Festlegung der ressortübergreifenden Prozesse und Instrumente zur Be-
darfserhebung und dem Abruf aus den Rahmenvereinbarungen des KdB; 

e) Zusammenarbeit mit dem Kompetenzzentrum innovative Beschaffung und 
weiteren Stakeholdern mit dem Ziel, eine innovative nachhaltige Beschaf-
fung zu fördern und Nachhaltigkeitswettbewerbe in der Wirtschaft anzu-
stoßen;  

f) Austausch zur Weiterentwicklung des Fortbildungs- und Schulungsange-
bots von Bund, Ländern und Kommunen sowie weiteren Unterstützungs-
angeboten;  

g) Koordinierung der Erstellung von Hilfen für die Behörden und Einrichtun-
gen wie z.B. Aufgabenbeschreibungen für Ansprechpersonen, Muster für 
die Dokumentation der Nachhaltigkeit in Beschaffungsprozessen, Kom-
pendien und Checklisten; 

h) Beteiligung von Ländern, Kommunen und der Zivilgesellschaft mit dem 
Ziel einer möglichst bundeseinheitlichen Praxis der nachhaltigen Beschaf-
fung (im Sinne der Nachfolge der Allianz für eine nachhaltige Beschaf-
fung). 

5. Die Kompetenzstelle für nachhaltige Beschaffung (KNB) wird als zentrale Be-
ratungs- und Informationsstelle für die Bundesverwaltung und zur Unterstüt-
zung der Länder und Kommunen weiter ausgebaut und übernimmt schritt-
weise entsprechend des personellen Aufwuchses folgende Aufgaben: 

a) Individuelle Beratung per Telefonhotline und E-Mail sowie Weiterentwick-
lung der Webplattform (soweit möglich als One-Stop-Shop) und breite In-
formationsvermittlung über z.B. Newsletter; 

b) Entwicklung von Best-Practice-Beispielen in Zusammenarbeit mit den Be-
schaffungsreferaten des Beschaffungsamtes des BMI und schrittweise mit 
weiteren zentralen Beschaffungsstellen; 

c) Aufbau/Ausbau des Netzwerks der Ansprechpersonen für nachhaltige Be-
schaffung für die gesamte Bundesverwaltung und Prüfung des Einsatzes 
von bestehenden Kollaborationsplattformen (z.B. Social Intranet des Bun-
des) für einen regelmäßigen webbasierten Austausch, auch außerhalb 
des jährlichen Erfahrungsaustauschs;  

d) Weiterentwicklung und Erhöhung des Angebots der Schulungen und Fort-
bildungen zu allen Aspekten der nachhaltigen Beschaffung  
(1) auf Bundesebene in Zusammenarbeit mit der BAköV und weiteren 

Ausbildungseinrichtungen und unter Nutzung von webbasierten Fort-
bildungsformaten (z.B. Webinaren und Video-Formaten) für verschie-
dene Zielgruppen (Beschaffer, Bedarfsträger, Haushälter, etc.); 

(2) zu Menschenrechten in der Beschaffung (gemäß dem Nationalen Ak-
tionsplan Wirtschaft und Menschenrechte und dem Sorgfaltspflichten-
gesetz); 

(3) in Form des E-Learning-Programms mit ggf. Ausbau zu einem (ver-
pflichtendem) Trainingsprogramm mit Zertifizierung; 
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(4) ggf. für weitere Zielgruppen (z.B. Unternehmen/potenzielle Bieter).  

e) In Zusammenarbeit mit den Ländern: 

(1) Organisation und Durchführung regelmäßiger auch hochrangiger 
Bund-/Ländertreffen zur Umsetzung und guten Verwaltungspraktiken 
der nachhaltigen Beschaffung 

(2) in Umsetzung des Beschlusses des Staatssekretärsausschusses für 
nachhaltige Entwicklung vom 10. Dezember 2018 Aufbau und Umset-
zung einer breiten Fortbildungsinitiative für nachhaltige Beschaffung 
mit den Ländern. 

f) Unterstützung bei der Sachstandserhebung für das Monitoring 

6.  Die Anforderungen an die Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen 
ergeben sich aus Anlage 1, die regelmäßig, spätestens alle zwei Jahre, aktu-
alisiert und ggf. erweitert wird. 

7.  Zusammenarbeit mit Kommunen: 

a) BMZ unterstützt über Angebote der Servicestelle Kommunen in der Einen 
Welt von Engagement Global bei der nachhaltigen öffentlichen Beschaf-
fung mit Hilfe 
(1)  der Informationsplattform Kompass Nachhaltigkeit (z. B. durch Ver-

gleichsmöglichkeit von Gütezeichen, Formulierungshilfen und Umset-
zungsbeispielen), 

(2)  des Netzwerks Faire Beschaffung und des damit ermöglichten kollegi-
alen Austauschs von Beschafferinnen und Beschaffern auf kommuna-
ler Ebene zur Einhaltung sozialer Standards bei der Vergabe von öf-
fentlichen Aufträgen,  

(3) von Beratung und Qualifizierung sowie Sensibilisierungsmaßnahmen 
für Kommunen durch individuelle Schulungen, kostenfreie Rechtbera-
tung sowie Strategie- und Kommunikationsberatung, regionale Ver-
netzung und Fachkonferenzen für Kommunen, 

(4) eines zweijährlichen Wettbewerbs „Hauptstadt des Fairen Handels“, 

(5)  der Durchführung von Pilotprojekten zur Erarbeitung von kommunalen 
Indikatoren für die lokale Umsetzung der Agenda 2030 zu den The-
men des Fairen Handels und der Fairen Beschaffung sowie zur Wei-
terentwicklung von Ansätzen zur Reduzierung von menschenrechtli-
chen Risiken in unterschiedlichen kommunalen Handlungsfeldern. 

b) BMU unterstützt über Angebote des UBA neben Bund und Ländern auch 
Kommunen bei ihrer nachhaltigen öffentlichen Beschaffung mit Hilfe von 
(1) produktgruppenspezifischen Ausschreibungsempfehlungen, 

(2) Tools zur Berechnung von Lebenszykluskosten im Rahmen von Be-
schaffungen, 
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(3) Rechtsgutachten und Schulungsskripten zur umweltfreundlichen Be-
schaffung,  

(4) einer umfassenden Datenbank zu Umweltaspekten, 

(5) guten Praxisbeispielen. 

8. Die Kapazitäten bei den mit der Umsetzung der in diesem Kapitel beschrie-
benen ressortübergreifenden Maßnahmen befassten Stellen, insbesondere 
bei BMI/BeschA, werden so gestärkt, dass diese dem Aufgabenzuwachs 
gerecht werden können. 

V.  Veranstaltungen  

1. Veranstaltungen der Bundesverwaltung einschließlich solcher im Rahmen eu-
ropäischer oder internationaler Präsidentschaften und Vorsitze sind nachhaltig 
und möglichst klimaneutral zu organisieren und durchzuführen. Der Leitfaden 
der Bundesregierung für die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen 
(Anlage 1) ist anzuwenden. Zu Beginn der Planung ist abzuwägen welche Ar-
gumente für die Durchführung der Veranstaltung virtuell, als Hybridveranstal-
tung oder als Präsenzveranstaltung sprechen.  

2. Die Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung 

a) richten jeweils bis Mitte 2022 eine interne zentrale Anlaufstelle (z.B. zen-
beitseinheit, Ansprechperson) ein, um dort das Wissen und die Er-

fahrungen rund um nachhaltig organisierte Veranstaltungen auf- und aus-
zubauen (Ausnahme Kleinstdienststellen); 

trale Ar

b) informieren die Beschäftigten in geeigneter Weise (z.B. (Sonder-)-Haus-
mitteilungen oder Informationsveranstaltungen) über die Anlaufstelle, An-
wendung des Leitfadens und etwaige weitere Handreichungen; 

c) stellen sicher, dass der Leitfaden der Bundesregierung für die nachhaltige 
Organisation von Veranstaltungen von Beginn an die Grundlage der an-
gebotenen Leistungen externer Auftragnehmer darstellt; 

d) stellen sicher, dass alle regelmäßig in größerem Umfang mit der Organi-
sation und Durchführung von Veranstaltungen befassten Beschäftigten an 
entsprechenden Schulungen und/oder Erfahrungsaustauschen teilneh-
men; 

e) dokumentieren die Anwendung des Leitfadens der Bundesregierung für 
die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen für Veranstaltungen ab 
100 Teilnehmende, so dass eine Evaluierung der Umsetzung möglich ist. 

3.  Bei großen öffentlichkeitswirksamen Veranstaltungen wie dem Tag der offe-
nen Tür wird auch die Umsetzung der Nachhaltigkeitsanforderungen kommu-
niziert.  

4.  Die Geschäftsstelle Nachhaltigkeit der BAköV entwickelt zusammen mit dem 
BMU/UBA insbesondere digitale Schulungs- und Fortbildungsprogramme ein-
schließlich Workshops für die Anwendung des Leitfadens der Bundesregie-
rung für die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen, die Evaluierung 
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der Maßnahmen und zum Austausch von Best Practice mit dem Ziel, in jedem 
Jahr alle Bundesbehörden zu erreichen.  

5.  Mit Blick auf die Klimaneutralität der Bundesverwaltung werden im ersten 
Schritt die nicht vermeidbaren Treibhausgasemissionen von Großveranstal-
tungen (mit über tausend Teilnehmenden) sowie Veranstaltungen im Rahmen 
europäischer oder internationaler Präsidentschaften und Vorsitze kompen-
siert. Über die Höhe der Kompensation wird die KKB zusammen mit den Maß-
nahmen zur Reduktion der Treibhausgasemissionen berichten. 

VI. Kantinen/Gemeinschaftsverpflegung  

1. Vor dem Hintergrund der erheblichen Auswirkungen des Ernährungsverhal-
tens auf Gesundheit und Umwelt wird die Gemeinschaftsverpflegung in den 
Kantinen der Bundesverwaltung an dem Qualitätsstandard der Deutschen Ge-
sellschaft für Ernährung (DGE) für die Betriebsverpflegung vom November 
2020 (unter ergänzender Einbeziehung der Empfehlungen der EAT-Lancet-
Kommission) insbesondere wie folgt ausgerichtet:  

a) Zusammenstellung eines Speiseplans mit steigenden Anteilen an pflanz-
lichen Lebensmitteln wobei Hülsenfrüchte und Nüsse bzw. Ölsaaten als 
pflanzliche Proteinquellen genutzt werden können.  

b) Tägliches Angebot mindestens eines vollwertigen ovo-lacto-vegetarischen 
Gerichts zu allen Mahlzeiten, das möglichst nicht ausschließlich aus einer 
Süßspeise bestehen sollte. Dabei werden die Milch und Ei enthaltenden 
Komponenten nach Möglichkeit getrennt angeboten, um lacto-vegetari-
sche bzw. vegane Varianten zu ermöglichen. 

c) Schrittweise Reduzierung des Angebots an Mittagsgerichten mit Fleisch-
/Wurstwaren entsprechend dem DGE-Qualitätsstandard, dieses dann 
möglichst aus besonders tierschutzgerechter Nutztierhaltung.  

d) Angebot von Mittagsgerichten mit Fisch entsprechend dem DGE-Quali-
tätsstandard aus nachhaltiger und bestandserhaltener Fischerei oder 
nachhaltig betriebener Aquakultur mit Kennzeichnung des Marine Ste-
wardship Council (MSC).  

e)  Auswahl der verwendeten Gemüse- und Obstsorten nach saisonalen Ge-
sichtspunkten, um Transporte und Anbau in beheizten Gewächshäusern 
möglichst zu vermeiden.  

f) Freiwillige Bereitstellung von Leitungswasser. 

g) Hinsichtlich der Ausgestaltung der Speiseplanung (Unterpunkte a) bis f)) 
ist von der jeweiligen Behörde das Interesse der Beschäftigten in regel-
mäßigen Abständen und in geeigneter Form festzustellen und zu berück-
sichtigen. 

2. Es erfolgt eine Steigerung des Anteils von Lebensmitteln mit Gütezeichen 
(Qualitätssiegeln/Kennzeichen) in den Kantinen der Bundesverwaltung.  

a) Bis spätestens 2025 soll der Bio-Anteil im Speisenangebot (ohne Ge-
tränke) der Kantinen der Bundesverwaltung auf mindestens 20 Prozent 
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des monetären Wareneinsatzes bezogen auf den Gesamtwareneinsatz 
erhöht werden. Zur Unterstützung werden vorhandene Instrumente (z. B. 
im Rahmen von BioBitte) genutzt und ggf. weiterentwickelt. Darüber hin-
aus werden Vorschläge erarbeitet, wie einerseits Verwaltung und Kanti-
nenbetreiber/innen bei der Umsetzung unterstützt und andererseits die 
Nutzerinnen und Nutzer in den Prozess einbezogen werden können.  

b) BMEL, BMU und BMI/BeschA pilotieren ein Projekt, mit dem auf Basis ei-
ner Ausschreibung mit interessierten Behörden/Kantinen ein Bio-Anteil 
von mindestens 50 Prozent bis spätestens 2025 umgesetzt wird. Diese 
Umstellung wird mit Schulungen und Kommunikation flankiert sowie wis-
senschaftlich begleitet und evaluiert. 

c) Kaffee, Tee, Kakao sowie Kakaoprodukte und Bananen werden so schnell 
wie möglich und spätestens bis Ende 2025 ausschließlich aus nachhalti-
gem Anbau und aus fairem Handel (mindestens Fairtrade) angeboten. 

d) BMEL entwickelt in Zusammenarbeit mit BMU, BMZ und BeschA bis Ende 
2022 konkrete Nachhaltigkeitsanforderungen für Kantinen des Bundes in 
Bezug auf den Einsatz von Bio-Produkten, auf entwaldungsfreie Lieferket-
ten, den Einsatz nachhaltig zertifizierter Rohstoffe wie Palmöl und Soja 
sowie Biodiversitätskriterien für spezifische Produktgruppen. 

e) An der Essensausgabe wird über Gütezeichen und sofern valide möglich 
zum CO2-Fußabdruck der Gerichte informiert.  

3. Zur Abfallreduktion erfolgen folgende Maßnahmen: 

a) Reduzierung von Lebensmittelabfällen als Beitrag zur Nationalen Strate-
gie zur Reduzierung der Lebensmittelverschwendung. Maßgebend hierfür 
ist die im April 2021 von BMEL und den Verbänden der Gastronomie und 
der Hotellerie unterzeichnete Zielvereinbarung, die unionsweit geltende in-
dikative Zielvorgabe für die Verringerung der Lebensmittelabfälle bis 2025 
um 30 Prozent und bis 2030 um 50 Prozent für den Sektor Außer-Haus-
Verpflegung zu erreichen; 

b) von Lieferanten werden Lebensmittel mit umweltverträglichen Verpackun-
gen eingefordert; 

c)  für die Mitnahme von Speisen bieten die Kantinen Mehrwegsysteme an. 

4. BMI/BeschA zusammen mit BMEL, BMU und BMZ überarbeiten die Rahmen-
vereinbarungen im KdB für nachhaltiges Catering und nachhaltige Kantinen.  

5. Für die Verpflegung in Sonderkonstellationen (wie z.B. bei Einsätzen) erfolgt 
die Umsetzung der oben genannten Maßnahmen, soweit es im Rahmen dieser 
Gemeinschaftsverpflegung möglich und machbar ist. 

VII. Fortbildungen für nachhaltige Entwicklung  

1. Um die Kompetenz und das Engagement der Beschäftigten für eine nachhal-
tige Entwicklung zu stärken, stellt das BMI sicher, dass die in der Bundesaka-
demie für öffentliche Verwaltung (BAköV) im Januar 2020 eingerichtete 
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Geschäftsstelle Nachhaltigkeitsbildung ausgebaut wird. Das Qualifizierungs- 
und Fortbildungsangebot wird kontinuierlich weiterentwickelt und umfasst:  

a) bedarfsgerechte Fortbildungs- und Unterstützungsmaßnahmen für Füh-
rungskräfte und Beschäftigte der Bundesverwaltung zu allen wichtigen As-
pekten der Agenda 2030, der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie und des 
Maßnahmenprogramms Nachhaltigkeit;  

b) die Vermittlung von (neuem) Fach- und Methodenwissen zu den verschie-
denen Themen dieses Maßnahmenprogramms und dessen Zielgruppen 
einschließlich der Möglichkeit zum gemeinsamen Lernen und Austausch - 
auch mit den Kolleginnen und Kollegen auf Länder- und kommunaler 
Ebene; 

c) die Entwicklung und Umsetzung eines (modularen) Fortbildungsprogram-
mes für Nachhaltigkeits- bzw. Umweltmanagement-Beauftragte, das ne-
ben den Themen der nachhaltigen Entwicklung und Klimaneutralität auch 
Changemanagement und Projektmanagement enthält; 

d) den gemeinsamen Ausbau der Schulungsprogramme der Kompetenz-
stelle für nachhaltige Beschaffung mit Angebot an alle Zielgruppen über 
die BAköV. 

2.  Die Geschäftsstelle Nachhaltigkeitsbildung setzt insbesondere auf Online-
Fortbildung in Form von Fachvorträgen, Webinaren und Online-Plattformen für 
den Erfahrungsaustausch. Der Zugang für alle Behörden wird durch eine ein-
heitliche technische Lösung sichergestellt. Jede Behörde und Einrichtung der 
Bundesverwaltung stellt sicher, dass das Angebot entsprechend der jeweiligen 
Zielgruppen wahrgenommen wird. Der Stand der Schulungen (Angebot, Teil-
nahme nach Geschäftsbereich) wird im Rahmen des jährlichen Monitorings 
erhoben. 

3. Fragen der Nachhaltigkeitsprüfung im Rahmen der Gesetzesfolgenabschät-
zung werden systematisch in Fortbildungen der BAköV beim Themenfeld Ge-
setzgebung einbezogen. 

4.  Fragen der Berücksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien und deren gesetzli-
chen Grundlagen werden systematisch in Fortbildungen der BAköV zum 
Thema öffentliche Vergabe einbezogen. 

VIII.  Gesundheit  

1.  Die Behörden und Einrichtungen des Bundes ergreifen bis spätestens Ende 
2022 die folgenden Maßnahmen zum Betrieblichen Gesundheitsmanagement, 
Betrieblichen Eingliederungsmanagement und der Betrieblichen Sozialbera-
tung:  

a) Sie etablieren auf der Grundlage des Eckpunktepapiers zum betrieblichen 
Gesundheitsmanagement (BGM) die erforderlichen Strukturen und Pro-
zesse eines BGM. 

b) Sie führen auf der Grundlage des § 4 Nr. 1 und § 5 Abs. 3 des Arbeits-
schutzgesetzes anlassbezogene bzw. regelmäßige (mindestens alle vier 
Jahre) Gefährdungsbeurteilungen psychischer Belastung einschließlich 
eines Folgeprozesses ein. Ziel ist es, eine Gefährdung für das Leben 
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sowie die physische und psychische Gesundheit möglichst zu vermeiden 
und die verbleibende Gefährdung möglichst geringzuhalten. 

c) Sie implementieren ein professionelles System für das gemäß §167 Ab-
satz 2 SGB IX verpflichtend durchzuführende Betriebliche Eingliederungs-
management (BEM). Ziel ist es, die Wiedereingliederung langfristig er-
krankter Personen zu ermöglichen, die Arbeitsfähigkeit der Beschäftigten 
langfristig zu erhalten (demografischer Wandel) und das BEM für die Be-
schäftigten transparent aufzubereiten und kontinuierlich weiterzuentwi-
ckeln.  

d) Sie vernetzen die Betriebliche Sozialberatung mit dem BGM und weiteren 
bestehenden innerbehördlichen Strukturen zur Förderung der Gesundheit 
und Leistungsfähigkeit der Beschäftigten und Führungskräfte. Diese In-
tegration der Betrieblichen Sozialberatung ermöglicht eine Verbreiterung 
des bestehenden Beratungsangebots. So werden bei Bedarf hausinterne 
Coaching- und Beratungsangebote u.a. zur Konfliktbewältigung angebo-
ten, was der Erhaltung der Gesundheit und Leistungsfähigkeit der Be-
schäftigten dient. 

e) Sie entwickeln die Beratung und Organisation mit Blick auf arbeitsphysio-
logische und -medizinische Fragestellungen mit dem Ziel weiter, die be-
triebsärztliche und sicherheitstechnische Betreuung der Beschäftigten im-
mer stärker darauf auszurichten, Gesundheitsstörungen vorzubeugen 
bzw. frühzeitig zu erkennen.  

2.  Der Ressortarbeitskreis Gesundheitsmanagement unter Federführung des 
BMI entwickelt das Eckpunktepapier betriebliches Gesundheitsmanagement 
weiter und konkretisiert die Maßnahmen. Er bereitet das Monitoring der o.g. 
Maßnahmen vor und evaluiert die Umsetzung unter Einbeziehung der Er-
kenntnisse des jährlichen Gesundheitsförderungsberichts und des Berichts-
wesens der Unfallversicherung Bund und Bahn.  

IX. Gleichberechtigte Teilhabe an Führungspositionen und Vereinbarkeit 
von Familien-/Pflegeaufgaben und Beruf  

1. Um das Ziel einer gleichberechtigten Teilhabe von Frauen und Männern an 
Führungspositionen nach Maßgabe des Bundesgleichstellungsgesetzes 
(BGleiG) bis Ende 2025 zu erreichen,  

a) erstellt jede Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung einen Gleich-
stellungsplan gemäß den Vorgaben des BGleiG; 

b) erheben die obersten Bundesbehörden zur kontinuierlichen Überwachung 
der Zielerreichung jährlich zum 30. Juni, ergänzend zu der Erhebung für 
den jährlichen Gleichstellungsindex der obersten Bundesbehörden, auch 
für die ihnen nachgeordneten Dienststellen der unmittelbaren Bundesver-
waltung, die Anzahl von Frauen und Männern in Führungspositionen und 
die prozentuelle Teilhabe. Die Ergebnisse der Erhebungen sind allen Res-
sorts und dem BKAmt zur Verfügung zu stellen.  

c) lädt BMFSFJ unter Einbindung des BMI die Ressorts und das BKAmt auf 
Abteilungsleitungsebene unter Beteiligung des IMA der Gleich-
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stellungsbeauftragten jedes Jahr ein, um die Fortschritte in jedem Ressort 
einschließlich Geschäftsbereich vorzustellen sowie um sich über Erfah-
rungen, Maßnahmen und Best Practice-Beispiele auszutauschen; 

d) berichtet BMFSFJ, auf der Grundlage der jährlichen Erhebungen der Res-
sorts und des BKAmt sowie auf Grundlage des Austauschs auf AL-Z-
Ebene, auf Ebene der beamteten Staatssekretärinnen und Staatssekre-
täre über die Gesamtzahlen und Fortschritte bei der Zielerreichung;  

e) hat jede Ausschreibung, auch für die Besetzung von Führungspositionen, 
den Hinweis zu enthalten, dass der ausgeschriebene Arbeitsplatz in Teil-
zeit besetzt werden kann, es sei denn, zwingende dienstliche Belange ste-
hen dem entgegen.  (§ 6 Abs. 1 Satz 4 und 5 BGleiG). Führen in Teilzeit 
wird unterstützt durch organisatorische Maßnahmen und soll auch dann 
ermöglicht werden, wenn die Inanspruchnahme der Teilzeit nicht vollzeit-
nah ist;  

f) richtet BMFSFJ unter Einbindung des BMI mit Beginn 2022 einen fortlau-
fenden Erfahrungsaustausch über alternative Führungsmodelle, z.B. Füh-
rung in Teilzeit im Tandem, ein; 

2. bieten alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung Fortbildungen 
zur Gleichstellung von Frauen und Männern an und integrieren den Themen-
bereich verpflichtend in die Führungskräftefortbildung.  

3. Zur weiteren Verbesserung der Vereinbarkeit von Familien- und Pflegeaufga-
ben mit dem Beruf, auch in Führungspositionen, und Etablierung einer fami-
lienfreundlichen Arbeitskultur  

a) werden Freiräume für die Flexibilisierung der Arbeitszeit und des Arbeit-
sortes für alle Beschäftigten ermöglicht, sofern nicht dienstliche Belange 
sowie der Fürsorgeaspekt des Arbeitszeitrechts dem entgegenstehen, die 
eine Kultur der Zusammenarbeit fördern;  

b) wird in jeder Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung ein Famili-
enservice angeboten und beworben; 

c) können alle Beschäftigten mit betreuungsbedürftigen Kindern Unterstüt-
zungsangebote bei der Kinderbetreuung erhalten, sei es durch direkte Kin-
derbetreuung (eigene Kitas) oder Kooperationen (Belegrechte/Koopera-
tion mit bestehenden Einrichtungen, Einrichten von Kindertages-
pflege/Großtagespflege) und/oder Angebote für kurzfristige Engpässe 
(bspw. Eltern-Kind-Zimmer); 

d) identifiziert jede Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung die Be-
darfe der Beschäftigten im Bereich der Vereinbarkeit. Basis hierfür soll 
eine Umfrage bei den Beschäftigten sein, die in die Prozesse zur Umset-
zung des audits berufundfamilie® oder andere Beschäftigtenbefragungen 
integriert werden soll. Die Befragungen sollen auch besondere Bedarfe bei 
Führungspositionen berücksichtigen, um transparent zu machen, wo 
Handlungsbedarf besteht, um eine Steigerung des Anteils von Frauen in 
Führungspositionen zu erreichen;  
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e) wird § 7a Erholungsurlaubsverordnung - Urlaubsansparung zur Kinderbe-
treuung – dahingehend überprüft, eine Urlaubsansparung auf Beschäftigte 
mit Pflegeaufgaben auszuweiten, um eine gleichwertige Anerkennung zu 
erreichen; 

f) wird die ärztliche Attestpflicht bei Erkrankung von Kindern auf eine Anpas-
sung an die Regelung für Beschäftigte hin überprüft (Attestpflicht erst ab 
dem dritten Tag). 

4. Alle Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung fördern die partner-
schaftliche Aufteilung von Familienaufgaben, indem  

a) sie eine frühzeitige Beratung werdender Eltern sowie zu den Möglichkeiten 
zur Vereinbarkeit von Familie und Beruf anbieten; 

b) verstärkt Männer motiviert werden, Angebote, die eine Vereinbarkeit von 
Familie und Beruf ermöglichen, in Anspruch zu nehmen; 

c) der Anteil der Frauen und Männer, die wegen Familien- und Betreuungs-
aufgaben in Teilzeit sind, sowie die beantragten Elternzeitmonate von Müt-
tern und Vätern von jeder Behörde und Einrichtung der Bundesverwaltung 
für jedes Kalenderjahr erfasst, analysiert und intern veröffentlicht werden. 
Diese Analyse wird Teil des Gleichstellungsplans. Dabei dürfen keine 
Rückschlüsse auf einzelne Beschäftigte möglich sein;  

d) BMFSFJ sondiert zusammen mit BMI und BMAS Modelle, mit denen zeit-
nah ggf. auch ressortübergreifend Ersatzkräfte für Beschäftigte in Erzie-
hungs- oder Pflegezeiten zur Verfügung gestellt werden können (z.B. ak-
tuell innerhalb des BMAS: Flexi-Team zur Kompensation von Vakanzen); 

e) durch geeignete Maßnahmen, u.a. durch das Angebot von entsprechen-
den Schulungen, sichergestellt wird, dass Beschäftigten den Vorgaben 
des Bundesgleichstellungsgesetzes und des Bundesbeamtengesetzes 
entsprechend weder direkte noch indirekte Nachteile bei Beurteilungen 
und Beförderungen u.a. wegen Teilzeit, mobiler Arbeit oder vereinbarkeits-
bedingten Abwesenheiten erwachsen. 

X. Diversität  

Die Diversität der Beschäftigten ist ein wichtiger Faktor für die erfolgreiche Ar-
beit aller Behörden und Einrichtungen der Bundesverwaltung. Entsprechend 
der „Charta der Vielfalt“ besteht das „Ziel, ein wertschätzendes Arbeitsumfeld 
für alle Mitarbeitenden zu schaffen – unabhängig von Alter, ethnischer Her-
kunft und Nationalität, Geschlecht und geschlechtlicher Identität, körperlichen 
und geistigen Fähigkeiten, Religion und Weltanschauung, sexueller Orientie-
rung und sozialer Herkunft“ (Charta der Vielfalt).  
Mit dem Nationalen Aktionsplan Integration wurde eine Diversitätsstrategie für 
die Bundesverwaltung erarbeitet mit dem Ziel, den Anteil an Beschäftigten mit 
Migrationshintergrund zu erhöhen. Folgende Kernvorhaben zur Förderung ei-
ner diversitätsbewussten Organisationsentwicklung sowie entsprechender 
Personalgewinnungs- und Personalentwicklungsmaßnahmen werden ab 2021 
umgesetzt:  



 
 

26 

1. Die Beauftragte der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integra-
tion (IntB) und das BMI/ Bundesamt für Migration und Flüchtlinge (BAMF) 
gründen bis Ende 2021 ein bundesweites Netzwerk Diversität (Praxisforum) 
zur Förderung der Vernetzung und des Praxisaustauschs zwischen Bun-
des-, Landes- und Kommunalbehörden. 

2. IntB in Zusammenarbeit mit BMI und dem Ressortarbeitskreis Diversität & 
Chancengerechtigkeit entwickelt eine Online-Toolsammlung zu Diversitäts-
förderung in der Praxis und baut diese bis Ende 2021 auf. 

3. Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung und IntB untersuchen die 
Entwicklung der Diversität und den Einfluss spezifischer Maßnahmen der 
Diversitätspolitik auf die Personalstruktur und die Beschäftigungssituation 
durch periodische Durchführung der Diversität und Chancengleichheit-Sur-
vey alle vier Jahre als zentrale Beschäftigtenbefragung der Bundesverwal-
tung (2021-2023). 

4. Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung und IntB entwickeln eine 
standardisierte Erfassung behördlicher Diversitätsmaßnahmen mittels ei-
ner, in der Beteiligung der jeweiligen Ressorthoheit unterliegenden, Online-
abfrage alle zwei Jahre in der Bundesverwaltung. Ziel ist es, behördliche 
Maßnahmen allgemein und für den Praxisaustausch der Behörden bekannt 
zu machen (2021-2023). 

 
B) Wirtschaftlichkeitsuntersuchung von Maßnahmen und Haushaltsvorbe-

halt 

Die Bundesregierung hat Nachhaltige Entwicklung (Nachhaltigkeit) mit der 
Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie (Beschluss zuletzt 10. März 2021) als Leit-
prinzip festgelegt. Als Ziel und Maßstab ist sie bei Maßnahmen in sämtlichen 
Politikfeldern zu beachten. Damit ist Nachhaltigkeit Kriterium bei der Umset-
zung des Maßnahmenprogramms und für alle mit Entscheidungs- und Verwal-
tungsprozessen einhergehenden Teilprozesse.  
Eine nachhaltige Finanzpolitik ist zentrale Voraussetzung für eine nachhaltige 
Entwicklung und ein wesentliches Element der Generationengerechtigkeit. 
Das Maßnahmenprogramm hat sich in die finanzpolitischen Rahmenbedin-
gungen einzufügen, d.h. die Finanzierung hat bezüglich Ausgaben und Ein-
nahmen im Rahmen der geltenden Finanzplanung zu erfolgen. Es wird daher 
unter Vorbehalt der Verfügbarkeit der notwendigen Haushaltsmittel und der 
vorhandenen Planstellen und Stellen umgesetzt. Zudem sind die haushalts-
rechtlichen Grundsätze der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit des Verwal-
tungshandelns zu beachten (§ 7 BHO). Dies gilt sowohl für neue Maßnahmen 
als auch für die Erweiterung und den Ausbau vorhandener Programme, Ein-
richtungen und sonstiger Maßnahmen. 
Nach § 7 Abs. 2 BHO sind für alle finanzwirksamen Maßnahmen angemes-
sene Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen durchzuführen. Darin sind für alle re-
levanten Handlungsalternativen die damit verbundenen Ausgaben sowie alle 
sonstigen monetären und nicht-monetären Effekte zu erfassen und zu bewer-
ten, also auch die ökonomischen, ökologischen oder sozialen Effekte. Zudem 
sind alle im Lebenszyklus zu erwartenden Ausgaben (und ggf. Einnahmen) – 
von der Beschaffung, über die Nutzung bis hin zur Entsorgung – zu 
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berücksichtigen (Lebenszyklusbetrachtung). Es ist jedoch darauf zu achten, 
dass der Aufwand für Datenermittlung, Dokumentation etc. zur Erstellung der 
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung und die durch die anstehende Entscheidung 
erzielbaren Effekte in einem angemessenen Verhältnis stehen. Das bedeutet, 
dass bei einer finanzwirksamen Maßnahme Nachhaltigkeitsaspekte im Rah-
men der gesetzlich vorgeschriebenen Wirtschaftlichkeitsuntersuchung begin-
nend mit der Analyse des Bedarfs, über die Auswahl der Handlungsalternati-
ven, bis hin zur Erfolgskontrolle sowie im Rahmen der Vergabe des öffentli-
chen Auftrags zu berücksichtigen sind. 
Die Mitglieder der Arbeitsgruppe Haushaltsrecht der obersten Bundesbehör-
den werden gebeten, mit Blick auf die Empfehlung des Bundesrechnungsho-
fes aus dem „Bericht an die Bundesregierung nach § 88 Abs. 2 BHO über die 
Prüfung der Nachhaltigen Vergabe in der Bundesverwaltung“ eine Anpassung 
der Arbeitsanleitung „Einführung in Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen“ hin-
sichtlich der tatsächlichen Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten bei 
der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 Abs. 2 BHO zu prüfen und ggf. 
bis Ende 2022 eine solche Anpassung vorzunehmen. 

Anlagen 

1. Anforderungen für die Berücksichtigung der Nachhaltigkeit an die Beschaffung 
von Produkten und Dienstleistungen 
2. Leitfaden für die nachhaltige Organisation von Veranstaltungen 
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Anlage 1:  Anforderungen für die Berücksichtigung der Nachhaltigkeit bei 

der Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen  

1. Konsequente Umsetzung der geltenden rechtlichen Bestimmungen u.a. §13 
KSG, § 45 KrWG AVV-EnEff. 

2.  Berücksichtigung von Lebenszykluskosten insbesondere bei langlebigen 
Produkten in der Wirtschaftlichkeitsuntersuchung nach § 7 BHO, soweit da-
über hinaus sinnvoll und angemessen auch bei der Erstellung der Leistungs-

beschreibung, der Zuschlagskriterien und der Ausführungsbedingungen im 
Vergabeverfahren; hierbei sind in geeigneter Weise externe Kosten durch 
Treibhausgasemissionen (gemäß § 10 Absatz 2 Brennstoffemissionshan-
delsgesetz) anzusetzen; externe Kosten, die über die volkswirtschaftlichen 
Kosten hinaus entstehen, können ebenfalls angesetzt werden.   

r

3. Bei allen Teilen der Vergabeunterlagen, d.h. bei der Leistungsbeschreibung 
(z. B. § 31 VgV), den Zuschlagskriterien (z. B. § 58 Abs. 4 VgV) und den 
Ausführungsbedingungen (z. B. § 61 VgV), sind (gem. § 34 VgV, § 24 UVgO, 
§ 32 SektVO), soweit sinnvoll und angemessen, vergaberechtlich anerkannte 
Gütezeichen (Umwelt- und/oder Sozialzeichen) zu berücksichtigen Hierzu 
zählen staatliche Zeichen wie Blauer Engel, EU Ecolabel, Biosiegel und an-
dere Typ 1-Umweltzeichen. Bei der Auswahl von weiteren geeigneten Güte-
zeichen oder Siegeln sind die aktuellen Bewertungen des Kompasses Nach-
haltigkeit zu berücksichtigen. Je nach Produktgruppe stehen verschiedene 
Umwelt- und/oder Sozialzeichen zur Verfügung. So kann beispielweise das 
staatliche Textilsiegel Grüner Knopf sowohl für Umwelt- als auch Sozialan-
forderungen als Nachweis dienen. Ab 2022 kann der Grüne Knopf auch als 
anerkanntes Gütezeichen gem. § 34 VgV in Vergabeverfahren verlangt wer-
den. Im Anwendungsbereich des europäischen Vergaberechts ist die Not-
wendigkeit eines Auftragsgegenstandsbezugs gem. § 34 Abs. 2 Nr. 1 VgV zu 
beachten.  

4.  Prüfung geeigneter Standards für die Berücksichtigung der menschenrecht-
lichen Sorgfaltspflicht in der öffentlichen Beschaffung. 

5.  Soweit einschlägig, sind Langlebigkeit und Reparierbarkeit in die Vergabe-
entscheidungen einzubeziehen.  

6. Spezielle Bestimmungen für einzelne Produktgruppen:  
a) Verbesserung der zentralen IT-Beschaffung bei Hardware und Zubehör: 

Um den Anfall von Elektroschrott zu reduzieren, soll in den Rahmenver-
trägen verankert werden, dass nach Nutzungsende funktionstüchtige 
und reparierbare Elektrogeräte einer fachgerechten Aufbereitung zum 
Zweck der Zweitnutzung zugeführt werden, sofern gesetzliche Regelun-
gen oder Belange des Geheimschutzes, des Datenschutzes oder der In-
formationssicherheit dem nicht entgegenstehen; zudem sollten leere 
Tonerkartuschen der Wiederverwendung zugeführt und wiederverwen-
dete Kartuschen eingesetzt werden. 

b) Als Kopierpapier ist ausschließlich Recyclingpapier mit dem Blauen En-
gel (DE-UZ 14a) in 60 bis 80er Weiße zu beschaffen. Alle Rahmenver-
einbarungen des KdB, die dies nicht erfüllen, laufen aus und werden nicht 
ersetzt. 
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c) Papierdruckerzeugnisse werden prioritär auf Papier mit dem Blauen En-
gel gedruckt, zugelassene Alternative ist eine Zertifizierung nach FSC-
Recycled, nur ausnahmsweise kann Papier mit dem EU-Ecolabel ver-
wendet werden. Auf Frischfaserpapier soll verzichtet werden.  

d) Hygienepapiere (z. B. Papierhandtücher, Toilettenpapier, Taschentü-
cher, Küchentücher) müssen die Kriterien des Blauen Engel (DE-UZ 5) 
erfüllen (bis 2025 95 Prozent). 

e) Soweit in Wasch- und Reinigungsmitteln Palmöl, Palmkernöl oder deren 
Derivate und Fraktionen enthalten sind, so müssen diese vollständig aus 
nachhaltig zertifiziertem Anbau stammen. 

f) Schnellstmögliche Finalisierung des Stufenplans für eine nachhaltige öf-
fentliche Textilbeschaffung zur Konkretisierung der Umsetzung der im 
"Leitfaden der Bundesregierung für eine nachhaltige Textilbeschaffung 
der Bundesverwaltung“ enthaltenen Nachhaltigkeitskriterien in öffentli-
chen Beschaffungen als notwendige Voraussetzung für die Erreichung 
des Ziels zur Erhöhung des Anteils öffentlich beschaffter Textilien auf 50 
Prozent (ausgenommen Sondertextilien).  

g) Arbeitsschuhe müssen schrittweise den Kriterien des Blauen Engel (DE-
UZ 155) oder vergleichbarer Zeichen entsprechen, sofern es sich nicht 
um Sonderschuhwerk handelt, das analog angewendet unter die Defini-
tion der Sondertextilien nach dem Leitfaden der Bundesregierung für 
eine nachhaltige Textilbeschaffung der Bundesverwaltung fällt. Bis zum 
Jahr 2025 werden zehn Prozent der Arbeitsschuhe nach Kriterien der 
Nachhaltigkeit beschafft. 

h) Bei der Beschaffung von Möbeln werden bevorzugt Produkte beschafft, 
welche nachhaltig produziert wurden, biogenen Ursprungs sind oder die 
Kreislaufwirtschaft fördern; dazu zählen Produkte, die Recyclingmateria-
lien und wiederverwendete Materialien beinhalten. Für Möbel und Lat-
tenroste aus Holz und Holzwerkstoffen und Polstermöbel sind die Vorga-
ben des Blauen Engel (DE-UZ 117, DE-UZ 38) anzuwenden und der ge-
meinsame Holzerlass zu berücksichtigen. Bis zum Jahr 2025 sind 75 
Prozent der Möbel einschließlich Polstermöbel und Lattenroste aus Holz 
und Holzwerkstoffen nach den Kriterien des Blauen Engel zu beschaffen. 
Rahmenvereinbarungen, die diese Anforderungen nicht erfüllen, laufen 
aus und werden nicht verlängert. 

7. Allgemeine Verwaltungsvorschriften zum Biodiversitätsschutz bei der Be-
schaffung von Lebensmitteln und Catering-Dienstleistungen (inkl. Kantinen) 
sowie zur Beschaffung von ausschließlich ressourcenschonend und biodiver-
sitätsfördernd produzierten Papierprodukten und Druckerzeugnissen werden 
innerhalb der Bundesregierung geprüft. 
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1. Einführung 
Eine Veranstaltung zu organisieren, verlangt eine gute Vor- und Nachbereitung. Da-
bei von Beginn an den Schwerpunkt auf Nachhaltigkeit zu setzen, bietet große Po-
tenziale für den Umweltschutz und die Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbe-
dingungen. Dieser Leitfaden zeigt Maßnahmen, die frühzeitig in den Planungspro-
zess integriert zu einer nachhaltigen und klimaneutralen Veranstaltungsorganisa-
tion führen. 
Der vorliegende Leitfaden ist für die Bundesverwaltung konzipiert, wobei die enthal-
tenen Ziele und Maßnahmen auch auf andere Veranstaltungen übertragbar sind. Im 
Maßnahmenprogramm Nachhaltigkeit der Bundesregierung hat sich der Bund auch 
mit Blick auf seine Vorbildfunktion verpflichtet, eigene Veranstaltungen nachhaltig 
auszurichten. Gerade bei Veranstaltungen kann er glaubwürdig zeigen, wie unkom-
pliziert und bereichernd es ist, nachhaltig zu handeln. Die Ausstrahlwirkung einer 
Veranstaltung ist enorm – nicht nur die Teilnehmenden sind Multiplikatoren der 
Nachhaltigkeit, auch die beauftragten Dienstleister passen ihr Angebot der Nach-
frage an und werden so vermehrt nachhaltige Lösungen anbieten.  
Gerade bei Veranstaltungen zeigt sich auch in der Außenwirkung, wie das Leitprin-
zip der nachhaltigen Nachhaltigkeit in der Verwaltungspraxis der Bundesverwaltung 
umgesetzt wird. Durch den Austausch mit Dienstleistern und Kommunikation der 
nachhaltigen Aspekte haben Veranstaltungen auch eine (Multiplikatoren-) Wirkung 
über das eigentliche Event hinaus.  

Mithilfe dieses Leitfadens können die Organisatorinnen und Organisatoren die wich-
tigsten Handlungsfelder bei der Veranstaltungsorganisation strukturiert umsetzen. 
Dabei sind die Rahmenbedingungen in den Behörden und Einrichtungen sowie je-
der einzelnen Veranstaltung sehr unterschiedlich, so dass die konkrete Umsetzung 
des Leitfadens immer auch eine Abwägung- und Ermessensausübung erfordert. 
Dies gilt ebenso für äußere Rahmenbedingungen (etwa besondere Hygienevor-
schriften). 

Es gibt viele Stellschrauben, eine Veranstaltung nachhaltiger zu gestalten: 
Sei es durch ein optimales Abfallmanagement, die Nutzung von Ökostrom, eine 

-Zertifizierung, ein vegetarisches und veganes Catering oder die Nutzung des 
öffentlichen Nahverkehrs (ÖPNV) für die Teilnehmenden.  
EMAS

Dabei lohnt sich eine nachhaltige Veranstaltung auch für die Teilnehmenden: Ihnen 
werden mit besonderen Veranstaltungsorten, schmackhaftem Essen, sauberen 
Transportlösungen und weniger Papierflut angenehme Tage auf einem Kongress, 
einem Workshop oder einer Tagung geboten. 
Mit dem Klimaschutzprogramm 2030 zur Umsetzung des Klimaschutzplans 2050 
und dem Bundes-Klimaschutzgesetz hat der Bund sich das Ziel gesetzt, bis 2030 
klimaneutral zu werden. Ziel ist es daher auch bei Veranstaltungen, Treibhaus-
gasemissionen vorrangig zu vermeiden, zu reduzieren und auch zu kompensieren. 
Die Corona-Pandemie hat sich wesentlich auf die Durchführung von Veranstaltun-
gen ausgewirkt. Durch die starke Einschränkung von Präsenzveranstaltungen, ha-
ben digitale und hybride Veranstaltungen wesentlich an Bedeutung gewonnen. Es 
ist absehbar, dass diese auch nach der Pandemie in größerem Umfang genutzt 
werden als zuvor. Der Leitfaden geht auf alle drei Formate ein. 
Für die folgenden Handlungsfelder zeigt der Leitfaden Ziele und Maßnahmen auf 
und stellt Checklisten bereit: 
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- Mobilität 

- Veranstaltungsort und Unterbringung der Teilnehmenden 

- Energie und Klima 

- Temporäre Bauten und Messestände 

- Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen 

- Catering 

- Abfallmanagement 

- Umgang mit Wasser 

- Gastgeschenke und Give-aways 

- Organisation, Kommunikation und Evaluation 

- Barrierefreiheit 

- Gender-Mainstreaming 

- Umweltschonende Ausgestaltung virtueller und hybrider Veranstaltungen 
Auch die Beachtung von Sicherheitsaspekten, wie Brandschutz oder Notfallma-
nagement, ist für die Planung von Veranstaltungen unerlässlich. Dieser Leitfaden 
geht explizit nicht auf Sicherheitsanforderungen ein. 

2. Phasen der Veranstaltungsorganisation 

Bei der Organisation einer Veranstaltung werden vier Phasen durchlaufen: Planung, 
Konkretisierung, Durchführung und Nachbereitung. Nachhaltigkeitsaspekte sollten 
frühzeitig integriert werden, ihr Einbezug ist daher vor allem in der Planungs- und 
Konkretisierungsphase wichtig. 

Die Organisation einer Veranstaltung ist in mehrere Phasen gegliedert. Neben der 
eigentlichen Durchführung gehören eine umfassende Planung und Konkretisierung 
ebenso wie die Nachbereitung im Anschluss der Veranstaltung dazu. 
Nachhaltigkeitsaspekte sind bereits von Beginn an zu berücksichtigen. Werden 
Nachhaltigkeitsaspekte nicht rechtzeitig in die Veranstaltungsorganisation einge-
bracht, ist es nur noch sehr schwierig oder mitunter nicht mehr möglich, dies nach-
zuholen. 
Die Planungs- und die Konkretisierungsphase sind daher besonders wichtig. 
Jede Phase der Veranstaltungsorganisation ist durch bestimmte Entscheidungen, 
Tätigkeiten und zu beachtende Aspekte geprägt. 
Phase 1: Planungsphase 
Die Planungsphase ist die wesentliche Phase in Bezug auf Nachhaltigkeitsaspekte. 
In dieser Phase werden viele Entscheidungen getroffen, die ausschlaggebend für 
die ökologischen und sozialen Auswirkungen der Veranstaltung sind. 
Die Digitalisierung von Veranstaltungen hat durch die Corona-Pandemie einen er-
heblichen Schub erhalten. Auch nach der Pandemie werden digitale Veranstal-
tungsformate voraussichtlich eine mögliche Alternative zu Präsenzveranstaltungen 
bleiben, so dass sich Veranstaltungsorganisator/-innen am Beginn ihrer Planungen 
zukünftig stärker die Frage nach dem geeigneten Format stellen sollten.  
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Digitale Veranstaltungsformate haben einen signifikanten Umweltvorteil, weil Treib-
hausgasemissionen vermieden werden, die durch die Anreise mit der Bahn, dem 
Auto oder Flugzeug entstehen. Dies wirkt sich vor allem bei weiteren Anreisewegen 
aus. Der Energieaufwand, der für die Bereitstellung der Videokonferenz aufgewen-
det wird, ist dem gegenüber vergleichsweise gering.   

Ziel und Art der Veranstaltung 
→  Was ist der Zweck der Veranstaltung? Lässt sich dieser auch anders erreichen? 

Alternativen prüfen 
→  An wen richtet sich die Veranstaltung? Zielgruppe definieren 
→  Welches Format (z.B. Konferenz, Fachgespräch, Workshop) ist für die Veran-

staltung sinnvoll? Zahl und Zusammensetzung der Teilnehmenden berücksich-
tigen  

→  Soll es eine Präsenzveranstaltung, eine hybride oder virtuelle Veranstaltung 
sein? 

→  Soll es ein Rahmenprogramm geben? 
→ Bei Großveranstaltungen: Soll ein Umweltmanagementsystem eingerichtet wer-

den (z. B. EMAS)? 
→  Sollen nicht vermeidbare Treibhausgasemissionen kompensiert werden? 
Ort, Zeit und Dauer der Veranstaltung 
→  Wo? Lange Anreisewege vermeiden bzw. auf geringen Reiseaufwand achten, 

Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel ermöglichen 
→  Drinnen und/ oder draußen? Feste Gebäude und/ oder temporäre Bauten? 
→  Anforderungen an die Veranstaltungsorte? (EMAS/ISO 14001-Zertifizierung, 

Ökostrom, Umweltcheck, klimafreundlich etc.) 
→  Was gibt’s sonst? Synergien mit anderen Terminen und Events (Messen, Par-

lamentssitzungen usw.) nutzen, aber auch Terminüberlagerungen (z.  B. Schul-
ferien) vermeiden 

→  Zeiten für Beginn und Ende? Übernachtungs- sowie An- und Abreisemöglich-
keiten beachten 

Budget-, Personal- und Vergabeplanung 
→  Budgetplanung: Umwelt- und soziale Aspekte in Budgetplanung integrieren (z. 

B. Umweltmanagementsystem bei Großveranstaltungen, Treibhausgaserhe-
bung und -kompensation; höhere Kosten bei Anreise und/oder Unterbringung 
für die Teilnehmenden) 

→  Personal- und Leistungsplanung: Aufgabe für Beschäftigte im Haus oder Auf-
trag an ein externes Unternehmen (Eventagentur)? Bei wem liegt die Zustän-
digkeit für die Berücksichtigung von Nachhaltigkeitsaspekten? 

→  Vergabeplanung: Welche Leistungen können nicht im eigenen Haus erbracht 
werden? Bei der Beschaffung von Leistungen sollten im Rahmen der Leistungs-
beschreibung Nachhaltigkeitsaspekte von Beginn an mit berücksichtigt werden.  

→  Markterkundung: Angebot an nachhaltigen Veranstaltungsagenturen und Ver-
anstaltungsstandorten ermitteln, sofern für die Veranstaltung nicht eigene 
Räume genutzt werden 
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Phase 2: Konkretisierungsphase 
In der Konkretisierungsphase findet die genaue Ausgestaltung der Veranstaltung 
statt – angefangen von der Auswahl der Veranstaltungsräume über die Beschaffung 
des Caterings und gegebenenfalls weiterer externer Dienstleistungen bis hin zur 
Festlegung des Veranstaltungsablaufs. 

Auswahl der Veranstaltungsräume (Location) 
→  Lage: Erreichbarkeit mit öffentlichen Verkehrsmitteln/ Fahrradstellplätze, Ent-

fernung zu relevanten Orten und Übernachtungsmöglichkeiten beachten, Fuß-
läufigkeit 

→  Ökologische Qualität: Energieeffizienz, Energieversorgung, Baumaterialien 
→  Zahl, Größe und Ausstattung der Räume (Barrierefreiheit, Heizung, Lüftung und 

Klimatisierung, Tageslicht) 
→  Infrastruktur: Öko-Stromversorgung, Ton, Licht, Präsentationstechnik 
→  Ist für den Standort ein Umweltmanagement eingeführt (z. B. EMAS)? 
→  Ist ein Abfallmanagement vorhanden (vermeiden, wiederverwenden, verwerten, 

beseitigen)? 
Programm und Rahmenprogramm 
→  Anfang und Ende: An- und Abreise mit öffentlichen Verkehrsmitteln ermöglichen 
→  Vortragende: auf ein ausgeglichenes Verhältnis von Männern und Frauen ach-

ten 
→  Rahmenprogramm: Soll es ein Rahmenprogramm geben? Lassen sich darin 

nachhaltige „Highlights“, z. B. Führungen und Besichtigungen ökologischer oder 
sozialer Vorzeigeprojekte, integrieren? 

Werbung und Kommunikation 
→  Ankündigung, Tagungsunterlagen und Materialien: in geschlechterneutraler 

Sprache (inkl. Bildsprache); digitale Medien nutzen (online-basiertes Informa-
tions- und Teilnehmendenmanagement z. B. über eine Veranstaltungs-App 
oder Konferenzwebsite); Ausdrucke vermeiden, wenn unvermeidbar, bei Papier 
und Druck auf das Umweltzeichen „Blauer Engel“ achten; über Nachhaltigkeit 
in der Veranstaltungsorganisation informieren; Hinweise zur umweltverträgli-
chen Anreise und Übernachtung 

→  Pendelverkehr und Mobilität vor Ort: umweltverträglich und barrierefrei 
→  Auf Gastgeschenke und Give-aways verzichten; wenn Verzicht nicht möglich, 

nachhaltige Produkte auswählen, die bestenfalls einen ökologischen Mehrwert 
haben  

Personaleinsatz 
→  Ausreichende Qualifikation und Information des Personals zu Nachhaltigkeits-

aspekten sicherstellen, ggf. Schulungen und Unterweisungen durchführen (z. 
B. zum Einsatz von Reinigungsmitteln, zum Abfallkonzept und zur Barrierefrei-
heit) 

→  Zuständigkeiten und Verantwortlichkeiten festlegen 
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Nachhaltige Beschaffung 
→  Nachhaltigkeitskriterien bei der Ausschreibung von Produkten und Dienstleis-

tungen sowie bei Vergabe von Aufträgen an Veranstaltungsagenturen sowie 
Dienstleistungsunternehmen und Lieferantinnen und Lieferanten vorsehen 

→  Ton und Licht: energieeffiziente und umwelt- verträgliche Veranstaltungstechnik 
→  Essen und Trinken: saisonal, pflanzenbasiert, biologisch, fair gehandelt, Hin-

weise für allergisch reagierende Personen geben, Leitungswasser in Karaffen 
(kein Mineralwasser) anbieten, für andere Getränke Mehrwegflaschen einset-
zen, Mehrweggeschirr verwenden 

→ Vermeidung von Lebensmittelabfällen: Durch ein gutes Teilnehmendenmanage-
ment mit realistischen Zahlen lassen sich ein Überangebot an Speisen sowie 
Speisereste vermeiden. Für dennoch übrig gebliebene Speisen sind z. B. Beste-
Reste-Boxen eine kreative Lösung 

Phase 3: Durchführungsphase 
In der Durchführungsphase muss sich erweisen, wie gut die Vorbereitung in den 
vorherigen Phasen war. Nun geht es vor allem darum, die in diesen Phasen orga-
nisierten Maßnahmen umzusetzen, den Verbrauch an Energie, Wasser, Material 
und sonstigen Ressourcen zu optimieren, den Abfall zu trennen und einer entspre-
chenden Verwertung/ Entsorgung zuzuführen sowie die für eine spätere Auswer-
tung erforderlichen Daten zu erheben. 

Vor der Veranstaltung 
→  wenn möglich Ablesen von Zählerständen, um ggf. Verbrauchsmengen im 

Nachgang ermitteln zu können 
→  Abfalltrennung: Abfallbehälter bereitstellen und beschriften 
Während der Veranstaltung 
→  Heizen: Raumtemperatur nicht über 20 Grad 
→  Kühlen: nicht mehr als 6 Grad unter Außentemperatur  
→  Sonnenschutz und Verschattung von Fenstern und Glasflächen 
→  Beleuchtung: Tageslichtnutzung, Lichtsteuerung bei Präsentationen 
→  Teilnehmende beteiligen, insbesondere zu Nachhaltigkeitsaspekten informie-

ren und auf umweltverträgliches Verhalten hinweisen 
Zum Schluss der Veranstaltung 
→  Befragung der Teilnehmenden: Fragebögen austeilen oder digital über Veran-

staltungswebsite oder -App 
→  Räume begehen, Geräte ausschalten, Fenster schließen, Schäden erfassen 
→  Reste des Caterings verwerten (Beste-Reste-Boxen; Lebensmittel, die die Kü-

che noch nicht verlassen haben, spenden) 
→  Abbau temporärer Bauten und Sicherstellung der Wiederverwendung und ggf. 

der Verwertung und Entsorgung 
→  Namensschilder einsammeln und wiederverwenden   
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→  Reinigung und Entsorgung: umweltverträgliche Reinigungsmittel sachgemäß 
anwenden, Abfälle einer ordnungsgemäßen Verwertung/Entsorgung zuführen 

→  Dokumentation von Verbräuchen (z. B. Energie, Wasser- und Papierverbrauch) 
und Abfallmengen nach Abfallfraktionen 

→  Erfassung der An- und Abreise, wenn relevant und Kompensation vorgesehen 
ist 

Phase 4: Nachbereitungsphase 
In der Nachbereitungsphase werden die ermittelten Daten ausgewertet. Es wird 
analysiert, ob die durchgeführten Maßnahmen auch wirksam waren. Die Ableitung 
von Verbesserungspotenzialen trägt dazu bei, die Umweltleistung für kommende 
Veranstaltungen weiter zu verbessern. Bei größeren Veranstaltungen ist auch die 
Kommunikation nach außen wichtig, um insbesondere für Nachahmung zu werben. 

Auswertung der erhobenen Kennzahlen und Ermitteln von Verbesserungspo-
tenzialen 
→  Abrechnungen und Zählerstände auswerten 
→  Verkehrsaufkommen und Modal Split schätzen (dazu Anreise im Anmeldepro-

zess abfragen oder ggf. Reisekostenabrechnungen und Teilnehmendenlisten 
auswerten; dabei ist der Datenschutz zu beachten) 

→  Fragebögen auswerten und ggf. weitere Befragungen von Akteuren und Vortra-
genden durchführen 

→  Verträge, Materialien und sonstige Dokumente überprüfen 
→  Verbesserungsmöglichkeiten für künftige Veranstaltungen zusammenstellen 
Ausgleichen der Umweltwirkungen 
→  Klimawirkung der Veranstaltung ermitteln und kompensieren sofern vorgesehen 
Kommunikation 
→  Information an die Teilnehmenden und die Öffentlichkeit (z. B. über Konfe-

renzwebsite, Presseinformation, Veröffentlichung der EMAS- Umwelterklärung) 

Die für die einzelnen Phasen aufgeführten Maßnahmen sind als Beispiele zu 
sehen. Es gibt weitere Maßnahmen, die für die nachhaltige Organisation von Ver-
anstaltungen wichtig sind. Einen detaillierten Überblick über Ziele und Maßnahmen 
für die einzelnen Handlungsfelder, die bei der nachhaltigen Organisation einer Ver-
anstaltung zu beachten sind, gibt das folgende Kapitel. Es sei darauf hingewiesen, 
dass nicht jede Maßnahme immer umsetzbar ist. Dies hängt insbesondere von 
der Art und Größe der jeweiligen Veranstaltung und den Randbedingungen (z. B. 
dem vorgegebenen Ort) ab. Vor allem bei virtuellen Veranstaltungen entfallen in der 
Regel viele Maßnahmen, die mit dem Veranstaltungsort und der Anreise in Verbin-
dung stehen (z.B. Catering, Abfallmanagement oder Unterbringung der Teilneh-
menden).  
Für digitale Veranstaltungen müssen hingegen im Vorfeld Planungen über die pas-
sende Plattform und Partner für die technische Umsetzung stattfinden. Bei der Wahl 
der Plattform muss die Anzahl der Teilnehmenden berücksichtigt werden, welche 
Funktionen unterstützt werden sollen und Datenschutz- und Datensicherheitsas-
pekte beachtet werden. Die Durchführung von technischen Tests im Vorfeld sollte 
mit verschiedenen Teilnehmergruppen durchgeführt werden. Darüber hinaus 
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empfiehlt sich die Erarbeitung eines technischen Manuals und Verhaltenskodex für 
die Teilnehmenden. 
3. Handlungsfelder Präsenzveranstaltungen 

Die Handlungsfelder beleuchten die verschiedenen Bausteine von Präsenzveran-
staltung im Detail. Für jedes Handlungsfeld werden Ziele definiert und Maßnahmen 
aufgezeigt, die eine nachhaltige Gestaltung des Bereichs ermöglichen. Eine Check-
liste hilft dem Organisationsteam bei der Umsetzung in der Praxis (s. Anhang 1). 

3.1 Mobilität 

Einführung 
Die Reisetätigkeit der Teilnehmenden verursacht in der Regel die stärkste Umwelt-
belastung im Kontext der Veranstaltungsorganisation, insbesondere durch die Höhe 
der Treibhausgasemissionen. 

Ziele 
• Verkehrsbedingte Umweltbelastungen reduzieren 

• Nicht vermeidbare Treibhausgasemissionen durch Reisetätigkeit ggf. kompensieren 

Maßnahmen 
• Prüfung von Alternativen (virtuelle oder Telefonkonferenzen) 

� Prinzip der „kurzen Wege“ – Nutzung öffentlicher Verkehrsmittel, Fahrräder zur Verfü-
gung stellen, emissionsfreie Shuttlefahrzeuge 

EINFÜHRUNG 
Die Hauptbelastung der Umwelt wird bei Veranstaltungen in der Regel durch die 
An- und Abreise der Teilnehmenden verursacht. Hinzu kommen Umweltbelastun-
gen durch die Fahrten vor Ort. 
Oberstes Ziel ist die Vermeidung von Treibhausgasemissionen, indem An- und Ab-
reise und Reisen vor Ort reduziert werden und auf emissionsarme Mobilität gesetzt 
wird. 
Noch bevor mit der Organisation einer Veranstaltung begonnen wird, sollte daher ge-
prüft werden, ob ein Treffen vor Ort in jedem Falle oder für alle relevanten Teilneh-
menden notwendig ist. Mitunter genügt auch eine Video- oder Telefonkonferenz und/ 
oder eine fallweise Zuschaltung für Einzelbeiträge. 
Gerade wenn sich die Teilnehmenden bereits kennen, bieten sich diese virtuellen Tref-
fen an. Dadurch lassen sich Zeit und Kosten sparen sowie Umweltbelastungen in allen 
Handlungsfeldern vermeiden. 
Wichtig ist, dass umweltbezogene Anforderungen bei Mobilitätsdienstleistungen, z. 
B. zur Benutzung emissionsarmer und energieeffizienter Verkehrsmittel, schon früh-
zeitig in den abzuschließenden Verträgen berücksichtigt werden. 
Der Verkehrsclub Deutschland (VCD) hat einen Praxisleitfaden zu umweltverträgli-
chen Geschäftsreisen veröffentlicht. Der Leitfaden sowie weitere Informationen zum 
Thema „Geschäftsreisen“ sind auf dem Internetportal des VCD abrufbar. 
Zum Thema „Kompensation von verkehrsbedingten Treibhausgasemissionen“ wird 
auf Kapitel 6 verwiesen. 
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ZIELE 
→  Vermeidung und Reduzierung der verkehrs- induzierten Umweltbelastungen 
→  Klimaneutralstellung der veranstaltungs- bedingten Reisetätigkeit  
MASSNAHMEN  
Vermeidung verkehrsbedingter Umweltbelastungen 
→  Prüfung von Alternativen zu Treffen vor Ort: virtuelles Treffen (Video- oder Tele-

fonkonferenz oder -zuschaltung von Teilnehmenden) 
An- und Abreise 
→  Wahl von Veranstaltungsorten, die bequem mit öffentlichen Verkehrsmitteln er-

reichbar sind und bei denen in der Regel das Prinzip der „kurzen Wege“ ver-
wirklicht werden kann 

→  Wahl von Veranstaltungszeiten (Beginn/ Ende), die den Teilnehmenden eine 
problemlose An- und Abreise mit dem öffentlichen Verkehr (Bahn, ÖPNV) er-
möglichen, dazu ggf. vorab Analyse des Teilnehmendenkreises erforderlich 

→ Wahl von Veranstaltungsorten, die ein Aufladen von E-Autos ermöglichen (ei-
gene Ladesäulen, öffentliche Ladesäulen in der Nähe) 

→  Informationen zur Nutzung umweltverträglicher Verkehrsmittel (explizite Hin-
weise dazu in den Einladungen: Anreise- und Wegbeschreibungen sowie Hin-
weise auf Fahrplanauskünfte der Bahn und des ÖPNV, Verweis auf den „Um-
weltMobilCheck“ der Deutschen Bahn https://www.umweltmobilcheck.de/)  

→  Schaffen von Anreizen für die Nutzung öffentlicher und/ oder umweltfreundli-
cher Verkehrsmittel, z. B. durch Anbieten von Kombitickets (Eintrittskarte zu ei-
ner Veranstaltung beinhaltet zusätzlich die kostenlose Nutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel zur An- und Abreise) oder Vereinbarungen mit der Deutschen Bahn 
für das Angebot vergünstigter und/ oder CO2-neutraler Bahntickets für die Teil-
nehmenden 

→  Abfrage der Anreise bereits mit der Anmeldung, um Emissionen später kom-
pensieren zu können und um zu sensibilisieren 

Mobilität am Konferenzort 
→  Information zum ÖPNV, z. B. durch Aushänge, auf der Konferenzplattform oder 

aufmerksam machen auf gut funktionierende Fahrplan-Apps 
→  Zurücklegen kurzer Entfernungen zu Fuß; abhängig vom Konferenzort können 

vom Veranstalter auch Fahrräder oder E-Scooter zur Verfügung gestellt oder 
eine Kooperation mit einem Fahrradverleihsystem oder E-Scooter-Verleih ein-
gerichtet werden 

→  Einsatz emissionsarmer oder lokal emissionsfreier Fahrzeuge, z. B. batterie-
elektrische oder alternativ angetriebene Fahrzeuge 

→  Organisation eines Shuttleservice oder von Fahrgemeinschaften für die Wege 
zwischen Hotel, Konferenzort und/ oder Ankunfts-/Abreiseort (Bahnhof, Flugha-
fen) 

→  Wenn ein Shuttleservice z.B. für hochrangige Gäste notwendig ist, prüfen, ob 
dieser mit E-Fahrzeugen realisiert werden kann.  

→  Schulung von Fahrzeugführenden zum „kraftstoffsparenden Fahren“   

https://www.umweltmobilcheck.de/
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Klimaneutrale Mobilität 
→  Berechnung der nicht vermeidbaren verkehrs- bedingten Klimagase und Aus-

gleich durch Minderung von Treibhausgasemissionen an anderer Stelle mittels 
qualitativ hochwertiger Klimaschutzprojekte 

Infrastruktur vor Ort 
→  Fahrradstellplätze anbieten 
→  Ausreichende Beschilderung, wo sich die nächsten ÖPNV-Haltestellen befin-

den 
→  Autos/Busse durch ein Leitsystem direkt zu den Parkplätzen leiten; Störung des 

ÖPNV und der Anrainerinnen und Anrainer vermeiden 
→  Abschätzung der Zahl der benötigten Stellplätze; bereits bestehende Stellflächen 

nutzen 
Verkehrsabwicklung 
→  Shuttledienst mit emissionsarmen oder lokal emissionsfreien Fahrzeugen ab 

Auffangparkplätzen 
→  Stellplatzaufteilung für unterschiedliche Nutzergruppen (z. B. für Menschen mit 

Behinderungen, Fahrgemeinschaften, Elektrofahrzeuge, Carsharing) 
→  Abschätzung der Gäste- und Verkehrsströme (nach Verkehrsmittel) 
→  Gesonderte Routenführung für Einsatzfahrzeuge, Medien, VIP, Gäste etc. 
→  Auffangparkplätze vorsehen 
→  Verkehrsleit- und Parkleitsystem ausschildern 
→  Gebührenpflichtige Parkplätze bereitstellen 
→  notwendige Parkverbote, Sperren und Zufahrtsbeschränkungen kennzeichnen 
→  Geschwindigkeitsbeschränkungen rund um den Kongressbereich 

3.2 Veranstaltungsort und Unterbringung 

Einführung 
Bei der Auswahl von Veranstaltungsort und Hotels werden Umweltmanagementsys-
teme wie z.B. die EMAS-Zertifizierung sowie die Kriterien angrenzender Handlungs-
felder (z. B. An- und Abreise, Versorgung, Abfallmanagement, Barrierefreiheit) be-
rücksichtigt. 
 
Ziele 
• Siehe Ziele der angrenzenden Handlungsfelder 

• Auch bei Rahmenveranstaltungen auf größtmögliche Umweltverträglichkeit achten 

Maßnahmen 
• Hotels und Locations unter Nachhaltigkeitsaspekten recherchieren (ggf. spezielle 

Portale nutzen) 

� Bei der Auswahl auf Zertifizierung achten (EMAS- oder Europäisches Umweltzei-
chen) 
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� Maßnahmen angrenzender Handlungsfelder berücksichtigen 

EINFÜHRUNG 
Der Bereich „Veranstaltungsort und Unterbringung der Teilnehmenden“ umfasst An-
forderungen an die Konferenzgebäude und Hotels sowie Aspekte der vorgesehe-
nen Rahmenveranstaltungen. Bei der Auswahl der Hotels und Konferenzgebäude 
und der Durchführung von Veranstaltungen spielen Fragen des Abfallmanage-
ments, der Beschaffung, des Energieverbrauchs, des Bedarfs an temporären Bau-
ten, der Mobilität, der Versorgung und des Wasserverbrauchs eine wichtige Rolle. 
Diese Themen werden in den entsprechenden Kapiteln getrennt dargestellt. Beson-
ders hingewiesen sei auf das Handlungsfeld Mobilität, da die An- und Abreise sowie 
die Mobilität vor Ort zu den wichtigsten Aspekten zählen, Umweltbelastungen zu 
reduzieren. 
Eine Hilfestellung bei der Auswahl der Hotels und Konferenzgebäude können um-
weltbezogene Kennzeichnungen, wie zum Beispiel die EMAS- Registrierung 
(https://www.emas-register.de/) oder das Europäische Umweltzeichen 
(https://www.eu-ecolabel.de/), sein. So gekennzeichnete Standorte sind besonders 
geeignet, da die Hotelbetreibenden und Veranstalter die Einhaltung von Umweltan-
forderungen nachweisen müssen. Auch das Vorhandensein eines Umwelt- oder 
Energiemanagementsystems nach den Normen ISO 14001 und ISO 50001 bele-
gen, dass sich die Betreibenden des Hotels bzw. Veranstaltungsortes mit ihren Um-
weltauswirkungen auseinandersetzen. Ferner können auf Hotelbuchungsportalen 
Hotels mitunter gezielt nach Nachhaltigkeitskriterien recherchiert werden (z. B. 
https://www.bookdifferent.com/en/). Das Travel Management System (TMS) des 
Bundes bietet eine Suchoption, mit der nach Hotels mit einer Umweltzertifizierung 
gesucht werden kann. Ferner thematisiert dieses Handlungsfeld die Organisation 
und Durchführung von Rahmenveranstaltungen unter Nachhaltigkeitsgesichtspunk-
ten. 

ZIELE 
→  Für den Veranstaltungsort und die Unterbringung gelten insbesondere die Ziel-

stellungen der Handlungsfelder „Mobilität“, „Energie und Klima“, „Temporäre 
Bauten“, „Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen“, „Catering“, „Abfall-
management“, „Umgang mit Wasser“ und „Barrierefreiheit“ 

→  Rahmenveranstaltungen unter größtmöglicher Vermeidung von Umweltbelas-
tungen 

MASSNAHMEN  
Auswahl des Veranstaltungsortes und der Unterbringung der Teilnehmenden 
→  Hotels und Kongresszentren mit einem Umweltmanagementsystem auswählen. 

Diese sollten nach EMAS validiert und registriert sein. Hotels, die ökologische 
Kriterien erfüllen, können auch mit dem Europäischen Umweltzeichen gekenn-
zeichnet sein. Diese oder eine gleichwertige Kennzeichnung sowie gleichwer-
tige Managementsysteme können bei der Auswahl berücksichtigt werden 

→  Hotels in Buchungsportalen insbesondere nach Nachhaltigkeitsgesichtspunk-
ten recherchieren 

→  Es gelten des Weiteren insbesondere die Maßnahmen der Handlungsfelder 
„Mobilität“, „Energie und Klima“, „Temporäre Bauten“, „Beschaffung von 

https://www.emas-register.de/
https://www.eu-ecolabel.de/
https://www.eu-ecolabel.de/
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Produkten und Dienstleistungen“, „Catering“, „Abfallmanagement“, „Umgang 
mit Wasser“ und „Barrierefreiheit“ 

Rahmenveranstaltungen 
→  Veranstaltungsort und Unterbringung möglichst in unmittelbarer Nähe zueinan-

der wählen 
→  Fahrten unter Benutzung öffentlicher Verkehrsmittel, von Leihfahrrädern 

und/oder Bereitstellung von emissionsarmen Shuttlebussen; ggf. Bildung von 
Fahrgemeinschaften 

→  Rahmenveranstaltungen unter Berücksichtigung von Umwelt- und Sozialkrite-
rien (ggf. umwelt- bezogene und soziale Projekte einbeziehen) 

3.3. Energie und Klima 

Einführung 

Bei der Organisation von Veranstaltungen wird eine größtmögliche Energieeffizienz 
und Energieeinsparung angestrebt. Das betrifft zum Beispiel die Mobilität vor Ort so-
wie das Heizen, Kühlen und die Veranstaltungstechnik in der Location. 

Ziele 
• Energieverbrauch eindämmen 

• Energieeffizienz steigern 

• Treibhausgasemissionen reduzieren/ vermeiden 

Maßnahmen 
• Nicht über 20 Grad heizen/nicht mehr als 6 Grad unter Außentemperatur kühlen  

� Strom aus erneuerbaren Quellen beziehen 

� IT-Geräte mit „Blauer-Engel“-Zertifizierung verwenden 

EINFÜHRUNG 
Die Reduzierung des Energieverbrauchs und die Steigerung der Energieeffizienz 
sind große Stellschrauben, um eine Veranstaltung nachhaltig zu gestalten. 
Das Handlungsfeld „Energie und Klima“ spielt als übergeordnetes Thema zum Bei-
spiel bei der Mobilität und der Auswahl der Konferenzgebäude und Hotels am Ver-
anstaltungsort eine entscheidende Rolle. Die eigenständige Behandlung soll die 
umweltpolitische Bedeutung des Themas unterstreichen und den Blick der Organi-
satorinnen und Organisatoren hierauf schärfen. Klimabeeinflussende Energiever-
bräuche entstehen bei der An- und Abreise der Teilnehmenden, bei der Mobilität 
am Konferenzort (s. Kapitel 3.1 Mobilität), beim Heizen, Kühlen und der Beleuchtung 
der Konferenzgebäude und Hotels und dem Einsatz von Konferenztechnik. Ziel ist 
es, diese Energieverbräuche zu minimieren. Insbesondere werden Maßnahmen ge-
nannt, die zu einem sparsamen Stromverbrauch beitragen. 
Den Veranstaltenden sind bei Energieeinsparmaß- nahmen jedoch Grenzen 
dadurch gesetzt, dass bestehende Konferenzgebäude und Hotels in der Regel 
kaum baulich verändert werden können. 
Deshalb sollten diese Aspekte frühzeitig bei der Auswahl des Konferenzortes und 
der Konferenzgebäude bedacht werden. Eine Berücksichtigung ist möglich, wenn 
zum Beispiel EMAS-registrierte Einrichtungen ausgewählt werden. Das 
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Hauptaugenmerk der Organisatorinnen und Organisatoren wird auf einem reibungs-
losen Ablauf der Veranstaltung und dem Funktionieren der Technik liegen. Aller-
dings kann auch der Energieverbrauch durch den bewussten Einsatz von energie-
effizienten Geräten und das Vermeiden von zu warmen Tagungsräumen im Winter 
oder zu kalten im Sommer (durch den Einsatz von Klimatechnik) beeinflusst werden. 
Ein Umweltmanagementsystem, vorzugsweise nach EMAS, bietet das geeignete In-
strumentarium für die Erhebung und Verlässlichkeit der erforderlichen Daten. In die-
sem Zusammenhang wird auf das Kapitel 6 „Freiwillige Kompensation von Treib-
hausgasemissionen“ verwiesen. Haushaltsrechtliche Aspekte sind für den Bereich 
der öffentlichen Hand hierbei zu beachten. 

ZIELE 
→  Energieverbrauch so niedrig wie möglich halten 
→  Energieeffizienz so weit wie möglich steigern 
→  Treibhausgasemissionen reduzieren/ vermeiden und damit die notwendigen 

Kompensationen so niedrig wie möglich halten 
MASSNAHMEN 
Gebäude, Energieverbrauch 
→  Auswahl von Konferenzgebäuden und Hotels unter Berücksichtigung des As-

pektes Energieverbrauch, Orientierung an einer EMAS-Registrierung oder 
dem Europäischen Umweltzeichen 

→  Heizen: in allen Tagungs- und Konferenzräumen nicht über 20 Grad 
→  Reduzierung der Heizleistung in der Nacht 
→ Kühlen: nicht mehr als 6 Grad unter Außentemperatur 
→  Tageslichtnutzung, optimierte Beleuchtungssteuerung, optimierter Sonnen-

schutz, energieeffiziente Beleuchtung 
→  Schulung der Mitarbeitenden über richtiges, das heißt energieeffizientes Lüften 
Elektrischer Strom 
→  Bezug von Strom aus erneuerbaren Quellen (z. B. Ökostromanbieter), soweit 

möglich 
Geräte 
→  Einsatz von IT-Geräten und Druckern oder Multifunktionsgeräten, die die Krite-

rien des Umweltzeichens „Blauer Engel“ erfüllen; Einsatz von Gefrier- und Kühl-
geräten sowie Geschirrspülern mit der höchsten Energieeffizienzklasse 
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3.4 Temporäre Bauten und Messestände 

Einführung 
Wegen ihrer Ressourcenintensität sind temporäre Bauten (z. B. Pavillons auf 
Großveranstaltungen) zu vermeiden. Lässt sich der Einsatz nicht vermeiden oder 
ist der Bau eines Messestandes geplant, muss u. a. auf die Verwendung von lang-
lebigen, recycelbaren Materialien geachtet werden. 

Ziele 
• Vermeidung von umwelt- und gesundheitsbedenklichen Stoffen und Abfällen 

• Wiederverwendung der eingesetzten Bauteile 

• Schutz des Bodens 

Maßnahmen 
� Alternative Locations ohne Notwendigkeit temporärer Bauten recherchieren 

� Recycelbare Transportverpackungen und Baumaterialien verwenden 

� Getrennte Abfallentsorgung sicherstellen 

� Wesentliche Bauteile zur Wiederverwendung einlagern oder mieten 

EINFÜHRUNG 
Großveranstaltungen können ein Ausmaß erreichen, das die Errichtung temporärer 
Bauten notwendig macht, um dem Bedarf der Veranstaltung gerecht zu werden. 
Dies können z. B. Zelte, Pavillons oder Hallen sein. 
Temporäre Bauten sind aus Umweltsicht nachteilig, da sie aufgrund schlechter Iso-
lierung viel Energie verbrauchen und sie darüber hinaus durch den hohen Einsatz 
von Baumaterialien ressourcenintensiv sind. Um temporäre Bauten zu vermeiden, 
ist im Vorfeld zu prüfen, ob ein anderer Veranstaltungsort gewählt werden kann. 
Sind temporäre Bauten erforderlich, ist der Auf-, Abbau und Betrieb umweltscho-
nend zu gestalten. Dabei werden langlebige, recycelbare, ökologisch und gesund-
heitlich unbedenkliche Baumaterialien und -elemente in Systembauweise einge-
setzt. Der Rückbau erfolgt vollständig, die Nachnutzung der Materialien wird wei-
testgehend sichergestellt. Dauerhafte Flächenversiegelungen und Bodenbeschädi-
gungen sind zu vermeiden. 
Bei kleineren Veranstaltungen und Auftritten auf Messen werden vor allem die Auf-
bauten und Stände betrachtet. Diese sind so umzusetzen, dass eine Wiederver-
wendung gewährleistet werden kann. 
Insbesondere bei individuell gefertigten Ständen sollte die Wiederverwendung auf 
weiteren Messen sichergestellt sein. Für Messestände eingesetztes Holz stammt 
entweder aus nachhaltiger Forstwirtschaft oder es wird Recyclingholz verwendet. 
Nicht mehr verwendbare Bauteile sind einem Recyclingsystem zuzuführen; Materi-
alien, die nicht recycelt werden können, sind sachgerecht zu entsorgen. 
Der Standbetrieb erfolgt möglichst energiesparend. Aufgrund der Relevanz für tem-
poräre Bauten wird insbesondere auf die Handlungsfelder „Energie und Klima“ (Ka-
pitel 3.3) und „Abfallmanagement“ (Kapitel 3.7) verwiesen. 
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ZIELE 
→  Vermeidung von Abfällen 
→  Wiederverwendbarkeit der eingesetzten Bauteile und -systeme zur Steigerung 

der Materialeffizienz 
→  Vermeidung von umwelt- und gesundheitsbedenklichen Stoffen Flächenversie-

gelungen 
MASSNAHMEN 
Veranstaltungsort und Anlieferungslogistik 
→  Prüfen, ob ein anderer Veranstaltungsstandort, der den Aufbau temporärer 

Bauten nicht erforderlich macht, infrage kommt 
→  Anfahrtswege und Anzahl der Waren- und Materialanlieferungen optimieren 
Abfallmanagement für Baumaterialien und Innenausstattung 
→  Getrennte Abfallsammlung und Entsorgung sicherstellen 
→  Möglichst wiederverwendbare, mindestens recycelbare Transportverpackun-

gen nutzen, um Abfall zu vermeiden 
→  Konzept zur Weiternutzung erstellen (z. B. einzulagern für weitere Veranstal-

tungen, zu mieten bzw. leasen wesentlicher Bauteile, zu verschenken) 
Produktauswahl 
→  Systembauweise verwenden 
→  Langlebige, recycelbare, ökologisch und gesundheitlich unbedenkliche Bauma-

terialien und Ausstattungsvarianten verwenden (z. B. auf Anstriche zum Holz-
schutz verzichten, zertifiziertes Holz verwenden, Verzicht auf PVC, Produkte mit 
dem „Blauen Engel“ nutzen) 

Schutz des Bodens 
→  Bodenschutzsystem für Wege und Flächen installieren 

3.5 Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen 
Einführung 
Vor jeder Neuanschaffung ist im Rahmen einer Bedarfsanalyse zu überlegen, ob 
das Produkt oder die Dienstleistung für die erfolgreiche Umsetzung der Veranstal-
tung zwingend notwendig ist. Bei allen benötigten Produkten und Dienstleistungen 
ist auf nachhaltige Lösungen und Anbieter zu setzen. 

Ziele 
• Bei allen Beschaffungen Nachhaltigkeitsaspekte miteinbeziehen 

• „Papierflut“, wo möglich, eindämmen 

Maßnahmen 
• Bedarf bei Neuanschaffungen prüfen 

• Bei allen Produkten auf Zertifizierungen (z. B. „Blauer Engel“) achten 

• Papierverbrauch reduzieren (bspw. durch digitales Einladungs- und 
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Dokumentmanagement) 

• Reinigungsmittel sparsam einsetzen 
 
EINFÜHRUNG 
Auch bei der Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen, die für die Veran-
staltung benötigt werden, können mehrere positive Signale gesetzt werden. Da der 
Bund eine besondere umweltpolitische Verantwortung trägt, müssen sich die Ver-
anstaltungsorganisatorinnen und -organisatoren zunächst fragen, ob die Beschaf-
fung einer bestimmten Leistung überhaupt erforderlich ist, bevor sie im zweiten 
Schritt auf nachhaltige Produkte und Dienstleistungen setzen. Überprüft werden 
sollte auch immer, ob der Kauf eines gebrauchten Produktes oder eine Miete die 
nachhaltigere Variante ist. Mit der gezielten Nachfrage werden nachhaltige Produkte 
und Dienstleistungen am Markt gestärkt und dadurch auch die Verbreitung und An-
wendung von Innovationen unterstützt. Durch das Berücksichtigen von Nachhaltig-
keitsaspekten bei der Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen für Konfe-
renzen und Veranstaltungen kann der Bund eine Vorreiterrolle mit Signalfunktion 
für einen nachhaltigen Konsum übernehmen. Durch die Vorbildwirkung auf die Teil-
nehmenden als Verbraucherinnen und Verbraucher kann ein zusätzlicher Effekt er-
zielt werden. 
Das Vergaberecht bietet die Möglichkeit, nachhaltige Produkte und Dienstleistun-
gen zu beschaffen, sofern im Rahmen der Leistungsbeschreibung bereits entspre-
chende Anforderungen gestellt werden. Bei der Vergabe öffentlicher Aufträge durch 
Dienststellen des Bundes gelten darüber hinaus die AVV-EnEff. Die Beschaffenden 
haben vielfältige Instrumente zur Hand, um Nachhaltigkeitskriterien abzufragen (z. 
B. Lebenszykluskostenrechner, Gütezeichen, EMAS, Energieeffizienzlabel). Bei der 
Erstellung der Leistungsbeschreibung, der Eignungskriterien, der Zuschlagskrite-
rien und der Ausführungsbedingungen darf auf bestimmte Gütezeichen wie den 
„Blauen Engel“ oder das EU-Umweltzeichen pauschal verwiesen werden, sofern es 
diese Umweltzeichen für die jeweils zu beschaffende Leistung gibt und die Vorgabe 
möglich und sachgerecht ist. Zudem können Gütezeichen auch als Nachweis ge-
fordert werden. Gleichwertige Gütezeichen müssen jedoch als Nachweis anerkannt 
werden. Nur in bestimmten Fällen sind vom öffentlichen Auftraggeber andere ge-
eignete Belege zu akzeptieren (§ 34 VgV/ § 24 UVgO). 
In § 13 Klimaschutzgesetz ist für die öffentliche Beschaffung eine Bevorzugungs-
pflicht für die klimafreundlichsten Produkte und Dienstleistungen geregelt. Dies bie-
tet Beschaffenden in allen Phasen der Beschaffung gute Argumente und Abwä-
gungsmöglichkeiten für klimafreundliche Produkte. 
Umfangreiche Informationen zur umweltfreundlichen Beschaffung von Produkten 
und Dienstleistungen, insbesondere produktgruppenspezifische Leitfäden, bietet z. 
B. die Website des Umweltbundesamtes https://www.beschaffung-info.de. 
Hinsichtlich der Beschaffung von Cateringdienstleistungen, Gastgeschenken und 
Give-aways sowie temporären Bauten wird auf die entsprechenden Handlungsfel-
der dieses Leitfadens verwiesen. 

ZIELE 
→  Beachtung von Nachhaltigkeitsaspekten bei allen Beschaffungsvorgängen 
→  Eindämmung der speziell bei Konferenzen entstehenden „Papierflut“ 

https://www.beschaffung-info.de/
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-kosum/umweltfreundliche-beschaffung
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MASSNAHMEN 
Nachhaltige Beschaffung allgemein 
→  Überprüfen, ob überhaupt ein Bedarf besteht 
→  Überprüfen, ob der Bedarf auch durch den Erwerb von gebrauchten Produkten 

oder das Mieten von nachhaltigen Produkten gedeckt werden kann 
→  Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen, die das Umweltzeichen 

„Blauer Engel“ oder das Europäische Umweltzeichen tragen bzw. deren Krite-
rien erfüllen. Existiert für das zu beschaffende Produkt oder die Dienstleistung 
kein Umweltzeichen, sind Umweltkriterien anderweitig zu recherchieren. 
Ebenso ist auf soziale Aspekte zu achten (z. B. faire Löhne und Arbeitsbedin-
gungen) 

→  Berücksichtigung von Lebenszykluskosten (z. B. Lebenszykluskostenrechner 
des UBA) 

→  Bei der Bieterauswahl Berücksichtigung der Kompetenz zum umweltorientierten 
Management 

Papier 
→  Reduzierung des Papierverbrauchs z. B. durch digitales Einladungs- und Ver-

anstaltungsmanagement (elektronischer Versand der Einladungen und Sit-
zungsunterlagen; Konferenzwebsite, Konferenz-App, Tagesordnung und Hin-
weise während der Konferenz nur auf Bildschirmen); Bereitstellung von Bro-
schüren über QR-Codes (z. B. nur Ansichtsexemplare von Broschüren ausle-
gen und diese mit QR-Codes versehen); Verkleinerung von Formaten (mehrere 
Seiten pro Blatt) und Verwendung von doppelseitig bedruckten Unterlagen und 
Handouts sowie doppelseitige Anfertigung von Kopien vor Ort, falls Ausdruck 
nicht vermeidbar; Minimierung der Anzahl der verteilten Handouts (genaue Re-
cherche der Anzahl der Teilnehmenden) 

→  Bei erforderlichem Einsatz von Papier (Kopierpapier), Verwendung von Recyc-
lingpapier, das den „Blauen Engel“ trägt bzw. dessen Kriterien erfüllt (Sitzungs-
unterlagen und dergleichen); Weißegrad der Recyclingpapiere: maximal 80 % 
(inkl. UV-Anteil) nach DIN ISO 2470; Papierdruckerzeugnisse werden prioritär 
auf Papier mit dem Blauen Engel gedruckt, zugelassene Alternative ist eine Zer-
tifizierung nach FSC-Recycled, nur ausnahmsweise kann Papier mit dem EU-
Ecolabel verwendet werden. Auf Frischfaserpapier soll verzichtet werden. 

Batterien 
→  Bei Simultanübersetzungen und sonstigem Einsatz batteriebetriebener Geräte 

Verwendung wiederaufladbarer Batterien (aber keine Nickel-Cadmium-Batte-
rien) 

Reinigungsmittel 
→  Effizienter Einsatz von Reinigungsmitteln; abklären mit Reinigungsfirmen, ein-

schließlich Information des Reinigungspersonals  
→  Beschaffung von umweltgerechten Reinigungsmitteln, die das Umweltzeichen 

„Blauer Engel“ oder das Europäische Umweltzeichen tragen bzw. deren Krite-
rien erfüllen 
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3.6 Catering 

Einführung 
Die Produktion und die Art und Weise des Konsums von Lebensmitteln ist mit Um-
weltauswirkungen verbunden. Klimawandel, Landnutzungswandel und biogeoche-
mische Kreisläufe werden auch von der Nutztierhaltung bzw. Produktion tierischer 
Lebensmittel aus der Landwirtschaft beeinflusst. Die Klimabilanz der Lebensmittel 
sollte daher ein wichtiges Kriterium für das Essensangebot sein.  

Ziele 
• Produkte aus ökologischem Landbau verwenden 

• Möglichst pflanzenbasierte, saisonale & faire, umwelt-/klimafreundliche Speisen 
anbieten 

• Lebensmittel- und sonstige Abfälle vermeiden 

Maßnahmen 
• Saisonale und ressourcen- und klimaschonend bereitgestellte Lebensmittel ver-

wenden 

• Jeweils auch veganes/ vegetarisches Catering und möglichst Leitungswasser aus 
Karaffen anbieten 

• Mehrweggeschirr, -besteck und Gläser verwenden/ Verteilen der übrig gebliebenen 
Speisen/Beste-Reste-Boxen 

EINFÜHRUNG 
Das Anbieten von Getränken und/oder Speisen gehört zu nahezu jeder Veranstal-
tung. Das Handlungsfeld „Catering“ berücksichtigt Gesichtspunkte der Verpflegung 
der Teilnehmenden, der Beschaffung (vor allem von Lebensmitteln) und des damit 
verbundenen Transportaufkommens sowie der Abfallvermeidung und -trennung. 
Besondere Beachtung bei der Auswahl finden hier vegetarische, vegane, saisonale, 
ökologisch angebaute und fair gehandelte Produkte. Flugwaren – zum Beispiel Win-
tererdbeeren – sind zu vermeiden.1  

Ein reduzierter Konsum von tierischen Lebensmitteln aus der Landwirtschaft würde 
nicht nur die Umwelt entlasten, sondern fördert auch die Gesundheit. So empfiehlt 
die Deutsche Gesellschaft für Ernährung (DGE) für eine vollwertige Ernährung nicht 
mehr als 300-600 g Fleisch und Wurst pro Woche zu verzehren2.  
Etwa ein Drittel aller im Außer-Haus-Verzehr hergestellten Speisen landet im Ab-
fall3. Wie sich Lebensmittelabfälle beim Catering vermeiden lassen, erläutert der 
Leitfaden „Vermeidung von Lebensmittelabfällen beim Catering“ des Umweltbun-
desamtes (https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/leitfaden-vermeidung-
von-lebensmittelabfaellen-beim) mit praktikablen und einfach umsetzbaren Tipps. 
Schon kleine Maßnahmen wie eine optimale Mengenkalkulation und das 

 
1
 Eine Liste mit typischen Flugprodukten findet sich auf: https://www.klima-sucht-schutz.de/ser-

vice/klima-orakel/beitrag/welche- lebensmittel-werden-mit-flugzeug-transportiert-
12519/https://www.co2online.de/glossar/de/default/definition/flugware/ 
2 https://www.dge.de/ernaehrungspraxis/vollwertige-ernaehrung/10-regeln-der-dge/  
3
 Umweltbundesamt, 2016: Entwicklung von Instrumenten zur Vermeidung von Lebensmittelabfäl-

len, UBA-Texte 85/2016, S. 65, https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/entwicklung-von-
instrumenten-zur-vermeidung-von 

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/leitfaden-vermeidung-von-lebensmittelabfaellen-beim
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/leitfaden-vermeidung-von-lebensmittelabfaellen-beim
https://www.klima-sucht-schutz.de/service/klima-orakel/beitrag/welche-lebensmittel-werden-mit-flugzeug-transportiert-12519/
https://www.klima-sucht-schutz.de/service/klima-orakel/beitrag/welche-lebensmittel-werden-mit-flugzeug-transportiert-12519/
https://www.klima-sucht-schutz.de/service/klima-orakel/beitrag/welche-lebensmittel-werden-mit-flugzeug-transportiert-12519/
https://www.klima-sucht-schutz.de/service/klima-orakel/beitrag/welche-lebensmittel-werden-mit-flugzeug-transportiert-12519/
https://www.klima-sucht-schutz.de/service/klima-orakel/beitrag/welche-lebensmittel-werden-mit-flugzeug-transportiert-12519/
https://www.co2online.de/glossar/de/default/definition/flugware/
https://www.dge.de/ernaehrungspraxis/vollwertige-ernaehrung/10-regeln-der-dge/
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/entwicklung-von-instrumenten-zur-vermeidung-von
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/entwicklung-von-instrumenten-zur-vermeidung-von
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bedarfsgerechte Nachlegen von Speisen auf dem Buffet oder die Verwendung klei-
nerer Teller und Portionsgrößen reduzieren Lebensmittelabfälle. 
Hinweise zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen enthalten zum Beispiel auch die 
Internetseite: „Zu gut für die Tonne!“ des Bundesministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft (https://www.zugutfuerdietonne.de/), der dort veröffentlichte Leitfa-
den zur Vermeidung von Lebensmittelabfällen und die „Checkliste – Wo können Sie 
in Ihrem Betrieb Lebensmittelabfälle vermeiden?“ der Initiative United Against 
Waste (https://www.united-against-waste.de/downloads/dehoga-che-ckliste.pdf). 
Die hohe Trinkwasserqualität lässt in Deutschland die Nutzung von Leitungswasser 
als Getränk zu4. Leitungsgebundenes Trinkwasser bietet die Vorteile, dass weder 
Verpackungen anfallen noch zusätzliche Transporte erforderlich sind. Zudem ist es 
die preiswerteste Variante. Leitungswasser wird daher als Trinkwasser in Karaffen 
angeboten. Hygiene-Standards sind einzuhalten.  

ZIELE  
→  Signifikanter Anteil von Produkten aus ökologischem Landbau 
→  Nutzung saisonaler Lebensmittel 
→  ressourcen- und klimaschonend hergestellte und transportierte Produkte ein-

setzen,  
→  ausgewogene und pflanzenbasierte Lebensmittel bevorzugen entsprechend 

der DGE-Qualitäts-Standards 
→  Verwendung von Produkten aus Fairem Handel, falls Lebensmittel aus Übersee 

angeboten werden 
→  Kulturspezifische, und religiöse Essgewohnheiten sind in der Planung berück-

sichtigt. 
→  Reduzierung von Lebensmittelabfällen sowie weiteren Abfällen (siehe auch Ka-

pitel 3.7 „Abfallmanagement“) 
MASSNAHMEN 
Produktauswahl 
→  Produkte aus ökologischem Landbau (mindestens 20 Prozent des Gewichtes 

oder des monetären Wareneinsatzes bezogen auf den Gesamtwareneinsatz) 
und Produkte aus fairem Handel (z.B. Kaffee, Tee) anbieten.   

→  Verwendung von saisonalen und umweltgerecht transportierten Lebensmitteln, 
insbesondere Verzicht auf Ware aus beheizten Treibhäusern und Verzicht auf 
Flugware. Frisch verwendete Zutaten (Salat, Kräuter, Gemüse und Obst) set-
zen sich in den Monaten Mai bis Oktober zu mindestens 80% aus saisontypi-
schen Rohwaren zusammen.   

→  Jeweils auch veganes und vegetarisches Catering anbieten – unter Beachtung 
ressourcen- und klimaschonend hergestellter Produkte – und auch bei veganen 
Speisen ein vollwertiges Menü einplanen  

 
4
 Trinkwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 2. August 2013 (BGBl. I S. 

2977), die durch Artikel 4 Absatz 22 des Gesetzes vom 7. August 2013 (BGBl. I S. 3154) geändert 
worden ist; EU-RL 98/83 EG des Rates über die Qualität von Wasser für den menschlichen Ge-
brauch vom 03.11.1998, ABl. EG Nr. L 330, S. 32 

https://www.zugutfuerdietonne.de/
https://www.united-against-waste.de/downloads/dehoga-checkliste.pdf
https://www.united-against-waste.de/downloads/dehoga-checkliste.pdf
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→  Bei Fleisch und/oder Fisch im Verpflegungsangebot sollten folgende Kriterien 
gelten: 

  - Es sind Fleischprodukte auszuwählen, die eine möglichst gute Klimabilanz ha-
ben, möglichst aus ökologischer Haltung stammen oder hohe Tierwohlstan-
dards erfüllen. 

  - Bei der Auswahl und der Zusammenstellung von Fisch und Fischprodukten 
ist darauf zu achten, keine Produkte aus gefährdeten Beständen ins Sorti-
ment zu nehmen. Vielmehr sollten bei der Beschaffung Kriterien für zertifi-
zierten Fisch genutzt werden (z. B. des unabhängigen MSC-Siegels oder des 
Naturland-Siegels)  

→ Produkte ohne Palm(kern)öl/ Sojaöl werden bevorzugt. Bei Verwendung von 
Palm(kern)öl/Sojaöl und Palm(kern)öl-/Sojaöl-enthaltenden Produkten stam-
men diese zu 100% aus zertifizierten Quellen. 

→ Bereitstellung von leitungsgebundenem Trinkwasser in Karaffen (hierbei sind 
die ständige frische Befüllung der Karaffen sowie das zeitgerechte Abräumen 
und Spülen der Karaffen [Glas] sicherzustellen); im Falle der Bereitstellung wei-
terer Kaltgetränke Verwendung von Mehrwegflaschen 

→  Einsatz umweltfreundlicher Papierprodukte (z. B. Produkte mit dem Blauen En-
gel DE-UZ 65 „Ungebleichte Koch- und Heißfilterpapiere“ und Servietten und 
Küchenrollen mit dem Blauen Engel DE-UZ 5 „Hygiene-Papiere aus Altpapier“) 

Unverträglichkeiten und Allergien 
→  Beschriftung von Gerichten, damit Allergien oder Unverträglichkeiten auslö-

sende Speisen klar erkennbar sind 
→  auf Unterweisung des für das Catering zuständigen Personals hinweisen  
Vermeidung von Lebensmittel- und sonstigen Abfällen 
→  Bedarfsgerechte Mengen an Speisen bestellen bzw. zubereiten  
→ Nicht alle zubereiteten Speisen präsentieren, sondern nach Bedarf nachlegen 
→ Verwendung von Mehrweggeschirr, Mehrwegbesteck und Gläsern 
→  Einsatz von Verpackungen, durch die Abfälle vermieden oder verringert werden 
→ Beschriftung der Speisen am Buffet (Vermeidung von „Fehlgriffen“) 
→  Sensibilisierung des Ausgabepersonals, z. B. Ausgabe kleinerer Mengen, ge-

zieltes Nachlegen von Speisen 
→  Weitergabe von übrig gebliebenen Speisen an gemeinnützige Organisationen, 

z. B. an Tafeln, soweit die geltenden Hygienevorschriften das zulassen 
Abfalltrennung 
→  Getrennte Sammlung von Küchenabfällen 
→  Getrennte Sammlung von altem Speiseöl aus Fritteusen 
Catering-Dienstleistungsunternehmen 
→  Bei der Wahl des Catering-Dienstleistungsunternehmens auf die Einhaltung der 

Qualitätsstandards der Deutschen Gesellschaft für Ernährung (DGE) vom No-
vember 2020 achten.  

3.7 Abfallmanagement 
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Einführung 
Beim Abfallmanagement gilt der Grundsatz: „1. vermeiden, 2. wiederverwenden, 3. 
verwerten, 4. beseitigen“. So sollen Ressourcen geschont und die Kreislaufwirtschaft 
unterstützt werden. 

Ziele 

• Abfälle vermeiden bzw. reduzieren 

• Anfallende Abfälle trennen 

Maßnahmen 
• Mehrwegverpackungen verwenden 
• Rückgabesysteme einführen (z. B. Namensschilder) / Teilnehmerinnen und Teil-

nehmer sowie Lieferantinnen und Lieferanten über das Trennen von Abfall infor-
mieren 

EINFÜHRUNG  
Durch die Reduktion von Abfällen und das korrekte Trennen der Abfälle werden 
wertvolle Ressourcen geschützt und die Kreislaufwirtschaft unterstützt. Das Hand-
lungsfeld „Abfallmanagement“ zielt vor allem auf die Begrenzung und mögliche Re-
duzierung der Abfallmengen. 
Hinsichtlich der Abfallvermeidung bzw. -trennung bei Papier und beim Catering wird 
auf die in den Handlungsfeldern „Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen“ 
(Kapitel 3.5) und „Catering“ (Kapitel 3.6) genannten Maßnahmen verwiesen. 
Im Sinne eines ressourcenschonenden Umgangs mit Produkten sollte der folgende 
Handlungsgrundsatz in der Aufeinanderfolge eingehalten werden: 1. vermeiden, 2. 
vorbereiten zum Wiederverwenden, 3. verwerten, 4. beseitigen. Dieser Grundsatz 
ist auch gesetzlich festgeschrieben (siehe § 6 Kreislaufwirtschaftsgesetz). 

ZIELE 
→  Abfallvermeidung bzw. Reduktion des Abfallaufkommens 
→  Getrennte Abfallfraktionen am Entstehungsort 
→  Ordnungsgemäße Entsorgung (Verwertung und Beseitigung) nicht vermeidba-

rer Abfälle sicherstellen 
MASSNAHMEN  
Abfallvermeidung 
→  Verpackungsabfälle minimieren, z. B. durch den Einsatz von Mehrwegverpa-

ckungen und Bestellung in Großgebinden, sofern der Inhalt aufgebraucht wird 
→  Rücknahmesysteme und Wiederverwendung, z. B. für Namensschilder 
→  Einsatz von recyclingfähigen Produkten und Verpackungen aus Recyclingma-

terial, z. B. Recyclingkarton bei Kartonverpackungen 
Abfalltrennung 
→  Aufstellen von Abfallinseln für getrennte Abfallsammlung, vor allem für die Frak-

tionen Papier, Biomüll, Glas und Leichtverpackungen sowie deutliche Beschrif-
tung (insbesondere bei internationalen Veranstaltungen) 
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→  Information über das Trennsystem an alle Lieferantinnen und Lieferanten und 
die Betreibergesellschaft. Wichtig: Reinigungsfirmen einbeziehen 

→  Verpflichtung der Lieferantinnen und Lieferanten, Verpackungen zurückzuneh-
men 

Entsorgung 
→  Entsorgung der Verpackungsabfälle entsprechend dem Verpackungsgesetz 
→  Verwertung der übrigen getrennt gesammelten Abfälle (Papier, Biomüll etc.) ei-

genverantwortlich nach den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der 
Gewerbeabfallverordnung 

→  Beseitigung der Restabfälle über öffentlich- rechtliche Entsorgungsträger nach 
den Vorgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und der Gewerbeabfallverord-
nung 

3.8 Umgang mit Wasser 

Einführung 
Zum Schutz der Ressource Wasser sind ein verantwortungsvoller Umgang und 
Maßnahmen zur Senkung der Abwasserbelastung, z. B. durch Verwendung biolo-
gisch abbaubarer Reinigungsmittel, von Bedeutung. Hinsichtlich der Beschaffung 
und der Verwendung umweltfreundlicher Reinigungsmittel sei auf das Handlungs-
feld „Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen“ (siehe Checkliste Maßnah-
men Nr. 5.8 und 5.9) verwiesen. 

Ziele 
• Schonung der Ressource Wasser 

Maßnahmen 
• Sparsamer Umgang mit Wasser, z. B. Einsatz von wassersparenden Geräten in 

Küchen und Kantinen 

• Anbringen von Schildern mit Hinweisen zu wassersparenden Vorrichtungen in Sa-
nitärräumen, um auch das Bewusstsein der Teilnehmenden anzusprechen 

3.9 Gastgeschenke und Give-aways 

Einführung 
Auf Gastgeschenke oder Give-aways wird grundsätzlich verzichtet. Falls nicht an-
ders möglich, wird auf eine umweltschonende Herstellung, Anlieferung und einen 
ökologischen Mehrwert geachtet sowie eine sinnvolle Nutzungsmöglichkeit beim Be-
schenkten berücksichtigt.  

Ziele 
• Gastgeschenke und Give-aways vermeiden 

• Andernfalls auf nachhaltige Lösungen setzen 

Maßnahmen 
• Gastgeschenke oder Give-aways nicht mit anbieten 
• Wo nicht anders möglich, auf umwelt-, sozialverträgliche und saisonale 
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Erzeugnisse setzen 

EINFÜHRUNG 
Das nachhaltigste Gastgeschenk oder Give-away ist jenes, welches gar nicht erst 
produziert wird. 
Teilnehmende einer Veranstaltung sind immer auch Verbraucherinnen und Verbrau-
cher, die sich regelmäßig nur kurzzeitig an einem Geschenk erfreuen. Langfristig 
werden solche Produkte jedoch meistens nicht weiter genutzt, da sie nicht ge-
braucht werden. Der Verzicht auf Gastgeschenke und Give-aways ist aus ökologi-
scher Sicht daher konsequent und kann auch positiv vermittelt werden. Kann den-
noch nicht darauf verzichtet werden, sollten die im Rahmen von Veranstaltungen 
überreichten Geschenke und Give-aways einerseits nicht kurzfristig zu Abfall wer-
den und andererseits in ihrer Herstellung und Anlieferung sowohl die Umwelt mög-
lichst wenig belasten als auch sozial verträglich sein. In Frage kommen zum Beispiel 
zum Verzehr geeignete nachhaltige Spezialitäten aus dem Veranstaltungsort und 
Give-Aways mit ökologischem Mehrwert (z.B. Samenkugeln, Lesezeichen oder 
ähnliches aus Saatpapier). Bei virtuellen Formaten kommen virtuelle Geschenke 
wie z.B. ein Screenshot als Gruppenfoto, ein digitales Graphic-Recording in Be-
tracht. Soll bei virtuellen Veranstaltungen nicht auf ein Gastgeschenk verzichtet wer-
den, ist auch hier bei der Auswahl und dem Versand auf die Nachhaltigkeit zu ach-
ten.   

ZIELE 
→  Keine Gastgeschenke und Give-aways 
→  Falls im Einzelfall nicht anders möglich: nachhaltige Gastgeschenke und Give-

aways  
MASSNAHMEN 
Allgemein 
→  Keine Beschaffung von Gastgeschenken und Give-aways 
Produktauswahl, falls Beschaffung im Einzelfall erforderlich 
→  Umweltgerecht und sozial verträglich hergestellte Geschenke und Give-aways 

verwenden; Beschaffung von Gastgeschenken und Give-aways, die das Um-
weltzeichen „Blauer Engel“ oder das Europäische Umweltzeichen tragen bzw. 
deren Kriterien erfüllen. Existiert für das zu beschaffende Produkt oder die 
Dienstleistung kein Umweltzeichen, sind Umweltkriterien anderweitig zu recher-
chieren 

→  Wenn Lebensmittel als Gastgeschenke oder Give-aways beschafft werden: 
Verwendung von saisonalen, ökologisch angebauten und umwelt- schonend 
transportierten oder fair gehandelten Produkten (https://www.fairtrade-deutsch-
land.de/ ) 

→  Kugelschreiber und Bleistifte: Bevorzugt werden Druckkugelschreiber und Blei-
stifte aus Pappe/ Pappmaschee. Alternativ: unlackierte Bleistifte bzw. Druck-
Kugelschreiber aus Holz aus nachhaltiger Forstwirtschaft 

→  Rucksäcke und Beutel aus umweltfreundlichen Materialien; eine sinnvolle Wei-
terverwendung nach den Veranstaltungen sollte möglich sein 

→  Überreichen deutscher Spezialitäten, z. B. aus biologischem Anbau 

https://www.fairtrade-deutschland.de/
https://www.fairtrade-deutschland.de/
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→  Saisonale und umweltschonend transportierte Blumen oder Blumen aus Fairem 
Handel verschenken/verwenden 

3.10 Organisation, Kommunikation, Evaluation 

Einführung 
Es ist essenziell, eine zentrale Ansprechperson zu benennen, die allen Beteiligten 
für Fragen rund um das Thema „Nachhaltigkeit“ zur Verfügung steht. Die Nachhal-
tigkeitsziele werden im Vorfeld sowohl intern als auch extern kommuniziert, im Nach-
gang evaluiert und die Ergebnisse (v. a. bei größeren Veranstaltungen) mit der Öf-
fentlichkeit geteilt. 

Ziele 
• Den Erfolg der ergriffenen Maßnahmen dokumentieren und kommunizieren 

Maßnahmen 
• Ansprechperson benennen 

• Teilnehmende auf Nachhaltigkeitsaspekte der Veranstaltung hinweisen (z. B. über 
Präsentationsflächen in den Pausen) 

• Daten zur Wirkung der Maßnahmen erheben, auswerten und kommunizieren 

EINFÜHRUNG 
Damit Nachhaltigkeitsaspekte von Anfang an berücksichtigt werden, ist es wichtig, 
eine Ansprechperson zu benennen, die den Mitarbeitenden, die mit der Vorberei-
tung von Veranstaltungen beauftragt sind, bei konkreten Fragen zum Thema „Nach-
haltigkeit“ fachliche Unterstützung gewähren kann.  
Zentral sind außerdem die Kommunikation der gesetzten Nachhaltigkeitsziele und 
Maßnahmen, sowohl intern als auch nach außen. Nur wenn die Zuständigkeiten 
und Maßnahmen frühzeitig allen Mitarbeitenden bekannt sind, können diese auch 
umgesetzt werden. Schulungen des internen und externen Personals sind hier es-
senziell. Die Kommunikation nach außen wirkt als Ansporn, die gesetzten Ziele mit 
Blick auf Nachhaltigkeit tatsächlich zu erreichen. Ferner kann auf diese Weise ex-
tern für die Nachhaltigkeitsziele geworben werden, um andere Organisatorinnen 
und Organisatoren von Veranstaltungen ebenfalls für eine nachhaltige Ausrichtung 
ihrer jeweiligen Aktivitäten zu gewinnen. 
Zu einem nachhaltigen Veranstaltungsmanagement gehört ferner die Messung, die 
Auswertung und bei größeren Veranstaltungen die Kommunikation der Wirkungen 
durchgeführter Maßnahmen (siehe z. B. die Umwelterklärung der 23. Klimakonfe-
renz der Vereinten Nationen https://www.bmu.de/download/cop-23-umwelterklae-
rung/). Erfolgreiche Maßnahmen werden auf diese Weise auch anderen bekannt. 
Aus weniger erfolgreichen Maßnahmen können wiederum Erfahrungen gewonnen 
werden. 

ZIELE 
→  Sicherstellung des Erfolgs der Initiative zur nachhaltigen Organisation von Ver-

anstaltungen 
MASSNAHMEN 
Organisation 

https://www.bmu.de/download/cop-23-umwelterklaerung/
https://www.bmu.de/download/cop-23-umwelterklaerung/
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→  Ansprechperson benennen, die den Mitarbeitenden, die mit der Vorbereitung 
von Veranstaltungen beauftragt sind, bei konkreten Fragen zum Thema „Nach-
haltigkeit“ fachliche Unterstützung gewähren kann.  

Kommunikation der Ziele und Maßnahmen 
→  Umfassende Öffentlichkeitsarbeit: Das Ziel, die Veranstaltung nachhaltig durch-

zuführen, zusammen mit den vorgesehenen Maßnahmen frühzeitig öffentlich 
kommunizieren (z. B. mit der Einladung, auf der Konferenzwebsite oder Konfe-
renz-App) 

→  Information der Mitarbeitenden vor Ort über nachhaltigkeitsbezogene Maßnah-
men und Einbeziehung in die Umsetzung der Maßnahmen (z. B. Zuständigkei-
ten festlegen, Personalschulung) 

→  Information der Teilnehmenden über Nachhaltigkeitsaspekte der Veranstaltung 
(z. B. Banner aufstellen, in Pausen auf Präsentationsflächen anzeigen) 

→  Schulung von externem Personal bei Ausschreibungen einfordern 
Evaluation 
→  Qualitative und quantitative Wirkungsmessung zu durchgeführten Maßnahmen 

(Dokumentation) 
→  Auswertung der erhobenen Daten 
→  Kommunikation der ausgewerteten Daten (vor allem bei großen Veranstaltun-

gen) 

3.11 Barrierefreiheit 

Einführung 
Um ihnen die aktive Teilnahme an Veranstaltungen zu ermöglichen, werden die Be-
dürfnisse von Menschen mit Behinderung (z. B. Mobilitätseinschränkung, Seh- oder 
Hörbehinderungen) berücksichtigt und Maßnahmen zur barrierefreien Gestaltung 
des Events ergriffen. 

Ziele 
• Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen miteinbeziehen 

Maßnahmen 
• Barrierefreie Versendung von Einladungen 

• Geeignete Sitz- und Stellplätze für Personen im Rollstuhl 

• Leit- und Orientierungssysteme für Personen mit Sehbehinderung  
• Gebärdensprachdolmetschung für Personen mit Hörbehinderung und Gehörlose 

EINFÜHRUNG 
Barrierefreiheit ist ein wichtiger sozialer Aspekt bei der Organisation und Durchfüh-
rung von Veranstaltungen. Die Berücksichtigung der Bedürfnisse von Menschen mit 
Behinderungen soll deren eigenständige und aktive Teilnahme ermöglichen. So ist 
der barrierefreie Zutritt für Menschen mit Mobilitätseinschränkungen (bei mehrtägi-
gen Veranstaltungen auch der Übernachtungsmöglichkeiten) zu gewährleisten. 
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Auch Personen mit anderen Einschränkungen (z. B. mit Seh- und Hörbehinderung) 
ist die Teilnahme zu ermöglichen. 
Hinweise zur Organisation barrierefreier Veranstaltungen geben zum Beispiel die 
Broschüre „Gestaltung barrierefreier Tagungen, Seminare und sonstiger Veranstal-
tungen“ der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e.V. (https://publikatio-
nen.dguv.de/regelwerk/dguv-informationen/3336/gestaltung-barrierefreier-tagun-
gen-seminare-und-sonstiger-veranstaltungen) oder die „Checkliste für barrierefreie 
Veranstaltungen“ der Bundesfachstelle Barrierefreiheit (https://www.bundesfach-
stelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/Veroeffentlichungen/check-
liste-barrierefreie-veranstaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4 ). 

ZIELE 
→  Berücksichtigung der Bedürfnisse von Menschen mit Behinderungen 
MASSNAHMEN 
Barrierefreiheit von Dokumenten 
→  Bei Versendung auf die Barrierefreiheit der Dokumente achten, ebenso auf 

Websites 
Maßnahmen für Personen im Rollstuhl 
→ Rollstuhlgängige WC-Anlagen 
→  Vermeidung von Stufen und hohen Niveau- unterschieden, Gebäude mit roll-

stuhlgängigen Aufzügen, transportable Rampen und Treppenschrägaufzüge 
nur als Notlösung 

→  Breite Wege, Gänge und Türdurchgänge, Vermeidung von Dreh- und Schwing-
türen als einzige Zugangsmöglichkeit, leichtgängige Türen mit genügend Freiflä-
che 

→  Bewegungsfläche für Rollstühle vorsehen 
→  Geeignete Sitz- und Stellplätze vorsehen 
→  Bequem erreichbare Bedienelemente 
→  Unterfahrmöglichkeiten bei Tischen, Waschbecken; bei Buffettischen auch ge-

ringe Tiefe beachten 
→  Geeignete Fluchtwege 
→  Geeignete Pkw-Stellplätze im Nahbereich der Eingänge, Zubringerdienste 
Maßnahmen für Personen mit Gehbehinderung 
→  Kurze Wege, Sitzmöglichkeiten auf Wegen in regelmäßigen Abständen 
→  Gleitsichere Böden; kein Kiesel o. Ä., fester Schmutzfangbelag 
→  Leichtgängige Türen, erforderliche Breite für Gänge, Türen, Stufen, Handläufe 
→  Sitze mit Armstützen 
Maßnahmen für Personen mit Sehbehinderung und blinde Personen 
→  Vermeidung von Hindernissen auf Wegen 
→  Kontrastreiche Kennzeichnung nicht vermeidbarer Hindernisse 
→  Markierung von Stufenkanten, gute Beleuchtung 

https://publikationen.dguv.de/regelwerk/dguv-informationen/3336/gestaltung-barrierefreier-tagungen-seminare-und-sonstiger-veranstaltungen
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/dguv-informationen/3336/gestaltung-barrierefreier-tagungen-seminare-und-sonstiger-veranstaltungen
https://publikationen.dguv.de/regelwerk/dguv-informationen/3336/gestaltung-barrierefreier-tagungen-seminare-und-sonstiger-veranstaltungen
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/Veroeffentlichungen/checkliste-barrierefreie-veranstaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/Veroeffentlichungen/checkliste-barrierefreie-veranstaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
https://www.bundesfachstelle-barrierefreiheit.de/SharedDocs/Downloads/DE/Veroeffentlichungen/checkliste-barrierefreie-veranstaltung.pdf?__blob=publicationFile&v=4
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→  Gut erkennbare und ertastbare Leit- und Orientierungssysteme 
→  Große, gut sichtbare und ertastbare Symbole und Aufschriften 
→  Verständliche akustische Informationen 
→  Unterlagen in Großdruck 
→  Seitliche Abgrenzungen der Zugangswege, ertastbare Bodenleitlinien 
→  Zutritt für Blindenführhunde 
→  Unterlagen in Brailleschrift 
Maßnahmen für Personen mit Hörbehinderung und Gehörlose 
→  Blinkanlagen für Gefahrenfälle und deren Erkennbarkeit 
→  Bereitstellung geeigneter Höranlagen, -geräte, Untertitel bei Filmen o. Ä. 
→  Gebärdensprachdolmetscherinnen und –dolmetscher 

3.12 Gender-Mainstreaming 

Einführung 
Durch einen geschlechtergerechten Sprachgebrauch und ein ausgeglichenes Ver-
hältnis von eingeladenen Expertinnen und Experten tragen auch die Organisatorin-
nen und Organisatoren von Veranstaltungen zur Geschlechtergerechtigkeit bei. 

Ziele 
• Grundsätze von Gender-Mainstreaming in jeder Planungsphase berücksichtigen 

• Vereinbarkeit gewährleisten 

Maßnahmen 
• Geschlechtergerechte Formulierungen verwenden 

• Auf die Ausgewogenheit der Geschlechter bei Beteiligten (Vortragende, Modera-
tion) achten 

• Ggf. Kinderbetreuung anbieten 

EINFÜHRUNG 
Mit Kabinettbeschluss vom 23. Juni 1999 hat die Bundesregierung auf der Grund-
lage des in Art. 3 Abs. 2 Satz 2 Grundgesetz festgelegten Staatsziels die Gleichstel-
lung von Frauen und Männern als durchgängiges Leitprinzip ihres Handelns aner-
kannt und beschlossen, diese Aufgabe mittels der Strategie des Gender-
Mainstreamings zu fördern. 
In Ausführung dieses Beschlusses wurde am 26. Juli 2000 in § 2 der Gemeinsamen 
Geschäftsordnung der Bundesministerien die Verpflichtung aller Ressorts festge-
legt, diesen Ansatz bei allen politischen, normgebenden und verwaltenden Maß-
nahmen der Bundesregierung zu beachten. Auch im Bundesgleichstellungsgesetz 
ist in § 4 (1) der Grundsatz des Gender-Mainstreamings verankert. 
Von Veranstaltungen können wichtige Impulse für Geschlechtergerechtigkeit durch 
die Beachtung von „Gender-Mainstreaming“ ausgehen. Dies betrifft insbesondere 
die Einhaltung eines geschlechtergerechten Sprachgebrauchs sowie eine möglichst 
paritätische Einladungspraxis von Expertinnen und Experten. Zudem sollten 
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Teilnehmende und Menschen mit aktiven Rollen, die Kinder zu versorgen haben, 
bei Bedarf auf eine idealerweise kostenlose Kinderbetreuung vor Ort oder in unmit-
telbarer Nähe zurückgreifen können. 
Einige Hinweise zur Umsetzung von Geschlechtergerechtigkeit gibt die „Checkliste 
Gender-Mainstreaming bei Maßnahmen der Presse- und Öffentlichkeitsarbeit“ des 
Bundesministeriums für Familien, Senioren, Frauen und Jugend 
(https://www.bmfsfj.de/resource/blob/80444/c1e663fc5f035b18ef-
952cc2468de398/gender-mainstreaming-bei-massnahmen-der-presse-und-oef-
fentlichkeits-arbeit-data.pdf). Über weitere Aspekte, z. B. Gesundheit und Sicher-
heit, können sich Interessierte in der Broschüre „Nachhaltige Events“ informieren 
(https://www.umweltpakt.bayern.de/nach-haltigkeit/publikationen/1201/nachhaltige-
events). 

ZIELE 
→  Berücksichtigung der Grundsätze von Gender- Mainstreaming bei der Veran-

staltungsvorbereitung und -durchführung 
→  Vereinbarkeit gewährleisten 
MASSNAHMEN 
Gender-Mainstreaming 
→  Geschlechtergerechte schriftliche und mündliche Formulierungen (im Sinn des 

Kabinettsbeschlusses vom Juni 1999) 
→  Auf Ausgewogenheit der Geschlechter unter den Vortragenden und weiteren 

Personen mit aktiver Rolle (z. B. für Moderation) achten, Panels paritätisch be-
setzen 

Vereinbarkeit 
→  Nach Bedarf Kinderbetreuung vor Ort oder in unmittelbarer Nähe anbieten (Be-

darf vor Veranstaltungsbeginn bei Teilnehmenden und Aktiven abfragen) 
 Für Beschäftigte des Bundes können zusätzlich anfallende, unabwendbare 

Kosten der Kinderbetreuung nach dem Bundesgleichstellungsgesetz (BGleiG) 
oder dem Soldatinnen- und Soldatengleichstellungsgesetz (SGleiG) erstattet 
werden, wenn die jeweiligen Voraussetzungen erfüllt sind. Dies ist der Fall, 
wenn die Veranstaltung im Sinne des § 10 BGleiG für die Teilnehmenden eine 
dienstliche Fortbildung oder für die Teilnehmenden mit einer Dienstreise ver-
bunden ist bzw. im Sinne des § 10 SGleiG eine Maßnahme zur Aus-, Fort- oder 
Weiterbildung darstellt. Die Kinderbetreuung muss nicht am Ort der Veranstal-
tung stattfinden. 

4. Virtuelle und hybride Veranstaltungen: Handlungsfelder  

Bei virtuellen und hybriden Veranstaltungen kommen weitere Handlungsfelder 
dazu, andere bei Präsenzveranstaltungen wichtige Handlungsfelder wiederum ent-
fallen. Beide Veranstaltungsformen unterscheiden sich durch die Anwesenheit von 
Publikum. Bei Hybridveranstaltungen befindet sich in der Regel der kleinere Teil des 
Publikums/der Teilnehmenden vor Ort und ein anderer Teil wird online zugeschaltet. 
Bei virtuellen Veranstaltungen hingegen ist das gesamte Publikum online zuge-
schaltet. Das schließt nicht aus, dass es ein Bühnenprogramm mit physisch anwe-
senden Akteuren (z. B. Hausleitung, Moderation, Teilnehmende einer Podiumsdis-
kussion) gibt, das live übertragen wird.  

https://www.bmfsfj.de/resource/blob/80444/c1e663fc5f035b18ef-952cc2468de398/gender-mainstreaming-bei-massnahmen-der-presse-und-oeffentlichkeits-arbeit-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/80444/c1e663fc5f035b18ef-952cc2468de398/gender-mainstreaming-bei-massnahmen-der-presse-und-oeffentlichkeits-arbeit-data.pdf
https://www.bmfsfj.de/resource/blob/80444/c1e663fc5f035b18ef-952cc2468de398/gender-mainstreaming-bei-massnahmen-der-presse-und-oeffentlichkeits-arbeit-data.pdf
https://www.umweltpakt.bayern.de/nachhaltigkeit/publikationen/1201/nachhaltige-events
https://www.umweltpakt.bayern.de/nachhaltigkeit/publikationen/1201/nachhaltige-events
https://www.umweltpakt.bayern.de/nachhaltigkeit/publikationen/1201/nachhaltige-events
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Die Maßnahmen aus den vorstehenden Handlungsfeldern Beschaffung von Pro-
dukten und Dienstleistungen, Organisation, Kommunikation und Evaluation, Gender 
Mainstreaming sowie Barrierefreiheit sind – wenn auch mitunter nicht in Gänze - bei 
allen Formaten zu beachten. 

 

Einführung 
Sowohl die Wahl der Software als auch der Endgeräte sind bei virtuellen und hybri-
den Veranstaltungen wichtige Aspekte. Darüber hinaus können durch bestimmte 
Verhaltensweisen Umweltbelastungen reduziert werden. 

Ziele 
- Geringer CO2-Fußabdruck durch Durchführung von und Teilnahme an Videokon-
ferenzen 

- Bewusstsein für umweltschonende Verhaltensweisen 

EINFÜHRUNG 
Für die Durchführung einer digitalen Veranstaltung bietet sich der Einsatz von 
Cloudbasierter Videokonferenzsoftware an. Im Unterschied zu den Videokonferenz-
Lösungen für spezielle Konferenzräume, genügt hierbei ein Notebook oder Desk-
top-PC mit Webcam und Mikrofon sowie ein Internetanschluss, um an der Video-
konferenz teilzunehmen.  
Wie hoch die Umweltbelastung der digitalen Veranstaltungen sein wird, hängt unter 
anderem von der Energieeffizienz des Rechenzentrums ab, in dem die Cloud-Ser-
vice Videokonferenz bereitgestellt wird. Hält das Rechenzentrum die Mindestanfor-
derungen des Blauen Engels für Rechenzentren (DE-UZ-161 oder DE-UZ-214) ein, 
so reduziert sich der CO2-Fußabdruck der Videokonferenz erheblich.  
Das Forschungsprojekt „Green Cloud-Computing“ des Umweltbundesamtes hat 
aufgezeigt, wie die Umweltwirkungen einzelner Cloud-Dienstleistungen berechnet 
werden können5. Der Cloud-Dienstleister einer Online Videokonferenz sollten mit 
einem CO2-Fußabdruck pro Serviceeinheit (z.B. pro Stunde) Auskunft über die Um-
weltwirkungen seiner Dienstleistung geben.  
Wird diese Markttransparenz geschaffen, werden Cloud-Anbieter dazu motiviert, 
besonders klimafreundliche Dienstleistungen anzubieten. 
Umweltbelastungen lassen sich sofern möglich auch durch die Wahl energieeffizi-
enter Endgeräte reduzieren. 
Teilnehmende können durch bestimmte Verhaltensweisen ebenfalls wesentlich zur 
Reduzierung von Umweltbelastungen beitragen. Hinweise des Veranstalters an die 
Teilnehmenden sind hierzu wichtig. 

ZIELE 
→  Geringer CO2-Fußabdruck durch Durchführung von und Teilnahme an Video-

konferenzen 
→  Bewusstsein für umweltschonende Verhaltensweisen bei der virtuellen Teil-

nahme schaffen 
 

5 Politische Handlungsempfehlungen zum Green-Cloud-Computing: https://www.umweltbundes-
amt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/politische-handlungsempfehlungen-green-
cloud-computing_2020_09_07.pdf 

https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/politische-handlungsempfehlungen-green-cloud-computing_2020_09_07.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/politische-handlungsempfehlungen-green-cloud-computing_2020_09_07.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/sites/default/files/medien/376/publikationen/politische-handlungsempfehlungen-green-cloud-computing_2020_09_07.pdf
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MASSNAHMEN 
→  Einsatz möglichst energieeffizienter Endgeräte   
→  Einstellung einer datensparenden Auflösung – wo möglich und sinnvoll  
→  Teilnahme an Videokonferenzen über LAN, W-LAN und nicht über Mobilfunk  
→  Soweit möglich und für die Veranstaltung sinnvoll: Video-Ausgabe abschalten 

(Sprecher schaltet Video an, Zuhörer schalten das Video aus.)  
→  Bei hybriden Veranstaltungen insbesondere Speakern, die eine weite Anreise 

hätten, die virtuelle Teilnahme ermöglichen, um die Emissionen zu reduzieren.  
→  Wichtig: Verhaltenshinweise an die Teilnehmenden geben 

5. Umweltmanagement bei Großveranstaltungen 

Großveranstaltungen sind mit bisweilen Tausenden Teilnehmenden eine logistische 
Herausforderung auch im Hinblick auf die Nutzung der natürlichen Ressourcen. Die-
ses Kapitel zeigt, wie man mithilfe des freiwilligen europäischen Umweltmanage-
mentsystems EMAS (Eco- Management and Audit Scheme) einen passenden Rah-
men für Großveranstaltungen schaffen Umweltziele festlegen und öffentlich darstel-
len kann. 

Veranstaltungen mit mehreren hundert oder gar tausend Teilnehmenden stellen für 
die Organisatorinnen und Organisatoren eine große logistische Herausforderung 
dar. Dies betrifft das „Management“ solcher Veranstaltungen an sich, aber auch den 
Umgang mit den zu erwartenden erheblichen Umweltauswirkungen. Punktuelle 
Maßnahmen reichen oft nicht aus, vielmehr ist in der Regel ein umfassendes Ge-
samtkonzept erforderlich, das geeignet ist, alle in diesem Leitfaden bezeichneten 
direkten und indirekten Umweltaspekte zu berücksichtigen. 
Das auf einer EU-Verordnung basierende und 2009 novellierte freiwillige europäi-
sche Umweltmanagementsystem EMAS (Eco-Management and Audit Scheme, Ver-
ordnung [EG] Nr. 1221/2009 vom 25. November 2009, Amtsblatt [EG] Nr. L 342, S. 
1) bietet Organisatorinnen und Organisatoren von Veranstaltungen den passenden 
Rahmen, um interne Verantwortlichkeiten der verschiedenen Ebenen und Umwelt-
ziele festzulegen, die Maßnahmen kontrolliert umzusetzen und ihre Umweltleistun-
gen mithilfe der „Umwelterklärung“ für die interessierte Öffentlichkeit darzustellen. 
Die Umwelterklärungen werden von der EU-Kommission und auf der deutschen E-
MAS-Website https://www.emas.de/ archiviert und sind damit auch später noch 
nutzbar. So können etwa Berechnungen zu Energieeinsparungen, die Darstellung 
von Maßnahmen zur Verkehrslenkung oder Daten zu Abfall- und Wasserver-
brauchsmengen für andere Veranstalter von großem Nutzen sein. Die Eintragung 
in das EMAS-Register trägt schließlich zu einer weltweiten Bekanntmachung der 
Veranstalter bei. 
EMAS eignet sich für jede Art von Großveranstaltung. So nutzt etwa der Deutsche 
Evangelische Kirchentag seit 2007 EMAS für die kontinuierliche Verbesserung sei-
ner Umweltleistung (https://www.kirchentag.de/was-ist-kirchentag/werte/umweltschutz) 
und die 9. Vertragsstaatenkonferenz des Übereinkommens über die biologische 
Vielfalt im Jahr 2008 (https://www.bmu.de/download/emas-umwelterklaerung-der-
cbd-2008/) war EMAS-registriert. Zuletzt haben das Zukunftsfestival des BMU im 
Jahr 2016 und die 23. Klimakonferenz der Vereinten Nationen (COP 23) mit täglich 
ca. 11.000 Teilnehmenden EMAS genutzt, um ihre Umweltauswirkungen so gering 
wie möglich zu halten (siehe Umwelterklärung der COP 23 

https://www.emas.de/
https://www.kirchentag.de/was-ist-kirchentag/werte/umweltschutz
https://www.bmu.de/download/emas-umwelterklaerung-der-cbd-2008/
https://www.bmu.de/download/emas-umwelterklaerung-der-cbd-2008/
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https://www.bmu.de/download/cop-23-umwelterklaerung/ und weitere Dokumente 
zur nachhaltigen Ausrichtung der COP 23 unter https://unfccc.int/process-and-mee-
tings/conferences/un-climate-change-conference-november-
2017/about/sustainable-conference).  
Aber auch für die Betreiber von Veranstaltungsstätten bietet EMAS eine gute 
Grundlage, die eigene Umweltleistung kontinuierlich zu verbessern. Handelt es sich 
um Veranstaltungen, die ständige Sekretariate oder ähnliche Verwaltungseinrich-
tungen besitzen, so nimmt sinnvollerweise das Sekretariat dauerhaft an EMAS teil. 
Auf diese Art und Weise können die Ziele zur Verbesserung der Umweltleistung 
langfristig vorbereitet und fortgeschrieben werden. Die von diesen Sekretariaten or-
ganisierten Veranstaltungen können dann temporär in das eigene Umweltmanage-
mentsystem mit aufgenommen werden, was Kosten und Zeit spart. Vorbildhaft prak-
tiziert dies der Deutsche Evangelische Kirchentag. Ähnlich vorgegangen wurde bei 
der Bundesgartenschau 2019 in Heilbronn mit insgesamt 2,3 Mio. Besuchern 
(https://www.heilbronn.de/fileadmin/daten/stadtheilbronn/formu-
lare/buga/was_bleibt/20201026_Umwelterkla__rung_BUGA_Heilbronn.pdf). Seit 
2006 EMAS-registriert ist auch die Allianz Arena München. Nachhaltigkeitsbelange, 
die in Zusammenhang mit dem Umweltmanagementsystem stehen, können seit der 
Erweiterung der Kontextbetrachtung bei EMAS und ISO 14001 in den Jahren 
2017/2018 ausdrücklich in das Umweltmanagementsystem integriert werden 
(https://www.emas.de/fileadmin/user_upload/4-pub/EMAS_Novelle.pdf und die 
Umwelterklärung der COP23). 
Sekretariate von internationalen Übereinkommen, die außerhalb von Europa ihren 
Sitz haben, können nach der weltweiten Öffnung von EMAS im Jahre 2009 ebenfalls 
dieses System oder ein vergleichbares Umweltmanagementsystem nach der inter-
nationalen Norm ISO 14001 einführen. Soweit sie Vertragsstaatenkonferenzen 
durchführen, kommt daneben auch für die Konferenzen selbst die Einführung von 
EMAS – als transparentes und qualitativ höherwertiges Instrument im Verhältnis zu 
ISO 14001 – in Betracht.  
Eine Arbeitshilfe mit umfangreichen Checklisten bietet der Leitfaden „Umweltma-
nagement von Großveranstaltungen“ am Beispiel des Deutschen Evangelischen 
Kirchentages (Hrsg. Forschungsstätte der Evangelischen Studiengemeinschaft, 
Heidelberg 2008). Weitere Beispiele finden sich in dem im Jahr 2007 vom Bundes-
umweltministerium und Deutschen Olympischen Sportbund herausgegebenen Leit-
faden „Green Champions für Sport und Umwelt“ https://www.green-champi-
ons.de/fileadmin/user_upload/GreenChampions_Leitfaden.pdf. Darüber hinaus 
steht eine BMU-Arbeitshilfe zur Einführung eines Energie- und Umweltmanage-
ments (EMAS) bei nationalen und internationalen Großveranstaltungen zur Verfü-
gung (https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Wirt-
schaft_und_Umwelt/emas_leitfaden_umweltmanagementsystem.pdf). 
Da CO2-Emissionen einen Kernindikator von EMAS darstellen, kann das Umwelt-
managementsystem gleichzeitig dazu genutzt werden, die unmittelbaren und mittel-
baren Treibhausgasemissionen zuverlässig zu ermitteln, Maßnahmen zu ihrer Ver-
meidung zu ergreifen und sie systematisch zu verringern (s. insoweit zum Beispiel 
auch den über Verwaltungen hinaus nutzbaren Leitfaden des Umweltbundesamtes: 
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/der-weg-zur-treibhausgasneutra-
len-verwaltung. EMAS ist damit gleichzeitig als ein „Klimamanagementsystem“ 
nutzbar. 

https://www.bmu.de/download/cop-23-umwelterklaerung/
https://www.bmu.de/download/cop-23-umwelterklaerung/
https://unfccc.int/process-and-meetings/conferences/un-climate-change-conference-november-2017/about/sustainable-conference
https://unfccc.int/process-and-meetings/conferences/un-climate-change-conference-november-2017/about/sustainable-conference
https://unfccc.int/process-and-meetings/conferences/un-climate-change-conference-november-2017/about/sustainable-conference
https://www.heilbronn.de/fileadmin/daten/stadtheilbronn/formulare/buga/was_bleibt/20201026_Umwelterkla__rung_BUGA_Heilbronn.pdf
https://www.heilbronn.de/fileadmin/daten/stadtheilbronn/formulare/buga/was_bleibt/20201026_Umwelterkla__rung_BUGA_Heilbronn.pdf
https://www.emas.de/fileadmin/user_upload/4-pub/EMAS_Novelle.pdf
https://www.green-champions.de/fileadmin/user_upload/GreenChampions_Leitfaden.pdf
https://www.green-champions.de/fileadmin/user_upload/GreenChampions_Leitfaden.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Wirtschaft_und_Umwelt/emas_leitfaden_umweltmanagementsystem.pdf
https://www.bmu.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Wirtschaft_und_Umwelt/emas_leitfaden_umweltmanagementsystem.pdf
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/der-weg-zur-treibhausgasneutralen-verwaltung
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/der-weg-zur-treibhausgasneutralen-verwaltung
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Ziele: 
Umfassende Verringerung nachteiliger Umweltauswirkungen, die von Veranstaltun-
gen und insbesondere Großveranstaltungen ausgehen. 
Ausrichtung des Umweltmanagements auch auf jeweils relevante Nachhaltigkeits-
aspekte. 
Maßnahmen: 
Nutzung der Kriterien des eigenen Umweltmanagementsystems auch für Großver-
anstaltungen und je nach Bedeutung einer Großveranstaltung formale temporäre 
Aufnahme in die Zertifizierung des eigenen Umweltmanagementsystems oder selb-
ständige EMAS-Registrierung der Großveranstaltung.   

6. Freiwillige Kompensation von Treibhausgasen 

Jedes Handlungsfeld bei der Planung und Durchführung einer Veranstaltung von 
der notwendigen Reisetätigkeit bis hin zum Verbrauch von Energie, Wasser und 
Papier verursacht Emissionen. 

Dieses Kapitel behandelt das Thema der freiwilligen Kompensation als letzten 
Schritt eines Engagements zum Klimaschutz, um die wirklich nicht vermeidbaren 
Emissionen zumindest auszugleichen. 

Im Rahmen der nationalen und internationalen Maßnahmen zum Klimaschutz ge-
winnt die Idee der klimaneutralen Veranstaltung seit einigen Jahren zunehmend an 
Bedeutung. Das Bundes-Klimaschutzgesetz schreibt seit 2019 vor, dass die Bun-
desverwaltung sich bis 2030 klimaneutral organisiert. Dies schließt ausgerichtete 
Veranstaltungen ein. Jedes Handlungsfeld bei der Planung und Durchführung einer 
Veranstaltung, wie beispielweise von der notwendigen Reisetätigkeit bis hin zum 
Verbrauch von Energie, Wasser und Papier, verursacht Emissionen. Auch virtuelle 
Veranstaltungsformate verursachen Emissionen, jedoch wesentlich geringere Men-
gen als Präsenzveranstaltungen.  Zunehmend werden bei Veranstaltungen die ver-
bundenen Treibhausgasemissionen ermittelt, wo möglich vermieden und minimiert 
sowie die unvermeidbaren und nicht reduzierbaren Emissionen ausgeglichen. 
Das Prinzip der Kompensation (https://www.dehst.de/SharedDocs/down-
loads/DE/publikationen/Factsheet_Freiwillige-Kompensation.pdf?__blob=publica-
tionFile&v=12) beruht auf dem Gedanken, unvermeidbare und nicht reduzierbare 
Emissionen an anderer Stelle auszugleichen. Kompensation sollte nicht als Lizenz 
zu umweltschädlichem Handeln betrachtet werden. Deshalb ist es wichtig, in erster 
Priorität Treibhausgasemissionen zu vermeiden. Die Kompensation ist der letzte 
Schritt eines Engagements zum Klimaschutz, um die derzeit nicht weiter vermeid-
baren Emissionen zumindest auszugleichen. Um die unvermeidbaren Emissionen 
berechnen oder robust abschätzen zu können, werden Daten zur An- und Abreise 
(ca. 90 % der Emissionen einer Veranstaltung) und zum Veranstaltungsort, Catering 
und Unterbringung benötigt.  
Bei einem solchen Ausgleich werden die eigenen Emissionen durch Klimaschutz-
projekte an anderen Orten eingespart, also kompensiert. Viele dieser Projekte sind 
in Schwellen- und Entwicklungsländern angesiedelt. Sie sparen nicht nur Emissio-
nen ein, sondern fördern auch die soziale oder ökonomische (also nachhaltige) Ent-
wicklung des Landes, beispielsweise durch die Schaffung von Arbeitsplätzen, Ener-
giebereitstellung im ländlichen Raum oder einen zusätzlichen Gesundheitsschutz 
(sog. Co-Benefits). 

https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Factsheet_Freiwillige-Kompensation.pdf?__blob=publicationFile&v=12
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Factsheet_Freiwillige-Kompensation.pdf?__blob=publicationFile&v=12
https://www.dehst.de/SharedDocs/downloads/DE/publikationen/Factsheet_Freiwillige-Kompensation.pdf?__blob=publicationFile&v=12
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Zur Kompensation sollten nur hochwertige Emissionsminderungsgutschriften (meist 
auch als Zertifikate bezeichnet) aus umweltintegeren Klimaschutzprojekten genutzt 
werden. Die Prüfung des tatsächlichen Nutzens der Projekte wird von Qualitätsstan-
dards vollzogen. Qualitätsstandards belegen also, dass die Projekte nachprüfbar 
bestimmte Qualitätskriterien einhalten. Einen Mehrwert für den Klimaschutz erbrin-
gen nur zusätzliche Projekte, die nicht ohne den finanziellen Anreiz durch das Ge-
nerieren von Minderungszertifikaten umgesetzt werden. Das Umweltbundesamt hat 
in einem Ratgeber (https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/freiwillige-co2-
kompensation- durch) Kriterien für eine umweltintegere Kompensation aufgestellt. 
Über die Höhe der Kompensation und die Art der nicht-vermeidbaren Emissionen 
der Veranstaltungen sollte transparent berichtet werden. 
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Anhang 1 
Checklisten für die Handlungsfelder des Leitfadens 
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Checkliste 1:  
Mobilität 

 
Maßnahmen 
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t  Anmerkungen 

Vermeidung verkehrsbedingter Umweltbelastungen  
1.1 Alternativen prüfen 
Prüfung von Alternativen zu Treffen vor Ort: 
virtuelles Treffen (Video- oder Telefonkonfe-
renz oder -zuschaltung von Teilnehmenden) 

     

An- und Abreise      
1.2 Wahl des Veranstaltungsortes 
Wahl von Veranstaltungsorten, die bequem 
mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar 
sind und bei denen in der Regel das Prinzip 
der „kurzen Wege“ verwirklicht werden kann 

     

1.3 Wahl der Veranstaltungszeiten 
Wahl von Veranstaltungszeiten (Beginn / 
Ende), die den Teilnehmenden eine problem-
lose An- und Abreise mit dem öffentlichen 
Verkehr (Bahn, ÖPNV) ermöglichen; dazu 
ggf. vorab Analyse des Teilnehmendenkrei-
ses erforderlich 

     

1.4 Aufladen von E-Fahrzeugen 
Wahl von Veranstaltungsorten, die ein Aufla-
den von E-Autos ermöglichen (eigene Lade-
säulen, öffentliche Ladesäulen in der Nähe) 

     

1.5 Information der Teilnehmenden 
Informationen zur Nutzung umweltverträgli-
cher Verkehrsmittel (explizite Hinweise dazu 
in den Einladungen: Anreise- und Wegbe-
schreibungen sowie Hinweise auf Fahrplan-
auskünfte der Bahn und des ÖPNV, Verweis 
auf den „UmweltMobilCheck“ der Deutschen 
Bahn) 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. www.bahn.de, https://www.um-

weltmobilcheck.de/  

     

1.6 Anreize für die Nutzung öffentlicher 
und/ oder umweltfreundlicher Verkehrs-
mittel schaffen 
Schaffen von Anreizen für die Nutzung öf-
fentlicher und/ oder umweltfreundlicher Ver-
kehrsmittel, z. B. durch Anbieten von Kom-
bitickets (Eintrittskarte zu einer Veranstaltung 
beinhaltet zusätzlich die kostenlose Nutzung 
öffentlicher Verkehrsmittel zur An- und Ab-
reise) oder Vereinbarungen mit der Deut-
schen Bahn für das Angebot vergünstigter 
und/ oder CO2-neutraler Bahntickets für die 
Teilnehmenden 

     

1.7 Erfassung der Anreiseart 
Abfrage der Anreise bereits bei der Anmel-
dung, um Emissionen später kompensieren 
zu können und um zu sensibilisieren 

     

Mobilität am Konferenzort      

http://www.bahn.de/
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1.8 Information zum ÖPNV 
Information zum ÖPNV, z. B. durch Aus-
hänge, auf der Konferenzplattform oder auf-
merksam machen auf gut funktionierende 
Fahrplan-Apps 

     

1.9 Kurze Entfernungen 
Zurücklegen kurzer Entfernungen zu Fuß; 
Abhängig vom Konferenzort können vom 
Veranstalter auch Fahrräder oder E-Scooter 
zur Verfügung gestellt oder eine Kooperation 
mit einem Fahrradverleihsystem oder E-
Scooter-Verleih eingerichtet werden. 

     

1.10 Art der Fahrzeuge 
Einsatz emissionsarmer oder lokal emissi-
onsfreier Fahrzeuge, z. B. batterieelektrische 
oder alternativ angetriebene Fahrzeuge 

     

1.11 Gemeinsame Nutzung von Verkehrs-
mitteln 
Organisation eines Shuttle-Service oder von 
Fahrgemeinschaften für die Wege zwischen 
Hotel, Konferenzort und / oder Ankunfts- / 
Abreiseort (Bahnhof, Flughafen) 

     

1.12 Shuttleservice 
Wenn ein Shuttleservice z.B. für hochrangige 
Gäste notwendig ist, prüfen, ob dieser mit E-
Fahrzeugen realisiert werden kann. 

     

1.13 Schulung des Personals 
Schulung von Fahrzeugführenden zum „kraft-
stoffsparenden Fahren“ 

     

Klimaneutrale Mobilität      
1.14 Kompensation nicht vermeidbarer 
Treibhausgasemissionen 
Berechnung der nicht vermeidbaren ver-
kehrsbedingten Klimagase und Ausgleich 
durch Minderung von Treibhausgasemissio-
nen an anderer Stelle mittels qualitativ hoch-
wertiger Klimaschutzprojekte 

 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.dehst.de 
- https://www.umweltbundes-

amt.de/publikationen/freiwillige-co2-
kompensation-durch 

     

Infrastruktur vor Ort      
1.15 Fahrradstellplätze 
Fahrradstellplätze anbieten 

     

1.16 ÖPNV-Haltestellen 
ausreichende Beschilderung, wo sich die 
nächsten ÖPNV-Haltestellen befinden 

     

1.17 Parkleitsystem 
Autos/ Busse durch ein Leitsystem direkt zu 
den Parkplätzen leiten; Störung des ÖPNV 
und der Anrainerinnen und Anrainer vermei-
den 

     

1.18 Parkplätze 
Abschätzung der Zahl der benötigten Stell-
plätze; bereits bestehende Stellflächen nut-
zen 

     

Verkehrsabwicklung      
1.19 Shuttledienst ab Auffangparkplätzen      

https://www.dehst.de/
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/freiwillige-co2-kompensation-durch
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/freiwillige-co2-kompensation-durch
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/freiwillige-co2-kompensation-durch
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Shuttle-Dienst mit emissionsarmen oder lokal 
emissionsfreien Fahrzeugen ab Auffangpark-
plätzen 
1.20 Parkraumsplittung 
Stellplatzaufteilung für unterschiedliche Nut-
zergruppen (z. B. für Menschen mit Behinde-
rungen, Fahrgemeinschaften, Elektrofahr-
zeuge, Car-Sharing) 

     

1.21 Abschätzung der Gäste- und Ver-
kehrsströme 
Abschätzung der Gäste- und Verkehrsströme 
(nach Verkehrsmittel) 

     

1.22 Gesonderte Routenführung 
gesonderte Routenführung für Einsatzfahr-
zeuge, Medien, VIP, Gäste etc. 

     

1.23 Auffangparkplätze 
Auffangparkplätze vorsehen 

     

1.24 Verkehrsleit- und Parkleitsystem 
Verkehrsleit- und Parkleitsystem ausschil-
dern 

     

1.25 Parkraumbewirtschaftung 
gebührenpflichtige Parkplätze bereitstellen 

     

1.26 Parkverbote, Sperren, Zufahrtsbe-
schränkung 
notwendige Parkverbote, Sperren und Zu-
fahrtsbeschränkungen kennzeichnen 

     

1.27 Geschwindigkeitsbeschränkungen 
Geschwindigkeitsbeschränkungen rund um 
den Kongressbereich 
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Checkliste 2:  
Veranstaltungsort und Unterbringung der Teilnehmenden 
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Auswahl des Veranstaltungsortes und der Unterbringung der Teilnehmenden 
2.1 Berücksichtigung von Umweltmanage-
mentsystemen und Zertifizierungen der 
Hotels und Konferenzzentren 
Hotels und Kongresszentren mit einem Um-
weltmanagementsystem auswählen. Diese 
sollten nach EMAS validiert und registriert 
sein. Hotels, die ökologische Kriterien erfül-
len, können auch mit dem Europäischen Um-
weltzeichen gekennzeichnet sein. Diese oder 
eine gleichwertige Kennzeichnung sowie 
gleichwertige Managementsysteme können 
bei der Auswahl berücksichtigt werden. 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- www.emas-register.de 
- http://ec.europa.eu/environ-

ment/ecolabel/index_en.htm 

     

2.2 Auswahl von Hotels 
Hotels in Buchungsportalen insbesondere 
nach Nachhaltigkeitsgesichtspunkten recher-
chieren 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. https://www.bookdiffe-
rent.com/en/ 

     

2.3 Zu beachtende Aspekte 
Es gelten des Weiteren insbesondere die 
Maßnahmen der Handlungsfelder „Mobilität“, 
„Energie und Klima“, „Temporäre Bauten“, 
„Beschaffung von Produkten und Dienstleis-
tungen“, „Catering“, „Abfallmanagement“, 
„Umgang mit Wasser“ und „Barrierefreiheit“ 
 

Handlungsanleitung/Bezugsquelle: 
- wichtig: gute Anbindung an Bahn 

und ÖPNV 

     

Rahmenveranstaltungen      
2.4 Vermeidung von Verkehr 
Veranstaltungsort und Unterbringung mög-
lichst in unmittelbarer Nähe zueinander wäh-
len  

     

2.5 Reduzierung von verkehrsbedingten 
Umweltbelastungen 
Fahrten unter Benutzung öffentlicher Ver-
kehrsmittel, Leihfahrrädern und/ oder Bereit-
stellung von emissionsarmen Shuttle-Bus-
sen; ggf. Bildung von Fahrgemeinschaften 
 

     

2.6 Umwelt- und Sozialkriterien berück-
sichtigen 
Rahmenveranstaltungen unter 

     

http://www.emas-register.de/
http://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
http://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
https://www.bookdifferent.com/en/
https://www.bookdifferent.com/en/
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Berücksichtigung von Umwelt- und Sozialkri-
terien (ggf. umweltbezogene und soziale Pro-
jekte einbeziehen) 
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Checkliste 3:  
Energie und Klima 

 
Maßnahmen 

um
ge

se
tz

t 

te
ilw

ei
se

 u
m

-
ge

se
tz

t 
ni

ch
t u

m
ge

-
se

tz
t 

ni
ch

t r
el

ev
an

t  Anmerkungen 

Gebäude, Energieverbrauch      
3.1 Konferenzgebäude 
Auswahl von Konferenzgebäuden und Hotels 
unter Berücksichtigung des Aspektes Ener-
gieverbrauch, Orientierung an einer EMAS-
Registrierung oder dem Europäischen Um-
weltzeichen 

     

3.2 Heizen 
in allen Tagungs- und Konferenzräumen Hei-
zen nicht über 20 Grad 

     

3.3 Temperaturabsenkung in der Nacht 
Reduzierung der Heizleistung in der Nacht 

     

3.4 Kühlen 
nicht mehr als 6 Grad unter Außentempera-
tur kühlen 

     

3.5 Beleuchtung 
Tageslichtnutzung, optimierte Beleuchtungs-
steuerung, optimierter Sonnenschutz, ener-
gieeffiziente Beleuchtung 

     

3.6 Lüften 
Schulung der Mitarbeitenden über richtiges, 
das heißt energieeffizientes Lüften 

     

Elektrischer Strom      
3.7 Strombezug 
Bezug von Strom aus erneuerbaren Quellen 
(z. B. Ökostromanbieter), soweit möglich 

     

Geräte      
3.8 Energieeffiziente Geräte 
Einsatz von IT-Geräten und Druckern oder 
Multifunktionsgeräten, die die Kriterien des 
Umweltzeichens „Blauer Engel“ erfüllen; 
Einsatz von Gefrier- und Kühlgeräten sowie 
Geschirrspülern mit der höchsten Energieeffi-
zienz 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.blauer-engel.de/  
- https://www.deutschland-machts-effi-

zient.de 

     

 

https://www.blauer-engel.de/
https://www.deutschland-machts-effizient.de/
https://www.deutschland-machts-effizient.de/
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Checkliste 4:  
Temporäre Bauten und Messestände 
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Veranstaltungsort und Anlieferungslogistik 
4.1 Standortauswahl 
Prüfen, ob ein anderer Veranstaltungsstand-
ort, der den Aufbau temporärer Bauten nicht 
erforderlich macht, in Frage kommt 

     

4.2 Waren- und Materialanlieferungen re-
duzieren 
Anfahrtswege und Anzahl der Waren- und 
Materialanlieferungen optimieren 

     

Abfallmanagement für Baumateria-
lien und Innenausstattung 

     

4.3 Abfalllogistik  
getrennte Abfallsammlung und Entsorgung 
sicherstellen 

     

4.4 Transportverpackungen 
möglichst wiederverwendbare, mindestens 
recycelbare Transportverpackungen nutzen, 
um Abfall zu vermeiden 

     

4.5 Weiternutzung  
Konzept zur Weiternutzung erstellen. 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. einzulagern für weitere Veran-

staltungen, zu mieten bzw. leasen 
wesentlicher Bauteile, zu verschen-
ken 

     

Produktauswahl      

4.6 Systembauweise 
Systembauweise verwenden 

     

4.7 Baumaterialien 
langlebige, recycelbare, ökologisch und ge-
sundheitlich unbedenkliche Baumaterialien 
und Ausstattungsvarianten verwenden  

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. auf Anstriche zum Holzschutz 

verzichten, zertifiziertes Holz ver-
wenden, Verzicht auf PVC, Produkte 
mit dem Blauen Engel nutzen 

- https://www.blauer-engel.de/de/pro-
duktwelt/bauen-heizen/plattenfoer-
mige-werkstoffe 

- https://www.blauer-engel.de/de/pro-
duktwelt/bauen-heizen/boden-
belaege-elastisch 

- https://www.blauer-

     

https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/plattenfoermige-werkstoffe
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/plattenfoermige-werkstoffe
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/plattenfoermige-werkstoffe
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-elastisch
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-elastisch
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-elastisch
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-textil
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engel.de/de/produktwelt/bauen-hei-
zen/bodenbelaege-textil 

- https://www.blauer-engel.de/de/pro-
duktwelt/bauen-heizen/verlegunterla-
gen 

- https://www.blauer-engel.de/de/pro-
duktwelt/bauen-heizen/boden-
belaege-paneele-tueren-aus-holz-
werkstoffen 

Schutz des Bodens      

4.8 Bodenschutzsystem 
Bodenschutzsystem für Wege und Flächen 
installieren 

     

  

https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-textil
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-textil
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/verlegunterlagen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/verlegunterlagen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/verlegunterlagen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-paneele-tueren-aus-holz-werkstoffen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-paneele-tueren-aus-holz-werkstoffen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-paneele-tueren-aus-holz-werkstoffen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-paneele-tueren-aus-holz-werkstoffen
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Checkliste 5:  

Beschaffung von Produkten und Dienstleistungen 
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Nachhaltige Beschaffung allgemein 
5.1 Bedarfsprüfung 
Überprüfen, ob überhaupt Bedarf besteht 

     

5.2 Alternativen zum Neukauf prüfen 
Überprüfen, ob der Bedarf auch durch den 
Erwerb von gebrauchten Produkten oder das 
Mieten von nachhaltigen Produkten gedeckt 
werden kann 

     

5.3 Umwelt- und Sozialkriterien 
Beschaffung von Produkten und Dienstleis-
tungen, die das Umweltzeichen „Blauer En-
gel“ oder das Europäische Umweltzeichen 
tragen bzw. deren Kriterien erfüllen. 
Existiert für das zu beschaffende Produkt 
oder die Dienstleistung kein Umweltzeichen, 
sind Umweltkriterien anderweitig zu recher-
chieren (z. B. in den im Folgenden als Hand-
lungsanleitung/Bezugsquelle genannten In-
formationsportalen). 
Ebenso ist auf soziale Aspekte zu achten 
(z. B. faire Löhne und Arbeitsbedingungen). 

 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.blauer-engel.de/ 
- https://ec.europa.eu/environ-

ment/ecolabel/index_en.htm 
- https://www.beschaffung-info.de, 

inkl. produktgruppenspezifische Leit-
fäden 

- http://www.nachhaltige-beschaf-
fung.info 

- https://www.kompass-nachhaltig-
keit.de 

     

5.4 Lebenszykluskosten 
Berücksichtigung von Lebenszykluskosten 
(z. B. Lebenszykluskostenrechner des UBA) 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.umweltbundes-

amt.de/themen/wirtschaft-kon-
sum/umweltfreundliche-beschaf-
fung/berechnung-der-lebenszyklus-
kosten (Informationen und Tools) 

- Umweltfreundliche Beschaffung - 
Schulungsskript 2: Einführung in die 
Berechnung von Lebenszykluskos-
ten und deren Nutzung im Beschaf-
fungsprozess: https://www.umwelt-
bundesamt.de/publikationen/umwelt-
freundliche-beschaffung-

     

https://www.blauer-engel.de/
https://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
https://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
http://www.beschaffung-info.de/
http://www.nachhaltige-beschaffung.info/
http://www.nachhaltige-beschaffung.info/
http://www.kompass-nachhaltigkeit.de/
http://www.kompass-nachhaltigkeit.de/
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/berechnung-der-lebenszykluskosten
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/berechnung-der-lebenszykluskosten
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/berechnung-der-lebenszykluskosten
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/berechnung-der-lebenszykluskosten
https://www.umweltbundesamt.de/themen/wirtschaft-konsum/umweltfreundliche-beschaffung/berechnung-der-lebenszykluskosten
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/umweltfreundliche-beschaffung-schulungsskript-2
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schulungsskript-2 
5.5 Umweltmanagement 
bei der Bieterauswahl Berücksichtigung der 
Kompetenz zum umweltorientierten Manage-
ment 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Nachweis durch Vorliegen eines Um-

weltmanagementsystems (z. B. nach 
EMAS), auch Anerkennung gleich-
wertiger Nachweise 
 

     

Papier      
5.6 Reduzierung des Verbrauchs      
digitales Einladungs- und Veranstaltungsma-
nagement  
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- elektronischer Versand der Einladun-

gen und Sitzungsunterlagen 
- Konferenzwebsite, Konferenz-App 
- Tagesordnung und Hinweise wäh-

rend der Konferenz nur auf Bildschir-
men 

     

Bereitstellung von Broschüren über QR-
Codes  
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- nur Ansichtsexemplare von Broschü-

ren auslegen und diese mit QR-
Codes versehen 

     

Verkleinerung von Formaten (2 - 3 Folien pro 
Seite)  

     

Verwendung von doppelseitig bedruckten 
Unterlagen und Handouts sowie doppelsei-
tige Anfertigung von Kopien vor Ort, falls 
Ausdruck nicht vermeidbar  

 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- Informationen an Mitarbeitende, dass 

Handouts doppelseitig bedruckt wer-
den 

- wichtig: Kopierer und Drucker vor Ort 
müssen über Duplexeinrichtungen 
verfügen. 

     

Minimierung der Anzahl der verteilten Hand-
outs (genaue Recherche der Anzahl der Teil-
nehmenden) 

     

5.7 Umweltfreundliche Papierprodukte 
bei erforderlichem Einsatz von Papier (Ko-
pierpapier), Verwendung von Recyclingpa-
pier, das den Blauen Engel trägt bzw. dessen 
Kriterien erfüllt (Sitzungsunterlagen und der-
gleichen); 

 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- Blauer Engel DE-UZ 14a „Recycling-

papier“ 
- Blauer Engel DE-UZ 14b „Fertiger-

zeugnisse aus Recyclingpapier für 
den Büro- und Schulbedarf“ 

- Blauer Engel DE-UZ 56 

     

https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/papier-druck/fertigerzeugnisse-aus-recyclingpapier-und-karton
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„Recyclingkarton“ 
5.8 Weißegrad 
Weißegrad der Recyclingpapiere: maximal 
80 % (inkl. UV-Anteil) nach DIN ISO 2470  

     

5.9 Druckerzeugnisse 
Papierdruckerzeugnisse werden prioritär auf 
Papier mit dem Blauen Engel gedruckt, zuge-
lassene Alternative ist eine Zertifizierung 
nach FSC-Recycled, nur ausnahmsweise 
kann Papier mit dem EU-Ecolabel verwendet 
werden. Auf Frischfaserpapier soll verzichtet 
werden. 

     

Batterien      
5.10 Wiederaufladbare Batterien 
bei Simultanübersetzungen und sonstigem 
Einsatz batteriebetriebener Geräte Verwen-
dung wiederaufladbarer Batterien (aber keine 
Nickel-Cadmium- Batterien) 

  
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- nach Ablauf der Lebensdauer den 

Sammelsystemen zuführen 

     

Reinigungsmittel      
5.11 Reduzierung des Verbrauchs 
effizienter Einsatz von Reinigungsmitteln; 
Abklären mit Reinigungsfirmen, einschließ-
lich Information des Reinigungspersonals 

     

5.12 Umweltfreundliche Reinigungsmittel 
Beschaffung von umweltgerechten Reini-
gungsmitteln, die das Umweltzeichen „Blauer 
Engel“ oder das Europäische Umweltzeichen 
tragen bzw. deren Kriterien erfüllen 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Blauer Engel DE-UZ 194 „Handge-

schirrspülmittel und Reiniger für 
harte Oberflächen“ 

- https://ec.europa.eu/environ-
ment/ecolabel/index_en.htm 

- https://www.umweltbundes-
amt.de/reinigungsdienstleistungen-
mittel 

     

 
  

https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/handgeschirrspuel-und-reinigungsmittel-neu
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/handgeschirrspuel-und-reinigungsmittel-neu
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/handgeschirrspuel-und-reinigungsmittel-neu
https://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
https://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
https://www.umweltbundesamt.de/reinigungsdienstleistungen-mittel
https://www.umweltbundesamt.de/reinigungsdienstleistungen-mittel
https://www.umweltbundesamt.de/reinigungsdienstleistungen-mittel
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Checkliste 6:  
Catering 
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Produktauswahl      

6.1 Ökologischer Landbau und Fairer 
Handel 
Produkte aus ökologischem Landbau (min-
destens 20 Prozent des Gewichtes oder des 
monetären Wareneinsatzes bezogen auf den 
Gesamtwareneinsatz) und Produkte aus fai-
rem Handel (z.B. Kaffee, Tee) anbieten. 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.fairtrade-deutschland.de/ 

     

6.2 Saisonale und umweltgerecht trans-
portierte Lebensmittel 
Verwendung von saisonalen und umweltge-
recht transportierten Lebensmitteln,  
insbesondere Verzicht auf Ware aus beheiz-
ten Treibhäusern und Verzicht auf Flugware. 
Frisch verwendete Zutaten (Salat, Kräuter, 
Gemüse und Obst) setzen sich in den Mona-
ten Mai bis Oktober zu mindestens 80% aus 
saisontypischen Rohwaren zusammen. 

 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- Aufgrund des Diskriminierungsver-

bots ist es öffentlichen Auftraggebern 
untersagt, regionale Produkte in Aus-
schreibungen zu fordern. 

     

6.3 Veganes und vegetarisches Catering 
Jeweils auch veganes und vegetarisches 
Catering anbieten – unter Beachtung res-
sourcen- und klimaschonend hergestellter 
Produkte – und auch bei veganen Spei-
sen ein vollwertiges Menü einplanen  

     

6.4 Fleischangebot 
Bei Fleisch im Verpflegungsangebot sollten 
folgende Kriterien gelten: 
Es sind Fleischprodukte auszuwählen, die 
eine möglichst gute Klimabilanz haben, mög-
lichst aus ökologischer Haltung stammen und 
hohe Tierwohlstandards erfüllen.  
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle 
- https://www.oekolandbau.de/bio-sie-

gel/ 
- https://www.tierwohl-staerken.de/ein-

kaufshilfen/tierwohl-label/  

     

6.5 Fischangebot 
Bei Fisch im Verpflegungsangebot sollten fol-
gende Kriterien gelten: 
Bei der Auswahl und der Zusammenstellung 

     

https://www.fairtrade-deutschland.de/
https://www.oekolandbau.de/bio-siegel/
https://www.oekolandbau.de/bio-siegel/
https://www.tierwohl-staerken.de/einkaufshilfen/tierwohl-label/
https://www.tierwohl-staerken.de/einkaufshilfen/tierwohl-label/
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von Fisch und Fischprodukten ist darauf zu 
achten, keine Produkte aus gefährdeten Be-
ständen ins Sortiment zu nehmen. Vielmehr 
sollten bei der Beschaffung Kriterien für zerti-
fizierten Fisch genutzt werden (z. B. des un-
abhängigen MSC-Siegels oder des Natur-
land-Siegels). 

 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.fischbestaende-on-

line.de/  
6.6 Palm(kern)öl/ Sojaöl 
Produkte ohne Palm(kern)öl/ Sojaöl werden 
bevorzugt. Bei Verwendung von 
Palm(kern)öl/ Sojaöl und Palm(kern)öl/ So-
jaöl-enthaltenden Produkten stammen diese 
aus zertifizierten Quellen. 

     

6.7 Trinkwasser 
Bereitstellung von leitungsgebundenem 
Trinkwasser in Karaffen (Hierbei sind die 
ständige frische Befüllung der Karaffen sowie 
das zeitgerechte Abräumen und Spülen der 
Karaffen [Glas] sicherzustellen.); im Falle der 
Bereitstellung weiterer Kaltgetränke Verwen-
dung von Mehrwegflaschen 

     

6.8 Umweltfreundliche Papierprodukte 
Einsatz umweltfreundlicher Papierprodukte  
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. Produkte mit dem Blauen Engel 

DE-UZ 65 „Ungebleichte Koch- und 
Heißfilterpapiere“ sowie Servietten 
und Küchenrollen mit dem Blauen 
Engel DE-UZ 5 „Hygiene-Papiere 
aus Altpapier“) 

     

Unverträglichkeiten und Allergien      
6.9 Beschriftung  
Beschriftung von Gerichten, damit Allergie 
oder Unverträglichkeiten auslösende Speisen 
klar erkennbar sind 

     

6.10 Unterweisung des Personals für das 
Catering 
auf Unterweisung des für das Catering zu-
ständigen Personals hinweisen 

     

Vermeidung von Lebensmittel- und sonstigen Abfällen 
6.11 Bedarfsgerechte Mengen bestellen/ 
zubereiten 
bedarfsgerechte Mengen an Speisen bestel-
len bzw. zubereiten 

     

6.12 Bedarfsgerechte Mengen anbieten 
nicht alle zubereiteten Speisen präsentieren, 
sondern nach Bedarf nachlegen 

     

6.13 Geschirr, Besteck und Gläser 
Verwendung von Mehrweggeschirr, Mehr-
wegbesteck und Gläsern 

     

6.14 Lebensmittelverpackungen 
Einsatz von Verpackungen, durch die Abfälle 
vermieden oder verringert werden 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. Wahl großer Gebinde (jedoch 

     

https://www.fischbestaende-online.de/
https://www.fischbestaende-online.de/
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/koch-und-heissfilterpapiere
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/koch-und-heissfilterpapiere
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/koch-und-heissfilterpapiere
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/hygiene-papiere-toilettenpapier-kuechenrollen-taschentuecher
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/hygiene-papiere-toilettenpapier-kuechenrollen-taschentuecher
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/hygiene-papiere-toilettenpapier-kuechenrollen-taschentuecher
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sicherstellen, dass dadurch nicht 
mehr Lebensmittelabfälle entstehen), 

- insbesondere bei Milch und Zucker 
auf Kleinverpackungen verzichten  

6.15 Beschriftung am Buffet 
Beschriftung der Speisen am Buffet (Vermei-
dung von „Fehlgriffen“) 

     

6.16 Personal einbeziehen 
Sensibilisierung des Ausgabepersonals, z. B. 
Ausgabe kleinerer Mengen, gezieltes Nach-
legen von Speisen 

     

6.17 Übrig gebliebene Speisen 
Weitergabe von übrig gebliebenen Speisen 
an gemeinnützige Organisationen, z. B. an 
Tafeln, soweit die geltenden Hygienevor-
schriften das zulassen. 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- „Leitfaden für die Weitergabe von Le-

bensmitteln an soziale Einrichtungen 
– Rechtliche Aspekte“ des Bundes-
ministeriums für Ernährung und 
Landwirtschaft 

- Ggf. Bereitstellung von "Beste-
Reste-Boxen" gegen Ende der Ver-
anstaltung, damit Gäste die Möglich-
keit haben, übrig gebliebene Speisen 
vom Büfett mitzunehmen 

     

Abfalltrennung      
6.18 Küchenabfälle 
getrennte Sammlung von Küchenabfällen  

     

6.19 Altes Speiseöl aus Fritteusen 
getrennte Sammlung von altem Speiseöl aus 
Fritteusen 

     

Catering-Dienstleistungsunternehmen 
6.20 Qualitätsstandards 
bei der Wahl des Catering-Dienstleistungsun-
ternehmens auf die Einhaltung der Qualitäts-
standards der Deutschen Gesellschaft für Er-
nährung (DGE) vom November 2020 achten 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.jobundfit.de/dge-quali-

taetsstandard/ 

     

 
  

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/LeifadenWeitergabeLebensmittelSozEinr.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/LeifadenWeitergabeLebensmittelSozEinr.html
https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/Broschueren/LeifadenWeitergabeLebensmittelSozEinr.html
https://www.jobundfit.de/dge-qualitaetsstandard/
https://www.jobundfit.de/dge-qualitaetsstandard/
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Checkliste 7:  
Abfallmanagement 
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Abfallvermeidung      
7.1 Verpackungsmaterial am Konferenzort 
Verpackungsabfälle minimieren, z. B. durch 
den Einsatz von Mehrwegverpackungen und 
Bestellung in Großgebinden, sofern der In-
halt aufgebraucht wird 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Blauer Engel DE-UZ 27 „Mehrweg-

Transportverpackungen“ 

     

7.2 Rücknahme und Wiederverwendung 
Rücknahmesysteme und Wiederverwendung 
z. B. für Namensschilder  

     

7.3 Einsatz von Recyclingmaterial 
Einsatz von recyclingfähigen Produkten und 
Verpackungen aus Recyclingmaterial, z. B. 
Recyclingkarton bei Kartonverpackungen 

     

Abfalltrennung      
7.4 Getrennte Abfallsammlung 
Aufstellen von Abfallinseln für getrennte Ab-
fallsammlung, vor allem für die Fraktionen 
Papier, Biomüll, Glas und Leichtverpackun-
gen sowie deutliche Beschriftung (insbeson-
dere bei internationalen Veranstaltungen) 

     

7.5 Information 
Information über das Trennsystem an alle 
Lieferantinnen und Lieferanten und die Be-
treibergesellschaft.  
Wichtig: Reinigungsfirma einbeziehen 

     

7.6 Rücknahme von Verpackungen 
Verpflichtung der Lieferantinnen und Liefe-
ranten, Verpackungen zurückzunehmen 

     

Entsorgung      
7.7 Verpackungsabfälle 
Entsorgung der Verpackungsabfälle entspre-
chend dem Verpackungsgesetz 

     

7.8 Verwertung der übrigen Abfälle 
Verwertung der übrigen getrennt gesammel-
ten Abfälle (Papier, Biomüll etc.) eigenverant-
wortlich nach den Vorgaben des Kreislauf-
wirtschaftsgesetzes und der Gewerbeabfall-
verordnung  

     

7.9 Beseitigung der Restabfälle 
Beseitigung der Restabfälle über öffentlich-
rechtliche Entsorgungsträger nach den Vor-
gaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und 
der Gewerbeabfallverordnung 

     

 
  

https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/gewerbe-kommune/mehrweg-transportverpackungen
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/gewerbe-kommune/mehrweg-transportverpackungen
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Checkliste 8:  
Umgang mit Wasser 
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Wasserverbrauch      
8.1 Sparsamer Verbrauch 
sparsamer Umgang mit Wasser, z. B. Ein-
satz von wassersparenden Geräten in Kü-
chen und Kantinen 

     

8.2 Information 
Anbringen von Schildern mit Hinweisen zu 
wassersparenden Vorrichtungen in Sanitär-
räumen, um auch das Bewusstsein der Teil-
nehmenden anzusprechen 
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Checkliste 9:  
Gastgeschenke und Werbematerialien 
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Allgemein      
9.1 Keine Gastgeschenke 
Keine Beschaffung von Gastgeschenken und 
Give-aways 

     

Produktauswahl, falls Beschaffung 
im Einzelfall erforderlich 

     

9.2 Umweltfreundliche und sozial verträg-
liche Produkte 
umweltgerecht und sozial verträglich herge-
stellte Geschenke und Give-aways verwen-
den;  
Beschaffung von Gastgeschenken und Give-
aways, die das Umweltzeichen „Blauer En-
gel“ oder das Europäische Umweltzeichen 
tragen bzw. deren Kriterien erfüllen. Existiert 
für das zu beschaffende Produkt oder die 
Dienstleistung kein Umweltzeichen, sind Um-
weltkriterien anderweitig zu recherchieren. 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.blauer-engel.de/ 

http://ec.europa.eu/environ-
ment/ecolabel/index_en.htm 

- https://www.beschaffung-info.de 
- http://www.nachhaltige-beschaf-

fung.info/DE/Home/home_node.html  
- https://www.kompass-nachhaltig-

keit.de/  

     

9.3 Lebensmittel 
wenn Lebensmittel als Gastgeschenke oder 
Give-aways beschafft werden: Verwendung 
von saisonalen, ökologisch angebauten und 
umweltschonend transportierten oder fair ge-
handelten Produkte (https://www.fairtrade-
deutschland.de/) 

     

9.4 Kugelschreiber und Bleistifte 
Bevorzugt werden Druckkugelschreiber und 
Bleistifte aus Pappe / Pappmaschee.  
alternativ: unlackierte Bleistifte bzw. Druck-
Kugelschreiber aus Holz aus nachhaltiger 
Forstwirtschaft 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Blauer Engel DE-UZ 200 „Schreibge-

räte und Stempel“ 
- bei Holz: FSC oder PEFC 

     

9.5 Rucksäcke/ Beutel 
Rucksäcke und Beutel aus umweltfreundli-
chen Materialien 
Eine sinnvolle Weiterverwendung nach den 
Veranstaltungen sollte möglich sein. 
 

     

http://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
http://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
https://www.beschaffung-info.de/
https://www.beschaffung-info.de/
http://www.nachhaltige-beschaffung.info/DE/Home/home_node.html
http://www.nachhaltige-beschaffung.info/DE/Home/home_node.html
https://www.kompass-nachhaltigkeit.de/
https://www.kompass-nachhaltigkeit.de/
https://www.fairtrade-deutschland.de/
https://www.fairtrade-deutschland.de/
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/papier-druck/schreibgeraete-stempel
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/papier-druck/schreibgeraete-stempel
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9.6 Spezialitäten aus Deutschland 
Überreichen deutscher Spezialitäten, z. B. 
aus biologischem Anbau 

     

9.7 Blumen (als Geschenk, oder Blumen-
schmuck) 
saisonale und umweltschonend transportierte 
Blumen oder Blumen aus Fairem Handel ver-
schenken/ verwenden 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- https://www.fairtrade-deutschland.de/  

     

 
  

https://www.fairtrade-deutschland.de/
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Checkliste 10:  
Organisation, Kommunikation und Evaluation 
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Organisation      
10.1 Zentrale Informationsstelle für Nach-
haltigkeitsaspekte 
Ansprechperson benennen, die den Mitarbei-
tenden, die mit der Vorbereitung von Veran-
staltungen beauftragt sind, bei konkreten 
Fragen zum Thema Nachhaltigkeit fachliche 
Unterstützung gewähren kann 

     

Kommunikation der Ziele und Maßnahmen  
10.2 Kommunikation nach außen 
umfassende Öffentlichkeitsarbeit: das Ziel, 
die Veranstaltung nachhaltig durchzuführen, 
zusammen mit den vorgesehenen Maßnah-
men frühzeitig öffentlich kommunizieren (z. 
B. mit der Einladung, auf der Konferenzweb-
site oder Konferenz-App) 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- siehe z. B. https://unfccc.int/cop-

23/sustainable-conference mit zahl-
reichen Beispielen und weiteren Hin-
weisen 

     

10.3 Kommunikation intern 
Information der Mitarbeitenden vor Ort über 
nachhaltigkeitsbezogene Maßnahmen und 
Einbeziehung in die Umsetzung der Maßnah-
men (z. B. Zuständigkeiten festlegen, Perso-
nalschulung) 

     

10.4 Kommunikation auf der Veranstal-
tung 
Information der Teilnehmenden über Nach-
haltigkeitsaspekte der Veranstaltung (z. B. 
Banner aufstellen, in Pausen auf Präsentati-
onsflächen anzeigen) 

     

10.5 Geschultes externes Personal 
Schulung von externem Personal bei Aus-
schreibungen fordern 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Personal vor Ort müssen Grundzüge 

des Nachhaltigkeitskonzeptes ver-
mittelt werden.  

     

Evaluation      
10.6 Dokumentation 
qualitative und quantitative Wirkungsmes-
sung zu durchgeführten Maßnahmen 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Daten erfassen (z. B. Abfallmengen, 

Papier- und Materialverbrauch, Ver-
kehrsaufkommen etc.) 

     

https://unfccc.int/cop-23/sustainable-conference
https://unfccc.int/cop-23/sustainable-conference
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- Wahrnehmung und Zufriedenheit von 
Akteuren, Referentinnen und Refe-
renten und Teilnehmenden mittels 
Bewertungsbögen (möglichst elektro-
nisch) nach der Veranstaltung erfas-
sen  

10.7 Auswertung 
Auswertung der erhobenen Daten 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Ermittlung der verursachten Treib-

hausgasemissionen  
- Erfolge aufzeigen 
- Verbesserungsmöglichkeiten für zu-

künftige Veranstaltungen ableiten 

     

10.8 Kommunikation der Ergebnisse 
Kommunikation der ausgewerteten Daten 
(vor allem bei großen Veranstaltungen) 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- transparente Berichterstattung z. B. 

mit EMAS-Umwelterklärung, über 
Konferenzwebsite 
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Checkliste 11:  
Barrierefreiheit 
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Barrierefreiheit      
11.1 Barrierefreiheit von Dokumenten 
bei Versendung auf die Barrierefreiheit der 
Dokumente achten, ebenso auf Websites 

     

11.2 Maßnahmen für Personen im Roll-
stuhl 

     

rollstuhlgängige WC-Anlagen  
 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Breite 155-220 cm (bei einseitiger 

oder beidseitiger Anfahrmöglichkeit 
der WC-Schale), Tiefe 215 cm, Be-
wegungsfläche Durchmesser 150 
cm, Haltegriffe, Stützklappgriff, unter-
fahrbares Waschbecken, Sitzhöhe 
46 cm, Unterkante des Spiegels 
max. 85 cm. 

     

Vermeidung von Stufen und hohen Niveau-
unterschieden, Gebäude mit rollstuhlgängi-
gen Aufzügen; transportable Rampen und 
Treppenschrägaufzüge nur als Notlösung 

     

breite Wege, Gänge und Türdurchgänge  
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
Wege u. Gänge mit Mindestbreite von 120 
cm (lichte Breite). Die mindeste Durchgangs-
breite beträgt 70 cm. 

     

Vermeidung von Dreh- und Schwingtüren als 
einzige Zugangsmöglichkeit 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Radius unter 300 cm = Limit 

     

leichtgängige Türen mit genügend Freifläche 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Freifläche von min. 120 cm vor und 

nach der Tür 

     

Bewegungsfläche für Rollstühle vorsehen  
 
Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Min. 150 cm Durchmesser (Für viele 

Rollstuhlfahrende ist ein Durchmes-
ser von 110 cm noch ausreichend.)   

     

geeignete Sitz- und Stellplätze vorsehen 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Raum für Rollstuhlstellplätze, mög-

lichst in der Nähe des Ausgangs, 
Sitzplatz neben Rollstuhlplatz für Be-
gleitperson, bei fixer Bestuhlung de-
klarierte Rollstuhlstellplätze 
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bequem erreichbare Bedienelemente 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Höhe der Bedienelemente sollte 85 

cm nicht überschreiten. 

     

Unterfahrmöglichkeiten bei Tischen, Wasch-
becken usw.; bei Buffettischen auch geringe 
Tiefe beachten 

     

geeignete Fluchtwege      
geeignete PKW-Stellplätze im Nahbereich 
der Eingänge 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Breite min. 350 cm 

     

Zubringerdienste       
11.3 Maßnahmen für Personen mit Gehbe-
hinderung 

     

kurze Wege      
Sitzmöglichkeiten auf Wegen in regelmäßi-
gen Abständen 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- in Abständen von 100 m 

     

gleitsichere Böden; kein Kiesel o. ä.      
fester Schmutzfangbelag      
leichtgängige Türen       
erforderliche Breite für Gänge, Türen, Stufen, 
Handläufe 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- zwischen 70 cm (min.) und 90 cm, 

bei Mehrpunktgehstöcken min.  
100 cm, Stufen mit 30 cm Breite und 
max. 16 cm Höhe, ohne vorstehende 
Kanten, gleitsicherer Belag, Handlauf 

     

Sitze mit Armstützen      
11.4 Maßnahmen für Personen mit Sehbe-
hinderung und blinde Personen 

     

Vermeidung von Hindernissen auf Wegen      
kontrastreiche Kennzeichnung nicht vermeid-
barer Hindernisse 

     

Markierung von Stufenkanten      
gute Beleuchtung      
gut erkennbare und ertastbare Leit- und Ori-
entierungssysteme 

     

große, gut sichtbare und ertastbare Symbole 
und Aufschriften 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- Bedienungselemente,  

z. B. im Aufzug 

     

verständliche akustische Informationen 
 

Handlungsanleitung/ Bezugsquelle: 
- z. B. Gong als Ankunftsanzeige im 

Aufzug 

     

Unterlagen in Großdruck      
seitliche Abgrenzungen der Zugangswege      
ertastbare Bodenleitlinien      
Zutritt für Blindenführhunde      
Unterlagen in Brailleschrift      
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11.5 Maßnahmen für Personen mit Hörbe-
hinderung und Gehörlose 

     

Blinkanlagen für Gefahrenfälle und deren Er-
kennbarkeit 

     

Bereitstellung geeigneter Höranlagen, -ge-
räte, Untertitel bei Filmen o. ä. 

     

Gebärdensprachdolmetscherinnen und -dol-
metscher 
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Checkliste 12:  

Gender-Mainstreaming 
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Gender-Mainstreaming      
12.1 Geschlechtergerechte Sprache 
geschlechtergerechte schriftliche und mündli-
che Formulierungen (im Sinn des Kabinetts-
beschlusses vom Juni 1999) 

     

12.2 Ausgewogenheit der Geschlechter  
auf Ausgewogenheit der Geschlechter unter 
den Vortragenden und weiteren Personen 
mit aktiver Rolle (z. B. für Moderation) ach-
ten, Panels paritätisch besetzen 

     

Vereinbarkeit      
12.3 Kinderbetreuung  
nach Bedarf Kinderbetreuung vor Ort oder in 
unmittelbarer Nähe anbieten (Bedarf vor Ver-
anstaltungsbeginn bei Teilnehmenden und 
Aktiven abfragen) 
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Checkliste 13:  

Virtuelle und hybride Veranstaltungen 
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Virtuelle und hybride Veranstaltungen 
13.1 Endgeräte 
Einsatz möglichst energieeffizienter Endge-
räte 

     

13.2 Auflösung 
Einstellung einer datensparenden Auflösung 
(wo möglich und sinnvoll)  

     

13.3 LAN oder W-LAN nutzen 
Teilnahme an Videokonferenzen über LAN, 
W-LAN und nicht über Mobilfunk 

     

13.4 Video-Ausgabe abschalten 
Soweit möglich und für die Veranstaltung 
sinnvoll: Video-Ausgabe abschalten (Spre-
cher schaltet Video an, Zuhörer schalten das 
Video aus.) 

     

13.5 Virtuelle Teilnahme ermöglichen 
Bei hybriden Veranstaltungen insbesondere 
Speakern, die eine weite Anreise hätten, die 
virtuelle Teilnahme ermöglichen, um die 
Emissionen zu reduzieren. 

     

13.6 Verhaltenshinweise an Teilnehmende 
Wichtig: Verhaltenshinweise an die Teilneh-
menden geben 
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Anhang 2 
Vergabekriterien des Umweltzeichens „Blauer Engel“ für veranstaltungsrele-
vante Produkte und Dienstleistungen 

Papierprodukte 
Hygienepapiere (UZ 5) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/hygiene-papiere-toilettenpa-
pier-kuechenrollen-taschentuecher 
Recyclingpapier und -karton (UZ 14a)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/papier-druck/grafische-papiere-und-kartons-
aus-100-altpapier-recyclingpapier-und-karton-neu  
Fertigerzeugnisse aus Recyclingpapier (UZ 14b)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/papier-druck/fertigerzeugnisse-aus-recyc-
lingpa-pier-neu 
Recyclingkarton (Schreibwaren) (UZ 56)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/pa-pier-druck/recyclingkarton-ordner-mappen 
Koch- und Heißfilterpapiere (UZ 65)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/koch-und-heissfilterpapiere  
Druckerzeugnisse (UZ 195)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/pa-pier-druck/druckereien-und-druckerzeug-
nisse (bis 31.12.2021) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/papier-druck/druckereien-und-druckerzeug-
nisse-neu  
Wasch- und Reinigungsmittel 
Handgeschirrspül- und Reinigungsmittel (UZ 194)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/handgeschirrspuel-und-reini-
gungsmittel-neu 
Maschinengeschirrspülmittel (UZ 201)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/maschinengeschirrspuelmittel  
Waschmittel (UZ 202)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/waschmittel  
Shampoos, Seifen und Duschgele (UZ 203)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/shampoos-duschgele-und-sei-
fen-und-weitere-sogenannte-rinse-off-abspuelbare-kosmetikprodukte  
Fahrzeuge/Mobilität 
Kommunalfahrzeuge (UZ 59a)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/gewerbe-kommune/kommunalfahrzeuge 
Omnibusse (UZ 59b) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/omnibusse  
Carsharing (UZ 100) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/car-sharing  
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Verpackung/Entsorgung 
Mehrwegflaschen und -gläser (UZ 2)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/ge-werbe-kommune/mehrwegflaschen-und-
glaeser  
Mehrweg-Transportverpackungen (UZ 27)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/gewerbe-kommune/mehrweg-transportverpa-
ckungen 
Produkte aus Recycling-Kunststoffen (UZ 30a)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/recyclingkunststoffe-z-b-ab-
fallsae-cke-muelltonnen-bueroartikel-162  
Mehrwegbechersysteme (UZ 210)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/ge-werbe-kommune/mehrwegbechersysteme 
 
Einrichtung, Kleidung, Alltagsgegenstände 
Möbel und Lattenroste aus Holz (UZ 38)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/emissionsarme-moebel-und-lat-
ten-roste-aus-holz-und-holzwerkstoffen  
Polstermöbel (UZ 117) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/polstermoebel 
Textilien (UZ 154) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/textilien 
Schreibgeräte und Stempel (UZ 200) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/pa-pier-druck/schreibgeraete-stempel 
 
Bauprodukte 
Lacke, Lasuren und Grundierungen (UZ 12a)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/lacke-lasuren-und-grundierun-
gen- neu 
Tapeten (UZ 35) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/tapeten 
Plattenförmige Werkstoffe (UZ 76) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/plattenfoermige-werkstoffe  
Wandfarben (UZ 102) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/wandfarben-159 
Bodenbelagsklebstoffe (UZ 113)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelagsklebstoffe-158  
Elastische Bodenbeläge (UZ 120)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-elastisch  
Dichtstoffe (UZ 123) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/dichtstoffe-165 
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Textile Bodenbeläge (UZ 128)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-textil  
Verlegeunterlagen (UZ 156) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/verlegunterlagen 
Bodenbeläge, Paneele und Türen aus Holz und Holzwerkstoffen (UZ 176) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/bodenbelaege-paneele-tueren-
aus-holz-werkstoffen 
Innenputze (UZ 198) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/bauen-heizen/innenputze-161 
 
Chemikalien, Reinigung 
Sanitärzusätze für Campingtoiletten (UZ 84a)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/sanitaerzusaetze-fuer-cam-
ping-toiletten 
Stoffhandtuchspender (UZ 77)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/gewerbe-kommune/system-stoffhandtuchrol-
len-im-stoffhandtuchspender-neu 
Händetrockner (UZ 87) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/ge-werbe-kommune/haendetrockner 
 
Elektrogeräte 
Staubsauger (UZ 188) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/staubsauger 
Gartengeräte (UZ 206) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/all-tag-wohnen/gartengeraete 
 
Informations- und Kommunikationstechnik (IKT)  
Computer und Tastaturen (UZ 78) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/computer-und-tastaturen  
Steckdosenleisten (UZ 134)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/steckdosenleisten  
Datenträger-/Aktenvernichter (UZ 174)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/datentraeger-aktenvernichter  
Tonermodule (UZ 177) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/pa-pier-druck/tonermodule 
Drucker und Multifunktionsgeräte (UZ 205 bis 31.12.2021 und UZ 219)  
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/drucker-und-multifunktionsge-
raete 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/drucker-und-multifunktionsge-
raete-neu  
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Telefonanlagen und schnurgebundene Voice-over-IP-Telefone (UZ 220) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/telefonanlagen-und-schnurge-
bundene-voice-over-ip-telefone-neu 
Server und Datenspeicherprodukte (UZ 213) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/server-und-datenspeicherpro-
dukte 
Klimaschonende Colocation-Rechenzentren (UZ 214) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/klimaschonende-colocation-re-
chenzentren 
Ressourcen- und energieeffiziente Softwareprodukte (UZ 215) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/elektrogeraete/ressourcen-und-energieeffizi-
ente-softwareprodukte  
 
Sonstiges 
Streumittel (UZ 13) 
https://www.blauer-engel.de/de/produktwelt/alltag-wohnen/salzfreie-abstumpfende-streu-
mittel-neu  
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Anhang 3 
 
Vergabekriterien des Europäischen Umweltzeichens für veranstaltungsrele-
vante Produkte und Dienstleistungen 
 
Weitere Informationen zum Europäischen Umweltzeichen und den Vergabekriterien sind 
unter https://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm und https://www.eu-ecola-
bel.de/ zu finden. 
 

Beherbergungsbetriebe Kultursubstrate, Bodenverbesserer und Mulch 

Bettmatratzen Maschinengeschirrspülmittel 

Bodenbeläge auf Holz-, Kork- und Bambus-
basis 

Maschinengeschirrspülmittel für den in-
dustriellen und institutionellen Bereich 

Druckerzeugnisse Möbel 

Fernsehgeräte Papiererzeugnisse, weiterverarbeitet 

Gebäudereinigungsdienste Personal-, Notebook- und Tabletcomputer 

Grafisches Papier, Hygienepapier und  
Hygienepapierprodukte 

Reinigungsmittel für harte Oberflächen 

Handgeschirrspülmittel Rinse-off-Kosmetikprodukte 

Hartbeläge Textilerzeugnisse 

Hygienepapier Waschmittel 

Innen- und Außenfarben und -lacke Waschmittel für den industriellen und institutio-
nellen Bereich 

Kopierpapier und grafisches Papier  

 

https://ec.europa.eu/environment/ecolabel/index_en.htm
https://www.eu-ecolabel.de/
https://www.eu-ecolabel.de/
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